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Blick in die Schatten

Wäßrig und unstet ist der Blick des Menschen und der Kreatur. Er
schweift umher, er zuckt zurück und meidet die Begegnung. Selbst wenn
das Auge starrt und sich zu festigen sucht unter Krämpfen, so wird es
umgetrieben und verletzt von der Wucht der Zwischenräume, der
Perspektiven, von wechselnden Schatten und flüchtendem Licht und
endlich vernichtend getroffen vom Gegenstand.

Wie sollte es da anders sein, als daß der menschliche Verstand ein
Fehlgriff ist und irren muß in jeder Konsequenz. Nur unter einem
großen Aufwand an Verlusten und einem Überaufgebot an Schmerz und Leid
läßt sich der Trugschluß beständiger Beschaffenheit, zunehmender
Veredlung und anwachsender Reife des menschlichen Geschlechts gegen
die bessere Erfahrung aufrechterhalten.

Warum, du Wurm, greifst du in die Schatten und suchst den Halt im
abschüssigen Moder der Sümpfe? Fürchtest du das Treffen mit jenen, die
du nicht kennst oder ihre Furchtlosigkeit, dir zu begegnen, gerade
weil sie um deinen Irrtum wissen?

Ihre Schattenblick-Redaktion


11. Mai 2018
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WALD/266: Hambacher Forst - Zusammenhalt und Stetigkeit ... (Michael Zobel)


4 Jahre Waldspaziergänge - Muttertag 2018

von Michael Zobel, 15.05.2018



Guten Tag zusammen,

Dienstag, 15. April 2018, zwei Tage nach dem Muttertags-Spaziergang im
Hambacher Wald.

Dauerregen, schlechter Wetterbericht, und trotzdem waren 180 kleine und
große TeilnehmerInnen am Treffpunkt, 11 Monate bis 80 Jahre, aus der
näheren Umgebung bis Indonesien...

Nach dem Waldspaziergang ist vor dem Waldspaziergang, im Moment gibt es
fast täglich Führungen für unterschiedlichste Gruppen, von privaten
Wandervereinen bis zu Kirchengruppen, diverse Schulklassen und
Lehrerkollegien. Zusammen mit den 49 monatlichen Sonntagsspaziergängen sind
wir jetzt bei sagenhaften 12969 TeilnehmerInnen angekommen, weit mehr, als
bei RWE in den Tagebauen und den Kraftwerken arbeiten...

DANKE an die BesucherInnen und ganz besonders DANKE an die Waldschützer im
Hambi, die seit mehr als sechs Jahren für den Erhalt des Waldes kämpfen.
Wir alle zusammen werden auch die nächste Rodungssaison verhindern.

DANKE an Eva und Antje, an Todde und Andreas, das Küchenkollektiv und all
die anderen HelferInnen, ohne Euch wären die Waldspaziergänge und die
anderen Aktionen rund um das Thema Braunkohle-IrRWEg nicht zu einer solchen
Erfolgsgeschichte geworden

DANKE an den BUND, der durch seinen hartnäckigen und kompetenten
juristischen Kampf den ersten Rodungsstopp seit 40 Jahren erst möglich
gemacht hat, DANKE Dirk.

Keine Zeit zum Atemholen, nach wie vor gilt, nach der Führung ist vor der
Führung...

Wir machen weiter, wir kommen wieder, bitte die Werbetrommel rühren. Der
Wald braucht uns mehr denn je. Wir haben die Rodungssaison 2017/2018
verhindert, es darf kein Baum mehr fallen!

Sonntag, 10. Juni, 50. Sonntags-Waldspaziergang im Hambacher Wald


Treffpunkt 11.30 Uhr.

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das werden
wir natürlich auch kurzfrstig mitteilen!!!!!!!

Wahrscheinlich ist es wie in den Vormonaten das Kieswerk Collas... oder
Manheim, das entscheidet sich kurzfristig...

Anmeldung und weitere Infos per Mail info@zobel-natur.de

Antjes Petition braucht nach wie vor Unterschriften, jetzt sind es 68755,
da geht noch was... bitte unterzeichnen, weiterleiten..., danke [1].

Wer Todde's Film "Reise in die Unterwelt" noch nicht gesehen hat:

https://vimeo.com/240797566

Aktuelle Informationen aus dem Hambacher Wald auf:

https://hambacherforst.org/

Mehr Informationnen zum Thema:

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

Viele Aktivitäten rund um den Tagebau Garzweiler:

https://www.facebook.com/KreativGegenKohle/




Die nächsten Sonntagsspaziergänge 10. Juni, 15. Juli...

Verhindert weitere Rodungen, rettet den Rest des Hambacher Waldes!

Danke für Ihre/Eure Unterstützung,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus,
Todde Kemmerich und viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einsetzen



[1] Petition für den Erhalt des Hambacher Waldes:

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 15. Mai 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2018 
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KOHLEALARM/432: Klimakampf und Kohlefront - Wirklichkeitsverschiebung de jure ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 16. Mai 2018

Tagebau Hambach: Land NRW enteignet BUND - Umweltschützer kündigen
hartnäckigen Widerstand an



Düsseldorf, 16. Mai 2018 | Das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch
die Bezirksregierung Arnsberg, hat laut einer heutigen Pressemitteilung
ein Grundstück des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
zugunsten der RWE AG zwangsenteignet. Das BUND-Grundstück liegt im
Braunkohlentagebau Hambach, unmittelbar nördlich der alten Trasse der
Autobahn A4.

"Es ist ungeheuerlich, dass wir aus den Medien erfahren müssen, dass die
Bezirksregierung Arnsberg den Grundabtretungsbeschluss zu unseren Lasten
gefällt hat", sagte Dirk Jansen, Geschäftsleiter des BUND NRW in einer
ersten Reaktion. "Wir bedauern sehr, dass sich die Bezirksregierung
Arnsberg wieder einmal als Erfüllungsgehilfe für die Bergbauinteressen des
Kohlekonzerns RWE erweist." Bis zur Stunde [16.5.2018 - 16.15 Uhr] wurde
der Grundabtretungsbeschluss dem BUND nicht übermittelt. "Dieses Vorgehen
ist nicht hinzunehmen, weshalb wir über unseren Anwalt bereits bei der
Bezirksregierung unser Befremden bekundet haben."

Die Bezirksregierung gibt laut Pressemitteilung vor, dass dem
Grundabtretungsbeschluss eine Gesamtabwägung aller maßgeblichen Belange
vorangegangen sei und im Ergebnis ein Gemeinwohlinteresse für diesen
Grundrechtseingriff gegeben sei.

"Das grenzt an Realitätsverweigerung", kritisiert der BUND-Bergbauexperte
Jansen. Es gebe kein Vorhaben, dass stärker gegen das Wohl der
Allgemeinheit verstoße, als ein Braunkohlentagebau. Zur Sicherung der
Energieversorgung sei die Braunkohle heute überflüssig, sodass ohne die
Fortführung des Tagebau Hambach die Lichter in NRW nicht ausgingen.
Braunkohle sei zudem der klimaschädlichste aller Energieträger und trage
maßgeblich dazu bei, dass Deutschland sein Klimaschutzziel 2020 verfehlen
wird. Zudem isei die Gewinnung der Braunkohle mit zahlreichen
irreversiblen Eingriffen in Natur, Landschaft und Gewässer verbunden.

"Es ist daher im Interesse des Gemeinwohls, möglichst schnell aus der
Braunkohle auszusteigen, anstatt nach dem Motto 'nach uns die Sintflut'
weiter zu baggern", sagte Jansen. Die technisch durchaus mögliche 
Nicht-Inanspruchnahme des BUND-Grundstücks würde für RWE einen Kohleverlust von
etwa 400 Millionen Tonnen Kohle bringen.

Gleichzeitig kündigte Jansen an, dass sich der BUND mit allen juristischen
Mitteln gegen die Zwangsenteignung wehren werde. Gestärkt sehen sich die
Umweltschützer durch das von ihnen erstrittene Urteil des
Bundesverfassungsgerichts von 2013, wonach die Zwangsenteignung eines 
BUND-Grundstücks für den Tagebau Garzweiler für verfassungswidrig erklärt
wurde.


Mehr Infos zum Enteignungsverfahren unter:

https://www.bund-nrw.de/themen/mensch-umwelt/braunkohle/hintergruende-und-publikationen/braunkohlentagebaue/hambach/bund-enteignung

 * 
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RAUBBAU/115: Fracking nicht mit uns - Schleichwege der Politik ... (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 15. Mai 2018

Wirtschaftsminister auf Abwegen

BUND kritisiert Äußerungen zu Fracking in Niedersachsen scharf



Der BUND Niedersachsen kritisiert die jüngsten Einlassungen von
Wirtschaftsminister Bernd Althusmann zum Fracking in Niedersachsen, die er
als Antwort auf eine Anfrage der Grünen gegeben hat. "Mit seiner Idee,
hierzulande möglicherweise Frackingbohrungen für unkonventionelle
Lagerstätten zuzulassen, hat der Minister einen denkbar schlechten Einstieg
in die Energiepolitik gewählt", stellt Dorothea Steiner, Mitglied im
Vorstand des BUND Niedersachsen, fest. "Kein anderes Bundesland nutzt die
Möglichkeiten für 'Probebohrungen zu Forschungszwecken', die als Hintertür
in das Gesetz von 2016 eingebaut wurden." Dafür gebe es gute Gründe:
Fracking in Lagerstätten wie Schiefergestein oder Kohleflöze berge das
Risiko erheblicher Bodenschäden - bis hin zu Erdbeben - und gefährde das
Grundwasser. Deswegen seien im Gesetz selbst bei Probebohrungen erhebliche
Hürden vorgesehen.

"Die von Althusmann erwähnte umweltverträgliche Frack-Technologie gibt es
nicht", betont Steiner. "Das zeigen alle Erfahrungen, die wir bisher in
Niedersachsen gemacht haben." Der BUND befürchtet, dass dem
Wirtschaftsminister etwas Anderes am Herzen liegt: Fracking zur besseren
Erschließung konventioneller Lagerstätten aus Sandsteinschichten, das so
genannte Tightgas. "Die Erdgasindustrie möchte hier seit Jahren
'Impulsfracks' niederbringen, denn die tiefe Lagerung des Sandsteins in bis
zu 4.000 m erfordert einen hohen hydraulischen Druck", so Steiner. Die
Risiken bleiben bestehen.

Der BUND fordert den Minister auf, anstatt weiter auf klimaschädliches
fossiles Erdgas zu setzen, sich im Bund dafür einsetzen, die
Rahmenbedingungen für erneuerbare Energien zu verbessern. "Gerade ein
windreiches Land wie Niedersachsen würde davon profitieren", so Steiner.
"Dass eine naturverträgliche Versorgung mit 100 % erneuerbaren Energien
möglich ist, hat der BUND mit seinem aktuellen Energieszenario 2050 für
Niedersachsen dargelegt."




Das BUND-Energieszenario finden Sie unter:

www.bund-niedersachsen.de/publikationen

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) ist bundesweit
mit mehr als 500.000 Mitgliedern, Spendern und Förderern der größte
Umweltverband Deutschlands. In Niedersachsen zählt der Verein rund 33.000
Mitglieder und Förderer. Der Verein ist vom Staat als Umwelt-/Naturschutzverband anerkannt. Der BUND versteht sich als die treibende
gesellschaftliche Kraft für eine nachhaltige Entwicklung in Deutschland.
Die Vision: ein zukunftsfähiges Land in einer zukunftsfähigen und
friedfertigen Welt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.05.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/431: Klimakampf und Kohlefront - nicht einmal Neutralität ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14.05.2018

Ehrliche Ausstiegsdiskussion statt Kohle-Lobby-Kommission

GRÜNE LIGA lehnt Tillich und Platzeck als Kommissionsvorsitzende ab



Berlin, 14.05.2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA lehnt Stanislaw Tillich
(CDU) und Matthias Platzeck (SPD) als Ko-Vorsitzende der geplanten
Kommission zu Strukturwandel und Kohleausstieg ab. Berichten zufolge will
die Bundesregierung am 16. Mai die Zusammensetzung der Kommission
beschließen.

"Die Arbeit der Kommission müssen von allen Beteiligten anerkannte
Persönlichkeiten leiten, die vorher nicht einseitig Partei ergriffen haben.
Wer Platzeck und Tillich zu Vorsitzenden machen will, der plant eine 
Kohle-Lobby-Kommission. Beide ehemaligen Ministerpräsidenten wissen nicht wie man
Klimaziele erreicht, sondern nur wie man sie blockiert und verzögert." sagt
René Schuster, Bundesvorsitzender der GRÜNEN LIGA, der Platzeck in den
Gründungsjahren um 1990 noch angehört hatte.

Schuster weiter: "Wir Lausitzer kennen Platzeck als den Politiker, der das
Wort seines Vorgängers brach und weitere Dörfer der Kohle opfern wollte.
Zehn Jahre Zukunftsangst und Unsicherheit in der betroffenen Region gehen
auf sein Konto. Die Diskussion eines Plan B hat er stets verweigert. Es
wäre absurd, ihn genau diese Diskussion jetzt leiten zu lassen. Letztlich
macht die jahrelange Blockade des Klimaschutzes durch die Braunkohleländer
eine Kommission des Bundes zum Kohleausstieg überhaupt erst notwendig."

Die GRÜNE LIGA widerspricht damit der Darstellung von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD), Matthias Platzeck könne
Konsens und habe als ehemaliger Landesumweltminister den Klimaschutz im
Blick. Die folgende unvollständige Auflistung ruft Platzecks Verhältnis zu
Kohle und Konsens zusammengefasst in Erinnerung:

- Platzecks Zeiten als Brandenburgischer Umweltminister ging bereits vor 20
Jahren zu Ende, seine Zeit als Ministerpräsident (2002 bis 2013) war nicht
durch umweltpolitische Impulse gekennzeichnet.

- Er setzte sich persönlich beim EU-Kommissionspräsidenten für die
Abbaggerung der Lacomaer Teichlandschaft ein, als diese im Jahr 2006 wegen
des europäischen Naturschutzes auf der Kippe stand. Eine Folge dieses
Engagements: Brandenburg verfehlte sein Klimaziel für das Jahr 2010
aufgrund der hohen Braunkohleverstromung.(1)

- 2007 versuchte Platzeck den Kohlelobbyismus seiner Regierung als
Klimaschutz zu tarnen, wollte Brandenburg zum "Innovationslabor" für
Kohlekraftwerke mit CO2-Abscheidung machen.(2) In der Realität stellte
seine Regierung gleichzeitig einen Bundesratsantrag auf Besserstellung der
Braunkohle beim Emissionshandel.(3)

- Vielen Lausitzern bleibt Platzeck als der "Landesvater" in Erinnerung,
der ihre Dörfer dem Kohlekonzern opfern wollte. Das Wort seines Vorgängers
Stolpe, das Horno das letzte umzusiedelnde Dorf sei, hat Matthias Platzeck
gebrochen. Seine Regierung ließ untersuchen, wo man überall noch baggern
und umsiedeln könnte, die entsprechende Studie der TU Clausthal kam im März
2007 nur über einen leak ans Licht der Öffentlichkeit(4). Dadurch unter
Zugzwang, stellte Platzeck die Pläne für drei konkrete neue Tagebaue gleich
in einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem damaligen Tagebaubetreiber
Vattenfall vor(5). Politische Unterschiede zwischen Landesregierung und
Kohlekonzern waren während Platzecks gesamter Amtszeit als
Ministerpräsident nicht wahrnehmbar.

- Als das Bündnis "Keine neuen Tagebaue" Platzeck aufforderte, sich der
Initiative in einer öffentlichen Podiumsdiskussion zu stellen(6), kniff der
Regierungschef, der zuvor in Presse und Landtag gegen die Kohlekritiker
polemisiert hatte. Die Verweigerung eines sachlichen Dialogs soll ihn nun
als Moderator qualifizieren?

- In einem Interview verteidigte Platzeck die Braunkohle mit dem Satz "Ob
wir in Brandenburg unsere Kraftwerke schließen, hat auf das Weltklima
ungefähr so viel Auswirkungen, als ob in China ein Sack Reis umfällt."(7)
Wird das jetzt zum Credo der geplanten Kommission?

- Spätestens 2012 war klar, dass es das "saubere Kohlekraftwerk" mit
CO2-Abscheidung in Deutschland nicht geben wird. Den von vielen Seiten
(etwa vom Nachhaltigkeitsbeirat des Landes) geforderten Plan B zu
diskutieren, hat Platzeck bis zum Ende seiner Amtszeit verweigert.




Fußnoten:

(1) Die 2002 beschlossene "Energiestrategie 2010" wollte Brandenburgs
CO2-Emissionen bis 2010 wenigstens auf 53 Millionen Tonnen senken (S. 47).
Es wurden 3 Millionen mehr (Klimagasinventur 2011 für das Land Brandenburg,
S. 8), Der Tagebau Cottbus-Nord (Abbaggerung des FFH-Gebietes Lakomaer
Teiche) steuerte dazu ca. 5,8 Millionen Tonnen bei.

(2) Brandenburg setzt weiterhin auf Braunkohle. Tagesspiegel, 28. März 2007

(3) u.a. Brandenburg will der Kohle einen Vorteil verschaffen, 20cent, 4.
April 2007, S. 5

(4) Kohle-Irrsinn 23 Dörfer sollen weg, BILD Berlin-Brandenburg, 29. März
2007. S. 11

(5) Pressemitteilung der Staatskanzlei vom 18. September 2007

(6) u.a. Gespräch über die Braunkohle verlangt, Neues Deutschland,
24.11.2007

(7) u.a. Platzeck verteidigt Braunkohle-Strom, 20cent, 4. März 2008, S. 4

 * 
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RAUBBAU/114: Fracking nicht mit uns - am Ende also doch ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 14. Mai 2018

BBU: Althusmanns Fracking-Vorstoß ist ein Angriff auf die Umwelt



(Bonn, Hannover, 14.05.2018) Auf scharfe Kritik des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) ist der Vorstoß des
niedersächsischen Wirtschaftsministers Bernd Althusmann gestoßen,
Probebohrungen unter Anwendung der Fracking-Technik im Schiefergestein
zuzulassen. Der Umweltverband wirft dem CDU-Politiker vor, die
gefährliche Gasfördermethode ohne Rücksicht auf die mit dieser Technik
verbundenen erheblichen Umweltschäden etablieren zu wollen. Der BBU
fordert von der niedersächsischen Landesregierung, Althusmanns
Fracking-Plänen umgehend einen Riegel vorzuschieben.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Noch im Koalitionsvertrag von SPD und CDU in Niedersachsen stand das
Bekenntnis 'Der Schutz des Trinkwassers hat für uns absoluten Vorrang
vor wirtschaftlichen Interessen'. Mit seiner Fracking-Offensive zeigt
Althusmann, dass dies für ihn nur Lippenbekenntnisse sind. Denn gerade
aus den USA ist bekannt, dass Fracking zu erheblichen
Grundwasserkontaminationen führen kann. Hinzu kommen Gefahren durch
Erdbeben und durch die Verpressung des Lagerstättenwassers aus
Fracking-Bohrungen in den Untergrund. Um den Gaskonzernen den Einstieg
in die Fracking-Technik im Schiefergestein in Deutschland zu
ermöglichen, wirft Althusmann zudem juristische Nebelkerzen. So ist
seine Aussage irreführend, ein pauschaler Ausschluss von Probebohrungen in
unkonventionellen Lagerstätten sei rechtlich fragwürdig. Denn die von der
Bundesregierung beschlossene Fracking-Gesetzgebung besagt, dass diese
Erprobungsmaßnahmen der Zustimmung der jeweiligen Landesregierung bedürfen.
Legt die Landesregierung fest, dass die öffentlichen Interessen Umwelt- und
Gesundheitsschutz absoluten Vorrang haben, können Anträge auf 
Fracking-Probebohrungen im Schiefergestein problemlos abgelehnt werden. Doch genau
dies will Althusmann nicht."

Für den BBU ist es zudem befremdlich, dass der niedersächsische
Umweltminister Olaf Lies, der während seiner Zeit als früherer
Wirtschaftsminister Fracking im Sandstein (Tight-Gas-Reservoirs)
durchgesetzt hat, nun die Rolle des Althusmann-Kritikers spielt, während
Ministerpräsiden Stephan Weil schweigt. Denn die Kritik von Lies bleibt
folgenlos, wenn sich die niedersächsische Landesregierung nicht klar und
öffentlich gegen Althusmanns Fracking-Vorstoß positioniert. Der BBU fordert
daher die niedersächsische Landesregierung und den Ministerpräsidenten Weil
auf, ihr Schweigen aufzugeben und Althusmanns Fracking-Plänen eine klare
Absage zu erteilen.



Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die
gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.
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PROFIL/100: Alicia Kozameh - Ihr Leben als politische Aktivistin und ihre Zeit im Exil (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 143, 1/18

Sprünge zurück ins Leben

Alicia Kozameh: Ihr Leben als politische Aktivistin und ihre Zeit im
Exil

von Sophie König



Die argentinische Schriftstellerin Alicia Kozameh stellte im
November 2017 ihren autobiographischen Roman "259 Sprünge" in Wien
vor. Erna Pfeiffer, die Übersetzerin dieses und vieler anderer
Werke von Kozameh, dolmetschte an diesem Abend aus dem argentinischen
Spanisch, während die Schauspielerin Lisa Furtner die deutsche
Übersetzung las. Die Veranstaltung wurde von der Frauen*solidarität in
Kooperation mit der Messe Buch Wien und der
Schriftsteller_innenvereinigung PEN-Club organisiert.

Die ersten Sprünge sind unfassbar kurz. Meist nur ein paar Zeilen
- mehr konnte Alicia Kozameh anfangs nicht schreiben. Es war
unmöglich, intensiver an diese Zeit, in der sie politisch verfolgt
wurde und sogar Morddrohungen erhalten hatte, zurückzudenken. Alles
wand sich in ihr. Alleine schon kurze Augenblicke der Erinnerung an
Gefängnis und Folter taten schrecklich weh. Es tat so sehr weh, dass
die Autorin zu Beginn jedes Mal panisch von ihrem Schreibtisch
aufspringen und Abstand zu den zermürbenden Gedanken gewinnen musste.
Auch wenn es schwer war, mit dem Schreibprozess das Erlebte ein Stück
weit wieder aufleben zu lassen, "musste es auf Papier gebracht
werden", so Alicia Kozameh. 20 Jahre lang konnte sie nicht über ihre
Zeit im Exil schreiben; die Zeit, die sie nach 1980 bzw. dann
endgültig von 1988 bis heute in Kalifornien und Mexiko verbracht hat.
Erst der zeitliche Abstand und der eingehende Reflexionsprozess
ermöglichten ihr,
"259 Sprünge" zu verfassen.


Zerrissenheit in Worte gefasst

Die sprunghaft anmutende Schreibweise wirkt, als würde der Roman nur
so funktionieren, eine durchgehende Erzählform ist schier
unvorstellbar. In ihrem Interview mit Meriem Ait Oussalah vom
Radiokollektiv der Women on Air schildert die Autorin die Entstehung
der "Sprünge": Sie seien keineswegs geplant gewesen, sondern erst im
Prozess des Schreibens entstanden. Auffallend ist außerdem, dass der
Text immer dichter, die Absätze länger, die Erzählungen ausführlicher
werden. Möglicherweise, weil sich Alicia Kozameh an das Thema gewöhnt
hat und durch das Reflektieren während des Schreibens so etwas wie
eine persönliche Aufarbeitung des Geschehenen möglich war. Trotz der
kurzen Ausführungen zu Beginn - die verdichteten "Sprünge" wirken wie
in sich schlüssige Kurzgedichte - hat die Geschichte Kontinuität.

Kontinuität haben auch die Sprünge in Alicia Kozamehs Leben. Sie
begleiten sie und strukturieren ihren Alltag. Ganz gleich, ob es die
Fahrten zu ihren Lesungen sind oder ihr Weg zur Arbeit - die Sprünge
wiederholen sich und werden zu Routine. Aber auch jedes neue Buch oder
jede neue Seite eines Buches sei ein Sprung, erzählt die
Argentinierin. "Der letzte Sprung, der wird mein Tod sein", davon ist
sie überzeugt. Alicia Kozameh schafft es, auf fragmentarische Art und
Weise ihre eigene Zerrissenheit in Worte zu fassen. Wie es wohl
gewesen sein muss, als linke Aktivistin in der politischen Opposition
Repressalien und Morddrohungen erfahren zu haben? Welche Gräueltaten
Alicia Kozameh im Sótano (Keller), dem Frauengefängnis der
Polizeidirektion von Rosario, Argentinien, erlebt haben muss? Wie es
sich anfühlt, die eigene Heimat verlassen zu müssen und in ein Land zu
fliehen, in dem es notwendig ist, Englisch - die Sprache der "anderen"
- zu sprechen?


Aufarbeitung des Erlebten

"259 Sprünge" ist aber nicht der einzige Roman, in dem Kozameh ihre
Erfahrungen als politische Gefangene aufarbeitet. "259 Sprünge" folgt
thematisch dem Roman "Pasos bajo el agua" ("Schritte unter Wasser"),
der ebenso einen Rückblick auf ihre Zeit als politisch verfolgte,
gefangene und menschenunwürdiger Behandlung ausgesetzte Frau
darstellt. Ihr aktuellstes Werk trägt den Titel "Bruno regresa
descalzo" (übersetzt: "Bruno kehrt ohne Schuhe zurück") und erschien
bisher nur auf Spanisch.

"Bruno regresa descalzo" ist ebenso wie die beiden anderen Werke ein
Roman mit autobiographischen Einflüssen - anders als zuvor erzählt
Kozameh hier aber aus der Ich-Perspektive die Geschichte eines
fiktiven Compañeros. Sie setzt sich in ihrem neuen Buch mit der Frage
auseinander, wie Männer ihre Erfahrungen als politische Dissidenten
verarbeiten. Im Radiointerview mit Meriem Ait Oussalah erinnert sie
sich an Situationen, in denen Männer im Gefängnis härterer Gewalt
ausgesetzt waren als Frauen. Heute, Jahrzehnte später, erlebt Alicia
Kozameh, dass Männer ihren Schmerz gegenüber dem Geschehenen nicht
ausdrücken können und im Missbrauch von Alkohol einen Ausweg suchen.

Gehen Männer anders mit dem Erlebten als politisch Verfolgte und
Gefangene um als Frauen? Die politische Aktivistin stellt selbst immer
wieder fest, wie sehr sie unter der nicht nur physischen Gewalt
während der Militärdiktatur gelitten hat und dass sie die Erinnerungen
auch noch lange Zeit danach mit sich herumschleppte.

Die Zeit im Gefängnis prägte Alicia Kozameh. Über diesen
Lebensabschnitt zu reflektieren war lange nicht möglich. Unermüdlich
versucht(e) sie, wieder Fuß zu fassen in diesem neuen, ihrem Leben.
Mit "259 Sprünge" ist ihr das ein Stück weit gelungen.


Leben / Werk

Alicia Kozameh engagierte sich in den 1970ern und 1980ern als
politische Aktivistin und war deshalb politischer Verfolgung,
Gefangenschaft und sogar Folter ausgesetzt. Nach insgesamt drei Jahren
im berüchtigten Frauengefängnis Sótano in ihrer Geburtsstadt Rosario
und in der Haftanstalt Villa Devoto in Buenos Aires wurde sie im Zuge
einer Weihnachtsamnestie am 24. Dezember 1978 freigelassen. Da Kozameh
weiterhin Repressalien ausgesetzt war, blieb ihr keine andere Wahl,
als ins Exil zu gehen - zuerst nach Kalifornien, später nach Mexiko.
1984 kehrte sie wieder nach Argentinien zurück, um 1988 aufgrund von
erneuten Drohungen ihre Heimat endgültig zu verlassen. Heute lebt
Alicia Kozameh in Los Angeles und lehrt an der Chapman University
Kalifornien Kreatives Schreiben.

Auch wenn Alicia Kozamehs Romane starke autobiographische Züge
aufweisen, haben ihre Texte immer auch fiktionalen Charakter. Kozameh
nimmt uns mit in eine Zeit voller traumatischer Erlebnisse und
politischem Aktivismus. Sie lässt uns aber gleichzeitig Hilflosigkeit
und Hoffnung spüren. "259 Sprünge" jedenfalls pendelt sich ein
zwischen lyrischer Hoffnung und melancholischer Resignation und zeigt:
Es lohnt sich zu kämpfen.


ANMERKUNG:

Die Lesung und Diskussion fand am 10. November 2017 im
Alois-Wagner-Saal des C3 - Centrum für Internationale Entwicklung
- statt. Organisiert wurde die Veranstaltung von der
Frauen*solidarität in Kooperation mit Buch Wien und PEN-Club.


LESETIPP:

Kozameh, Alicia (2017): 259 Sprünge (Salto Immortale inbegriffen).
Wien: Löcker Verlag. Zahlreiche Bücher von Alicia Kozameh befinden
sich im Bestand der Frauen*solidarität in der C3-Bibliothek für
Entwicklungspolitik. Viele davon in ihrer spanischen
Originalfassung.

http://www.centrum3.at/bibliothek/home/


HÖRTIPP:

Das Interview mit Alicia Kozameh wurde am 7. November 2017 im Rahmen
der Sendereihe Globale Dialoge der Women on Air auf Radio Orange 94.0
ausgestrahlt. Jederzeit nachhörbar unter www.noso.at


ZUR AUTORIN:

Sophie König studiert im Master-Studiengang Gender Studies und
ist Praktikantin bei der Frauen*solidarität.

 * 

Quelle:

frauen*solidarität Nr. 143, 1/2018, S. 34-35

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - feministisch-entwicklungspolitische

Informations- und Bildungsarbeit,

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauen*solidarität erscheint viermal im Jahr.

Preis pro Heft: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.
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LESUNG/4072: Stuttgart - Wetterleuchten, Schloss Solitude stellt vor, Simar Preet Kaur, 30.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 18.45 Uhr

Akademie Schloss Solitude stellt vor

Simar Preet Kaur

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung und Gespräch,

Lesung: Irene Baumann

Moderation: Joana Leite



Die Artikel und erzählenden Essays von Simar Preet Kaur sind in
zahlreichen Publikationen erschienen, darunter Commonwealth Writers
und National Geographic Traveler. Sie begann als
Reiseschriftstellerin und gab bis 2013 in Mumbai JetWings heraus, ein
Luftlinienmagazin. Dann zog sie in den Himalaja und ließ sich zur
Lastwagenbeifahrerin ausbilden. Dieses Jahr ist sie Stipendiatin der
Akademie Schloss Solitude, wo sie an ihrem ersten Buch arbeitet.
Dieses Buch erzählt die Geschichte einer Straße durch den Himmel,
welche das Vorgebirgsland des Himalajamassivs mit der hochgelegenen
Region Ladakh verbindet. Truckerfahrer transportieren dort in den
fünf Monaten, welche die Straße im Jahr offen ist, Zement, Öl, Waren
des täglichen Bedarfs und Touristen. Mit ihrer Lesung erzählt sie vom
Juni in jener Landschaft.

Im Rahmen des Städtepartnerschaftstags am 30.06.18 und der
Städtepartnerschaft Mumbai-Stuttgart.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4071: Stuttgart - Wetterleuchten, Frédéric Pajak, Ungewisses Manifest, 30.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 16.45 Uhr

Ungewisses Manifest

Frédéric Pajak

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung und Gespräch,

Moderation und Übersetzung: Ruth Gantert



Frederic Pajaks "Manifeste incertain" ist ein ambitioniertes
Buchprojekt, das insgesamt 9 Bände umfassen wird. Der Autor
verschränkt darin Text und Bild zu einem bedrückend schönen
Gesamtkunstwerk. Die Bände verschmelzen in loser Reihenfolge
persönliche Erinnerungen des Autors mit den Schicksalen historischer
Personen. Im ersten Band des "Ungewissen Manifests" (Verlag edition
clandestin) wechselt die Erzählung hin und her zwischen Pajaks
Erinnerungen an seine Kindheit und Jugendzeit und der Beschreibung
verschiedener Episoden im Leben Walter Benjamins in den 1930er
Jahren. Frederic Pajak, geboren 1955, ist ein
französisch-schweizerischer Schriftsteller, Zeichner und Herausgeber.
Ruth Gantert, geboren 1967, leitet zur Zeit die dreisprachige
Literaturzeitschrift "Viceversa".

Mit freundlicher Unterstützung von Pro Helvetia, Schweizer
Kulturstiftung

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4070: Stuttgart - Wetterleuchten, Albertine Sarrazin, Der Ausbruch, 30.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 15.30 Uhr

Der Ausbruch - Albertine Sarrazin

Claudia Steinitz

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung und Gespräch,

Moderation: Florian Höllerer

Lesung: Chantal Busse



Zum ersten Mal nicht in einer Einzelzelle, teilt Anick Damien mit
Dirnen, Diebinnen und verlausten Analphabetinnen schreibend den
Alltag in Frauenknästen in Frankreich. Unter allen sticht Maria
heraus, mit ihr plant sie minutiös den Ausbruch und richtet sich
damit immer wieder auf, das Mantra ihres ebenso inhaftierten Ehemanns
im Ohr: "Wir sind allein, mein Schatz. Ganz allein". Claudia
Steinitzs Neuübersetzung (INK Press) von "Der Ausbruch" ("La Cavale")
zeigt ein Panoptikum, das realisieren lässt - hier geht es um unser
eigenes Menschsein. Albertine Sarrazin wurde 1937 geboren. Sie wächst
zunächst als Adoptivkind in einem bürgerlichen Elternhaus auf. Die
Teenagerjahre verbringt sie in Besserungsanstalten, ein Raubüberfall
bringt sie ins Gefängnis. Mit 19 gelingt ihr die Flucht und sie lernt
ihren Mann kennen. 1964 schreibt sie "L'Astragale" ("Astragalus") und
wird, von Simone de Beauvoir entdeckt, schlagartig berühmt.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4069: Stuttgart - Wetterleuchten, Re Soupault, Nur das Geistige zählt. Vom Bauhaus in die Welt, 30.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 15.00 Uhr

Nur das Geistige zählt. Vom Bauhaus in die Welt

Re Soupault

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung

Lesung: Irene Baumann



Bublitz, Kolberg, Bauhaus Weimar, Berlin, Paris, Tunesien,
Nord-Mittel-Südamerika, New York, das sind nur einige Stationen in Re
Soupaults Leben als Bauhaus-Schun, Avantgarde-Filmerin,
Modejournalistin, Modemacherin, Fotografin, Übersetzerin, Studentin
bei Karl Jaspers und Schriftstellerin. Einen Teil ihrer Erinnerungen
verfasste sie schon in den 1970er Jahren als Briefe. Dieser erste
Teil der Erinnerungen (Verlag Das Wunderhorn) reicht von den 1910er
Jahren bis 1949. Mit ihrem unbestechlichen, klaren Blick beschreibt
sie eine durch zwei Weltkriege geprägte Welt im Umbruch. Gleichzeitig
ist ihr Text ein einmaliger Blick auf das kulturelle Leben der
europäischen Avantgarde. Bis kurz vor ihrem Tod 1996 arbeitete sie an
der Fortschreibung ihrer Biographie.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4068: Stuttgart - Wetterleuchten, Ion Luca Caragiale, Humbug & Variationen, Literaturperformance, 30.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 14.00 Uhr

Humbug & Variationen - Ion Luca Caragiale

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Literaturperformance,

Kuratorin: Frederike Wiechmann

Lesung: Vorlesepaten, Ramon Schmid



Ion Luca Caragiale (1852-1912) galt wegen seiner tiefen Verwurzlung
in der rumänischen Sprache lange Zeit als unübersetzbar. Die deutsche
Übersetzung von Eva Ruth Wemme ist im Frühling beim Verlag Guggolz
erschienen. Mit seinen Erkundungen in die feinsten psychologischen
Verästelungen, seinem Abtauchen in die tiefsten menschlichen
Niederungen und die abgelegensten sprachlichen Milieus hat Caragiale
ein umfassendes Bild seiner Mitmenschen und deren sozialen
Verflechtungen geliefert, wie es sie heute nicht mehr gibt. Steigen
Sie in den Paternoster, hören und entdecken Sie Unbändiges,
Feinsinniges und Urkomisches in allerkürzesten Leseschnipseln! ...
weitere Kabinenperformance um 15.30 Uhr

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4067: Stuttgart - Wetterleuchten, Ketino Bachia, "Nanuli - Bittere Bonbons", 30.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 11.15 Uhr

Nanuli - Bittere Bonbons

Ketino Bachia

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung



Nach siebzig Jahren als Teil der Sowjetunion, nach
Bürgerkriegsjahren, Unabhängigkeitsbestrebungen und Krieg mit
Russland wächst in Georgien heute eine neue Generation heran, die
auch in der Literatur neue Töne anschlägt. Dreizehn Autorinnen geben
Einblicke in ihr Land und seine Geschichte. Sie entwerfen teils
üppige, teils verstörende, immer aber sinnliche Bilder, die im Sinne
des magischen Realismus verschiedene Realitäten miteinander ins Spiel
bringen - farbenprächtige Bilder von Lebensentwürfen einer
Gesellschaft, die im Begriff ist, sich neu zu finden. Alle Autorinnen
- darunter Nino Haratischwili, Tamta Melaschwili und Ketino Bachia -
sind nach 1970 geboren. Ketino Bachia studierte Englische Philologie
und Literatur in Tbilissi. 1996 emigierte sie nach Deutschland und
studierte in Freiburg Katholische Theologie. Ihre Erzählung "Nanuli"
aus "Bittere Bonbons" (Verlag edition fünf) handelt vom Ankommen in
Deutschland.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1153: Stuttgart - Wetterleuchten, Lea Dohle, Paperrazza zeichnet Portraits, Livezeichnen, 30.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 14.00 Uhr

Paperrazza zeichnet Portraits

Lea Dohle

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Livezeichnen



Paperrazza zeichnet in wenigen Minuten und mit reduzierten
Pinselstrichen ein kleines Portrait ihres Gegenübers. Dabei geht es
nicht um ein realgetreues Abbild einer Person, sondern um die
grafische Abstraktion und Übersetzung in eine andere Bildsprache. Die
schwarzweißen Portraits, die mit japanischer Tusche auf hochwertigem
Papier entstehen, erinnern an klassische Polaroid-Fotografien. Jede
Zeichnung ist ein Schnappschuss, die man als Erinnerung mit nach
Hause nimmt. Die Stuttgarter Illustratorin Lea Dohle hat an der
Kunstakademie Stuttgart Kommunikationsdesign studiert und arbeitet
freischaffend im Atelier Schlecker. Sie illustriert für verschiedene
Magazine und Unternehmen, wie die Wirtschaftswoche und ZEIT Online.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/605: Stuttgart - Wetterleuchten, Preis für Literarisch Ambitionierte Kleinverlage, 30.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 20.00 Uhr

Baden-Württembergischer Preis für Literarisch Ambitionierte
Kleinverlage

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Preisverleihung und Lesung

Preisübergabe: Ministerin Theresia Bauer MdL
Lesung: Chantal Busse, Patrick Suhm



Das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst
Baden-Württemberg verleiht im Jahr 2018 wieder einen Preis für
literarisch ambitionierte Kleinverlage in Baden-Württemberg. Damit
würdigt das Land Verlegerinnen und Verleger, die mit kleinen und
unabhängigen Betrieben die Buch- und Lesekultur durch anspruchsvolle
Vorhaben bereichern. Kunstministerin Theresia Bauer wird den mit
12.500 Euro dotierten Preis überreichen. Sprecher*innen der
Hochschule für Musik Stuttgart stellen das Verlagsprogramm in einer
eigens für diesen Anlass komponierten Textcollage vor. Stoßen Sie im
Anschluss mit uns auf den Preisträger an!

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





AFRIKA/696: Burundi - Referendum gefährdet Frieden


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Umstrittenes Referendum in Burundi (17.5.) - Schwerer Rückschlag
für Demokratie und Frieden in Ostafrika



Göttingen, den 17. Mai 2018 - Als schweren Rückschlag für Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und Frieden in Ostafrika hat die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) das heutige Referendum in Burundi bezeichnet,
mit dem Staatspräsident Pierre Nkurunziza auf lange Jahre seine
Herrschaft sichern will. "Burundi dreht mit dem Volksentscheid die
Uhren Afrikas zurück in die Zeit der Diktatoren. Mit Staatsterror
erzwingt der Präsident die vermeintliche Zustimmung des Volkes. Das
ist eine fatale Abkehr von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, um
durch die Hintertür seine Alleinherrschaft zu festigen", kritisierte
der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Donnerstag in Göttingen.
Nachdrücklich warnte die Menschenrechtsorganisation vor den Folgen
des Referendums für den Frieden zwischen den ethnischen Gruppen der
Hutu und Tutsi, die bei völkermordartigen Auseinandersetzungen in den
1990er-Jahren mehr als 300.000 Menschen verloren.

Der seit dem Jahr 2005 regierende Staatspräsident hat das Referendum
angesetzt, um auch nach Ablauf seiner dritten Amtszeit im Jahr 2020
weitere zwei Amtsperioden bis zum Jahr 2034 mit absoluter Macht
regieren zu können. Trotz des Terrors von Sicherheitskräften und der
wegen ihrer Gewaltexzesse gefürchteten Jugendorganisation
Imbonerakure der Regierungspartei haben 26 oppositionelle Parteien
zum Boykott des Referendums aufgerufen.

Seit der Eskalation des Streits um Nkurunzizas absolute Herrschaft im
Oktober 2016 sind in Burundi rund 1.700 Menschen politisch
motivierter Gewalt zum Opfer gefallen, mehr als 480
Regierungskritiker verschwanden süurlos, mehr als 8.500 Menschen
wurden willkürlich verhaftet und 550 Fälle von Folter im Gewahrsam
der Sicherheitskräfte registriert. 430.000 Menschen sind vor der
Gewalt aus dem Kleinstaat mit elf Millionen Einwohnern geflohen,
weitere 200.000 Personen sind im Land auf der Flucht.

"Dieser Volksentscheid ist auch eine Abkehr von dem im Jahr 2000
unterzeichneten Friedensabkommen von Arusha, mit dem der
siebenjährige blutige Bürgerkrieg beendet wurde. Dieser Vertrag
regelte auch den regelmäßigen Regierungswechsel zwischen Hutu und
Tutsi", berichtete Delius und warnte: "Nkurunziza setzt den Frieden
in seinem Land aufs Spiel, wenn er den Machtausgleich zwischen Hutu
und Tutsi willkürlich zugunsten der Hutu verändert."

Darüber hinaus kritisierte die GfbV den Missbrauch von Religion durch
den evangelikalen Präsidenten, um seine Macht langfristig zu sichern.
Nkurunziza bekennt sich zu einer Glaubensgemeinschaft wiedergeborener
Christen (Eglise du Rocher), die ihn als Retter Burundis verehren.
Seine Ehefrau ist Pastorin dieser Kirche in der Hauptstadt Bujumbura.
Dank seines Einflusses konnte sich diese evangelikale Bewegung stark
im ganzen Land verbreiten. Zwar ist Burundi offiziell ein
laizistischer Staat, doch Minister sind gut beraten, wenn sie
sonntags die Messe der Ehefrau des Staatspräsidenten besuchen, um bei
ihrem Ehemann nicht in Ungnade zu fallen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/904: Adbusting weist den Weg zum Militärlobby-Verein "Freundeskreis Deutsches Heer" (Kein Metall)


Künstler*innengruppe "Kein Metall" - 16. Mai 2018

Adbusting weist den Weg zum Militärlobby-Verein "Freundeskreis Deutsches
Heer"



Bereits vor zwei Wochen musste der Förderkreis Deutsches Heer mitansehen,
wie das Streetart-Kollektiv "Kein Metall" direkt vor dem Sitz des
Netzwerkes Werbung das Treiben der Militär-Mafia kommentierte.

Neues Adbusting zur Rüstungslobby

Damals kam ganz schnell die Polizei, um die künstlerische Kritik an den
Militär-Lobbyist*innen mittels Zerstörung zu verhindern. Nun hat die
Gruppe "Kein Metall" nachgelegt: Seit gestern Nacht prangt in der
Werbevitrine direkt vor dem Haupteingang des Lindenkorsos an der Ecke
Friedrichstraße/Unter den Linden, wo die Heeres-Freunde ihren Sitz haben,
ein neues Adbusting.

Roter Pfeil zeigt Militärlobby

Ein dicker roter Pfeil weist die vorbeikommenden Passant*innen auf den
Eingang des Gebäudes hin. Der Text dazu lautet: "Mehr Waffenexporte? Mehr
Militärausgaben? Dafür sind wir da! Ihr Förderkreis Deutsches Heer". Im
Pfeil steht der Kurzlink bit.ly/lobbyheer, der auf eine Analyse zur Rolle
des Förderkreis Deutsches Heer verweist.


Mehr Infos:

Analyse zur Rolle des Förderkreises Deutsches Heer:

bit.ly/lobbyheer

Mehr Infos zum Adbusting gegen Militär:

http://maqui.blogsport.eu/2018/02/19/was-ist-adbusting/

 * 

Quelle:

Künstler*innengruppe "Kein Metall"

E-Mail: fdh@riseup.net
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6072: Stuttgart - Wetterleuchten, J. Bauer, K. Bittermann, In Stiefeln durch Stuttgart, mit Hut durch Berlin, 30.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18. 19.15 Uhr

In Stiefeln durch Stuttgart, mit Hut durch Berlin

Joe Bauer, Klaus Bittermann

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung



Joe Bauer und Klaus Bittermann lesen einträchtig nebeneinander und
ergänzend, aus ihren Büchern (Verlag edition Tiamat) vor, in denen
sie von ihren Streifzügen durch ihre Wohnorte Stuttgart und Berlin
berichten, mit Witz, Understatement und philosophischen
Abschweifungen. Joe Bauer, Jahrgang 1954, schreibt für die
Stuttgarter Nachrichten die Kolumne "Joe Bauer in der Stadt" und
zieht mit "Joe Bauers Flaneursalon" durch die Stadt. Klaus
Bittermann, 1952 geboren, wuchs im fränkischen Kulmbach auf, wurde
der Schule verwiesen, wanderte nach Nürnberg aus und lebt seit 1981
als Verleger und Autor in Berlin.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6071: Stuttgart - Wetterleuchten, Stanislaw Strasburger, Der Geschichtenhändler, 30.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 18.00 Uhr

Der Geschichtenhändler

Stanislaw Strasburger

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung und Gespräch,

Moderation: Jörg Armbruster



Mirek ist ein junger Geophysiker, den es am Ende des zwanzigsten
Jahrhunderts beruflich nach Syrien verschlägt. Doch sein Job ist öde.
Fasziniert von der Umgebung, sammelt er sein Geld zusammen und
kündigt die Gassuche in der Wüste auf. Von nun an lebt er in
Billighotels in Aleppo, Damaskus und dem jordanischen Akaba.
Irgendwann stößt er darauf, dass sein polnischer Name auf Arabisch
gelesen (also von rechts nach links) Kerim lautet - der Barmherzige.
Doch was heißt das schon, wenn der sagenumwobene Kalif Harun
al-Raschid ein Hotelboy ist, und es eine Verlobte nur gibt, damit man
etwas zu erzählen hat? "Der Geschichtenhändler" (Secession Verlag)
liefert Momentaufnahmen aus der Zeit kurz vor den Konflikten, die
heute die Region und die Berichterstattung hierzulande dominieren.
Stanislaw Strasburger, 1975 in Warschau geboren, lebt als
Schriftsteller, Journalist und Kulturmanager zwischen Köln, Warschau
und Beirut.

Eintritt frei
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LESUNG/6070: Stuttgart - Wetterleuchten, 13 Schundromane, 30.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 16.15 Uhr

13 Schundromane

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung

Lesung: Ursi Anna Aeschbacher, Patrick Suhm



13 Autor*innen haben sich für eine Hommage an den Schundroman (Verlag
Die Brotsuppe) zusammengetan. Alle hatten längstens zehn Tage Zeit
zum Schreiben und herausgekommen sind nervenraubende, gruselige,
schleimige, zarte, angsteinflössende und auch happy endende
Geschichten. Vorgelesen wird aus Schundroman 1 "Eine wie keine": Ach
du Schreck, da liegt Winnie Grok! Wer wollte die dreibeinige Tänzerin
tot? Echsenkommissar Exekiel Weck setzt alles daran, den Mord zu
klären - und verfällt, bevor er's merkt, den üppigen Reizen des
Tanztheaters. Autor Raul Rabbassi stammt aus einer Familie von
Tierpräparatoren, sollte selbst ein solcher werden, doch entschied
sich gegen diesen Weg. Schundroman 2 "Die Frau ohne Gedächtnis":
Hunger wird von einem Auto überfahren. Sie verliert ihr Gedächtnis.
Erst langsam kehren die Erinnerungen zurück. Autorin Modesty Maissen
hatte ein sehr gefährliches Leben, bis sie die Nerven verlor. Seither
schreibt sie Hörspiele, Drehbücher und Romane. Und geht jeden Morgen
fischen.

Mit freundlicher Unterstützung von Pro Helvetia, Schweizer
Kulturstiftung
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LESUNG/6069: Stuttgart - Wetterleuchten, Julia Weber, Immer ist alles schön, 30.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 14.15 Uhr

Immer ist alles schön

Julia Weber

Veranstaltungsreihen: Wetterleuchten, zwischen/miete-spezial

Lesung und Gespräch, 

Moderation: Sandra Potsch, Elena Oehrlich



Das Leben sei eine Wucht, sagt Anais' Mutter, und dass sie gerne noch
ein Glas Wein hätte. Denn es hält ihren Sehnsüchten nicht stand, das
Leben, und die Männer halten ihrer Liebe nicht stand. Anais und ihr
Bruder Bruno versuchen sich und die Mutter zu schützen vor der
Außenwelt, die in Gestalt von Mutters Männern mit Haaren auf der
Brust in der Küche steht. Oder in Gestalt eines Mannes vom Jugendamt,
der viele Fragen stellt, und in Gestalt einer Nachbarin, die im
Treppenhaus lauscht. Julia Weber, 1983 in Moshi (Tansania) geboren,
studierte am Schweizerischen Literaturinstitut in Biel und lebt in
Zürich. 2012 hat sie den Literaturdienst gegründet
(www.literaturdienst.ch ). Ihr preisgekrönter Debütroman "Immer ist
alles schön" ist im Limmat Verlag erschienen.

Mit freundlicher Unterstützung von Pro Helvetia, Schweizer
Kulturstiftung
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LESUNG/6068: Stuttgart - Wetterleuchten, Saskia Hennig von Lange, Hier beginnt der Wald, 30.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 13.00 Uhr

Hier beginnt der Wald

Saskia Hennig von Lange

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung und Gespräch,

Moderation: Robert Willrich



Der Namenlose der Erzählung "Hier beginnt der Wald" (Verlag Jung und
Jung) soll einen Lastwagen voll Umzugsgut in eine andere Stadt
bringen. Doch was harmlos beginnt, entwickelt sich bald zu einer
abenteuerlichen Flucht: vor sich selbst und seinen
Kindheitserinnerungen, aber vor allem vor seiner Frau und ihrem
gemeinsamen, ungeborenen Kind. Nach einem Unfall verkriecht er sich
im Wald. Hier kommt es zu einer Begegnung, die ihn herausfordert und
mit sich selbst konfrontiert - und auch den Leser nicht unberührt
zurücklässt. Geboren 1976 lebt Saskia Hennig von Lange in Frankfurt.
Sie forscht und arbeitet an der Justus-Liebig-Universität Gießen zum
Verhältnis von Bild, Rahmen und Körper in der spätmittelalterlichen
Kunst.
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LESUNG/6067: Stuttgart - Wetterleuchten, James Tiptree JR, Helligkeit fällt vom Himmel, 30.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 12.30 Uhr

Helligkeit fällt vom Himmel

James Tiptree JR

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung

Lesung: Jürgen Schütz



Eine Novafront zieht an dem entlegenen kleinen Planeten Damiem vorbei
und lockt einen bunten Haufen Besucher an: Forscher, Touristen,
Heilung Suchende und einen Trupp jugendlicher Pornostars mit ihrem
Agenten, der in aufsehenerregender Kulisse einen Film drehen will.
Sie alle kommen in dem Gästehaus unter, das von drei Wächtern zum
Schutz der Bewohner des Planeten betrieben wird. Finster ragt die
Vergangenheit in die heiter-erotische Gegenwart und finster scheinen
die Absichten einiger der Besucher. James Tiptree Jr. ist das
männliche Pseudonym von Alice B. Sheldon. Sie zählt unter
Science-Fiction-Fans zu den großen Klassikern. Ihr zweiter und
gleichzeitig letzter Roman "Helligkeit fällt vom Himmel" (Septime
Verlag) erscheint erstmals in deutscher Übersetzung und schließt die
10-bändige Werkausgabe ab.
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LESUNG/6066: Stuttgart - Wetterleuchten, Christian Rotta, Peter Graf, Deutsches Wörterbuch, 30.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 11.45 Uhr

Deutsches Wörterbuch

Christian Rotta, Peter Graf

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung und Gespräch

Lesung: Magnus Rook



Im April 1849 beginnt Jacob Grimm mit der Ausarbeitung der ersten
Artikel für "Das Deutsche Wörterbuch", das größte und umfassendste
Wörterbuch zur deutschen Sprache. Er wendet sich den Buchstaben A, B,
C zu, Bruder Wilhelm steigt beim D in die Arbeit ein - und es beginnt
ein lexikographisches Martyrium. Erst 1961 wird das Werk mit Band 33
abgeschlossen, darin zeugen ca. 320.000 Stichwörter auf 34.824 Seiten
von der Wunderkammer und dem Wortgedächtnis der deutschen Sprache.
Christian Rotta, Verleger der Originalausgabe (Hirzel Verlag) und
Peter Graf, Herausgeber der Neuausgabe (Verlag Das kulturelle
Gedächtnis), stellen unbekannte Wortschönheiten, anzügliche
Kuriositäten und märchenhaft-exotische Wortkreationen aus den
vergessenen Magazinen dieses Wortmuseums vor und diskutieren über die
Auswahl der Neuausgabe.
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SEMINAR/324: Stuttgart - Wetterleuchten, D. Bern, R. Portilho, Editions-Studio, Workshop, 30.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 12.00 Uhr

Editions-Studio

Demian Bern, Ricardo Portilho

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Workshop



Im oberen Foyer des Literaturhauses eröffnen Demian Bern
(EXP.edition, Stuttgart) und Ricardo Portilho (Belo Horizonte,
Brasilien) ein Editions-Studio. Dort sind die Besucher eingeladen,
kleine Publikationen zu fertigen. Das Vokabular: Fragmente aus Texten
und Bildarchiven, die individuell erweitert werden können. Die
Grammatik: kurze Handlungsanweisungen. Die Produktionsstraße lädt ein
zum Flanieren mit den Fingern: der gesamte Herstellungsprozess ist
auf wenigen Metern zusammengefasst und führt vom Erfinden zum
Gestalten und über den Druck zur Bindung - oder anders herum. Demian
Bern ist Gestalter, Initiator der künstlerischen Plattform
EXP.edition und Herausgeber von Künstlereditionen. Ricardo Portilho
lehrt in Brasilien Visuelle Kommunikation und ist derzeit Stipendiat
für Design an der Akademie Schloss Solitude. Das Editions-Studio im
Literaturhaus ist neugierig, denkt mit Fingern und Papier,
verständigt sich mit Händen und Füßen und freut sich auf kreative
Flaneure im Workshop!
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TREFF/1045: Stuttgart - Wetterleuchten, Elke Bader, Tina Walz, Lieber Liebe als Schokolade, Hörstück, 30.06.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 13.45 Uhr

Lieber Liebe als Schokolade

Elke Bader, Tina Walz

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Gespräch und Hörstück, 

Moderation: Irene Ferchl



Sie ist so uralt wie das Menschengeschlecht. Unzählige Male wurde sie
besungen. Sie ereignet sich immer aufs Neue und bleibt doch
unergründbar, bisweilen kompliziert, fragil und schmerzhaft: die
Liebe. Geht sie doch unter die Haut, ja mitten hinein ins Herz. Für
das Hörbuch (Griot Hörbuch Verlag) wurden die schönsten Gedichte und
Texte über die Liebe ausgesucht: von den Gedanken Platons über
Goethe, Rilke, Gottfried Benn, Rose Ausländer bis hinein in die
Neuzeit mit Gedichten von Kurt Schwitters, Joachim Ringelnatz und
aktuell von Albert Ostermaier und Clemens J. Setz. Die Texte werden
umspielt von Klangcollagen bekannter Stücke der Klassik. Ausgewählt
von Elke Bader, gesprochen von Oliver Hermann unter der Regie von
Tina Walz.
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AUSSICHTEN/8279: Und morgen, den 18. Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.05.2018 bis zum 19.05.2018 +++






[image: Jean-Luc 8279 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Nebel geht,

Sonne flach,

Wolken spät,

Jean im Bach.
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MEMORIAL/184: Vor 170 Jahren entschied die Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche über die deutsche Revolution (Gerhard Feldbauer)


Vor 170 Jahren

In der Frankfurter Paulskirche entschied die deutsche Nationalversammlung über das Schicksal der deutschen Revolution

von Gerhard Feldbauer, 17. Mai 2018






[image: Abbildung: by H. Worms (Private collection, Frankfurt) [Public domain], via Wikimedia Commons]

Frankfurt am Main - Mainfront, vom Mühlberg aus gesehen, etwa 1845 (Altkolorierter Stahlstich)

Abbildung: by H. Worms (Private collection, Frankfurt) [Public domain], via Wikimedia Commons




Frankfurt, die Metropole am Main, hat in ihrer bis ins achte
Jahrhundert zurückreichenden Geschichte große Ereignisse erlebt. 794
erstmals als Franconofurd erwähnt, stieg sie zur karolingischen,
später staufischen Pfalz auf. In dem 1264 erstmals erwähnten Rathaus
(dem Römer) wurden über Jahrhunderte die deutschen Könige gewählt,
seit 1562 auch die Kaiser gekrönt. Schon im Mittelalter war Frankfurt
durch seine Messen ein bedeutendes Fernhandelszentrum. Seit 1600
entwickelte sich das Bankenwesen (Rothschild, Bethmann). Die
Erhebungen der Zünfte 1355 und 1366, die niedergeschlagen wurden,
markierten die beginnenden sozialen Klassenauseinandersetzungen mit
der Patrizischen Herrschaft. Im 17. Jahrhundert setzen die Zünfte ihre
Beteiligung an der Stadtverwaltung durch. Karl Freiherr von Stein
begründete hier die Monumenta Germaniae Historica. 1815 wurde
Frankfurt Freie Stadt und Sitz des deutschen Bundestages.

In den Blickpunkt nicht nur deutscher, sondern europäischer Geschichte
rückte die Mainmetropole, als hier am 18. Mai 1848 in der Paulskirche
die in den deutschen Einzelstaaten gewählte Nationalversammlung zu
ihrer ersten Sitzung zusammentrat. Das Bauwerk stieg nun zum wohl
historisch bedeutendsten der Stadt auf. Es war von 1789 bis 1833
anstelle der abgerissenen mittelalterlichen Barfüßerkirche errichtet
worden. Der klassizistische Rundbau des Architekten Johann Friedrich
Christian wurde nun Schauplatz eines historisch schicksalhaften
Abschnitts deutscher Geschichte.




[image: Abbildung: [Public domain], via Wikimedia Commons]

1848/49 - Die Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche

Abbildung: Zeitgenössische Lithographie nach einer Zeichnung von Ludwig von Elliot [Public domain], via Wikimedia Commons



In den revolutionären Kämpfen vor 170 Jahren in Europa um den Sturz
der Feudalordnung und die Errichtung einer bürgerlichen Gesellschaft
spielte die deutsche Revolution vom März 1848 bis Juli 1949 eine
herausragende Rolle. Auf der in der Paulskirche tagenden
Nationalversammlung ruhten große Hoffnungen. Als verfassungsgebendes
Gremium der deutschen Revolution und vorläufiges Parlament des zu
schaffenden Deutschen Reiches errichtete sie am 28. Juni mit der
Verabschiedung des Gesetzes über die Zentralgewalt eine vorläufige
provisorische deutsche Regierung.

In heftigen und kontrovers geführten Debatten erarbeiteten die
Abgeordneten eine Reichsverfassung, auch Paulskirchenverfassung
genannt. In einem Grundrechtekatalog wurden Forderungen der seit 1815
in Opposition zu dem vom Wiener Kongress errichteten System der
Feudalreaktion Metternichs stehenden liberal-nationalen Bewegung des
Vormärz verkündet. Zustande kam eine sehr gemäßigte liberale
Verfassung, die auf der Grundlage eines Kompromisses mit der
herrschenden Feudalklasse die Interessen der Großbourgeoisie sichern
sollte. Sie enthielt als bescheidenes Ergebnis der vorangegangenen
revolutionären Kämpfe des Volkes eine Reihe fortschrittlicher Artikel,
sah eine politische Zentralgewalt vor und konnte der Bourgeoisie und
ihren Produktivkräften Raum zur Entfaltung, damit aber auch der
Arbeiterklasse günstigere Entwicklungsbedingungen verschaffen.




[image: Abbildung: Jean Ventadour (1822-1880) [Public domain], via Wikimedia Commons]

Der Einzug des Vorparlaments in die Frankfurter Paulskirche am 30. März 1848

Abbildung: Jean Ventadour (1822-1880) [Public domain], via Wikimedia Commons



Die Bourgeoisie, Träger der auf der Tagesordnung der Geschichte
stehenden kapitalistischen Gesellschaftsordnung, wich jedoch vor dem
Druck der feudalen Reaktion zurück. Das zeigte sich vor allem im
Verzicht auf die Proklamation einer Demokratischen Republik, an deren
Stelle eine konstitutionelle Monarchie mit einem Erbkaiser verkündet
wurde. Trotz ihres Kompromisscharakters zugunsten der Feudalherrschaft
stieß die Reichsverfassung auf entschiedenen Widerstand. Zwar
erkannten 29 kleine und mittlere Staaten sie an, nicht aber Preußen,
Sachsen, Bayern und Hannover, die sie kategorisch ablehnten. Preußens
König Wilhelm IV. wies die ihm von einer Delegation der
Nationalversammlung unterwürfig angetragene Kaiserwürde zurück, da ihr
"der Ludergeruch der Revolution" anhafte. Sollte die tausendjährige
Krone deutscher Nation "wieder einmal vergeben werden, so bin ich es
und meines Gleichen, die sie vergeben werden. Und wehe dem, der sich
anmaßt, was ihm nicht zukommt!" Den drohenden Worten folgten nur zu
bald blutige Taten.

Der radikaldemokratische Flügel der Revolution mit Volks- und
Arbeitervereinen an der Spitze forderte daraufhin, die
Reichsverfassung mit militärischer Gewalt durchzusetzen. Dafür
bestanden im Frühjahr 1849 günstige nationale als auch internationale
Bedingungen. Die deutsche Revolution hatte zu dieser Zeit nach der im
März 1848 erlittenen Niederlage noch einmal eine Erfolgschance.
Während bewaffnete Erhebungen in Dresden, Breslau und im Rheinland
niedergeschlagen werden konnten, waren sie in der zu Bayern gehörenden
Pfalz und in Baden erfolgreich. Fast die gesamte badische Armee und
die pfälzischen Soldaten folgten dem Aufstand, der sich auf eine große
Mehrheit der Bevölkerung stützten konnte. Zum ersten Mal entstand eine
deutsche Revolutionsarmee. Da die Volksmassen in allen mitteldeutschen
Staaten noch eindeutig auf die Seite des Aufstandes neigten, bestand
die Möglichkeit, den Erfolg über die Landesgrenzen zu tragen.




[image: Abbildung: [Public domain], via Wikimedia Commons]

Zeitgenössische Karikatur zur Flucht Metternichs (März 1848)

Abbildung: [Public domain], via Wikimedia Commons



In Budapest hatte Lajos Kossuth den ungarischen Thron der Habsburger
gestürzt und die kaiserlichen Truppen über Waag und Leitha gejagt. In
Rom war die Republik ausgerufen und der Papst vertrieben worden.
Garibaldis Truppen schlugen sich erfolgreich gegen die französische
Interventionsarmee. Sardinien-Piemont führte Krieg gegen Österreich.
In Paris schlug das Proletariat seine erste Schlacht. Obwohl sich im
Juni die günstigen internationalen Ausgangsbedingungen durch die
Niederlage der demokratischen Partei in Paris, den Stillstand der
Revolution in Ungarn und die italienischen Rückschläge in Rom und
Piemont verschlechterten, war die folgende Niederlage - zumindest im
dann eintretenden Ausmaß - keineswegs unausweichlich. Um die
Revolution voranzutreiben, hätte es vor allem der militärischen
Offensive bedurft.
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18. September 1848 - Eintreffen der hessischen Artillerie, die nach vergeblichen Verhandlungen die Barrikade in der Frankfurter Allerheiligengasse zusammenschoß

Abbildung: Jean Nicolas Ventadour (Zeichnung, 1822-um 1880), Eduard Gustav May (Chromolithographie, 1818-1907) [Public domain], via Wikimedia Commons



Am 19. Mai 1849 verbot die preußische Regierung das Organ der
revolutionären Kräfte, die von Karl Marx geleitete "Neue Rheinische
Zeitung". Als ihre letzte Ausgabe erschien, befanden sich Karl Marx
und Friedrich Engels bereits auf dem Weg nach Südwestdeutschland, um
die Forderungen der revolutionären Demokraten nach Durchsetzung der
Reichsverfassung mittels bewaffneter Kräfte entschieden zu vertreten.
Am 20. und 21. Mai verhandelten sie mit den demokratischen
Abgeordneten der Nationalversammlung und appellierten, dass es für das
Parlament nur einen Weg zur Verteidigung der Revolution und der
eigenen Existenz geben konnte: die Badisch-Pfälzische Revolutionsarmee
nach Frankfurt zu rufen und an die Spitze des bewaffneten Aufstandes
zu treten. Sie fanden kein Gehör. Durch Hessen, wo Preußen bereits ein
Armeekorps zur Niederschlagung des Aufstandes zusammenzog, setzten
Marx und Engels ihre gefährliche Reise fort und führten in Mannheim,
Karlsruhe und Ludwigshafen mit demselben Ziel Gespräche mit den
Vertretern der kleinbürgerlichen Demokraten. Auch hier ergebnislos,
denn diese befanden sich bereits im Schlepptau der liberalen
Bourgeoisie, die zur Konterrevolution überlief. Zum "Dank" wurde das
Frankfurter "Rumpfparlament" von preußischen Husaren
auseinandergejagt, das Mobilar des Sitzungssaales zerschlagen und die
Abgeordneten mit Lanzen und Säbeln durch die Straßen gehetzt.




[image: Foto: by George Lester, Manchester photographer [Public domain], via Wikimedia Commons]

Friedrich Engels ca. 1868

Foto: by George Lester, Manchester photographer [Public domain], via Wikimedia Commons



Nach den ergebnislosen Verhandlungen mit den Demokraten begab sich
Friedrich Engels zur badisch-pfälzischen Revolutionsarmee, während
Marx nach Paris reiste, um dort die Situation zu analysieren. Engels
lehnte einen Posten in der provisorischen Regierung ebenso wie im
Oberkommando der Revolutionsarmee ab und nahm den Vorschlag von Oberst
Willich an, Stabschef und zugleich Adjutant seines Freiwilligenkorps,
des besten Truppenteils der Revolutionsarmee, zu werden. Zusammen mit
Engels kämpften in der Revolutionsarmee Mitglieder des Bundes der
Kommunisten, unter ihnen Wilhelm Liebknecht, Johann Philipp Becker,
der die badische Volkswehr kommandierte, Joseph Moll, der als Kanonier
der Besançoner Arbeiterkompanie in der Schlacht an der Murg fiel,
Fritz Anneke sowie die Setzer und Arbeiter der verbotenen "Neuen
Rheinischen Zeitung". "Die entschiedensten Kommunisten waren die
couragiertesten Soldaten", hielt Engels fest.
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Die Neue Rheinische Zeitung (aus dem Volkskunde- und Freilichtmuseum Roscheider Hof)

Foto: by Stefan Kühn [GFDL (http://www.gnu.org/copyleft/fdl.html) or CC-BY-SA-3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia Commons



Nachdem die konterrevolutionäre Bourgeoisie eine Offensive der
Revolutionstruppen verhindert hatte, traten diese in mutigen Gefechten
der in Baden einfallenden 60.000 Mann starken preußischen
Interventionsarmee entgegen. Am 28. und 29. Juni stellten sie sich an
der Murg unterhalb der Festung Rastatt mit noch 13.000 Mann 40.000
Preußen zur letzten erbitterten Schlacht. Die Preußen konnten sie erst
für sich entscheiden, als sie überraschend über das neutrale
Württemberg vorstoßend die Truppen General Mieroslawskis umgingen und
dadurch dessen rechten Flügel zerschlugen. Nach der Niederlage zogen
sich etwa 7.000 Mann nach Süden zurück. Mit einer Nachhut des
Freikorps Willich deckte Engels den Rückzug, der am 12. Juli bei
Lottstetten mit dem Übertritt in die Schweiz endete.




[image: Abbildung: by FloKrass [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], from Wikimedia Commons]

Kapitulation der revolutionären Besatzung von Rastatt gegenüber den Truppen des Deutschen Bundes am 23. Juli 1849

Abbildung: by FloKrass [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], from Wikimedia Commons



Die Lage der von 25.000 Preußen belagerten Festung Rastatt, in die
sich weitere Abteilungen der Revolutionsarmee zurückgezogen hatten,
wurde aussichtslos. Um die Zivilbevölkerung vor dem Artilleriebeschuss
zu bewahren, kapitulierte die Festung am 23. Juli. Der preußische
Befehlshaber, General Graf von der Groeben, ließ danach den
Festungskommandanten Oberst Gustav Tiedemann und 27 seiner Offiziere
standrechtlich erschießen. Hunderte starben in den Kasematten der
Festung ohne medizinische Hilfe an Typhus, unzählige wurden heimlich
ermordet. "Sie sind in den Gräben von Rastatt gestorben wie die
Helden. Kein einziger hat gebettelt, kein einziger hat gezittert",
schrieb Engels in seiner Schrift "Die deutsche
Reichsverfassungskampagne".

Tausende fielen im ganzen Land dem Terror der Feudalreaktion zum
Opfer, Zehntausende wurden gerichtlich verfolgt, insgesamt 700.000
Teilnehmer an den Erhebungen von 1848/49 in die Emigration getrieben.
Die revolutionären Kämpfer würdigend, schrieb Engels, das deutsche
Volk werde "die Füsilladen und die Kasematten von Rastatt nicht
vergessen". Eine solche Wertung sucht man heute allerdings in den
Räumen der Paulskirche vergebens.




[image: Abbildung: by Jean Nicolas Ventadour (Unknown) [Public domain], via Wikimedia Commons]

Die Frankfurter Paulskirche im Jahr 1848

Abbildung: by Jean Nicolas Ventadour (Unknown) [Public domain], via Wikimedia Commons
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Quelle:
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LESUNG/1733: Stuttgart - Wetterleuchten, Christine Hämer-Rühle, Der Anfang ist eine etwas längere Geschichte, 30.06.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 17.30 Uhr

Der Anfang ist eine etwas längere Geschichte

Christine Hämer-Rühle

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung

Lesung: Frederike Wiechmann



Schon im Alter von vier Jahren durchlebt das Kölner Mädchen im
Bombenkrieg erste Schrecken und Angstzustände. Die Sorgen der
Erwachsenen bleiben der kleinen Christine nicht verborgen. Was sie
nicht verstehen kann, beobachtet sie umso genauer. Die Erinnerungen
an ihre frühe Kindheit werden Christine Hämer-Rühle ein Leben lang
begleiten. Anfang 1944 entkommt sie der Bedrohung, als sie zu
Verwandten aufs Land geschickt wird. Mit Erwachsenen, Kindern und
Tieren schließt sie prägende Freundschaften. Doch der Krieg, Leid und
Tod erreichen auch den Hof. Im Chaos der letzten Kriegsjahre sind die
Kinder beteiligt am einfallsreichen Überlebenskampf der Großfamilie.
Das Buch ist im Stuttgarter Verlag Lost Books erschienen.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/1732: Stuttgart - Wetterleuchten, Paten der Initiative "Leseohren aufgeklappt!" lesen vor, 30.06.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 14.00 Uhr

Leseohren aufgeklappt!

Vorlesepaten

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung (ab 3 Jahre)



Das Stuttgarter Projekt "Lesohren aufgeklappt!" ist die größte
Vorleseinitiative im deutschsprachigen Raum. Für das WETTERLEUCHTEN
schicken die Leseohren ihre Vorlesepat*innen vorbei, um allen jungen
und junggebliebenen Besucher*innen vorzulesen und sie für das Buch zu
begeistern. ... weitere Lesungen um 15 und 16 Uhr

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFFEN/146: Stuttgart - Wetterleuchten, Neues vom fliegenden Kamel, Lesung und Konzert, 30.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 17.00 Uhr

Neues vom fliegenden Kamel

Paul Maar, Capella Antiqua Bambergensis, Murat Coskun, Ibrahim Sarialtin

Lesung und Konzert 
Musik: Capella Antiqua Bambergensis 
Sprecher: Murat Coskun, Ibrahim Sarialtin



Paul Maar ist einer der erfolgreichsten europäischen Autoren für
Kinder- und Jugendliteratur. Im Auftrag des Goethe-Instituts ist er
weltweit unterwegs. Seine Bücher wie das Sams, Lippels Traum, der
tätowierte Hund, wurden mit zahlreichen Preisen ausgezeichnet und
weltweit in mehr als 34 Sprachen übersetzt. Die Auflage seiner Bücher
liegt bei mehr als 4 Millionen Exemplaren. Zusammen mit der Capella
Antiqua Bambergensis, Murat Coskun und Ibrahim Sarialtin entstand ein
kurzweiliges facettenreiches und einzigartiges interkulturelles
Live-Projekt in deutscher und türkischer Sprache, das nun mit neuem
Programm auf große Deutschlandtour gehen wird. 2013 erhielt "das
fliegende Kamel" den Preis der Deutschen Schallplattenkritik, 2015
wurde das Projekt mit dem deutschen Medienpreis "LEOPOLD 2015"
ausgezeichnet. Das fliegende Kamel wurde vom Auswärtigen Amt in die
Ernst Reuter Initiative aufgenommen.

"Was seid ihr nur für Gläubige! Wenn ich eine gute Predigt halte,
schlaft ihr ein. Wenn ich aber Lügen erzähle, wacht ihr auf und hört
mir zu!" Nasreddin Hodscha ist der Held zahlreicher seit dem 14.
Jahrhundert überlieferter Narrengeschichten aus dem Orient. Mal kommt
er ganz wunderlich daher, mal tritt er als klug-listiger Fürsprecher
für sich oder andere ein und regt durch seine hintergründigen
Weisheiten zum Nachdenken an. Paul Maar persönlich erzählt in seinem
faszinierenden Werk einige der wundervollen Nasreddin-Geschichten auf
seine besondere Art nach. Darüber hinaus hat er dem überlieferten
einen modernen Nasreddin gegenübergestellt und erfindet ganz neue
Schelmengeschichten aus dem Hier und Heute. Diese
literarisch-musikalische Reise in das Land des Nasreddin Hodscha
unternimmt nun Paul Maar zusammen mit der Capella Antiqua
Bambergensis, das aus Schloß Wernsdorf stammende Ensemble sorgt für
die besondere klangliche Stimmung mit den Musikstücken aus arabischen
Landen. Als Sprecher und Musiker sorgen Murat Coskun und Ibrahim
Sarialtin für die ganz besonderen Momente dieses einzigartigen
Kulturprojekts.

Familienprogramm

ab 8 Jahren

In Kooperation mit dem Literaturpädagogischen Zentrum des
Literaturhauses Stuttgart, dem Ministerium für Kultus, Jugend und
Sport Baden-Württemberg, dem Hospitalhof Stuttgart und dem
Deutsch-Türkischen Forum Stuttgart

Außer Haus! Hospitalhof, Büchsenstraße 33, Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFFEN/145: Stuttgart - Wetterleuchten, Katharina Sieg, Die Nacht des Elefanten, Kinder-Workshop, 30.06.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 14.30 Uhr

Die Nacht des Elefanten

Katharina Sieg

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Kinder-Workshop



Oh Elefant! Du bist groß, stark, furchtlos und stolz. Heute Nacht
wollen wir bei dir schlafen. Der Elefant nickt stumm. Er ist der
große Elefant, was soll er tun? Dabei ist doch er derjenige, der
nachts nicht schlafen kann, weil er wild wird, wenn er Geräusche hört
und Dinge sieht, die gar nicht da sein können: schreckliche Dinge.
Unglaubliche Dinge. Dinge, die kein Elefant beschreiben kann. Martin
Baltscheits Geschichte von der "Nacht des Elefanten" (Verlag Bohem
Press), wurde von Katharina Sieg in einer unglaublich farbstarken
Technik umgesetzt: Sie hat auf dem Leuchttisch für das Buch
geschnipselt, geklebt und gestaltet was das Zeug hält, mit
Seiden- und Transparentpapieren - jedes Motiv hat die Strahlkraft
einer Laterne. Wer wird dann noch Angst im Dunkeln haben?! Nichts wie
ran an Papier, Schere und Kleber und bastel Dir Dein leuchtendes
Fensterbild!

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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GEGENWIND/750: Buchvorstellung - Botschafterin der Frauen


Gegenwind Nr. 355 - April 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Buchvorstellung

Botschafterin der Frauen

von Reinhard Pohl



Im August 2014 griff der "Islamische Staat" von Mossul aus die
Provinz Sindschar im Norden des Irak an. Das erklärte Ziel war die
Ausrottung der Jesiden. Zehntausende starben, etliche tausend Frauen
wurden entführt und versklavt. Unter ihnen war auch Nadia Murad, die
hier ihre Erlebnisse schildert.


Es passiert leider nicht oft, aber manchmal wählt eine Regierung
in Deutschland die einfachste und zugleich die beste Lösung. Im Falle
der entführten jesidischen Frauen war es die Landesregierung
Baden-Württemberg, die entschied, tausend befreite und entkommene
Frauen aufzunehmen. Sie musste sich nicht erst einen Platz im
Schlauchboot erkaufen, sondern wurden mit Charterflugzeugen abgeholt.

Unter diesen Frauen war Nadia Murad. Und ihr weiteres Leben in
Deutschland verlief erstaunlich, so wie ihr Leben vorher in eine
Katastrophe gemündet war.

Nadia Murad lebte in Kocho, einem Ort südlich von Sindschar, umgeben
von arabisch bewohnten Orten. Sie bekam relativ wenig mit von der
Welt, eine Fahrt auf der Ladefläche eines LKW in die Stadt Sindschar
gehörte zu den Höhepunkten der ersten 19 Jahre. Eigentlich lebte sie
immer in Kocho und meinte auch, ihr gesamten Leben dort zu verbringen.
In den ersten Kapiteln des Buches schildert sie ihr Leben im Ort als
jüngste Tochter ihres Vaters, der sich später von der Mutter trennte,
um eine, jüngere Frau zu heiraten, aber wenige Häuser entfernt mit
seiner neuen Familie einzog. Ein älterer Bruder versuchte schon mal,
nach Deutschland zu kommen, landete aber als Abgeschobener ohne Geld
wieder in Kocho. Man wusste also, dass anderswo auf der Welt das Leben
besser sein konnte, hatte aber selbst keine Möglichkeiten.

Die Ankunft des "Islamischen Staates" erst in Mossul, dann in der
Nachbarschaft schildert sie so, wie sie es damals erlebte. Es war
bedrohlich. Aber man hatte zu den arabischen Nachbarorten ein gutes
Verhältnis. Man hörte von den Verbrechen der Miliz, glaubte aber,
einem selbst würde sicherlich schon nichts passieren. Auch waren
KDP-Peshmerga im Ort, die zu? sicherten, Kocho wäre sicher und würde
weder von den kurdischen Streitkräften noch von den Verbündeten aus
den USA im Stich gelassen.

Und dann, mit dem 3. August 2014, waren die IS-Milizen plötzlich da.
Bei den Jesiden gilt dieser Tag als Tag des Genozids, aber in Kocho
geschah - nichts. Die IS-Miliz patrouillierte durch die Straßen, die
Menschen blieben im Haus, die Familien sammelten sich. Wer Strom fürs
Handy hatte, hörte von Massakern, von der Versklavung von Frauen, Von
Zehntausenden Flüchtlingen im Gebirge. Aber man redete sich
gegenseitig gut zu: Uns Wird nichts passieren. Die Peshmerga waren
über Nacht abgehauen, man suchte also per Telefon Hilfe bei den
arabischen Nachbarn, die aber ablehnten.

Und dann gab es eine Versammlung: Der IS-Kommandant wollte eine
Entscheidung. Konversion zum Islam, oder Deportation ins Gebirge. Das
Dorf entschied sich für die Deportation ins Gebirge. Sie wurden
getrennt, Männer auf den ersten LKW, Frauen und Kinder dahinter, und
in eine Schule gebracht. Dort waren die Frauen mit den Kindern
alleine, und hörten Gewehr-Salven. Eigentlich wussten alle Bescheid,
dennoch hoffen sie, es habe andere getroffen. Die Autorin schreibt
aber klar: Es waren ihre Väter, ihre Brüder, die dort starben, alle
Männer aus Kocho waren innerhalb weniger Minuten tot.

Die Frauen wurden dann Richtung Mossul transportiert, vorher sortiert
und getrennt: Die älteren wurden abgetrennt - wie Nadia Murad später
erfuhr, dann auch getötet, darunter war ihre Mutter. Nur die jüngeren
und vor allem die schönen wurden nach Mossul gebracht. Auf dem Weg,
die jungen Frauen saßen im Bus, erfuhren sie ganz direkt, wer sie
jetzt waren: Der Milizionär, der sie bewachte, ging im Bus auf und ab,
griff dieser zwischen die Beine, jener an die Brüste. Als Nadia sich
wehrt, ist sie fällig: Jetzt fasst er ihre Brüste beim Auf- und
Abgehen jedes Mal an, wenn er bei ihr vorbeikommt. Und als sie sich
bei einem Halt beschwert, wird sie verprügelt.

Später landet sie in einem Lager für Sklavinnen in Mossul, wird
besichtigt und verkauft, später weiter verkauft Zeitweise wird sie in
einem Kontrollposten für vorbeikommende Milizen bereit gehalten, dann
wieder ist sie in einem privaten Haushalt. Zwischendurch trifft sie
andere, erfährt etwas über Freundinnen und Familienmitglieder -
größtenteils nur Gerüchte, sie wären tot, sie wären in Syrien, sie
wären auch in Mossul.

Nur in Andeutungen beschreibt sie die täglichen Vergewaltigungen.
Ausführlicher beschreibt sie ihr Verhalten: Die Anpassung an die
Herren und Aufseher, ihren Gehorsam sich verführerisch anzuziehen und
zu schminken, während andere sich selbst verletzten oder von Dach
sprangen.

Festgehalten wird sie eigentlich kaum, oft wird nur die Haustür
abgeschlossen. Festgehalten wird sie einerseits durch Drohungen: Wenn
eine Sklavin wegläuft, bekommen alle Kontrollpunkte ein Foto, halten
sie fest und liefern sie zur Bestrafung zurück. Und festgehalten wird
sie von der Angst: Schiiten und Christen sind aus der Stadt geflohen,
Jesiden lebten dort kaum - an wen soll sie sich wenden? Sie trifft
auch Sklavinnen, die entkommen sind und dann von irgendwelchen
Passanten festgehalten wurden, bis jemand von der IS-Miliz vorbeikam.
Was soll sie also tun?

Schließlich nutzt sie doch eine Gelegenheit, als ihr neuer Herr weg
ist, klettert aus dem Fenster. Im schwarzen Umhang, der nur die Augen
frei lässt, ist sie in den Straßen nicht erkennbar und nicht von
anderen Frauen, vor allem einheimischen sunnitischen Frauen zu
unterscheiden. Doch scheint die Flucht aussichtslos, denn sie ist
alleine (was im "Islamischen Staat" allen Frauen verboten ist), und
sie kennt niemanden. Außerdem kennt sie sich in der zweitgrößten Stadt
des Irak nicht aus. Nach langem Herumirren klopft sie schließlich an
irgendeine Tür irgendeiner Wohnung und bittet um Hilfe. Und siehe da:
Sie darf hereinkommen. Und die Familie entschließt sich, ihr zu
helfen. Unter Gefahr für das eigene Leben organisiert der Sohn einen
falschen Pass und bringt sie als eigene Ehefrau nach Kirkuk, damals
kurdisch und von PUK-Peshmerga kontrolliert. Der Taxifahrer ist
ahnungslos, die Kontrollen werden mehr oder weniger gefahrfrei
passiert. Direkt an der Front, kurz vor Kirkuk, muss das Taxi
umkehren, und sie gehen zu Fuß vom IS-Kontrollpunkt zum
PUK-Kontrollpunkt. Dort kommen sie nicht mit den falschen Papieren,
aber durch telefonische Fürsprache eines kurdischen Freundes aus Dohnk
rüber.

Erst nach einigen Tagen wenden sie sich an die PUK-Verantwortlichen
und erzählen die Wahrheit: Ein sunnitischer Araber hat gerade einer
jesidischen Sklavin geholfen, dem "Islamischen Staat" zu entkommen.
Die PUK-Verantwortlichen sind elektrisiert, sofort werden beide zur
Führung gebracht, um alles haarklein zu erzählen - vor einer
Fernsehkamera, aber nur zum internen Gebrauch für den kurdischen
Geheimdienst. Tage später der Schock: Das Video ist im Internet, nur
der arabische Fluchthelfer ist verpixelt - und dennoch in
Lebensgefahr, denn er will unbedingt zu seiner Familie nach Mossul
zurück. Er riskiert es auch.

Nadia Murad selbst wird in den Norden gebracht, wo sie einen
überlebenden Bruder und einige andere Verwandte im Flüchtlingslager
wieder findet - aber auch Gewissheit, dass der größte Teil der Familie
tot ist, der nächst größere Teil in Gefangenschaft oder verschollen.

Und sie stößt auf eine der besten Ideen aus Deutschland, die es in den
letzten Jahren gab: Sie bekommt das Angebot, nach Baden-Württemberg
gebracht zu werden. Sie und eine Schwester nehmen das Angebot an,
andere aus der Familie lehnen ab, weil sie in der Nähe der übrigen
Jesiden bleiben wollen. Und damit beginnt die Karriere: In Deutschland
lernt sie, über ihre Erlebnisse zu sprechen, und wird innerhalb kurzer
Zeit weltweit bekannt. Amal Clooney, die bekannte Rechtsanwältin aus
dem Libanon, übernimmt die rechtliche Vertretung, und gemeinsam
kämpfen sie dafür, dass alle Verantwortlichen des "Islamischen
Staates" als Verantwortliche für den Genozid vor Gericht kommen
sollen. Zwar ist das bis heute nicht geschehen, aber immerhin gewann
Nadia Murad die Abstimmung im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen.

"Ich bin Eure Stimme" ist auch ein Versprechen, das die Autorin mit
diesem Buch allen Jesiden gibt. Wie eine junge Frau diese Erlebnisse
und das Sprechen drüber überstehen kann, weiß noch niemand. Zu hoffen
ist, dass sie gut auf sich aufpasst, damit sie ihre Mission noch lange
erfüllen kann.

Nadia Murad: Ich bin Eure Stimme.

Original in den USA 2017: "The last Girl".

Knaur Verlag, München 2017, 363 Seiten, 19,99 Euro

 * 
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GLEICHHEIT/6646: Nordkorea verurteilt "Provokation" der USA und droht Trump mit Absage der Gespräche


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Nordkorea verurteilt "Provokation" der USA und droht Trump mit Absage
der Gespräche

Von James Cogan

17. Mai 2018



Gestern veröffentlichte die Zentrale Nordkoreanische Nachrichtenagentur
(KCNA) ein empörtes Statement gegen das gemeinsame Luftwaffenmanöver "Max
Thunder", das Südkorea und die USA am 11. Mai begonnen haben. Es handele
sich, so die KCNA, um eine "offene Infragestellung" der Friedensgespräche
vom vergangenen Monat und um eine "grobe und bösartige Provokation".

Die KCNA bezog sich auf einen "Kommentar", in dem die USA die
"Max-Thunder"-Kriegsspiele ausdrücklich in den Rahmen des "maximalen Drucks
und der Sanktionen" gegen Nordkorea stellen. Die Trump-Regierung hält daran
fest, dass die USA ihre militärischen Drohgebärden und ihr
Wirtschaftsembargo erst einstellen, wenn Nordkorea dem "vollständigen" und
"überprüfbaren" Abbau seines geringfügigen Atomwaffenarsenals zustimmt.

Die KCNA gab bekannt, dass Pjöngjang als Vergeltung die für gestern auf
höchster Ebene geplanten Gespräche mit Südkorea "aussetzt". Sie ermahnte
Washington, "das Schicksal des für den 12. Juni geplanten Gipfels" zwischen
Kim Jong-un und US-Präsident Donald Trump "sorgfältig zu überdenken".
Pjöngjang werde "das Verhalten der USA und der südkoreanischen Behörden
genau beobachten".

Die scharfe Reaktion Nordkoreas auf die seit langem geplante jährliche
Militärübung scheint sowohl die Regierung Trump als auch die südkoreanische
Regierung etwas überrascht zu haben. Erst am 9. Mai hatte Pjöngjang nach
Gesprächen mit US-Außenminister Mike Pompeo drei amerikanische Gefangene
freigelassen. Am 10. Mai - einen Tag vor Beginn von "Max Thunder" - hatten
Pompeo und der südkoreanische Außenminister Kang Kyung-wha auf einer
gemeinsamen Pressekonferenz in Washington erklärt, Nordkorea habe die
Bedingungen der USA für die "Denuklearisierung" weitgehend akzeptiert.

In Medieninterviews hatten Pompeo und andere Regierungsmitglieder am
Wochenende die Erwartung geschürt, dass sich Pjöngjang den Forderungen
Washingtons unterwerfen werde. Allerdings wurde Pompeos Optimismus in den
USA einhellig als "naiv" und "blauäugig" kritisiert und sogar verspottet.
Überall in der US-amerikanischen, südkoreanischen und internationalen
Presse wurde der ehemalige nordkoreanische Botschafter in Großbritannien,
Thae Yong-ho, der 2016 nach Südkorea übergelaufen war, mit den Worten
zitiert, dass Nordkorea seine Atomwaffen "niemals" aufgeben würde.

Die Trump-Regierung hat sich und Nordkorea in eine Sackgasse manövriert.

Um Gegner und Kritiker in der amerikanischen herrschenden Klasse zu
besänftigen, hat Trump geschworen, die Gespräche abzusagen, wenn Nordkorea
sich nicht bereiterklärt, "die Massenvernichtungswaffen unverzüglich
dauerhaft, überprüfbar und irreversibel abzubauen", wie Pompeo sich
ausdrückte.

Um seine einheimischen Kritiker und die US-Militärgeheimdienste sowie Japan
und Teile des südkoreanischen Establishments zu beschwichtigen, hat Trump
einen Rückzug der amerikanischen Streitkräfte aus Südkorea ausgeschlossen.
Doch an eben diese Bedingung knüpft Nordkorea seit jeher die Zustimmung zur
Aufgabe seiner Waffenprogramme und zur Unterzeichnung eines
Friedensvertrags, mit dem der Koreakrieg von 1950-1953 offiziell beendet
würde.

Mit seinem jüngsten Statement macht Nordkorea deutlich, dass es bessere
Bedingungen für die bevorstehenden Verhandlungen herausschlagen möchte. Es
dürfte kein Zufall sein, dass die Erklärung kurz nach den gestrigen
Gesprächen Nordkoreas mit Spitzenbeamten in China abgegeben wurde. Für
China steht auf der koreanischen Halbinsel viel auf dem Spiel, und es
betreibt eine eigene diplomatische Offensive, um seine dortigen Interessen
zu wahren.

Nordkorea dient China seit dem Koreakrieg als Puffer zwischen seiner Grenze
zur koreanischen Halbinsel und den USA bzw. den mit ihnen verbündeten
Streitkräften in der Region. In den letzten zehn Jahren haben die
Spannungen zugenommen, da Pjöngjangs Streben nach Atomwaffen Washington
einen Vorwand geliefert hat, Umfang und Ausrüstung der US-Streitkräfte in
der Region massiv zu erhöhen. Auch der japanische Imperialismus hat
Pjöngjangs Haltung ausgenutzt, um seine Militärausgaben und -kapazitäten zu
steigern und die pazifistischen Verfassungsklauseln auszuhebeln, die nach
dem Zweiten Weltkrieg eingeführt wurden, um Angriffskriege grundsätzlich zu
unterbinden.

China stört vor allem die Stationierung moderner Raketenabwehrsysteme durch
die USA und Japan. So wurde vergangenes Jahr das THAAD-System in Südkorea
installiert, das weit in chinesisches Territorium hineinreichen kann.

Der Raketenschutzschild wird als Abwehrreaktion auf die angebliche
Bedrohung durch Nordkorea dargestellt, ist jedoch in Wirklichkeit Teil der
US-Vorbereitungen auf einen nuklearen "Erstschlag" gegen China im
Kriegsfall. Die Atomkriegsstrategie der USA sieht vor, so viele chinesische
Waffen wie möglich zu zerstören, bevor sie gestartet werden können, und mit
den Abwehrbatterien alle Raketen, die als Vergeltung abgefeuert werden,
abzuschießen.

In der nationalen Verteidigungsstrategie der USA von 2018 wird China offen
als der größte "strategische Konkurrent" der USA bezeichnet. Das Pentagon
müsse "die Kriegsbereitschaft priorisieren", indem es sein ohnehin riesiges
Atomwaffenarsenal weiter ausbaue.

Peking hat gemeinsam mit der Trump-Regierung die härtesten
Wirtschaftssanktionen aller Zeiten gegen Nordkorea verhängt und verlangt
die Einstellung seiner Waffenprogramme. Dabei verfolgt China jedoch das
Ziel, sowohl den USA als auch Japan einen ihrer Vorwände für die
militärische Aufrüstung in der Region zu nehmen.

Längerfristig geht Peking davon aus, dass die Öffnung Nordkoreas für eine
Flut von Investitionen zu einer noch größeren wirtschaftlichen Verflechtung
zwischen China und Südkorea führen und den Flügel des südkoreanischen
Establishments stärken würde, der das militärische Bündnis mit den USA als
unnötig und sogar schädlich für seine Interessen ansieht.

Mit Sicherheit übt Peking enormen Druck auf Nordkorea aus. Beispielsweise
dürfte es substanzielle Wirtschaftshilfen an die Bedingung knüpfen, dass
kein Abkommen mit Washington geschlossen wird, das chinesischen Interessen
zuwiderläuft. China dürfte darauf drängen, dass Pjöngjang zumindest den
Abzug des THAAD-Systems, die Einbeziehung Chinas und Russlands in jede
"Überprüfung" der Denuklearisierung sowie eine Garantie verlangt, dass sich
die amerikanischen und südkoreanischen Streitkräfte nicht nördlich der
bestehenden Grenze bewegen.

Auch innerhalb des nordkoreanischen Regimes könnte es große
Meinungsverschiedenheiten geben, womöglich gibt es Fraktionen, die jegliche
Zugeständnisse an die USA und Südkorea ablehnen.

Auch die Trump-Regierung, die ihrerseits innenpolitisch unter Druck steht
und den Handelsstreit ebenso anheizt wie die strategischen Spannungen mit
China, könnte die Gespräche absagen oder abbrechen. Ihre einzige
Alternative zur Entwaffnung Nordkoreas ist die "völlige Vernichtung" des
Landes: eine implizite Drohung mit einem massiven militärischen Angriff,
möglicherweise mit Atomwaffen.
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Am 2. Mai 2018 legten EU-Kommissionpräsident Jean-Claude Juncker und
Haushaltskommissar Günther Oettinger den Entwurf für den nächsten
"Mehrjährigen Finanzrahmen" (MFR) der Europäischen Union vor. Das EU-Budget
für die Jahre 2021 bis 2027 soll knapp 1.280 Milliarden Euro und damit
trotz ausfallender britischer Beiträge deutlich mehr als im vorherigen
Zeitraum (1.087 Mrd.) betragen. Der Entwurf hat es vor allem aus vier
Gründen in sich: Erstens sollen die innerhalb der EU verausgabten Mittel
für die Agrar- und Sozialpolitik deutlich gekürzt werden. Zweitens wird
beabsichtigt, die "Auslandsinstrumente" unter machtpolitischen
Gesichtspunkten zu bündeln. Drittens schlägt die Kommission die erstmalige -
 und eigentlich illegale - Einrichtung eines Budgetitels "Sicherheit und
Verteidigung" und damit faktisch eines EU-Rüstungshaushalts vor. Und
viertens soll eine "Europäische Friedensfazilität" außerhalb des EU-Budgets
eingerichtet werden, um bislang existierende rechtliche Beschränkungen für
die Finanzierung militärischer Vorhaben noch weiter zu umgehen.


Machtpolitisch irrelevant

Vor allem aufgrund der teils starken Etatsteigerungen in den außen- bzw.
militärpolitischen Bereichen wurde bei den Ausgaben innerhalb der EU der
Rotstift angesetzt. Betroffen sind besonders zwei Budgettitel: Gekürzt
werden sollen einmal die EU-Agrarhilfen, die durchaus zu Recht immer wieder
in die Kritik geraten sind, da sie die bäuerliche Landwirtschaft im
globalen Süden hochgradig schädigen. Allerdings dürfte dies kaum die
Ursache dafür sein, dass hier Gelder eingespart werden sollen. Bedeutsamer
ist wohl, dass diese Ausgaben unter machtpolitischen Gesichtspunkten als
relativ nachrangig eingestuft werden. Insgesamt sollen die Gelder in diesem
Bereich im Schnitt um fünf Prozent gekürzt werden, was vor allem Frankreich
(2014-2020: 54 Mrd. Euro) und Spanien (2014-2020: 34,58 Mrd.) treffen
würde. Auch Deutschland (2014-2020: 34,7 Mrd.) müsste mit einer geringeren
finanziellen Unterstützung rechnen, im Vergleich zu Größe und
Wirtschaftsleitung aber in deutlich kleinerem Umfang.[1]

Auch den Kohäsionsfonds will die EU-Kommission von 63,4 Milliarden Euro im
Zeitraum 2014 bis 2020 auf knapp 47 Milliarden deutlich zurückfahren. Dies
wird ausschließlich zu Lasten der armen EU-Länder gehen, da diese Gelder
laut Eigenangaben dafür gedacht sind, die eklatanten Wohlstandsgefälle
innerhalb der EU schrittweise zu verringern: "Der Kohäsionsfonds wurde für
EU-Staaten mit einem Bruttonationaleinkommen pro Einwohner unter 90 Prozent
des EU-Durchschnitts eingerichtet. Sein Ziel ist der Ausgleich der
wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheit und die Förderung einer
nachhaltigen Entwicklung."[2]

Zusätzlich beabsichtigt die Kommission augenscheinlich, die Geldvergabe
künftig stärker vom Wohlverhalten einzelner Mitgliedstaaten abhängig zu
machen. Dies betrifft einmal die Flüchtlingspolitik: "Berlin hatte
unterbreitet, die Mittelauszahlung stärker an Strukturreformen zu koppeln.
Regionen, die sich bei der Aufnahme von Flüchtlingen engagieren, sollen
außerdem honoriert werden können. Das ist ein eindeutiges Signal Richtung
Osteuropa, wo sich Länder wie Ungarn, Polen und Tschechien gegen die 
EU-Programme zur Flüchtlingsverteilung stemmen. Haushaltskommissar Oettinger
hat bereits durchblicken lassen, dass er für beide Vorschläge offen
ist."[3] So unappetitlich man sie osteuropäischen Positionen in dieser
Frage auch finden mag, dass Brüssel nun beabsichtigt, immer weiter in die
Belange der Staaten hineinzuregieren ist ebenfalls alles andere als
unproblematisch. Dies wird umso deutlicher, wenn man das zweite Vorhaben
der Kommission in diesem Zusammenhang näher unter die Lupe nimmt. So
berichtet das Nachrichtenportal German-Foreign-Policy.com, Oettinger
beabsichtige zudem - wieder auf Basis einer Vorlage der Bundesregierung -,
die Vergabe von Kohäsionsmitteln von der "Einhaltung rechtsstaatlicher
Grundprinzipien" abhängig zu machen. Wem das auf den ersten Blick
einleuchten mag, der sollte sich die potenziell weitreichenden Folgen
solcher Befugnisse vor Augen führen: "Aktuell wären potentiell Polen und
Ungarn betroffen, die wegen verschiedener antidemokratischer Maßnahmen
weithin scharf kritisiert werden. Auf lange Sicht handelt es sich
allerdings um einen Präzedenzfall, der prinzipiell die Option denkbar
erscheinen lässt, allgemein missliebige Schritte von EU-Staaten finanziell
zu sanktionieren."[4] Für eine Sanktionierung solle Oettinger zufolge eine
qualifizierte Mehrheit im EU-Rat erforderlich sein. Da Deutschland und
Frankreich nach dem "Brexit" hier fast über eine Sperrminorität verfügen,
würde ihnen dies künftig eine noch umfassendere Einflussnahme auf ärmere
Länder ermöglichen.


Bündelung der Außenpolitik

Schon seit Jahren schreibt sich die EU auf die Fahnen, nach außen hin einen
"umfassenden Ansatz" (Comprehensive Approach) anzustreben. Entwicklungs-,
außen- und sicherheitspolitische Instrumente sollen dabei "kohärent" zur
Durchsetzung von EU-Interessen eingesetzt werden. Bislang wehren sich vor
allem Vertreter der Entwicklungspolitik noch halbwegs erfolgreich dagegen,
komplett vor den Karren staatlicher Machtpolitik gespannt zu werden. Sie
pochen statt dessen darauf, ihre Gelder seien der unmittelbaren
Armutsbekämpfung und nicht irgendwelchen anderen Anliegen vorbehalten. In
früheren EU-Haushalten ermöglichten eigene Finanzierungsinstrumente dem
Bereich der Entwicklungspolitik - wo gewollt - noch einen gewissen Grad an
Autonomie, auch wenn spätestens seit der Einrichtung des Europäischen
Auswärtigen Dienstes im Jahr 2010 sicherheitspolitische Akteure und damit
Interessen immer mehr Einfluss auf die Geldverteilung nehmen. So warnte
etwa Concord, ein Zusammenschluss entwicklungspolitischer
Nichtregierungsorganisationen, im Februar 2018 in einem Bericht: "Während
heute immer weniger Hilfe in den am wenigsten entwickelten Ländern
geleistet wird, setzt die EU zunehmend Entwicklungsgelder zugunsten
nationaler und außenpolitischer sowie sicherheitspolitischer Interessen
ein."[5]

Der EU-Haushaltsentwurf sieht nun vor, das "Nachbarschaftsinstrument"
(ENI), das "Entwicklungsinstrument" (EZI) und das "Instrument für
Internationale Zusammenarbeit" mit einem Gesamtbudget von 89,5 Milliarden
Euro zusammenzuführen. Der Tendenz, Entwicklungshilfegelder primär nach
strategisch-interessenpolitischen Gesichtspunkten zu vergeben, dürfte
hierdurch weiter Vorschub geleistet werden. So kritisierte etwa Martina
Fischer von "Brot für die Welt": "Dieser Zuschnitt gibt Anlass zur
Besorgnis, dass entwicklungspolitische Instrumente, die sich mit
langfristigen Maßnahmen auf die Überwindung von Armut sowie wirtschaftliche
und soziale Perspektiven in den bedürftigsten Ländern richten sollten, mehr
und mehr ihrem eigentlichen Zweck entfremdet werden und dass die Mittel
vorrangig solchen Ländern zugute kommen, die bereit sind, mit der EU in der
Abdichtung von Grenzen und Migrationsabwehr zu kooperieren."[6]

Um die absehbaren Folgen dieser Politik für das EU-Zentrum abzumildern,
sollen zudem bedeutend mehr Mittel für die Migrationsbekämpfung zur
Verfügung gestellt werden. So beabsichtigt die Kommission, die Zahl der
Mitarbeiter der Grenzkontrollagentur Frontex von aktuell 1.200 bis 2027 auf
satte 10.000 aufzustocken. Dementsprechend soll auch das Budget für
"Migration und Grenzmanagement" von 12,4 Milliarden im letzten Haushalt auf
knapp 35 Milliarden Euro anwachsen.[7]


"Military Schengen"

Als wäre das nicht schon problematisch genug, verbirgt sich der eigentliche
Knackpunkt des Haushaltsentwurfes hinter dem Budgettitel "Sicherheit und
Verteidigung". Dabei handelt es sich um ein echtes Novum, war es bislang
doch nur unter größten Mühen möglich, das EU-Budget für Militärausgaben zu
nutzen. Der Grund hierfür findet sich in Artikel 41(2) des
Lissabon-Vertrages, der es - eigentlich - verbietet, Ausgaben der
"Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik" mit "militärischen oder
verteidigungspolitischen Bezügen" aus dem EU-Haushalt zu bestreiten, sofern
der Europäische Rat nicht einstimmig anderes beschließt. Lange pochte vor
allem Großbritannien auf eine strikte Auslegung dieses Artikels, doch mit
seinem absehbaren Abtreten von der EU-Bühne scheinen nun nahezu alle
rechtlichen und finanziellen Dämme zu brechen.

Die militärischen Teile des Budgettitels "Sicherheit und Verteidigung"
gliedern sich in zwei große Bereiche: Beachtliche 6,5 Milliarden Euro
sollen für "Militärische Mobilität" (bekannter unter dem Schlagwort
"Military Schengen") eingestellt werden.[8] Künftig soll dabei in enger
Abstimmung mit dem wohl am Standort Ulm geplanten NATO-Logistikzentrum die
schnelle Truppenverlegung innerhalb Europas - und mit Blick auf Russland
insbesondere an die Ostflanke - "verbessert" werden. Bereits im November
2017 schlugen die Kommission und die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini
in einer "Gemeinsamen Mitteilung" vor, hierfür Gelder der des EU-Budgets
für "Transeuropäische Verkehrsnetze" zu verwenden, das zum sogenannten
Finanzinstrument "Connecting Europe Facility" (CEF) gehört.[9] Anschließend
wurden Ende März 2018 in einem "Aktionsplan für Militärische Mobilität"
zahlreiche Probleme identifiziert, die den raschen Truppentransport
behindern. Unter anderem wurden Straßen, Brücken und Zugstrecken genannt,
die den Belastungen durch militärische Schwertransporte vielfach nicht
gewachsen seien, weshalb hier umfangreiche Investitionen erforderlich
wären.[10] In der dazugehörenden Pressemitteilung hieß es: "Bi
s 2019 wird die Kommission ermitteln, welche Teile des transeuropäischen
Verkehrsnetzes für Militärtransporte geeignet sind. Dabei geht es auch um
die notwendige Modernisierung der bestehenden Infrastruktur (z. B. Höhe
oder Tragfähigkeit von Brücken). Hierzu wird eine Liste vorrangiger
Projekte erstellt. Die Kommission wird die Möglichkeit einer zusätzlichen
finanziellen Unterstützung dieser Projekte im nächsten mehrjährigen
Finanzrahmen berücksichtigen."[11]

Genau dies wurde nun umgesetzt: Zwar laufen die anvisierten 6,5 Milliarden
wie erwähnt unter dem Budgetitel "Sicherheit und Verteidigung", sie sollen
aber dem Instrument "Connecting Europe Facility" zugeordnet werden. Laut
Eigenaussage beabsichtigt die EU, mit der CEF "Wachstum, Arbeitsplätze und
Wettbewerbsfähigkeit durch gezielte Infrastrukturinvestitionen auf EU-Level
zu fördern".[12] Nichts davon wird jedoch durch Infrastrukturmaßnahmen
gewährleistet, die aus rein militärischen Gesichtspunkten finanziert
werden. Faktisch wird damit wohl sogar eine deutliche Reduzierung der für
militärisch nicht "sinnvolle" Infrastrukturinvestitionen zur Verfügung
stehenden Gelder einhergehen. Waren zwischen 2014 und 2020 noch 24,05
Milliarden Euro für Investitionen in die Transportinfrastruktur
eingestellt, sollen es im nächsten Haushalt nur noch 14,725 Milliarden
sein. Die 6,5 Milliarden für "Military Schengen" müssen hier wohl
hinzuaddiert werden.


Kronjuwel Rüstungsfonds

Noch viel weitreichender als "Military Schengen" ist allerdings das zweite
Element des Budgetstrangs "Sicherheit und Verteidigung", der geplante
"Europäische Verteidigungsfonds" (EVF). Die Einrichtung dieses Fonds wird
direkt aus dem in der EU-Globalstrategie vom Juni 2016 formulierten
Anforderungsprofil abgeleitet, die EU müsse "militärische
Spitzenfähigkeiten" für "autonome" - also unabhängig von der NATO und damit
den USA durchführbare - Militärinterventionen nebst der hierfür
erforderlichen industriellen Kapazitäten aufbauen: "Die Mitgliedsstaaten
[benötigen] bei den militärischen Spitzenfähigkeiten alle wichtigen
Ausrüstungen, um auf externe Krisen reagieren und die Sicherheit Europas
aufrechterhalten zu können. Dies bedeutet, dass das gesamte Spektrum an
land-, luft-, weltraum- und seeseitigen Fähigkeiten, einschließlich der
strategischen Grundvoraussetzungen, zur Verfügung stehen muss. [...] Eine
tragfähige, innovative und wettbewerbsfähige europäische
Verteidigungsindustrie ist von wesentlicher Bedeutung für die strategische
Autonomie Europas und eine glaubwürdige GSVP."[13]

Auf dieser Grundlage legte die EU-Kommission am 30. November 2016 mit dem
"Verteidigungs-Aktionsplan" einen im Dezember 2016 vom EU-Rat grundsätzlich
gebilligten Vorschlag vor, für die Dauer der nächsten EU-Haushaltsperiode
2021 bis 2027 einen Europäischen Verteidigungsfonds bestehend aus einem
Forschungs- und einem Entwicklungsbudget einzurichten. Am 7. Juni 2017
präsentierte die Kommission dann weitere Einzelheiten: Die Forschungsgelder
sollen komplett und die Entwicklungskosten zu 20 Prozent, bei
Pesco-Projekten (Ständige Strukturierte Zusammenarbeit): 30 Prozent, dem
EU-Budget entnommen werden können - den Rest müssten die Mitgliedsstaaten
beisteuern. Außerdem soll der Start des Fonds unter dem Titel "Europäisches
Programm zur industriellen Entwicklung im Verteidigungsbereich zwecks
Förderung der Wettbewerbsfähigkeit und der Innovation in der
Verteidigungsindustrie der EU" um zwei Jahre auf 2019 vorverlegt werden.
Vorgeschlagen wurde dafür bis einschließlich 2020 den Betrag von 2,59
Milliarden Euro bereitzustellen (590 Mio. aus dem EU-Budget, der Rest von
den Mitgliedsstaaten).[14]

Um die offensichtliche Kollision dieses Vorhabens mit Artikel 41(2) zu
umgehen, bedient sich die Kommission eines Tricks: Kurzerhand wurden die
Gelder für die Rüstungsentwicklung auf die Rechtsgrundlage von Artikel 173
des "Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union" (AEUV)
gestellt. Dadurch wurden sie zu Maßnahmen zur Wettbewerbsförderung
umdeklariert, die im Gegensatz zu militärischen Vorhaben der "Gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik" aus dem EU-Haushalt bezahlt werden
können.[15]

Allerdings ist es - eigentlich - untersagt, Ausgaben, die überwiegend einem
bestimmten Zweck (hier: militärischer Kapazitätsaufbau) dienen, auf eine
andere Rechtsgrundlage (hier: Wettbewerbs- bzw. Forschungsförderung) zu
stellen.[16] Und in diesem Fall ist es im Prinzip recht eindeutig, dass der
EVF keineswegs vorrangig der Wettbewerbsförderung dient, sondern primär die
Umsetzung der militärpolitischen Ziele im Auge hat, die in der 
EU-Globalstrategie ausgegeben wurden. So schreibt auch die Berichterstatterin
für das Europäische Parlament: "Mit dem Programm soll die Autonomie der
Europäischen Union in Verteidigungsfragen gestärkt werden. Diese
strategische Autonomie ist notwendig, damit die Union auf globaler Ebene
über Handlungsfreiheit verfügt, und sie kann nur über eine bessere
Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten und Unternehmen gestärkt
werden."[17]

Selbst der EVF-Verordnungsvorschlag der Kommission ist eigentlich recht
eindeutig. Gleich zu Beginn wird betont, "Verteidigungspolitik" sei von der
Kommission "zu einem Handlungsschwerpunkt erklärt" worden. Dies erfordere
"gemeinsame Investitionen in den Ausbau der Sicherheit und in die
Kooperation auf allen Ebenen". Hierfür sei es wiederum nötig, die
"Wettbewerbsfähigkeit" der Industrie zu verbessern: "Damit Europa mehr
Verantwortung für seine Verteidigung übernehmen kann, ist es von
grundlegender Bedeutung, in der gesamten Verteidigungsindustrie der
Europäischen Union die Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern und die
Innovation zu fördern." Um wirklich keine Missverständnisse aufkommen zu
lassen, schreibt die Kommission in aller Deutlichkeit, was Zweck und was
Mittel ist: "Grundlage für die Einrichtung des Programms bilden die
Bestimmungen von Artikel 173 AEUV. Sein übergeordnetes Ziel wird darin
bestehen, die Kapazitäten der Verteidigungspolitik der Union im Hinblick
auf die Aspekte Wettbewerbsfähigkeit und Innovation zu stärken, indem
Maßnahmen in ihrer Entwicklungsphase gefördert werden."[18]

Der "abgespeckte" Rüstungshaushalt soll baldmöglichst verabschiedet werden,
er wird allerdings 2019 und 2020 zunächst durch Umschichtungen aus anderen
Haushaltstiteln befüllt. Erst mit dem nächsten EU-Budget soll dann ein
"richtiger" Rüstungshaushalt eingerichtet werden. Ursprünglich schlug die
Kommission vor, zwischen 2021 und 2027 jährlich 500 Mio. Euro für die
Erforschung und eine Milliarde Euro für Entwicklung von Rüstungsgütern im
EU-Budget einzustellen. Rechnet man hinzu, dass die Mitgliedsstaaten
verpflichtet werden, 80 Prozent der Entwicklungskosten zu tragen, ergibt
sich so ein Gesamthaushalt von bis zu 38,5 Milliarden Euro. Im
Haushaltsentwurf wurde augenscheinlich noch einmal nachgelegt: Er sieht für
2021 bis 2027 insgesamt 4,1 Milliarden Euro für die Erforschung und 8,9
Milliarden für die Entwicklung von Rüstungsgütern vor. Diese 13 Milliarden
Euro müssen um die Beiträge der Mitgliedsstaaten ergänzt werden, woraus
sich bei Ausschöpfung aller Gelder ein Budget von 48,6 Milliarden Euro
ergibt. Addiert man hier dann auch noch "Military Schengen" hinzu, dann hat
die Kommission mit ihrem Vorschlag faktisch rund 55 Milliarden Euro
zusätzliche Rüstungsgelder aus dem Hut gezaubert, die in dieser Form
bislang nicht existent waren!

Allerdings steht das Vorhaben - vorsichtig formuliert - rechtlich doch auf
wackliger Grundlage. Aus diesem Grund behauptet die Kommission, das Verbot
aus Artikel 41(2) würde sich ohnehin nur auf die Finanzierung von
Militäreinsätzen beziehen. Und das scheint auch so ziemlich der einzige
Bereich, der aktuell tatsächlich - noch - nicht direkt über das EU-Budget
finanziert werden soll. Doch selbst hierfür schlägt die Kommission am Rande
des EU-Haushaltsentwurfs mit der "Europäischen Friedensfazilität" (EFF)
eine "kreative" Lösung vor.


EU-Kriegsfazilität

Schon lange wird versucht, die Kosten für die Aufrüstung und die Kriege
"befreundeter" Drittstaaten sowie die für eigene Militärinterventionen zu
"Europäisieren". Wegen der beschriebenen rechtlichen Beschränkungen sind
derlei Versuchen aber bislang relativ enge Grenzen gesetzt, wie zwei
Autoren des "Deutschen Instituts für Entwicklungspolitik" (DIE) bemängeln:
"Ein Grundproblem ist dabei, eine stabile, vorhersagbare Finanzierung zur
Verfügung zu stellen. Dies hat sich aufgrund der rechtlichen Beschränkungen
bei der Finanzierung von Militäraktivitäten aus dem EU-Haushalt als
schwierig erwiesen. Dieses Dilemma lässt sich nur mit einem außerbudgetären
Instrument wie der EPF lösen, das die legitime Anforderung erfüllt,
Friedensmissionen zu unterstützen und gleichzeitig eines der
Grundprinzipien der EU einhält."[19]

Die bereits erwähnte "Europäische Friedensfazilität" soll diese Quadratur
des Kreises hinbekommen, da sie außerhalb des EU-Haushalts angesiedelt sein
und damit nicht den Bestimmungen aus Artikel 41(2) unterliegen soll.
Angekündigt wurde das Vorhaben von der EU-Außenbeauftragten Federica
Mogherini bereits im Dezember 2017: "Ich würde die Schaffung einer neuen
Europäischen Friedensfazilität vorschlagen, die gemeinsam mit unseren
Mitgliedsländern finanziert und verwaltet wird. Dies würde auch die Planung
und Umsetzung unserer Militärmissionen deutlich effizienter gestalten und
unsere Partner darin unterstützen, unsere gemeinsamen
sicherheitspolitischen Herausforderungen zu bewältigen."[20]

Auch hier greift der EU-Haushaltsentwurf die Vorarbeiten auf, indem
parallel auch die Planungen für diverse "Nebenhaushalte" veröffentlicht
wurden. Demzufolge soll die EFF im Zeitraum 2021 bis 2017 mit 10,5
Milliarden Euro befüllt werden. Geradezu entlarvend ist die - positive -
Bewertung des Vorhabens durch die beiden DIE-Autoren derzufolge Artikel
41(2) "das Selbstverständnis der EU als europäisches Friedensprojekt
ausdrückt", dieses aber immer stärker "mit den Anforderungen an das
außenpolitische Engagement der EU kollidiert." Und weiter: "Die Realität
des Engagements in konfliktbetroffenen Ländern schafft dennoch das
pragmatische Bedürfnis, Artikel 41(2) im Interesse der Schwächsten zu
umgehen. Die vorgeschlagene Europäische Friedensfazilität könnte dieses
alte Dilemma lösen, wenn die Idee richtig umgesetzt wird."[21]
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* Eine gekürzte Fassung dieses Beitrags erschien zuerst in der jungen
Welt vom 8.5.2018 unter dem Titel "Kreative Finanzierung".

 * 

Quelle:

IMI-Analyse 2018/12 vom 9. Mai 2018

Machtpolitisches (Rüstungs-)Budget: Der EU-Haushaltsentwurf 2021-2027

http://www.imi-online.de/2018/05/09/machtpolitisches-ruestungs-budget-der-eu-haushaltsentwurf-2021-2027

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2254: 1968 im Senegal - Studierende rebellieren gegen Senghor


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

1968 im Senegal

Studierende rebellieren gegen Senghor

von Bernard Schmid



Bei der Jahreszahl "1968" denkt man, von Deutschland aus
betrachtet, zunächst einmal an Frankreich. Im günstigeren Falle fällt
einem dann noch ein, dass die Geschehnisse internationaler Natur waren
und und sich - neben Westberlin und Paris - auch in Mexiko-Stadt,
San Francisco und Tokyo abspielten. Aber in Afrika? Hat man dafür im
deutschsprachigen Raum einen Gedanken übrig?


Dabei fanden im Kontext des historischen Einschnitts "1968"
gerade auch im ehemals durch Frankreich kolonisierten Teil Afrikas
wichtige Ereignisse statt. Denn eine strukturell mit der französischen
vergleichbare Protestbewegung - also eine Kombination aus
Studierendenbewegung und Streiks von Lohnabhängigen - entwickelte sich
- nein, nicht im unmittelbaren Nachklang an den Pariser Mai 1968,
sondern zeitgleich mit ihm und in einem der Schlüsselländer des
französischsprachigen Afrika: im Senegal.

Am 13. Mai 1968 hatte in Paris die erste Massendemonstration "zur
Unterstützung der von Repression betroffenen Studenten" (auf den Tag
genau am 10. Jahrestag der Machtübernahme durch Charles de Gaulle
1958) stattgefunden. In Dakar gab es die erste Demonstration "zur
Unterstützung der Studenten", die ebenfalls rebelliert hatten, am
28. Mai 1968. An ihr sollen 20.000-30.000 Menschen teilgenommen haben.
Zu dem Zeitpunkt waren die Auseinandersetzungen auch in Paris noch
keineswegs zu Ende, sie dauerten vielmehr bis Mitte Juni 1968 an.
Ähnlich im Senegal, wo die Bewegung am 12. Juni endete.

Begünstigt worden war ihre Entstehung auch durch eine ökonomische
Krise. 1968/69 machte das Land eine Dürreperiode durch, deren
Auswirkungen jedoch dadurch verschärft wurden, dass Frankreich zuvor
den garantierten Abnahmepreis für Erdnüsse gekündigt hatte - in der
Kolonialzeit war die ökonomische Struktur im Senegal auf den Export
ausgerichtet worden. Dadurch konnte die Protestbewegung schnell
breitere Kreise erfassen.

Die Mittel der Staatsmacht, ihrer Herr zu werden, waren freilich
andere als in Frankreich. Die Repression im Senegal fiel ungleich
härter aus: Dort wurde der Ausnahmezustand verhängt, 3.500 Menschen
wurden verhaftet, alle ausländischen Studierenden (meist aus anderen
afrikanischen Ländern) wurden ausgewiesen. Dennoch gab es auch hier
handfeste Zugeständnisse, so wurde der gesetzliche Mindestlohn auf
einen Schlag um 15 Prozent erhöht - gut, in Frankreich waren es
infolge der "Vereinbarungen von Grenelle" gar 35 Prozent gewesen. Auf
dem Höhepunkt der Krise flüchtete Präsident Léopold Sédar Senghor auf
eine französische Militärbasis und ließ sich von der Botschaft der
früheren Kolonialmacht Garantien geben, man werde ihn im Bedarfsfall
nach Frankreich ausfliegen. De Gaulle seinerseits hatte sich auf dem
Höhepunkt der Krise in Paris zur französischen Armee nach Baden-Baden
zurückgezogen.

Senghor behauptete auch, die Ereignisse seien "direkt aus Peking
gesteuert", da das maoistische China damals eine Charmeoffensive
gegenüber den unabhängig gewordenen Ländern der sog. Dritten Welt
gestartet hatte. Der auch als Dichter bekannt gewordene Präsident
spielte aber auch die kulturalistische Saite: Senghor klagte die
Protestierenden an, sie wollten "faire tout comme Toubabs". Das
bedeutete den in bewusst verkitschtem und künstlich schlechtem
Französisch gehaltenen Vorwurf, die Weißen in allem nachahmen zu
wollen (Toubab bedeutet in ganz Westafrika "weiß"). Das war Unsinn,
denn massive Studierendenproteste hatte es bereits zuvor im
französischsprachigen Afrika gegeben, 1963 in Kongo-Brazzaville und
1964 in Madagaskar.

Senghor hatte im Senegal nach der Unabhängigkeit 1960 ein autoritäres
Regime errichtet und die linke antikoloniale Partei PAI (Parti
africain pour l'indépendance) verboten. In den 70er Jahren
proklamierte er allerdings eine "demokratische Öffnung". Dazu trugen
der senegalesische Mai 68 und seine Auswirkungen erheblich bei, sie
ermutigten die Opposition und beflügelten sie in den folgenden Jahren
zum Aktivismus - am 5. Februar 1971 wurde der Konvoi des französischen
Präsidenten Georges Pompidou in Dakar mit Molotowcocktails attackiert.
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HÖRSPIEL/1749: WDR 3 - "Die Astronautin" von Thomas von Steinaecker, 19.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Astronautin

von Thomas von Steinaecker

Mit Lena Lauzemis, Felix Rech, Martin Umbach,

Paul Winstel, Beate Himmelstoß, Susanne Schroeder,

Anton Winstel, Benedikt Schregle und Luise Zehner

Komposition: Philip Stegers

Regie: Bernadette Sonnenbichler

Produktion: BR/WDR 2018

WDR 3 Hörspiel

Samstag, 19.05.2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Deirdres einsame Mission ist ebenso gefährlich wie wichtig: Zur
Sicherung des Erbes der Menschheit soll sie Heritage-Files, auf denen
bedeutende Kunstwerke gespeichert sind, zur äußersten unbemannten
Weltraumstation HERMES transportieren und von dort an mögliche
außerirdische Zivilisationen senden. Unterwegs teilt ihr die Stimme
des Bordcomputers lakonisch mit, dass die Erde zerstört wurde und sie
die einzige Überlebende und somit der letzte Mensch ist. Was zählt
jetzt noch? Was bedeuten jetzt noch die Heritage-Files, Kunstwerke,
die über den Alltag der Menschen kaum Auskunft geben. Mit der Hilfe
des Bordcomputers macht sich Deirdres daran, anhand ihres eigenen
Lebens zu erkunden, was es wert ist, bewahrt zu werden - und was das
überhaupt sein soll: ein Mensch.

Redaktion: Martina Müller-Wallraf
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MELDUNG/1694: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht der fröhlichen Pessimisten, 19.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Da gibt es nichts zu lachen

Eine Lange Nacht der fröhlichen Pessimisten

Von Rolf Cantzen

Lange Nacht

Samstag, 19. Mai 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Jung, dynamisch, pragmatisch und vor allem optimistisch - diese
Eigenschaften zeichnen erfolgreiche Menschen aus. Wer sich dem
entzieht, trifft auf wenig Sympathien oder wird schnell als depressiv
pathologisiert. Doch schon Sophokles weiß: "Nicht geboren zu werden,
(ist) für die Erdbewohner am besten." Die Gnostiker der Spätantike
drängt ihre Weltwahrnehmung zu der Vermutung, dass nur ein böser
Schöpfer diese Welt erschaffen haben kann. Schopenhauer und seine
Schüler sensibilisieren für menschliches Leid. In der Melancholie
verbinden sich Freude und Leid zu einer Weltsicht, in der sich Schwere
und Leichtigkeit, Sinnlosigkeitsgefühle und Humor verbinden. Fröhliche
Pessimisten empfehlen zunächst einmal anzunehmen, dass alles schief
gehen wird, um sich dann positiv überraschen zu lassen.

Die 'Lange Nacht' wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 
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MUSIK/2565: Deutschlandfunk - Klassik-Pop-et cetera mit dem Pianisten Joseph Moog, 19.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Der Pianist Joseph Moog

Samstag, 19. Mai 2018, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Mit vier Jahren entdeckte Joseph Moog seine Liebe zum Klavier. Als
Zwölfjähriger debütierte der gebürtige Pfälzer in Rio de Janeiro.
Heute, mit 30 Jahren, zählt er zu den erfolgreichen Pianisten seiner
Generation. Seine Soloabende fallen immer wieder durch eine
ungewöhnliche Stückwahl auf. Im April dieses Jahres beispielsweise
spielt er in der Warschauer Philharmonie das äußerst selten gehörte
Klavierkonzert des polnischen Komponisten Jerzy Gablenz. So schwärmen
die Kritiker von ihm als einem Schatzgräber mit überirdischer
Klaviertechnik.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





ARBEITSMEDIZIN/460: Ärztetagsbeschlüsse zur Stärkung der Arbeitsmedizin in Betrieben (idw)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 15.05.2018

DGAUM unterstützt Ärztetagsbeschlüsse zur Stärkung der Arbeitsmedizin in Betrieben



Die beiden Beschlüsse des 121. Deutsche Ärztetages, "Ärztliche Kompetenzen
im Arbeitsschutz zwingend erhalten" und "Keine Substitution ärztlicher
Tätigkeiten im Betrieb durch Nichtärzte" werden von der Deutschen
Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin (DGAUM) uneingeschränkt
begrüßt und nachhaltig unterstützt. Beide Entschließungsanträge gehören zu
einem großen Katalog von Entscheidungen, die die Delegierten des Deutsche
Ärztetages verabschiedet haben. Der 121. Deutsche Ärztetag war in diesem
Jahr vom 8. bis 11. Mai 2018 in Erfurt zu Gast.

Ärztliche Kompetenzen im Arbeitsschutz zwingend erhalten

Im Vorfeld des Ärztetages konnte die DGAUM als
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft den Vorstand der Bundesärztekammer (BÄK) bei
der inhaltlichen Formulierung des ersten Entschließungsantrages "Ärztliche
Kompetenzen im Arbeitsschutz zwingend erhalten" beraten. Im beschlossenen
Text heißt es konkret: "Der 121. Deutsche Ärztetag 2018 fordert alle
verantwortlichen und zuständigen Akteurinnen und Akteure in Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft, wie das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales (BMAS), die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände
(BDA), den Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) und insbesondere die Deutsche
Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) auf, die ärztlichen Kompetenzen im
Arbeitsschutz uneingeschränkt zu erhalten und zu stärken. Es muss allen
Versuchen entschieden entgegengetreten werden, arbeitsmedizinische
Leistungen und betriebsärztliche Tätigkeiten durch andere Berufsgruppen zu
substituieren. Neue Arbeitsformen und der technologische Fortschritt
erfordern es, dass gerade Arbeitsmediziner und Betriebsärzte im Wege des
Arbeitsschutzes bereits frühzeitig gesundheitliche Risiken für die
Beschäftigten erkennen. Sie haben deshalb ein Alleinstellungsmerkmal für
Gesundheitsfragen im Betrieb und nehmen eine wichtige Funktion sowohl im
Feld der betrieblichen Prävention als auch an der Schnittstelle zur
kurativen und rehabilitativen Medizin ein. Nur so können Prävention und
Gesundheitsförderung am Arbeitsplatz mit den dynamisch sich vollziehenden
Veränderungen in der Arbeitswelt Schritt halten."

Keine Substitution ärztlicher Tätigkeiten im Betrieb durch Nichtärzte

Darüber hinaus begrüßt und unterstützt die DGAUM den ebenfalls
beschlossenen Antrag von insgesamt acht Delegierten um Dr. Peter
Czeschinki, Münster, die keine Substitution ärztlicher Tätigkeiten im
Betrieb durch Nichtärzte gefordert hatten: "Der 121. Deutsche Ärztetag
2018 lehnt die Pläne der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV)
zur Substitution betriebsärztlicher Tätigkeiten durch Nichtärzte
entschieden ab. Die DGUV diskutiert im Rahmen der Novellierung der
Vorschrift 2 zur arbeitsmedizinischen Betreuung in der Grundbetreuung die
Substitution einer den gesamten Menschen umfassenden fachärztlichen
arbeitsmedizinischen Betreuung durch andere Berufsgruppen, wie z. B.
Ergonomen, Arbeitspsychologen, Gesundheitswissenschaftler usw. Darüber
hinaus ist eine Halbierung der betriebsärztlichen Mindesteinsatzzeit in
der Betreuungsgruppe III von zwölf auf sechs Minuten pro Beschäftigtem und
Jahr vorgesehen. In sechs Minuten ist keine qualitativ hochwertige
arbeitsmedizinische Betreuung mit ihren vielfältigen Facetten zu
gewährleisten, erst recht nicht, wenn auch noch psychische Belastungen zur
Sprache kommen. Sofern auch noch andere Professionen in die Grundbetreuung
in der Gruppe III eingebaut werden, bleibt es nicht bei sechs Minuten,
sondern davon gehen z. B. noch Zeiten für einen Gesundheitswissenschaftler
ab. Von dieser Neuregelung sind auch Beschäftigte im Gesundheitswesen,
insbesondere angestellte Ärztinnen und Ärzte in
Rehabilitationseinrichtungen, Arztpraxen bzw. medizinischen
Versorgungszentren (MVZ) betroffen."

Der Deutsche Ärztetag

Der Deutsche Ärztetag ist die Hauptversammlung der Bundesärztekammer, das
»Parlament der Ärzteschaft«, und findet einmal jährlich an wechselnden
Orten statt. Die 17 deutschen Ärztekammern entsenden insgesamt 250
Abgeordnete zum Deutschen Ärztetag. Zu den Aufgaben des Deutschen
Ärztetages gehört es, länderübergreifende Regelungen zum Berufsrecht (z.
B. die Muster-Berufsordnung und die Muster-Weiterbildungsordnung) zu
erarbeiten und zu verabschieden sowie die Positionen der Ärzteschaft zu
aktuellen gesundheits- und sozialpolitischen Diskussionen der Gesellschaft
zu artikulieren und sie der Öffentlichkeit zu vermitteln.


Weitere Informationen zum 121. Deutschen Ärztetag sowie das
Beschlussprotokoll zum Download erhalten Sie auf der Webseite der
Bundesärztekammer unter 

www.bundesaerztekammer.de/


Über DGAUM:

Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und der
klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute über 1000
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende Konzepte
für die Prävention, die Diagnostik und Therapie kontinuierlich zu
verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und medizinische Beratung
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der Schnittstelle von Individuum und
Unternehmen. Darüber hinaus beraten die Mitglieder der DGAUM alle Akteure,
die ihren Beitrag zu der medizinischen Versorgung leisten und auf
Fachwissen aus der betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der
arbeits- und umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der
Beschäftigungsfähigkeit fördernden Rehabilitation sowie aus dem
versicherungsmedizinischen Kontext angewiesen sind. Weitere Informationen
unter 

www.dgaum.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1772
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.

Dr. Thomas Nesseler, 15.05.2018
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DIAGNOSTIK/566: Rhesusfaktor des Fetus vor Geburt testen - Test zuverlässig, Nutzen dennoch unklar (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 15.05.2018

Rhesusfaktor des Fetus vor Geburt testen: Test zuverlässig, Nutzen dennoch unklar

- Studien zum Nutzen fehlen 

- Tests vor und nach der Geburt sind gleichwertig



Ist das Blut einer Schwangeren Rhesus-negativ (Rh-negativ), das Blut des
Fetus aber Rhesus-positiv (Rh-positiv), kann es sein, dass die Frau
Antikörper bildet, die vor allem weiteren Kindern schwer schaden können.
Um diese sogenannte Sensibilisierung zu verhindern, bekommen derzeit alle
Rh-negativen Schwangeren eine Prophylaxe. Ein neuartiger Test am Blut der
Schwangeren kann aber bereits vor der Geburt den Rhesusfaktor des Kindes
bestimmen. Sofern der Test hinreichend zuverlässig ist, könnten viele
Schwangere auf die Prophylaxe verzichten. Bislang wird das Blut des
Säuglings direkt nach der Geburt getestet.

Das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen
(IQWiG) hat nun untersucht, ob die Steuerung der Prophylaxe mithilfe
dieses Tests Vor- oder Nachteile bietet für die Kinder oder für die
werdenden Mütter. Die abschließenden Ergebnisse liegen nun vor. Demnach
gibt es keine Studien, die diese Frage beantworten können. Die
Zuverlässigkeit des neuen Tests ist aber ebenso hoch wie die des
herkömmlichen Tests nach der Geburt.

Gefahr vor allem in nachfolgenden Schwangerschaften

Der Rhesusfaktor ist eine erbliche Eigenschaft der roten Blutkörperchen
(Erythrozyten). Er wirkt als Antigen, d. h. Rh-negative Menschen können
Antikörper gegen fremde Rh-positive Blutkörperchen in ihrem Blut bilden.
Dies kann schwere, auch tödliche Unverträglichkeitsreaktionen auslösen.
Der Rhesusfaktor spielt deshalb bei der Blutübertragung und bei der
Schwangerschaft eine wichtige Rolle.

Während der Schwangerschaft und insbesondere bei der Geburt kann Blut
Rh-positiver Kinder in den Rh-negativen Kreislauf der Mutter gelangen. Die
dadurch ausgelöste Bildung von Antikörpern nennen Fachleute
Sensibilisierung. Die Antikörper können in den Blutkreislauf des Kindes
eindringen und so u. a. Blutarmut (Anämie), Herzschwäche
(Herzinsuffizienz) oder Hirnschäden verursachen oder gar zum Tod des Fetus
führen.

Gefährdet sind allerdings weniger die Feten, welche die Schwangeren gerade
in sich tragen, als vielmehr Kinder in nachfolgenden Schwangerschaften,
die ebenfalls Rh-positiv sind. Denn sie sind bereits sehr früh in der
Schwangerschaft der Abwehrreaktion des mütterlichen Blutes ausgesetzt.

Standard-Prophylaxe für alle Rhesus-negativen Schwangeren

Derzeit bekommen alle Rh-negativen Schwangeren eine Standarddosis
Anti-D-Immunglobulin. Diese Antikörper sollen Erythrozyten abfangen, die
schon vor der Geburt vom fetalen in den mütterlichen Blutkreislauf
übertreten, und so die Sensibilisierung verhindern. Zum Einsatz kommt
dabei humanes Anti-D-Immunglobulin, das von sensibilisierten Spendern
gewonnen wird.

Nach der Geburt wird der Rhesusfaktor des Säuglings anhand seines Bluts
bestimmt (postnatale Testung). Falls sein Blut Rh-positiv ist, erhält die
Mutter eine weitere Anti-D-Prophylaxe.

Blut der Mutter enthält Information über Rhesusfaktor des Fetus

Inzwischen gibt es einen Test, der den Rhesusfaktor des Fetus schon vor
der Geburt bestimmen kann. Dabei handelt es sich um ein nicht invasives
Verfahren, d. h. der Fetus wird nicht angetastet. Untersucht wird vielmehr
sogenannte zellfreie zirkulierende DNA des Fetus aus dem mütterlichen
Plasma.

Prinzipiell wird es dadurch möglich, die vorgeburtliche Anti-D-Prophylaxe
nur noch jenen Rh-negativen Schwangeren zu geben, deren Fetus laut
Pränataltest Rh-positiv ist. Aktuell bekommen 15 Prozent der Schwangeren
die Prophylaxe, was etwa 110 000 Schwangeren pro Jahr entspricht. Durch
die neuen Tests könnte sich ihre Zahl auf etwa 60 000 reduzieren.

Studien können Fragestellung des Auftrags nicht beantworten

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA), der auch für die Ausgestaltung der
"Mutterschaftsrichtlinien" verantwortlich ist, wollte deshalb vom IQWiG
wissen, ob die Einführung des neuen Tests für Kinder oder Mütter
gesundheitliche Vor- oder Nachteile haben kann, also etwa das Auftreten
von Blutarmut (hämolytischer Anämie) erhöhen oder das Auftreten von
Nebenwirkungen der Prophylaxe vermindert würde.

Wie die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des IQWiG feststellen
mussten, gibt es aktuell keine Studien, die präzise Aussagen darüber
zulassen, welche Auswirkungen die Einführung des neuen Tests haben könnte.

Beide Tests gleichermaßen zuverlässig

Es gibt aber Studien, die Auskunft darüber geben, wie zuverlässig der
Pränataltest den Rhesusfaktor des Kindes bestimmen kann. Die
Zuverlässigkeit ist vergleichsweise hoch, Fachleute sprechen von "hoher
diagnostischer Güte": Der Test erkennt 99,9 Prozent der Rh-positiven Feten
(Sensitivität) und ordnet 99,1 Prozent der Rh-negativen richtig ein
(Spezifität). Das bedeutet, dass 0,1 Prozent der Schwangeren, bei denen
eine Anti-D-Prophylaxe vor der Geburt angezeigt wäre, diese nicht
erhielten, sofern man sich auf das Testergebnis verließe. Damit ist der
Pränataltest ebenso zuverlässig wie der Test nach der Geburt.

Denkbare Vor- und Nachteile abwägen

Der neue Test ermöglicht es, die Anti-D-Prophylaxe gezielt einzusetzen und
bei einem Teil der Schwangeren eine unnötige vorgeburtliche Prophylaxe zu
unterlassen. Ob diese Schwangeren davon einen Vorteil haben, ist aber
unklar, da verlässliche Daten zu denkbaren Nebenwirkungen der Prophylaxe
fehlen.

Das Risiko, dass es in Folge falscher Testergebnisse zu zusätzlichen
Sensibilisierungen kommen könnte, ist - trotz des Fehlens ausreichender
Daten - als klein einzuschätzen. Denn zum einen ist der Test als sehr
zuverlässig einzustufen. Zum anderen ist das Risiko, dass bereits während
der Schwangerschaft eine Sensibilisierung stattfindet, gering.

Das Institut hat sich in seinem Bericht nicht mit der Frage befasst,
welche Auswirkungen es auf der Ebene des Gesundheitssystems haben könnte,
wenn unnötige Anti-D-Prophylaxen in großer Zahl wegfielen. Generell von
Bedeutung sind hier indes nicht nur deren Finanzierung, sondern auch die
Beschaffung sowie ethische Aspekte. Denn um den Impfstoff zu gewinnen,
werden männliche Spender mit einem Blutprodukt sensibilisiert. Weltweit
ist die Zahl der Spender begrenzt und Deutschland muss die Präparate
importieren.

Pränataltest als Ersatz für Postnataltest geeignet

Wenn der Pränataltest den Postnataltest ersetzen sollte, würden weder die
Rate fälschlicherweise vorenthaltener Prophylaxen noch die Rate
hämolytischer Anämien messbar steigen. Das liegt daran, dass beide Tests
gleichwertig sind. Es wäre jedoch empfehlenswert, das Verfahren zunächst
zu evaluieren und dabei insbesondere zu prüfen, wie hoch die Sensitivität
des neuen Pränataltests unter den Bedingungen der Versorgung in
Deutschland tatsächlich ist. Erst danach ließe sich sicher entscheiden, ob
der nachgeburtliche Test tatsächlich verzichtbar ist. Auch in Dänemark und
den Niederlanden, wo inzwischen ausschließlich der Pränataltest genutzt
wird, hatten die Verantwortlichen eine Evaluation vorgeschaltet.

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Die vorläufigen Ergebnisse, den sogenannten Vorbericht, hatte das IQWiG im
Oktober 2017 veröffentlicht und zur Diskussion gestellt. Nach dem Ende des
Stellungnahmeverfahrens wurde der Vorbericht überarbeitet und als
Abschlussbericht im März 2018 an den Auftraggeber versandt. Die
eingereichten schriftlichen Stellungnahmen werden in einem eigenen
Dokument zeitgleich mit dem Abschlussbericht publiziert. Der Bericht wurde
gemeinsam mit externen Sachverständigen erstellt.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/nichtmedikamentoese-verfahren/d-projekte/d16-01-nichtinvasive-bestimmung-des-fetalen-rhesusfaktors-zur-vermeidung-einer-muetterlichen-rhesus-
sensibilisierung.7579.html 

Abschlussbericht des IQWiG

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906
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Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 15.05.2018
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FORSCHUNG/3834: Überleben bei Hunger - Neuer Mechanismus für Zellerhalt entdeckt (idw)


Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut e.V. (FLI) - 15.05.2018

Überleben bei Hunger - Neuer Mechanismus für Zellerhalt entdeckt



Forscher des Leibniz-Instituts für Alternsforschung -
Fritz-Lipmann-Institut (FLI) haben in Kooperation mit dem
Massachusetts Institute of Technology (MIT), Cambridge,
Massachusetts, USA, einen neuen Mechanismus entdeckt, der für den
Zellerhalt bei Nährstoffmangel wichtig ist. Das Protein NUFIP1, das
normalerweise im Zellkern vorkommt, wandert bei Nährstoffmangel in
das Zytoplasma und bindet an Ribosomen, die damit für den Abbau
markiert werden; eine wichtige Überlebensstrategie der Zelle, um bei
Hunger den Erhalt der Zelle abzusichern. Die Forschungsergebnisse
wurden jetzt in der renommierten Fachzeitschrift Science publiziert.

Jena/Cambridge. Das Recyclingprogramm der Zelle ist die Autophagie;
ein elementarer Bestandteil der zellulären Qualitätskontrolle und für
die Aufrechterhaltung der Funktionalität der Zelle enorm wichtig.
Durch den Abbau von fehlgefalteten Proteinen oder geschädigten
Organellen werden negative Auswirkungen auf die Zelle verhindert.
Darüber hinaus werden Nährstoffe recycelt, die somit der Zelle für
den Aufbau anderer Stoffe wieder zur Verfügung stehen. Fehler in
diesem Recyclingprozess können zu Krebs, neurodegenerativen
Erkrankungen und einer erhöhten Infektionsanfälligkeit führen, aber
auch das Altern beeinflussen.

Autophagie findet unter normalen Bedingungen nur in geringem Umfang
statt. Bei Mangel an Nährstoffen, z.B. Aminosäuren, wird sie jedoch
angekurbelt. Bekannt ist, dass der "mechanistic target of rapamycin
complex 1" (mTORC1), ein nährstoffsensitiver Wachstumsregulator,
dabei eine wichtige Rolle spielt. Er regelt den Fluss der
Makromoleküle, die für den Abbau bestimmt sind, zum "Magen der
Zelle", den Lysosomen. Doch wie erfolgt die Steuerung in Abhängigkeit
vom Nährstoffgehalt des Mediums in der Zelle? Welche Proteine sind
daran beteiligt?

Einblicke in Recyclingprozess der Zelle 

Forscher um Dr. Alessandro Ori vom Leibniz-Institut für
Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut (FLI) in Jena gingen in
Zusammenarbeit mit der Forschungsgruppe um Dr. David M. Sabatini vom
Whitehead Institute des Massachusetts Institute of Technology (MIT),
Cambridge, Massachusetts, USA, diesen Fragen mit Hilfe umfangreicher
quantitativer Proteomanalysen genauer nach, um das "lysosomale
Proteom" unter Hemmung des mTORC1-Signalwegs umfassend zu
untersuchen. Dafür analysierten sie die Lysosomen im nährstoffreichen
Medium, aber auch bei Nährstoffmangel ausgelöst durch "Hunger" an
Aminosäuren und Glukose sowie durch die gezielte Hemmung der mTOR
Kinase durch den Wirkstoff Torin1.

"Mit Hilfe der von der Forschungsgruppe Sabatini entwickelten
schnellen LysoIP-Methode und der modernen
Massenspektroskopie-Plattform der Core Facility Proteomanalyse am
FLI, konnten wir die Dynamik des lysosomalen Proteoms in Abhängigkeit
von der mTORC1-Aktivierung sehr genau untersuchen", schwärmt Dr.
Alessandro Ori, Juniorgruppenleiter am FLI. Das internationale Team
identifizierte über 800 Proteine, die mit Lysosomen assoziiert sind.
"Von den vielen Proteinen weckte das Nuclear Fragile X mental
retardation-interacting protein 1 (NUFIP1) unser besonderes Interesse,
da seine Häufigkeit nach der Torin1-Behandlung stark zunahm."

Wanderung von NUFIP1 bei mTOR-Hemmung

Das Protein NUFIP1 ist normalerweise im Zellkern lokalisiert. Jüngste
Studien zeigten jedoch, dass es auch im Zytoplasma auftreten kann. Die
 Forscher vom MIT konnten mittels biochemischer Analysen und
bildgebender Studien bestätigen, dass das Protein NUFIP1 bei der
mTOR-Hemmung vom Zellkern auf Autophagosomen und Lysosomen umverteilt
wird. "Beides Zellkomponenten, die bei der Autophagie eine wichtige
Rolle spielen", unterstreicht Dr. Ori die gefundenen Ergebnisse.

NUFIP1 ist wichtig, um Hunger zu überleben

Mit diesem "Schnappschuss in die Zelle" konnten die Forscher dem
Protein NUFIP1 eine neue Rolle zuweisen, da man bislang nicht wusste,
dass es auch mit Lysosomen assoziiert auftreten kann. Bei
Nährstoffmangel bindet NUFIP1 an intakte Ribosomen und markiert sie
damit für den Abbau im Lysosom. Die Ribosomen sind die
"Proteinfabriken der Zelle". Es handelt sich dabei um große Komplexe
aus Proteinen und RNA. Werden sie abgebaut, stellen sie eine der
wichtigsten Nährstoffquellen dar. "Wir konnten mit unseren Studien
zeigen, dass NUFIP1 für den ribosomalen Abbau bei Nährstoffmangel in
Mensch- und Mauszellen notwendig ist und so das Überleben der Zelle in
 Hungersituationen absichert", unterstreicht Dr. Ori.

Die Ergebnisse der Forscher aus Deutschland und USA zeigen, dass das
Protein NUFIP1 unter Nährstoffmangel eine wichtige Rolle bei der
selektiven Autophagie von Ribosomen in Säugetierzellen spielt. Die
Studie zeigt eindrucksvoll, wie durch Untersuchung der Dynamiken
organeller Proteome grundlegende Mechanismen aufgedeckt werden
können, die für die Biomedizin- und Alternsforschung relevant sind.


Publikation

NUFIP1 is a ribosome receptor for starvation-induced ribophagy.

Gregory A. Wyant, Monther Abu-Remaileh, Evgeni M. Frenkel, Nouf N.
Laqtom, Vimisha Dharamdasani, Caroline A. Lewis, Sze Ham Chan, Ivonne
Heinze, Alessandro Ori, David M. Sabatini. Science 2018, eaar2663,
DOI: 10.1126/science.aar2663. 

http://science.sciencemag.org/content/early/2018/04/25/science.aar2663?rss=1


Das Leibniz-Institut für Alternsforschung -
Fritz-Lipmann-Institut (FLI) in Jena widmet sich seit 2004 der
biomedizinischen Alternsforschung. Über 330 Mitarbeiter aus 30
Nationen forschen zu molekularen Mechanismen von Alternsprozessen und
alternsbedingten Krankheiten. Näheres unter 

www.leibniz-fli.de


Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften.
Leibniz-Institute widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und
ökologisch relevanten Fragen. Sie betreiben erkenntnis- und
anwendungsorientierte Forschung, auch in den übergreifenden
Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten wissenschaftliche
Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte Dienstleistungen an.
Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im Wissenstransfer, vor
allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und informiert
Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen -
u.a. in Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und
anderen Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem
transparenten und unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer
gesamtstaatlichen Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der
Leibniz-Gemeinschaft gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen
rund 19.100 Personen, darunter 9.900 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler. Der Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9
Milliarden Euro 

www.leibniz-gemeinschaft.de


Weitere Informationen finden Sie unter

www.leibniz-fli.de - Webseite Leibniz-Institut für Alternsforschung -
Fritz-Lipmann-Institut (FLI) Jena

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution517
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Dr. Kerstin Wagner, 15.05.2018
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FORSCHUNG/3833: "Universal-Antikörper" macht verschiedene Erreger unschädlich (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 14.05.2018

"Universal-Antikörper" macht verschiedene Erreger unschädlich



Wissenschaftler aus dem Deutschen Krebsforschungszentrum haben
untersucht, wie es dem Immunsystem gelingt, Krankheitserreger in
Schach zu halten. Dabei entdeckten die Forscher erstmals Antikörper,
die nicht nur ein bestimmtes Bakterium, sondern verschiedene
Mikroorganismen zugleich unschädlich machen können. Die neu
entdeckten Antikörper erkennen eine Zuckerstruktur, die sich auf der
Oberfläche verschiedener Keime befindet. So reicht eine begrenzte
Zahl von Antikörpern aus, um eine große Vielfalt an Mikroorganismen
zu kontrollieren.

Bakterien und andere Mikroorganismen tragen Strukturen aus
Zuckermolekülen auf ihrer Oberfläche, die eine wichtige Rolle für die
Immunabwehr spielen. "An diesen Strukturen erkennt das Immunsystem
Eindringlinge, die im Körper nichts zu suchen haben", erklärt Hedda
Wardemann vom Deutschen Krebsforschungszentrum. "Antikörper heften
sich gezielt an diese Strukturen und machen den Erreger unschädlich."

Anhand der Zuckerstrukturen auf ihrer Oberfläche lassen sich die
Bakterien auch in Untergruppen einteilen. Üblicherweise eliminiert
ein Antikörper nur eine Untergruppe, bietet aber keinen Schutz vor
anderen Mikroben. Doch bei Untersuchungen mit dem Bakterium
Klebsiella pneumoniae stellten die Wissenschaftler um Wardemann
erstmals fest: Das Immunsystem bildet auch Antikörper, die
verschiedene Mikroorganismen erkennen und neutralisieren.

Mehr als ein Drittel aller Menschen sind mit Klebsiellen besiedelt,
Stäbchenbakterien, die sich vor allem auf der Nasenschleimhaut und im
Darm befinden. Bei Gesunden ist Klebsiella pneumoniae völlig harmlos.
Aber bei immungeschwächten Menschen kann es sich stark vermehren und
lebensbedrohliche Krankheiten verursachen. Klebsiella pneumoniae ist
zudem ein häufiger Auslöser von Krankenhausinfektionen und zunehmend
resistent gegen Antibiotika.

Aus dem Blut von gesunden Personen gewannen die Wissenschaftler um
Wardemann Antikörper gegen das Bakterium. "Diese Antikörper schützten
vor verschiedenen Untergruppen von Klebsiella pneumoniae. Sie waren
aber nicht auf diesen Erreger beschränkt, sondern erkannten auch
andere Bakterien und sogar bestimmte Hefen und Viren", berichtet die
DKFZ-Forscherin. Wie ihnen das gelingt, zeigte ein genauerer Blick
auf die Zuckerstrukturen auf der Oberfläche der Keime. Alle
Mikroorganismen, an die sich die Klebsiella-Antikörper anheften
konnten, trugen eine kleine Struktur aus dem Zucker Mannose.
Antikörper zu bilden, die diese Zuckerstruktur auf diversen
Mikroorganismen erkennen, erlaubt dem Immunsystem die effiziente
Abwehr verschiedener Krankheitserreger - und dies mit nur einer
einzigen Art Molekül.

Dass das Immunsystem diese "Universal-Antikörper" gegen Klebsiella
pneumoniae und andere Mikroorgansimen produzieren kann, war bislang
unbekannt. "Der mögliche therapeutische Einsatz von Antikörpern
gewinnt angesichts zunehmender Antibiotikaresistenzen an Bedeutung",
sagt Wardemann.

Jedes Jahr erkranken schätzungsweise 400.000 bis 600.000 Menschen in
Deutschland an einer Krankenhausinfektion, etwa 10.000 bis 15.000
sterben daran. Ein Teil der Krankenhausinfektionen wird durch
antibiotikaresistente Keime verursacht, oft durch Klebsiella
pneumoniae. Im Labor erzeugte therapeutische Antikörper könnten dem
Patienten bei der Bekämpfung der Infektion helfen. Bei
Hochrisikogruppen, zum Beispiel Patienten mit geschwächtem
Immunsystem, ließen sich die Antikörper auch prophylaktisch
einsetzen. Die Fähigkeit, verschiedene Erreger erkennen und
unschädlich machen zu können, ist dabei entscheidend: "Bei einem
Patienten mit akuter Sepsis - einer Blutvergiftung durch Bakterien -
ist eine rasche Behandlung erforderlich", erklärt Wardemann.

In ersten Untersuchungen haben sich die Klebsiella-Antikörper bereits
als wirksam erwiesen: "Bei Mäusen waren die Antikörper in der Lage,
verschiedene Untergruppen von Klebsiella zu neutralisieren und die
Tiere zu schützen", berichtet Wardemann. "Als nächstes sind weitere
Tests notwendig, um den klinischen Nutzen der Antikörper auch bei
Menschen zu zeigen."


Tim Rollenske, Valeria Szijarto, Jolanta Lukasiewicz, Luis M
Guachalla, Katarina Stojkovic, Katharina Hartl, Lukas Stulik, Simone
Kocher, Felix Lasitschka, Mohammed Al-Saeedi, Jutta
Schröder-Braunstein, Moritz von Frankenberg, Gereon Gaebelein, Peter
Hoffmann, Sabrina Klein, Klaus Heeg, Eszter Nagy, Gabor Nagy and
Hedda Wardemann.

Cross-specificity of protective human antibodies against Klebsiella
pneumoniae LPS O-antigen.

Nature Immunology 2018, DOI: 10.1038/s41590-018-0106-2


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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FORSCHUNG/3832: DLR erforscht mit Profibergsteigern Sauerstoffmangel als Therapiekonzept für Herzpatienten (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 15. Mai 2016

Höhenluft in Bodennähe: 

DLR erforscht mit Profibergsteigern Sauerstoffmangel als Therapiekonzept für Herzpatienten



Fünf Wochen lang werden die Profibergsteiger Ralf Dujmovits und Nancy
Hansen Höhenluft schnuppern. Eigentlich nicht ungewöhnlich: Ralf
Dujmovits hat bereits auf allen 14 Achttausendern der Welt gestanden
und arbeitet als staatlich geprüfter Berg- und Skiführer. Die
Kanadierin Nancy Hansen bezeichnet sich selbst als "sehr
enthusiastische Bergsteigerin" und stand bereits auf etlichen Gipfeln
im Himalaya-Gebirge. Ab dem 15. Mai 2018 sind die Bedingungen
allerdings etwas anders: In der Forschungsanlage :envihab des
Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) werden die beiden
zwar bei deutlich reduziertem Sauerstoffgehalt wie in einer Höhe von
bis zu 7000 Metern leben, auf Tageslicht, einen schönen Ausblick über
die Bergwelt und auch Einsamkeit in eisigen Höhen werden sie aber
verzichten. Mediziner des DLR, des Krankenhauses Köln-Merheim und
weiterer Partner wollen herausfinden, ob ein längerer Aufenthalt unter
starkem Sauerstoffmangel die Herzmuskelzellen zur Teilung anregt - die
beiden Bergsteiger sind die Probanden für die erste Studie. Bestätigt
sich die Annahme, könnte in Zukunft mit dieser Therapie die
Herzfunktion von Patienten beispielsweise nach einem Herzinfarkt
verbessert werden.

Narbengewebe durch gesundes Gewebe ersetzen

Basis der Studie "MyoCardioGen" im DLR ist eine Untersuchung der
Universität Texas: Dort hatten Wissenschaftler Mäuse mit Herzinfarkt
für 14 Tage in einer Umgebung mit nur sieben Prozent Sauerstoff
gehalten - die normale Umgebungsluft besteht zu 21 Prozent aus
Sauerstoff. Bei den Mäusen begannen die Herzmuskelzellen sich wieder
zu teilen und das durch den Infarkt verursachte Narbengewebe
verringerte sich. "Diese Zellteilung ist entscheidend für die
Reparatur eines Gewebeschadens", erläutert der Leiter der
"MyoCardioGen"-Studie, Prof. Jens Tank vom DLR-Institut für Luft- und
Raumfahrtmedizin. Er führt die Studie im DLR gemeinsam mit Dr. Ulrich
Limper der Klinik für Anästhesie und operative Intensivmedizin am
Krankenhaus Köln-Merheim durch. Mit den beiden Bergsteigern soll nun
zunächst am gesunden Menschen untersucht werden, ob die sauerstoffarme
Umgebung- die Herzfunktion verbessert und vielleicht auch die
menschlichen Herzmuskelzellen zur Teilung anregt. "Interessanterweise
teilen sich Herzmuskelzellen noch bei ungeborenen Säugetieren und
Menschen. Der Sauerstoffgehalt im Blut der Ungeborenen ist sehr viel
niedriger als nach der Geburt. Durch die Reduktion auf 8 Prozent
Sauerstoff erzeugt man im Menschen einen ähnlichen Sauerstoffdruck wie
vor seiner Geburt und versucht damit, diese sehr frühen
Regulationsmechanismen der Zellen wieder zu aktivieren", erläutert Dr.
Ulrich Limper.

Erfahrungen mit der Höhenluft

Für Ralf Dujmovits und Nancy Hansen bedeutet dies: Die Bergwelt wird
gegen mehrere Räume in der Atmosphärenkammer des DLR getauscht, in
denen der Sauerstoffgehalt nach und nach reduziert wird. Die letzten
14 Tage wird der Sauerstoff in der Umgebungsluft nur noch bei acht
Prozent liegen: ein Gehalt, der einem Aufenthalt in etwa 7000 Metern
Höhe entspricht. Die beiden Probanden haben zwar noch nicht eine so
lange Zeit in dieser Höhe gelebt, bringen aber ihre Erfahrungen mit:
"Die meiste Anzahl an Nächten in Folge oberhalb von 7000 Metern hatte
ich 1992 am Mount Everest mit einer Übernachtung in 7200 Metern Höhe
und zwei Nächten in 7950 Metern", sagt Ralf Dujmovits. Am Gipfel des
Aconcagua hat er drei Mal auf 6962 Metern übernachtet. Seine
Lebensgefährtin Nancy Hansen kennt die Übernachtung in 6700 Metern
Höhe: "Ralf und ich waren gut akklimatisiert und hatten keine Probleme
- die Plattform, auf der wir unser Zelt aufgebaut hatten, war
allerdings sehr klein und ziemlich steil bergab geneigt."

Zumindest dies wird in den Räumen des :envihab nicht der Fall sein:
Die Betten in ihrem Schlafzimmer werden nicht bergab geneigt sein, im
Wohnbereich bieten ein Laufband, ein Fahrrad und eine automatisierte
Kletterwand die Sportmöglichkeiten bei Bewegungsdrang. Während das
gesamte ärztliche Team mit Atemschutzmasken und somit
sauerstoffreicher Luft die Räume betritt, werden die beiden
Profibergsteiger Tag und Nacht in der sauerstoffreduzierten Umgebung
leben. Die möglichen Nebenwirkungen von Sauerstoffmangel kennen sie
von ihren herausfordernden Bergexpeditionen in großen Höhen: "Das
Denken wurde jeweils anstrengend und langsamer, die Reaktionen ebenso,
und das Hunger- und Durstgefühl geht komplett zurück. Ich fühlte mich
aber körperlich und mental jeweils ok", erläutert Ralf Dujmovits. Dass
beide Probanden die Symptome wie bei einer schweren Höhenkrankheit
frühzeitig erkennen und mitteilen können, erleichtert den Medizinern
die Durchführung der Studie.

Neuland für Forscher und Probanden

"Sowohl ein Zuviel als auch ein Zuwenig an Sauerstoff ist schädlich
für den Körper", betont Mediziner Dr. Ulrich Limper. "Der Mensch
toleriert Schwankungen im Sauerstoffgehalt seiner Umgebung nur in
einem ziemlich engen Bereich." Ein Zuviel an Sauerstoff beispielsweise
bei Patienten auf der Intensivstation kann schwere Lungenschäden
verursachen. Ein Zuwenig kann verursachen, dass Organ- und
Gewebezellen ihre Funktion nicht mehr ausreichend erfüllen. "Unter
bestimmten Umständen kann die Reduktion des Sauerstoffs aber auch die
Organfunktion, zum Beispiel des Herzens, verbessern."

Für Wissenschaftler und Probanden ist die 14-tägige Hypoxie, der
Sauerstoffmangel, schließlich Neuland. "Bisher haben nur vereinzelt
sehr gut trainierte Menschen in einer Höhe von über 7000 Meter für
zwei Wochen gelebt. Unter Laborbedingungen hat das bisher noch keiner
getan", sagt Studienleiter Prof. Jens Tank vom DLR.
Die vier Wochen Aufenthalt im :envihab schrecken die beiden
Bergsteiger nicht: "Wir sind langsam in diese Idee und die Studie
hineingewachsen", betont Bergsteiger Ralf Dujmovits. "Wir haben ein
sehr vertrauensvolles Verhältnis zu den Verantwortlichen des Projekts
und dem ganzen Team." Bücher, ein Laptop und ein Computer ziehen mit
dem 56-Jährigen in das :envihab ein - neben Lauf-, Fahrrad- und
Kletterschuhen für ein wenn auch reduziertes Training. Nancy Hansen
hat bereits anspruchsvolle Expeditionen durchgeführt und nimmt die
Studie bei extremem Sauerstoffmangel als weitere Herausforderung: Die
49-Jährige lebte bereits vier Monate lang mit einem kleinen Team auf
einem Fischerboot, ohne in dieser Zeit den Fuß auf Land zu setzen, und
verbrachte fünf Wochen auf einem Gletscher im kanadischen Yukongebiet.
"Die fehlenden Fenster in unserer temporären Wohnung gleiche ich mit
unseren Lieblingsfotos an der Wand aus."

Beitrag zur Herzinfarktforschung

Die Teilnahme an der Studie ist für beide Probanden auch eine
persönliche Entscheidung: Der deutsche Bergsteiger sieht für sich die
Möglichkeit, mehr über seinen Körper und dessen Reaktion auf den
Sauerstoffmangel zu erfahren. "Eventuell zu neuen Erkenntnissen im
Bereich der Herzinfarktforschung beitragen zu können, finde ich
faszinierend und spannend zugleich." Für Nancy Hansen ist die eigene
Familie ein Motiv, zum Forschungsobjekt zu werden. Ihr Vater überlebte
vor 18 Jahren einen starken Herzinfarkt, ihr Onkel starb nach einem
Herzinfarkt, und ihr junger Neffe hat bereits zwei mehrstündige
Operationen am offenen Herzen überstanden. "Das Thema ist mir wirklich
sehr wichtig.?

Auf die Probanden warten in den nächsten fünf Wochen regelmäßige
Untersuchungen: Auf dem Plan stehen Magnetresonanztomographien von
Herz, Kopf und Muskulatur, Ultraschalluntersuchungen von Herz und
Skelettmuskel, Messungen unter anderem von Blutdruck, Herzfrequenz,
Atmung und der Sauerstoffsättigung, die Erfassung der Schlafqualität
und der psychischen Leistungsfähigkeit. "Wir wollen mit der
MyoCardioGen-Studie die Machbarkeit einer solchen möglichen
Rehabilitationsmaßnahme beim Menschen zeigen", betont DLR-Mediziner
Prof. Jens Tank.


Die Partner

Das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) führt die Studie
gemeinsam mit der University of Texas Southwestern Medical Center, dem
Texas Health Presbyterian Hospital, dem Krankenhaus Köln-Merheim
(Klinik für Anästhesiologie und operative Intensivmedizin), der
Uniklinik Köln (Klinik für Kardiologie, Angiologie, Pneumologie und
internistische Intensivmedizin), dem Universitätsklinikum Aachen
(Klinik für Anästhesiologie) und der Charité Campus Buch (University
Medicine Berlin) durch. An den Auswertungen sind zudem das
Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin und die Medizinische
Hochschule Hannover (Institut für Molekulare und Translationale
Therapiestrategien) beteiligt.

Die vollständige Pressemitteilung mit Bildern finden Sie hier:

http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-27500

 * 

Quelle:

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Pressemitteilung vom 15. Mai 2016

Linder Höhe, 51147 Köln

Telefon: +49 2203 601-0, Fax: +49 2203 67310

E-Mail: contact-dlr-[at]dlr.de

http://www.dlr.de/
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THERAPIE/168: Musik hilft Menschen mit Bewusstseinsstörungen (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 15.05.2018

Musik hilft Menschen mit Bewusstseinsstörungen



Patienten mit schweren Bewusstseinsstörungen können von Musik profitieren,
wenn sie zielgerichtet eingesetzt wird. Das ist das Ergebnis einer
Übersichtsstudie von Teresa Grimm und Prof. Dr. Gunter Kreutz vom Institut
für Musik der Universität Oldenburg.

Musik tut gut - das gilt nicht nur für gesunde Menschen, die sich über
ihren Lieblingssong im Radio freuen oder sich zu sanften Klängen
entspannen. Selbst Patienten, die sich in einem Koma oder Wachkoma
befinden, bleiben von Musik nicht unberührt. Das berichten Teresa Grimm
und Gunter Kreutz von der Universität Oldenburg in der Fachzeitschrift
Brain Injury. Die beiden Musikwissenschaftler haben Studien
zusammengetragen und ausgewertet, die sich mit der Wirkung von Musik
auf
Patienten mit Bewusstseinsstörungen befassen.

"Tiefgreifende Bewusstseinsstörungen verwehren den Patientinnen und
Patienten weitgehend die Kontaktaufnahme mit der Umwelt", so Kreutz.
Um
die Lebensqualität dieser Menschen zu verbessern, wird häufig Musik
abgespielt, die sie in ihrem früheren Leben gerne mochten. Manchmal
kommen
auch verschiedene Formen von Musiktherapie zum Einsatz, bei denen ein
Therapeut singt oder Rhythmen und Melodien an den Atemrhythmus des
Patienten anpasst. Grimm und Kreutz werteten insgesamt 22 Studien aus,
die
zum größten Teil in den letzten zehn Jahren erschienen und insgesamt
329
Patienten einschlossen.

Das Ergebnis ist, dass Musikinterventionen und Musiktherapien häufig
positive Effekte nach sich zogen. Die Patienten blinzelten zum Beispiel
häufiger mit den Augen, veränderten ihren Gesichtsausdruck und atmeten
tiefer. Bei einigen veränderte sich der Herzschlag. In einzelnen Studien
wurden auch verstärkte Gehirnaktivitäten beobachtet. "Methodisch
hochwertige Untersuchungen sind allerdings noch selten", berichtet Kreutz.
Die beiden Wissenschaftler konnten daher nicht eingrenzen, ob etwa
bestimmte Eigenschaften der Musikstücke oder eher biografische Faktoren
für die positive Wirkung der Musik verantwortlich waren. Der
Musikwissenschaftler betont jedoch: "Musikbasierte Therapien und
Interventionen bleiben aufgrund ihrer hohen Sicherheit und relativen
Nebenwirkungsfreiheit ein wichtiger Baustein in der Lebensbegleitung
von
Menschen mit Bewusstseinsstörungen."


Teresa Grimm & Gunter Kreutz (2018): 

Music interventions in disorders of consciousness (DOC) - a systematic review, 

Brain Injury, 32(6), 704-714

DOI: 10.1080/02699052.2018.1451657

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-oldenburg.de/musik/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution24

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg, Dr. Corinna Dahm-Brey, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIABETES/2016: Neue Video-Reihe 'Diabetes kostet Lebenszeit' und elektronisches News-Angebot (diabetesDE)


diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe - 15. Mai 2018

diabetesDE launcht neue Video-Reihe und elektronisches News-Angebot

Erstes Video 'Diabetes kostet Lebenszeit' und 'Diabetes-News ad hoc' verfügbar



Berlin - Die gemeinnützige Organisation diabetesDE - Deutsche
Diabetes-Hilfe klärt über verschiedene Kanäle über die chronische
Erkrankung Diabetes mellitus auf. Mit der neuen Videoreihe 'Diabetes
kostet Lebenszeit' und dem Newsletter 'Diabetes-News ad hoc' können
Interessierte nun zwei weitere kostenfreie Angebote nutzen: Im ersten
Video der Reihe spricht Star-Visagistin Betty Amrhein über ihre
Erkrankung und fordert Veränderungen bei der Nährwertkennzeichnung,
damit künftig weniger Menschen wie sie an Diabetes Typ 2 erkranken.
Die Diabetes-News ad hoc bieten wöchentlich Informationen zu den
Themen Ernährung, Forschung und Kinder. Dabei entscheiden Nutzer
selbst, welche News sie erhalten möchten.

Fast sieben Millionen Menschen in Deutschland haben Diabetes. Für
Betroffene ändert sich mit der Diagnose der Alltag: Sie müssen nun
lebenslang jeden Tag ihre Erkrankung 'managen'. 99 Prozent der
Therapiezeit sind sie auf sich selbst gestellt. Auch die Angehörigen
tragen diese Belastung mit. 'Eine zentrale Forderung
von diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe ist die schnelle Umsetzung
der im Koalitionsvertrag betonten Nationalen Diabetesstrategie, um die
bestmögliche Versorgung der Betroffenen zu sichern und mehr
Lebensqualität für Menschen mit Diabetes zu erreichen. Eine Nationale
Diabetesstrategie muss zudem die Früherkennung und die strukturierte
Selbsthilfe durch höhere finanzielle Förderung stärken', erklärt
Nicole Mattig-Fabian, Geschäftsführerin von diabetesDE - Deutsche
Diabetes-Hilfe. In der neuen Video-Reihe "Diabetes kostet Lebenszeit"
formulieren Betroffene - darunter Prominente und weniger Prominente,
Menschen mit Diabetes Typ 1 und Typ 2 - kurz und prägnant in einer
Minute ihre gesundheitspolitischen Forderungen. Die Videos werden
jeweils im Abstand von zwei Wochen veröffentlicht - immer donnerstags.
Das erste Video mit Betty Amrhein ist online unter 

www.deutsche-diabetes-hilfe.de/lebenszeit.

Mit den 'Diabetes-News ad hoc' gibt es ein weiteres neues Informations-
Angebot für Patienten: "Viele Menschen mit Diabetes wünschen sich mehr
Informationen zu ihrer Erkrankung, etwa weil die Schulung schon lange
her ist oder sie einfach auf dem neuesten Stand bleiben wollen", sagt
Nicole Mattig-Fabian. Die Informationen sollen qualitätsgesichert und
trotzdem gut verständlich sein. 'Diabetes-News ad hoc' bietet
Betroffenen und Interessierten einmal pro Woche aktuelle Nachrichten
und nützliche Tipps rund um ein gutes Leben mit Diabetes. Dabei haben
die Leser die Auswahl zwischen drei Themen: 'Ernährung', 'Forschung /
neue Therapien' und 'Kinder und Jugendliche (Typ 1 und Prävention Typ
2)'. Unter dem Motto 'E-Mail-Adresse angeben. News erhalten. Bescheid
wissen.' können alle Interessierten unter 

www.deutsche-diabetes-hilfe.de/newsletter die Themen abonnieren, für
die sie sich interessieren.



diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe ist eine gemeinnützige und
unabhängige Dachorganisation, die Menschen mit Diabetes,
Diabetesberater, Ärzte und Forscher vereint. Gemeinsam schaffen wir
Öffentlichkeit für das Thema und vertreten die Interessen der
Menschen mit Diabetes. Wir setzen uns für eine bessere Prävention,
Versorgung und Forschung im Kampf gegen die Volkskrankheit Diabetes
ein. Die Krankheit breitet sich auch in Deutschland rasch aus. 6
Millionen Menschen sind in Behandlung, und jeden Tag kommen fast 1000
Neuerkrankte hinzu.

Gegründet wurde diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe von der
Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) www.ddg.info und dem Verband
der Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland (VDBD)
www.vdbd.de [1]. Die Selbsthilfe ist innerhalb von diabetesDE durch
die selbstständige Selbsthilfeorganisation Deutsche Diabetes-Hilfe -
Menschen mit Diabetes (DDH-M) www.ddh-m.de vertreten.

[1] http://www.vdbd.de/VDBD/index.php

 * 

Quelle:

diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe, Pressestelle

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: +49 (0)30 201 677-0, Fax: +49 (0)30 201 677-20

E-Mail: presse@diabetesde.org

Internet: www.diabetesde.org
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ENTWICKLUNG/1371: Neue Generation von selbstauflösenden Stents verspricht bessere Therapiemöglichkeiten (idw)


Universitätsklinikum Schleswig-Holstein - 15.05.2018

Neue Generation von selbstauflösenden Stents verspricht bessere Therapiemöglichkeiten



Bereits seit mehreren Jahren werden in der Klinik für Innere Medizin III
mit den Schwerpunkten Kardiologie, Angiologie und internistische
Intensivmedizin des UKSH, Campus Kiel, unter der Leitung von Prof. Dr.
Norbert Frey bioresorbierbare (selbstauflösende) Gefäßstützen als
Alternative zu medikamentenfreisetzenden Metall-Stents für die Behandlung
von Stenosen der Koronararterien erfolgreich eingesetzt. Die Klinik
arbeitet an der Weiterentwicklung dieser vielversprechenden Technik und
ist an wichtigen Studien auf diesem Gebiet federführend beteiligt. Nun
wurde an der Kieler Klinik erstmals weltweit eine koronare
bioresorbierbare Gefäßstütze der dritten Generation implantiert.

Bioresorbierbare Stents zur Behandlung der koronaren Herzerkrankung sorgen
für die Wiederherstellung des Blutflusses, stabilisieren die Arterie
während des Heilungsprozesses und verschwinden nach drei bis vier Jahren
wieder aus dem Körper. Dieses Verfahren soll die Rückkehr der natürlichen
Bewegung und Funktion der Arterie ermöglichen und Vorteile für zukünftige
Eingriffe durch perkutane coronare Intervention (PCI) oder Bypass sichern
- im Vergleich zu einer permanenten Implantation eines Metallstents ein
deutlicher Vorteil. Die erste Generation der bioresorbierbaren Stents war
durch ihre dicken Streben von etwa 150 Mikrometer, die damit deutlich
dicker sind als bei den durchschnittlichen Metall-Stents, schwieriger in
der Handhabung und dadurch auch anfälliger für Probleme.

Nun verfügen die Experten über weiterentwickelte Gefäßstützen der zweiten
und dritten Generation, die im Vergleich zu den Modellen der ersten
Generation neben der guten Röntgensichtbarkeit dünnere Streben-Profile
bieten. Diese Merkmale haben das Potential für eine verbesserte
Benutzerfreundlichkeit und Gefäßheilung, die für eine breitere klinische
Anwendung der Technologie wichtig sind.

Der nun weltweit zum ersten Mal von Oberarzt Dr. Matthias Lutz am UKSH in
Kiel implantierte bioresorbierbare Stent (Fantom Encore) verfügt mit
weniger als 100 Mikrometer (µm) über das dünnste Strebenprofil eines
bioresorbierbaren Stents mit dem Durchmesser von 2,5 Millimetern. Dies
wird erreicht, ohne die Festigkeit oder Röntgensichtbarkeit zu
beeinträchtigen, indem verbesserte Polymerverarbeitungs- und
-herstellungstechniken entwickelt wurden.

"Ein dünneres Profil kann die Benutzerfreundlichkeit während der
Implantation und die Gefäßheilung nach dem Eingriff deutlich verbessern",
sagt Dr. Lutz. "Meine Erfahrung mit diesem Stent ist, dass mit dieser
Weiterentwicklung eine einfachere Implantation möglich ist, gerade da
diese in der Röntgen-Durchleuchtung sehr einfach zu verfolgen ist.
Bioresorbierbare Gefäßstützen haben das Potenzial, die Langzeitergebnisse
im Vergleich zu medikamenten-freisetzenden Stents aus Metall weiter zu
verbessern und sind eine wichtige Behandlungsoption, gerade für unsere
jüngeren Patienten, bzw. Patienten, bei denen die Engstellen in den
Koronararterien gewisse Kriterien erfüllen."


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uksh.de/180515_pi_neuer_stent_med3.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution883

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Schleswig-Holstein, Oliver Grieve, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1370: 3D-Bilder von Krebszellen im Körper - Medizinphysiker stellen neues Verfahren vor (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 15.05.2018

3D-Bilder von Krebszellen im Körper: Medizinphysiker aus Halle stellen neues Verfahren vor



Tumorzellen zum Leuchten bringen: Medizinphysiker der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) haben ein neues Verfahren entwickelt,
mit dem sich detailreiche dreidimensionale Bilder vom Körperinneren
erzeugen lassen. Das kann zum Beispiel dabei helfen, die Entwicklung von
Krebszellen im Körper genauer zu untersuchen. Ihre Entwicklung stellt die
Forschergruppe in der Fachzeitschrift "Communication Physics" der Nature
Publishing Group vor.

Um Krebserkrankungen gezielt behandeln zu können, benötigen Ärzte und
Forscher ein noch besseres Verständnis von Krebszellen und ihren
Eigenschaften. Häufig werden in der Forschung zunächst einzelne
Krebszellen in Reagenzgläsern untersucht, bevor die Erkenntnisse dann in
lebenden Organismen überprüft werden. "Wir wollen die Krebszellen aber
direkt im Körperinneren ausspionieren und herausfinden, wie sie sich
ausbreiten, wie sie funktionieren und wie sie auf neuartige Therapien
reagieren", sagt der Medizinphysiker Prof. Dr. Jan Laufer von der MLU. Er
hat sich auf das Gebiet der sogenannten Photoakustischen Bildgebung
spezialisiert, ein Verfahren, mit dem sich mit Hilfe von durch
Laserstrahlen erzeugten Ultraschallwellen hochaufgelöste, dreidimensionale
Bilder vom Körperinneren erstellen lassen.

"Das Problem ist, dass Tumorzellen transparent sind. Das macht es schwer,
Tumoren im Körper mit optischen Verfahren zu untersuchen", erklärt Laufer.
Er hat mit seiner Arbeitsgruppe ein neues Verfahren entwickelt, um dieses
Problem zu lösen: Dafür schleusen die Wissenschaftler zunächst ein
bestimmtes Gen in das Erbgut der Krebszellen ein. "In den Zellen wird
durch das Gen das Phytochrom-Protein produziert, das ursprünglich aus
Pflanzen und Bakterien kommt. Dort dient es als Lichtsensor", so Laufer
weiter. Im nächsten Schritt feuern die Forscher kurze Lichtimpulse auf das
Gewebe im Körper. Dafür setzen sie einen Laser mit zwei verschiedenen
Wellenlängen ein. Im Körperinneren werden die Lichtimpulse absorbiert und
in Ultraschallwellen umgewandelt. Diese Wellen können dann außerhalb des
Organismus gemessen und auf Grundlage dieser Daten zwei Bilder vom
Körperinneren erstellt werden. "Das Besondere an den Phytochrom-Proteinen
ist, dass sie je nach Wellenlänge der Laserstrahlen ihre Struktur und
somit auch ihre Absorptionseigenschaften verändern. Dadurch verändert sich
die Amplitude der in den Tumorzellen optisch induzierten Schallwellen.
Alle anderen Gewebebestandteile, zum Beispiel Blutgefäße, haben diese
Eigenschaft nicht - deren Signal bleibt konstant", erklärt Laufer. Durch
Berechnung der Differenz der beiden Bilder wird so ein hochaufgelöstes,
dreidimensionales Bild der Tumorzellen erstellt, welches frei von
störendem Hintergrundkontrast ist.

Die Entwicklung der halleschen Medizinphysiker lässt sich auf eine ganze
Reihe von photoakustischen Untersuchungen anwenden: Neben der
Krebsforschung eignet sich das Verfahren auch dafür, die innere
Funktionsweise von zellulären und auch genetischen Prozessen in lebenden
Organismen zu beobachten.


Über die Studie:

J. Märk et. al

Dual-wavelength 3D photoacoustic imaging of mammalian cells using a photoswitchable phytochrome reporter protein. 

Communication
Physics 2018, 1, 3

DOI: 10.1038/s42005-017-0003-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Tom Leonhardt, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
20. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch die neuen Alben von Ceydo &
Freeze und Manuellsen & Micel O, zudem gibt es einen neuen Track von
Tiësto, der für "Jackie Chan" mit Dzeko, Preme & Post Malone zusammen
gearbeitet hat.

Außerdem in den News: Andreas Kümmert präsentiert sein neues Video,
Tocotronic kündigen eine Remix-EP an, Mishlawi mit neuer EP, Louis
Held veröffentlicht seine EP "Helium" und Milliarden veröffentlichen
den Trailer zum Kurzfilm "Morgen" und das Video zu "Berlin".

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team
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Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Ceydo & Freeze präsentieren ihr Debüalbum "Flouz & Segen"

"Wenn du nur einen Schuss hast, dann muss der sitzen" - das ist das
Credo, das das Rap Duo Ceydo & Freeze beim Newcomer
Contest #Raptags2017 von Chapter ONE/ Universal Music und Spinnup zum
Sieg führt. Doch was passierte, bevor sie sich gegen über 400 weitere
Mitstreiter durchsetzen und dadurch einen Plattenvertrag bei Chapter
ONE/ Universal Music ergattern?

Geboren und aufgewachsen in Köln machen Human (Ceydo) und Felice
(Freeze) vorerst unabhängig voneinander Musik und entwickeln ihre
Liebe zu Hiphop. Auf den frühen Eminem Tracks hängen geblieben, in
der Schule am CDs hin und her tauschen und die ersten Erfahrungen in
Battles machend, lernen sich die beiden 2010 kennen und beschließen,
sich an gemeinsamen Songs zu versuchen. Daraus entwickelt sich
vorerst eine Freundschaft - später das Rap Duo Ceydo & Freeze. Im
Rahmen der Produktion ihres ersten Mixtapes, das sie 2015
veröffentlichen, treffen zwei grundlegend verschiedene
Musikgeschmäcker aufeinander. Stück für Stück fusionieren diese
Geschmäcker miteinander und kreieren gemeinsam einen neuen,
unverbrauchten Sound.

Im Jahr 2016 präsentieren Ceydo & Freeze ihre EP der Öffentlichkeit,
doch eins steht für die beiden schnell fest: "Alles, was du in deinem
Werdegang geleistet hast, bringt dir nichts, wenn dich da, wo du
bist, niemand kennt." Mit der Intention, ihrer Musik mehr Gehör zu
verschaffen, bewerben sie sich schließlich bei #Raptags. Als frisch
gesignte Künstler bei Chapter ONE/ Universal Music eröffnen sich bald
gänzlich neue Möglichkeiten. Ihr Anspruch an die eigene Arbeit lautet
wie folgt: Jeder Song soll der beste sein, den sie je geschaffen
haben.

Ceydo & Freeze knüpfen nahtlos am derzeitigen Status Quo von
Deutschrap an und bringen somit ihre Kunst auf ein neues Level. Die
Raptags Gewinner von 2017 lieferten bereits mit "Realität (feat.
Manuellsen)" , "Modus" und "5:43 (feat. DLG)" einen heißen
Vorgeschmack auf ihr Debüt-Album "Flouz & Segen", welches am 18.05.
erscheint!

https://www.facebook.com/ceydofreeze/

https://www.instagram.com/ceydofreeze/?hl=de

http://info.universal-music.de/artists/lp/ceydo-x-freeze


Milliarden präsentieren das Video zu "Berlin" + ersten
Trailer zum Kurzfilm "Morgen" + Neues Album erscheint am 01.
Juni

Mit "Berlin" schicken Milliarden den Titelsong ihres kommenden, neuen
Albums und das Video gleich dazu: Hier kann man sich den Clip zu
"Berlin" ansehen. Das neue Album erscheint am 01. Juni, aber der
Sommer hat noch mehr Highlights:

Ebenfalls im Juni erscheint der Kurzfilm "Morgen" von Mario Clement,
der sich aus insgesamt vier Videos der Band zusammensetzt. Den ersten
Trailer haben Milliarden soeben mit der Welt geteilt. Am Freitag
feiert der nächste Teil des Films Premiere... Über den Musikfilm sagt
das Duo: "Wir haben einen Film gedreht zu unserem neuen Album
"Berlin" (ab 01.06.). Der Film trägt den Titel "Morgen". Es war mega
viel Arbeit, aber jede Stunde hat sich gelohnt. Wir sind sehr
aufgeregt und gespannt, was ihr dazu sagt."

Milliarden live 2018:

31.05. - 02.06.2018 Modular Festival

01.06. - 03.06.2018 Rock am Ring

01.06. - 03.06.2018 Rock im Park

08.06. - 09.06.2018 Ab geht die Lutzi

16.06.2018 Summer and Beats Open Air

29.06. - 30.06.2018 Kosmonaut Festival

05.07.2018 Feel Festival

13.07. - 14.07.2018 Talge Open Air

19.07. - 22.07.2018 Deichbrand

28.07.2018 Noisehausen Festival

04.08.2018 Stadtteichfestival

08.08. - 12.08.2018 Open Flair Festival

25.08.2018 Forest Jump Festival

26.09.2018 Bremen, Schlachthof

27.09.2018 Hamburg, Grünspan

28.09.2018 Köln, Gebäude 9

29.09.2018 Münster, Sputnikhalle

03.10.2018 Frankfurt am Main, Batschkapp

04.10.2018 Stuttgart, Wizemann

05.10.2018 Zürich, Bogen F

06.10.2018 Leipzig, Werk 2

11.10.2018 München, Backstage Halle

12.10.2018 Wien, Flex Café

13.10.2018 Nürnberg, Nürnberg Pop Festival

18.10.2018 Berlin, Astra

19.10.2018 Dresden, Scheune

20.10.2018 Magdeburg, Factory

Weitere Infos unter:

http://www.milliardenmusik.de

https://www.facebook.com/milliardenband

https://www.instagram.com/milliardenmusik

http://www.universal-music.de/milliarden/home


Manuellsen & Micel O veröffentlichen neues Album "NJC"

"Ich lebe meinen Traum - New Jack, Dada Man und Nino Brown." So
proklamieren Manuellsen und Micel O ihr neues, zusammen erschaffenes
Musikwerk "NJC".

Mit den neuen Tracks erwartet die Hörer die volle Bandbreite an
Wortgewalt, Sprachakrobatik und Einflüssen aus dem Soul. Ein nicht
endender Grind, der für jeden begeisterten Hip-Hop Hörer die urbane
Zukunft ankündigt.

Manuellsen, Gründer des mehr als erfolgreichen Labels König im
Schatten und Micel O, der mit seinen Singles und Musikvideos die
Streaming Zahlen sprengt - eine Konstellation, von der man in Zukunft
mehr erwarten kann und sollte.

Am Freitag, 18.05., erscheint nun endlich das lang erwartete
Kollaboalbum "NJC" der beiden Ausnahmerapper!

Manuellsen

https://www.facebook.com/manuellsenofficial/

https://www.instagram.com/manuellsen_official/?hl=de

Micel O

https://www.facebook.com/officialmicelo/

https://www.instagram.com/micelzudemfukkingo/?hl=de


Tiësto & Dzeko ft. Preme & Post Malone präsentieren neue
Single "Jackie Chan"

Seit 1994 kennt man Tijs Verwest unter seinem Pseudonym "Tiësto".
Heute ist er Grammy-Award-Gewinner und ein mehrfach mit Platin
ausgezeichneter DJ und EDM-Produzent und eine Ikone für eine ganze
DJ-Generation.

Doch Tiësto ruht sich nicht auf seinen jahrzehntelangen Erfolgen aus.
Stattdessen riskiert er im Namen der musikalischen Weiterentwicklung
auch gerne mal was, ohne dabei jemals das musikalische Rückgrat zu
verlieren, das ihn zu einer Legende gemacht hat. Auch 2018 bildet
keine Ausnahme für Tiësto, er begibt sich erneut in unbekannte
Gewässer. Nun steht das Release seiner Uptempo-Nummer "Jackie Chan"
gemeinsam mit Post Malone, Dzeko und Preme in den Startlöchern.

Post Malone, der mehrfach mit Platin ausgezeichnete Musiker aus
Dallas, Texas, vereint in seinem Sound eine bunte Palette aus
verschiedensten Genres zu einem erfolgreichen Mix. Seine aktuelle
Single "Psycho" feat. Ty Dolla $ign erreichte #2 der Billboard Hot
100 Charts und auch sein 2017er Hit "Rockstar" ft. 21 Savage wurde
nicht nur 5-fach mit Platin ausgezeichnet sondern hielt sich auch
satte 8 Wochen auf Platz 1 der Billboard Hot 100.

Diese Kollaboration kann nur ein Erfolg werden - "Jackie Chan" ist
dazu bestimmt die Tanzflächen und Radiosender weltweit zu erobern!

https://www.universal-music.de/tiesto


Mishlawi veröffentlicht neue selbstbetitelte EP

Es grenzt schon fast an genialer Unverschämtheit, wie gelassen
Mishlawi als eigentlicher Newcomer seinen Werdegang in diesem
Business händelt. Er lebt sein Leben, genießt es, täglich Musik zu
machen und hat ein lockeres Auftreten. Das Leben ist ein Turn-up.

Seine aktuelle EP heißt MISHLAWI EP ... wie sonst. Keine Klischees,
nur diese seine Erzählung des Lebens. Er vereint die Titel »Ignore«,
"Limbo", "Afterthought" und "Always On My Mind" die seinen Hype von
Track zu Track beförderten - und das zu Recht ! Neben seiner
aktuellen Single "All Night" gibt es mit "FMR" einen neuen Titel. Das
ist die Basis. Für das was noch kommen wird. Die Wurzeln sind gelegt.

Er kombiniert Latin-Einflüsse mit seichtem Trap, HipHop-Drums und
einem Sample des amerikanischen Jazz-Fusionisten Chick Corea.
Obendrauf packt er Draufgängertum im Wechsel mit reflektierten
Zeilen. Das besondere an Mishlawi: Er zielt mit dunklen,
melancholischen Tönen auf unsere schwermütige Seite ab, ebenso wie er
den Optimismus in uns wachrüttelt. Seine direkte Art zu texten und
sich mit seiner Umwelt auseinanderzusetzen, die Art wie er die Liebe
und das Leben genießt und seiner Stimme mit Rap und Gesang Gehör
verschafft, macht ihnen zu einem klassischen Künstler im Gegensatz zu
seinen aktuell eher auf Effekten bauenden Mitstreiter im Trap-Genre.

Tarik Mishlawi wurde am 25. September 1996 in New Jersey geboren.
Seine türkische Mutter immigrierte als 5-Jährige in die Staaten,
während sein Vater viele Jahre später zum Studieren aus dem Libanon
in die USA zog. Ein Jahr nach seiner Geburt zog die Familie wegen
eines Jobwechsels nach Phoenix, Arizona. Mit 11 Jahren folgte das
nächste einschneidende Erlebnis in seinem Leben. Weg aus den USA, ab
nach Europa. Von Phoenix nach Milan und von dort nach Portugal.
Genauer gesagt: Cascais. Einen wunderschönen Vorort westlich von
Lissabon. Absoluter Culture Clash. Die Zeit auf der International
School of Lisbon, die einzig amerikanische Schule im Umkreis, war,
ähnlich wie der kulturelle Mix in den USA, ein großer Melting Pot.
Nur eben anders.

https://www.facebook.com/mishlawimusic/

https://www.instagram.com/mishlawi/?hl=de

https://twitter.com/itsmishlawi

https://www.universal-music.de/mishlawi


Andreas Kümmert mit Video zu "Keep My Heart Beating"

Mit dem neuen Album "Lost & Found" meldet sich Andreas Kümmert am 01.
Juni zurück. Vorab gibt es die neue Single "Keep My Heart Beating"
als ersten Vorgeschmack auf das neue Werk des Sängers mit der
außergewöhnlichen Stimme. Jetzt gibt es endlich auch ein Video zur
ersten Single daraus, "Keep My Heart Beating".

Auf seinem neuen, dritten Album "Lost And Found" macht der
süddeutsche Musiker Zwischenstation an einem ebenso ungewöhnlichen
wie auch ungewohnten Ort, um sich dem Publikum von einer völlig neuen
Seite zu öffnen. Einer Seite, die komplett anders als all das klingt,
was man bisher von dem 31-jährigen Blues-Man gehört hat. Er entfernt
sich auf dem neuen Album einen ganzen Schritt von seinen einstigen
Singer/Songwriter-Wurzeln, um sich einer genreübergreifenden Vielfalt
neuer und moderner Einflüsse zu öffnen: Angefangen bei swingendem
Neo-Soul, über hoch ansteckenden Funk, bis hin zu opulent
orchestrierter Popmusik und gefühlvollen Gospel-Einflüssen spannt er
seinen stilistischen Bogen - das alles, ohne sich selbst auch nur
einen Moment lang untreu zu werden.

Andreas Kümmert live

19.05. Lindau | Zeughaus

https://www.universal-music.de/andreas-kuemmert


Tocotronic kündigen Remix-EP für 08. Juni an ++
Tourdaten

Am 08. Juni veröffentlichen Tocotronic eine Remix-EP mit neuen
Version von "Die Unendlichkeit" und "Bis uns das Licht vertreibt".
Natürlich ist es kein Zufall, dass Dettmann, Flügel und Mayer sich
genau diese beiden Stücke des aktuellen Tocotronic-Albums ausgesucht
haben. "Die Unendlichkeit" und "Bis uns das Licht vertreibt" könnten
Motti für eine gelungene Ausgehnacht sein.

Humorvoll und "voller Zuneigung und Zärtlichkeit", wie Dirk von
Lowtzow in "Die Unendlichkeit" singt, widmen sich die drei DJs und
Produzenten dem Quellmaterial. Ein fröhlicher Historismus nimmt
seinen Lauf, jeder Track triggert ziemlich genau zu benennende
Momente der Dance Music-Geschichte. Roman Flügel ruft in seinem "Die
Unendlichkeit"-Clubmix jenen New York-Sound der achtziger Jahre auf,
von dem sich einst New Order inspirieren ließ. Eher unheimlich und
latent gefährlich klingt Marcel Dettmanns Remix von "Bis uns das
Licht vertreibt", der perfekt zu spätmorgendlichen
Transzendenzerfahrungen im Berghain oder an ähnlichen Orten passt. Am
buntesten und witzigsten treibt es Michael Mayer. Für seinen "Nikotin
Dub" hat er sich eine Textstelle, die vom Zigarettenrauchen handelt,
geschnappt. Ein repetitives Hust! Hust!- Sample begleitet den Track,
der an Soul II Soul, Dee-Lite und das vergessene Genre Hiphouse
erinnert. Und dann noch das: "Dirk's Diner Remix" reanimiert den
lethargischen Groove aus Suzanne Vegas "Tom's Diner". Jahrzehntelang
wollte man von diesem Lied nichts wissen, doch Mayer zeigt uns wie
auch Flügel und Dettmann, dass das Archiv voller Überraschungen und
ungehobener Schätze ist. Unendlich könnte es so weiter gehen, doch
leider hat das Maxi-Format nur begrenzten Speicherplatz.

Tocotronic live:

19.05.2018 Eichstätt, Open Air am Berg

02.06.2018 AT-Linz, Stream Festival

09.06.2018 Berlin, Waldbühne (zu Gast bei den Beatsteaks; ausverkauft)

14.07.2018 Düsseldorf, Open Source Festival

26.07.2018 Kassel, Kulturzelt

27.07.2018 Jena, Kulturarena

28.07.2018 AT-Wien, Arena Open Air

29.07.2018 Passau, Eulenspiegel Zeltfestival

04.08.2018 Luhmühlen, A Summer's Tale Festival

05.08.2018 Dangast, Watt En Schlick Festival

08. - 12.08.2018 Eschwege, Open Flair Festival

09.08.2018 Offenbach, Büsing Open Air Festival

11.08.2018 Schorndorf, Manufaktur

17.08.2018 CH-Winterthur, Musikfestwochen

18.08.2018 Dornstadt/Ulm, Obstwiesenfestival

Weitere Informationen:

http://www.tocotronic.de/

https://www.universal-music.de/tocotronic

https://www.facebook.com/Tocotronic/


Ready for take-off: Louis Held veröffentlicht seine "Helium
EP"

"Wenn du etwas wirklich willst, dann ziehe es durch und mach' alles
dafür, dass es klappt und dann wirst du auch deinen Weg nach oben
meistern". Der 22-jährige Berliner Rapper Louis Held weiß wovon er
spricht - in den letzten Jahren konnte er bereits große Erfolge als
Schauspieler in Theater-, Kino- und TV-Produktionen verzeichnen.
Jetzt will der junge Künstler auch musikalisch durchstarten: Nicht
nur Rollen spielen, sondern der Welt mit seiner Musik zeigen, wer er
wirklich ist.

In Eigenregie produzierte er fünf Tracks, die den Geist einer
Generation einfangen: In den selbstgeschriebenen Texten geht es geht
um Freiheit, Freundschaft und den Mut, etwas für seine Träume zu
riskieren. Entspannte, atmosphärische Beats verleihen der Musik
Leichtigkeit, ohne von der Message abzulenken. Das Ergebnis ist
authentischer, durchdachter Rap ohne Fassaden. Beim Song "Ihr wisst
nichts" holte er sich Unterstützung von Rapper und Produzent MeSt,
mit Sänger und Produzent Fabian Buch aka .fab entstand der Song
"Bergauf". Die beiden Musiker verbindet eine langjährige Freundschaft
seit sie sich bei gemeinsamen Dreharbeiten kennenlernten. Hier
entstand auch die erste Idee zum gemeinsamen Song: "Es gab bei uns
beiden auch immer mal wieder Phasen, in denen wir nicht
weiterwussten, dabei behielten wir aber immer das Bild vor Augen,
dass es irgendwann auch wieder bergauf geht."

Mehr Informationen unter

https://www.universal-music.de/louis-held

https://www.facebook.com/louisheldofficial

https://www.instagram.com/louis.held

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Verrückte Hunde / VH / 18. Mai 2018

Ceydo & Freeze / Flouz & Segen / 18. Mai 2018

Manuellsen & Micel O / NJC / 18. Mai 2018

Welshly Arms / No Place Is Home / 25. Mai 2018

CHVRCHES / Love Is Dead / 25. Mai 2018

Gzuz / Wolke 7 / 25. Mai 2018

Punch Arogunz / Schmerzlos / 25. Mai 2018

Singles

Musso / 10 Jungs / 11.05.2018

Ceydo / Freeze ft. Manuellsen - Realität / 11.05.2018

Amar / N.M.N / 11.05.2018

Asbjørn/ We & I / 18.05.2018

Dardan feat. Nimo / Piccos / 18.05.2018

Kurdo / Bugatti Veyron / 18.05.2018

Andreas Kümmert / Guide Me / 18.05.2018

Mario Novembre / Paradise / 18.05.2018

Ea Kaya / Tied Up / 18.05.2018

RAMBA ZAMBA feat. Pearl Andersson / Torn / 18.05.2018

Scarlet Pleasure / Let Go /Mind / 18.05.2018

Milliarden / Rosemarie / 18.05.2018

Saltatio Mortis / Große Träume / 18.05.2018

Carl / Mein Sound war hier (feat. Megaloh) / 18. Mai 2018

Nazar / Claude Monet / 18. Mai 2018

Schwesta Ewa / Tabledance (feat. SXTN) / 18. Mai 2018

Amar / Erst Straße dann Rap / 22. Mai 2018

Tiësto & Dzeko ft. Preme & Post Malone / Jackie Chan / 18. Mai 2018

Amar / Sayajin (feat. Azad & YONII) / 18. Mai 2018

 * 

TV-Termine

Adel Tawil

30.05.2018 / 22:00 Uhr / HR / hr3-Festival - Die Show

Beatrice Egli 

18.05.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

21.05.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten 

27.05.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags 

30.05.2018 / 20:15 Uhr / HR / Schlagerparty 2018 

03.06.2018 / 20:15 Uhr / RTL / Ninja Warrior Germany - Promi Special

Glasperlenspiel

20.05.2018 / 04:10 Uhr / 3sat / zdf@bauhaus

22.05.2018 / 16:00 Uhr / MDR / MDR um 4

03.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Helene Fischer

05.06.2018 / 23:20 Uhr / VOX / Meylensteine (Wiederholung)

Jonas Monar

17.05.2018 / 20:00 Uhr / KIKA / KiKA LIVE

Lary

20.07.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

Michelle

17.06.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags

24.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Rea Garvey

18.05.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 / LUKE! Die Schule und ich 

30.05.2018 / 22:00 Uhr / HR / hr3-Festival - Die Show


Sasha

18.05.2018 / 22:00 Uhr / WDR / Kölner Treff 

24.05.2018 / 22:45 Uhr / ARD / Carolin Kebekus: PussyTerror TV

Welshly Arms

29.05.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/4886: Universal Music International Presse-Newsletter - 16.05.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 20. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir das neue Album James Bay! Der Brite
veröffentlicht sein zweites Werk "Electric Light" und kommt im Juni
für ein Konzert nach Deutschland!

Außerdem in den News: Der Soundtrack zu "Mamma Mia! Here We Go
Again", KRIS WU veröffentlicht seine Single, Selena Gomez präsentiert
den Titelsong zur zweiten Staffel ihrer Netflix-Serie, die Black Eyed
Peas melden sich zurück, Shawn Mendes hat eine neue Single und
kündigt seine Live-Tour an, Queen und Adam Lambert rocken Las Vegas
und Playboi Carti hat sein offizielles Debütalbum veröffentlicht!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt
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TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

James Bay veröffentlicht sein neues Album "Electric Light" ++
Exklusives Konzert im Juni in Berlin

Am Freitag ist es so weit: James Bay veröffentlicht sein zweites
Album "Electric Light"! Der Nachfolger zum preisgekrönten Debüt
"Chaos And The Calm" gibt es nun das neue Werk des smarten Briten,
der sich auch optisch verändert hat seit seinem Erstling. Nun sind
die Haare kürzer und der Sound auf einem neuen Level. Mit "Wild
Love", "Pink Lemonade" und "Us" gab es einen ersten Vorgeschmack,
jetzt folgt das komplette neue Album.

Über das neue Album "Electric Light" und den darauf vertonten Wunsch,
das klangliche Spektrum seiner Musik zu erweitern, sagte Bay: "Wenn
ich mein erstes Album mit einem Bild beschreiben müsste, würde meine
Wahl wohl auf eine Flamme fallen. Dieses neue Album hingegen markiert
eine echte Weiterentwicklung, was das künstlerische Spektrum und den
Sound angeht. Meine Vision war eher eine 100-Watt-Birne, die sich
aufbläht und immer heller wird. So kam mir auch der Titel 'Electric
Light' in den Sinn, der einfach perfekt dazu passt."

Geschrieben und produziert hat James Bay das neue Album gemeinsam mit
seinem angestammten Co-Autor/Produzent (und langjährigem Freund) Jon
Green in den Londoner Baltic Studios; obendrein holte er Paul Epworth
(u.a. Adele, Florence + the Machine) als weiteren Co-Producer an
seine Seite. Das Album können alle James Bay-Fans in Kürze auch live
genießen, denn der Sänger, Songwriter und Musiker spielt im Juni
seine einzige Deutschlandshow!

JAMES BAY live

12.06.2018 Berlin, Huxley's

Veranstalter: FKP Skorpio

Alle Infos zum Ticket-Pre-Sale, Albumvorbestellungen etc gibt es
hier:

https://store.universal-music.de/p30-i1535

http://www.universal-music.de/james-bay/home


Der offizielle Soundtrack zu "Mamma Mia! Here We Go Again"
erscheint am 13. Juli ++ Lyric Video zu "When I Kissed The Teacher"
sorgt für Sommer-Stimmung

Auch jenseits der großen Leinwand geht die Erfolgsgeschichte von
"Mamma Mia!" exakt 10 Jahre nach dem ersten Teil in die nächste
Runde: Der offizielle Soundtrack zu "Mamma Mia! Here We Go Again"
erscheint am 13. Juli bei Polydor Records. Produzent des hochkarätig
besetzten Originalsoundtracks, der somit schon eine Woche vor dem
Filmstart erhältlich ist, ist auch dieses Mal Benny Andersson von
ABBA. Bei Vorbestellungen des Longplayers gibt's schon jetzt den Song
"When I Kissed The Teacher" - eingesungen von UK-Schauspielerin und
Cast-Neuzugang Lily James und ihrer Girl-Band The Dynamos.

Der längst als Sommer-Kinohighlight gehandelte Nachfolger zu "Mamma
Mia!" läuft hierzulande am 19. Juli an. "Mamma Mia! Here We Go Again"
vereint dabei ein weiteres Mal die vielen Weltstars aus dem ersten
Teil: Meryl Streep, Amanda Seyfried, Pierce Brosnan, Colin Firth,
Stellan Skarsgård, Julie Walters, Dominic Cooper und Christine
Baranski werden auch in der Fortsetzung auf der Leinwand singen,
während Cher und Lily James zu den Neuzugängen im Cast zählen.
Darüber hinaus standen für den Film u.a. auch Alexa Davies, Josh
Dylan, Andy Garcia, Jeremy Irvine, Hugh Skinner und Jessica Keenan
Wynn vor der Kamera.

Der Kinohit "Mamma Mia!" bescherte ABBA im Jahr 2008 eine weitere
Serie von Charterfolgen: Ihr Rekord-Compilation-Album "ABBA Gold",
das ursprünglich schon 1992 die Spitzenposition der Charts in
Deutschland, Österreich, der Schweiz und Großbritannien belegt hatte,
kehrte nach dem sensationellen Filmstart in mehreren Ländern an die
Spitze zurück. In Großbritannien gehört es seither zu den
meistverkauften Alben überhaupt.


Playboi Carti präsentiert sein offizielles Debütalbum "Die
Lit"

Schon am vergangenen Freitag ist die neueste Südstaaten-Bombe
geplatzt: Playboi Carti, dessen minimalistischer, ad-lib-lastiger
Sound spätestens seit dem gleichnamigen Mixtape-Release vor einem
Jahr zu den spannendsten Neuentwürfen im Rap-Geschehen zählt, hat mit
"Die Lit" überraschend sein offizielles Debütalbum vorgelegt - und
damit schon zum zweiten Mal die Top-5 der US-amerikanischen
iTunes-Charts erstürmt.

Erst Anfang Mai hatte Playboi Carti seinen neuen Track "Love Hurts"
feat. Travis Scott veröffentlicht - um dann am 11. Mai unangekündigt
auch das offizielle Debütalbum hinterherzuschieben: "Die Lit" heißt
der gleich 19 Tracks umfassende Erstling des 21-Jährigen, der neben
Travis Scott u.a. auch Lil Uzi Vert, Nicki Minaj, Young Thug, Chief
Keef, Gunna, Bryson Tiller und Skepta als Gäste an seine Seite geholt
hat. Dass er keine halben Sachen macht, sieht man schon dem Cover an,
das im Oi/Punk-Style daherkommt. Executive Producer des Debüts ist
Cartis angestammter Producer Pi'erre Bourne, wobei auch Art Dealer,
Indigo Child, Maaly Raw, Don Cannon und er selbst Produktionen
beisteuern.

Auch wenn es sich bei "Die Lit" um das offizielle Debütalbum von
Playboi Carti handelt, eroberte der US-Rapper schon 2017 mit dem
gleichnamigen Mixtape "Playboi Carti" Platz 4 der US-iTunes-Charts
sowie die #12 in den regulären Billboard-200. Auch die Auskopplung
"Magnolia" ging in die US-Top-30. Und während die Soundcloud-Zahlen
von Anfang an schwindelerregend hoch waren, liegt auch die Zahl der
YouTube-Views längst im dreistelligen Millionenbereich. Von der
US-Vogue obendrein als "neuester Rapper-Schwarm der Fashion-Welt"
bezeichnet, gilt das Gelegenheits-Model zugleich als up-and-coming
Fashion-Ikone.

https://www.universal-music.de/playboi-carti


KRIS WU veröffentlicht sein Universal Music Debüt: "LIKE
THAT" erscheint am Freitag

Er ist einer der größten HipHop-Stars in China und hat vor wenigen
Wochen seinen Vertrag bei Universal Music unterschrieben: KRIS WU ist
einer der erfolgreichsten Rapper des Reichs der Mitte und macht sich
nun auf, den Rest der Welt zu erobern! Jetzt erscheint seine erste
Single via Universal Music: "LIKE THAT" ist ab Freitag erhältlich!

Höchste Zeit, sich Chinas Megastar genauer anzusehen: Features mit
Travis Scott oder Rich Brian sowie Millionen von Klicks auf Youtube
sprechen eine deutliche Sprache. Angefangen hat Kris bei der
koreanischen Boygroup EXO. Dass sich die Ausdauer und das Talent auch
auf internationalem Parkett bezahlt machen, beweisen die Kommentare
unter seinen Videos, in denen so ziemlich jede Sprache der Welt
gesprochen wird. Als Schauspieler war Kris Wu zudem schon in
Hollywood-Produktionen zu sehen. Jetzt schlägt er mit "LIKE THAT" das
nächste Kapitel seiner Karriere auf!

https://www.universal-music.de/kris-wu/


Black Eyed Peas melden sich zurück: "Ring The Alarm pt.1,
pt.2, pt.3" erscheint am Freitag + Videopremiere

Anfang des Jahres gab es das erste musikalische Lebenszeichen, denn
Black Eyed Peas sind zurück! Mit dem Track "Street Livin" gab es eine
erste Kostprobe, aber die wahre Rückkehr der Band um Mastermind
Will.i.am steht noch bevor: Am kommenden Freitag veröffentlichen
Black Eyed Peas ihre neue Single "Ring The Alarm pt.1, pt.2, pt.3"
und legen zeitgleich das Video zu dem Song vor.

Was die Fans erwarten dürfen? Ein Ausrufezeichen oder einige davon!
Weitere Infos folgen in Kürze...

http://www.universal-music.de/black-eyed-peas


Selena Gomez präsentiert mit "Back To You" den Titelsong
zur neuen Staffel der Netflix-Serie "Tote Mädchen lügen nicht"++
Soundtrack ab Freitag erhältlich

Parallel zum Startschuss für die zweite Staffel der erfolgreichen
Netflix-Serie "Tote Mädchen lügen nicht" (US-Originaltitel: "13
Reasons Why") erscheint am 18. Mai auch der offizielle Soundtrack bei
Interscope, der insgesamt 20 Titel vereint und bereits vorbestellt
werden kann. Der OST zu "13 Reasons Why (Season 2)" erscheint neben
der digitalen Version auch in unterschiedlichen physischen Formaten -
u.a. als Vinyl-LP, CD und Kassette.

Offizieller Vorbote des Compilation-Albums ist ein brandneuer
Exklusiv-Song von Selena Gomez: Die neue Single "Back To You", die
von dem Grammy-nominierten US-Amerikaner Ian Kirkpatrick (u.a. auch
für "Bad Liar" verantwortlich) und Trackside produziert wurde,
feierte erst letzte Woche bei Zane Lowe Weltpremiere und ist seit
wenigen Tagen als Stream und Download erhältlich. Bei Vorbestellungen
des Soundtracks gibt's "Back To You" als Instant-Download.

Weitere Exklusivtitel des Soundtracks kommen u.a. von OneRepublic
feat. Logic ("Start Again"), Billie Eilish feat. Khalid ("lovely"),
YUNGBLUD feat. Charlotte Lawrence ("Falling Skies"), Lord Huron feat.
Phoebe Bridgers (brandneue Version des Hits "The Night We Met") und
Colouring ("Time"). Abgerundet wird das Album zur neuen Staffel wie
schon zuvor durch Achtziger-/New Wave-Klassiker - dieses Mal u.a. von
New Order, Echo & The Bunnymen, Orchestral Manoeuvres In The Dark,
Tears For Fears und Siouxsie and the Banshees.

http://www.universal-music.de/selena-gomez/home


Shawn Mendes kündigt Deutschlandtour an ++ Neuer Song
"Youth" feat. Khalid

Die Vorfreude kann beginnen, denn Shawn Mendes hat seine
Deutschlandtour angekündigt! Es dauert noch ein Weilchen, bis er dann
im März 2019 auf Live-Tournee kommt, aber bis dahin verkürzen wir die
Wartezeit mit dem Song "Youth" sowie der Single "In My Blood". Für
"Youth" holte sich Shawn Mendes als Featuring Khalid ins Boot. Den
neuen Song gibt es ab sofort überall zu hören.

Shawn Mendes live

11.03.2019 Berlin, Mercedes Benz Arena

18.03.2019 Köln, LANXESS Arena

21.03.2019 München, Olympiahalle

http://www.universal-music.de/shawn-mendes/home


QUEEN + Adam Lambert rocken im Herbst Las Vegas!

Im September sollte man sich Las Vegas nicht entgehen lassen, denn
QUEEN und Adam Lambert werden an zehn ausgewählten Abenden - "The
Crown Jewels" - die Glückspielmetropole rocken! Dabei lassen QUEEN
auch nicht den offiziellen "Queen Day" am 08.09. aus, den der
Bürgermeister von Las Vegas im Jahre 2004 ausgerufen hat. QUEEN
werden am 1., 2., 5., 7., 8., 14., 15., 19., 21. und 22. im Park
Theater im Park MGM live auf der Bühne stehen.

QUEEN freuen sich auf die "The Crown Jewels" Shows ganz besonders:
Brian May erklärte: "Wir sind bereit für die ultimative
Herausforderung... Vegas zum Glitzern zu bringen." Und Band-Kollege
Roger Taylor sagte ebenso enthusiastisch: "Freu mich darauf, den
Strip zu rocken mit dem phänomenalen Adam Lambert." Und auch der
zeigt sich begeistert von den bevorstehenen Shows: "Ich bin so
aufgeregt, dabei zu helfen, "The Crown Jewels" mit dem Strip zu
teilen. Ihr werdet sie die ganz Nacht summen!" Die Tickets sind
bereits erhältlich.

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

James Bay / Electric Light / 18.05.2018

Snow Patrol / Wildness / 25.05.2018

Mt. Desolation / When The Night Calls / 25.05.2018

Ben Howard / Noonday Dream / 01.06.2018

Roger Daltrey / As Long As I Have You / 01.06.2018

Dierks Bentley / The Mountain / 08.06.2018

Sugarland / Bigger / 08.06.2018

Catalogue

Lenny Kravitz / Greatest Hits (2LP) / 18.05.2018

Nirvana / Rainbow Chaser: The 60s Recordings (The Island Years) (2CD) / 18.05.2018

Noah And The Whale / Peaceful, The World Lays me Down (LP) / 18.05.2018

Noah And The Whale / The First Days Of Spring (LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Chaos And Creation In The Backyard (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Chaos And Creation In The Backyard (D2C Excl. Coloured Vinyl) / 18.05.2018

Paul McCartney / NEW (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / NEW (D2C Excl. Coloured Vinyl) / 18.05.2018

Paul McCartney / Thrillington (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Thrillington (D2C Excl. Coloured Vinyl) / 18.05.2018

Wings / Greatest (CD/LP) / 18.05.2018

Wings / Greatest (D2C Excl. Coloured Vinyl) (LP) / 18.05.2018

Steve Miller Band / diverse LPs / 18.05.2018

Chrissie Hynde / Alone With Chrissie Hynde (DVD) / 25.05.2018

The Beautiful South / 0898 Beautiful South (Remastered 2017) (LP) / 25.05.2018

The Beautiful South / Painting It Red (Remastered 2017) (2LP) / 25.05.2018

Def Leppard / The Vinyl Boxset: Volume One (LP Box) / 01.06.2018

Def Leppard / The CD Boxset: Volume One (CD Box) / 01.06.2018

JAY-Z / In My Lifetime Vol. 1 (2LP) / 01.06.2018

JAY-Z / Vol.2 ... Hard Knock Life (2LP) / 01.06.2018

JAY-Z / In My Lifetime Vol. 1 (Explicit Version) (CD) / 08.06.2018

JAY-Z / Vol.2 ... Hard Knock Life (Explicit Version) (CD) / 08.06.2018

Kanye West / Late Registration (Explicit Version) (2LP) / 08.06.2018

Nashville Cast / The Music Of Nashville Original Soundtrack Season 6 Volume 1 (CD) / 08.06.2018

Thelonious Monk / Thelonious Alone In San Francisco (LP) / 08.06.2018

Various Artists / Eric Clapton: Life in 12 Bars (Original Motion Picture Soundtrack) (2CD) / 08.06.2018

Aerosmith / Rock For The Rising Sun (Live From Japan 2011) (DVD/BD) / 08.06.2018

Gary Moore / One Night In Dublin: A Tribute To Phil Lynott (Live At The Point Theatre, Dublin, Ireland 2005) (DVD/BD) / 08.06.2018

Nazareth / No Means Of Escape (Live At Metropolis Studios, London 2014) (DVD/BD) / 08.06.2018

Ritchie Blackmore's Rainbow / Black Masquerade (Live At Metropolis Studios, London 2014) (DVD) / 08.06.2018

The Who / Live In Texas '75 (DVD) / 08.06.2018

ZZ Top / Live At Montreux 2013 (DVD/BD) / 08.06.2018

Stereophonics / Decade In The Sun - Best Of Stereophonics (2LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Liz Phair (2LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Whip-Smart (LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Whitechocolatespaceegg (2LP) / 08.06.2018

The Beach Boys, Royal Philharmonic Orchestra London / Orchestral with the Royal Philharmonic (CD) / 08.06.2018

Eric B. & Rakim / Don't Sweat The Technique (2LP) / 13.06.2018

Eric B. & Rakim / Follow The Leader (2LP) / 13.06.2018

Eric B. & Rakim / Let The Rhythm Hit 'Em (2LP) / 13.06.2018

Eric B. & Rakim / Paid In Full (2LP) / 13.06.2018

Eric B. & Rakim / The Complete Collection 1987-1992 (LP Box) / 13.06.2018

Anne Dudley / Plays The Art Of Noise (CD) / 15.06.2018

Love Unlimited / The Uni / MCA / 20th Century Records Singles (1973-1977) (CD/2LP) / 15.06.2018

The Love Unlimited Orchestra / The 20th Century Records Singles (1973-1979) (2CD/3LP) / 15.06.2018

Norah Jones / Live At Ronnie Scott's (Live At Ronnie Scott's Jazz Club / 2017) (DVD/BD) / 15.06.2018

Robert Glasper Experiment / Live (DVD) / 15.06.2018

Various Artists / Lock, Stock And Two Smoking Barrels (Original Motion Picture Soundtrack / 2LP) / 15.06.2018

Def Leppard / Vault: Def Leppard Greatest Hits (1980-1995) (2LP) / 15.06.2018

The Cure / Mixed Up (3CD Deluxe / Standard CD) / 15.06.2018

The Cure / Mixed Up (Remastered) (2LP) / 15.06.2018

The Cure / Torn Down: Mixed Up Extras 2018 (Remastered) (2LP) / 15.06.2018

The Killers / Career Box (LP Box) / 15.06.2018

The Rolling Stones / The Rolling Stones: Studio Albums Vinyl Collection 1971-2016 (2009 Re-mastered/Half Speed) (LP Box) / 15.06.2018

Wilko Johnson / Blow Your Mind (CD/LP) / 15.06.2018

 * 

TV-Termine

Billie Eilish

01.06. / 22:40 Uhr / arte / tracks

Calum Scott

21.05. / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Frank Turner

17.05. / 19:20 Uhr / 3Sat / Kulturzeit

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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FESTIVAL/788: Bad Hersfelder Festspiele - Hessisches Staatsorchester Wiesbaden zu Gast am 24.+25.08.


»WIR« on Tour

Hessisches Staatsorchester Wiesbaden zu Gast bei den Bad Hersfelder Festspielen



Das Hessische Staatsorchester Wiesbaden ist im August erstmals zu Gast
bei den Bad Hersfelder Festspielen.

In den beiden Konzerten am Freitag, den 24. August, und Samstag, den
25. August 2018, erklingt in der Stiftsruine Bad Hersfeld ein
Programm, das die beiden Saisonschwerpunkte der Bad Hersfelder
Festspiele »Romeo und Julia« und »Peer Gynt« aufgreift. Das Hessische
Staatsorchester Wiesbaden spielt Sergej Prokofjews Ballett-Suite und
Peter Tschaikowskis Ouvertüre zu »Romeo und Julia« sowie Nikolai
Rimsky-Korsakows sinfonische Suite »Scheherazade«.

»Das Hessische Staatsorchester und ich freuen uns sehr auf die zwei
Sommerkonzerte bei den Bad Hersfelder Festspielen und auf das
besondere Ambiente der Stiftsruine - open air unter Sternen an diesem
stimmungsvollen Ort zu spielen, wird uns ein Vergnügen sein«, sagt
Generalmusikdirektor Patrick Lange.

Seit Amtsantritt des GMDs Patrick Lange sind die Sinfoniekonzerte des
Hessischen Staatsorchesters Wiesbaden mit dem Titel »WIR« angekündigt.
»WIR« steht nicht nur für den Zusammenklang des Orchesters, sondern
auch für die Verbundenheit mit dem Publikum in der Region und die
Verbundenheit des Hessischen Staatsorchesters Wiesbaden als Teil des
Hessischen Staatstheaters Wiesbaden.

Karten erhältlich unter: Telefon: 06621.640 200

E-Mail: ticket-service@bad-hersfelder-festspiele.de

www.bad-hersfelder-festspiele.de

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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KLASSIK/10081: Hannover - 8. Sinfoniekonzert, Konzertfest in der Staatsoper am 30.06. und 01.07.


Staatsoper Hannover - 8. SINFONIEKONZERT - KONZERTFEST



MAX REGER

3 Chöre op. 6 (1892)

CLAUDE DEBUSSY

Trois Chansons de Charles d'Orléans (1898 - 1908)

GUSTAV MAHLER / CLYTUS GOTTWALD

Ich bin der Welt abhanden gekommen (1901 / 82)

GUSTAV MAHLER

Sinfonie Nr. 5 (1901 - 04)

Im letzten Sinfoniekonzert dieser Saison präsentiert sich der Chor der
Staatsoper Hannover mit ausgewählten, höchst anspruchsvollen Werken:
Neben Max Regers drei Chören op. 6, aufgegliedert in Trost, Zur Nacht
sowie Abendlied, wird mit Debussys Trois Chansons de Charles d'Orléans
ebenso auf die große Vergangenheit der französischen Musik für
Vokalensemble verwiesen. Bevor sich das Niedersächsische
Staatsorchester mit Gustav Mahlers 5. Sinfonie in die Sommerpause
verabschiedet, bieten wir unserem Publikum in der Pause eine bunte
Auswahl an musikalischen Stilen rund um das Thema Zeitenwende, u. a.
mit Liedern von Charles Ives und Erik Satie, Kammermusik, sowie
Auszügen aus Richard Heubergers vergnüglicher Operette Der Opernball
aus dem Jahr 1898.

Chor der Staatsoper Hannover

SOLISTIN Marlene Gassner (Mezzosopran)

DIRIGENT Lorenzo Da Rio

Niedersächsisches Staatsorchester Hannover

DIRIGENT Ivan Repusi

SA, 30.06.18, 19:00 UHR

SO, 01.07.18, 17:00 UHR

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Juni 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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POP-ROCK/5266: ZAZ - 2019 kommt die Sängerin nach Deutschland, 13., 25., 26.02.2019


ZAZ - 2019 kommt die Sängerin zurück nach Deutschland 



ZAZ, die Grande Dame des French Pop, ist wieder unterwegs in Europa!
Gerade noch en route für ZAZIMUT, dem charitativen Konzert-Projekt der
sozial engagierten Sängerin, kündigt sie ihr neues Album für Herbst
2018 und eine begleitende Tour für Frühjahr 2019 an.

Die charmante Chanteuse nutzt ihre ZAZIMUT-Shows 2018 als
Botschafterin der guten Sache. Dazu zählt auch die Vorstellung von
Titeln ihres neuen Albums. Wie das klingt wenn?s fertig ist, weiß man
aber trotz einzelner Repertoire-Auszüge noch nicht. Von Gypsyswing bis
Singer/Songwriter, Chanson oder Französisch Pop ist bei der
musikalischen TausendZAZerin mit allem zu rechnen. Sicherlich wird das
Album aber eine relevante Veröffentlichung für frankophile
Musikliebhaber und ZAZ-Fans.

Die dürfen sich jetzt doppelt vorfreuen, denn der Vorverkauf für die
Album-begleitende ZAZ-Tour im Jahre 2019 ist eröffnet. Und das wird
eine "Tour superbe".

Ihr Verve und Esprit, ihre heisere Stimme und ihre stilistische
Bandbreite machen ZAZ nicht nur zu einem außerordentlichen Recording
Artist, sondern auch zu einer grandiosen Entertainerin. Mitreißende
Mitschnitte, wie die Konzert-DVD der JazzOpen Show in Stuttgart, legen
Zeugnis ab, wie gut es abgeht, wenn ZAZ die Bühne betritt. Kein
Wunder, dass ihre im Juni 2018 anstehende ZAZIMUT-Show in der Berliner
Philharmonie ruckzuck ausverkauft war.

Also unterstreichen wir, was eigentlich klar ist: Es lohnt sich,
rechtzeitig Tickets für ZAZ zu sichern! Dafür gibt es einen exklusiven
Fan-Vorverkauf:

Der Fan Pre-Sale startet am DIENSTAG, den 15.05., um 11:00 UHR auf
www.eventim.de oder www.zazofficial.com/concerts

Der allgemeine Vorverkauf startet am DIENSTAG, den 22.05., um 11:00
UHR auf www.neuland-concerts.com und an allen bekannten VVK Stellen.

ZAZ

13.02. - FRANKFURT - FESTHALLE

25.02. - STUTTGART - PORSCHE-ARENA

26.02. - MÜNCHEN - ZENITH

www.zazofficial.com

www.neuland-concerts.com

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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AUSLAND/8707: Aus aller Welt - 17.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Pierre Nkurunziza will Präsident in Burundi bleiben

In Burundi wird am Donnerstag über eine umstrittene Verfassungsreform
abgestimmt, nach der Präsident Pierre Nkurunziza bis ins Jahr 2034 im
Amt bleiben könnte. Der 54jährige ist bereits seit 13 Jahren Staats-
und Regierungschef in dem ostafrikanischen Binnenstaat. Trotz
drohender Gefängnisstrafen von bis zu drei Jahren boykottiert die
Opposition das Referendum. Der ehemalige Hutu-Rebellenführer
Nkurunziza kam 2005 nach einem zwölf Jahre langen Bürgerkrieg an die
Macht.

17. Mai 2018
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JUSTIZ/8707: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Gift auf Pausenbrot des Kollegen gestreut

Im nordrhein-westfälischen Schloß Holte-Stukenbrock soll ein Mann
versucht haben, einen Kollegen mit dessen Pausenbrot zu vergiften.
Der 56jährige Verdächtige sei durch Bildaufzeichnungen identifiziert
und in Untersuchungshaft genommen worden, teilte die Polizei mit. Auf
den Aufzeichnungen war demnach zu sehen, wie der Mitarbeiter einer
Firma die Brotdose eines Kollegen öffnete und eine Substanz auf ein
Pausenbrot aufbrachte. Experten des Landeskriminalamts untersuchten
die Mahlzeit. Dabei ergab sich der dringende Verdacht, daß es sich
bei dem pulverartigen Stoff um eine toxische Chemikalie handelte. Zum
möglichen Motiv des 56jährigen gab es zunächst keine Erkenntnisse.

17. Mai 2018
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MILITÄR/8704: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Syrische Truppen kontrollieren Zentrum des Landes

Die syrische Armee und verbündete Milizen rückten nach dem Abzug der
Rebellen in die Region zwischen Homs und Hama ein. Damit steht die
strategisch wichtige Nord-Süd-Verbindung des Landes wieder unter der
Kontrolle der Assad-Truppen. Das einzige Gebiet, das von der
syrischen Armee noch belagert wird, liegt im Süden der Hauptstadt
Damaskus. In dem palästinensischen Flüchtlingslager Jarmuk leisten
Angehörige des Dschihadistenbündnisses Hajat Tahrir al-Scham weiter
Widerstand gegen die Regierungskräfte.
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POLITIK/8706: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Arbeitslosenversicherung: Heil hält am 0,3 Prozent-Ziel fest

Die Union erwägt angesichts der Rekordeinnahmen des Bundes eine
stärkere Senkung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung. Die
Koalition solle prüfen, ob anstelle der vereinbarten 0,3 Prozent
nicht auch 0,4 oder 0,5 Prozent möglich seien, sagte
CDU-Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer in einem Gespräch
mit der Passauer Neuen Presse. Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD)
warnte vor den möglichen Folgen. Falls sich die Konjunktur eintrübe,
müßten die Beiträge wieder erhöht werden. Damit wäre niemandem
geholfen. Es gelten die im Koalitionsvertrag vereinbarten 0,3
Prozentpunkte, so Heil.

17. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8705: Tragisches und Kurioses - 17.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Fußgänger von Lastwagen überrollt

Im nordrhein-westfälischen Hagen ereignete sich am Donnerstag ein
tödlicher Verkehrsunfall. Ein 81 Jahre alter Mann wurde an einer
Ampelkreuzung im Stadteil Hohenlimburg von einem Lkw überrollt. Der
Lastwagenfahrer hatte den Mann offensichtlich übersehen. Der
Fußgänger starb noch am Unfallort. Der 54jährige Fahrer erlitt einen
Schock.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7790: Aus Forschung und Technik - 17.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Chinesisches Startup-Unternehmen testet erste Rakete

Ein privates Raumfahrtunternehmen in China hat erfolgreich eine
Rakete aus eigener Produktion getestet. Die neun Meter lange
Trägerrakete "Chongqing Liangjiang Star" war am Donnerstag von einem
Testgelände in der autonomen Region Innere Mongolei gestartet. Wie
das Unternehmen OneSpace mitteilte, flog die rund sieben Tonnen
schwere Festbrennstoffrakete 42 Kilometer hoch und fiel anschließend
zurück auf die Erde. Bis 2020 will OneSpace insgesamt 20 Raketen der
Serie bauen, die hundert Kilogramm schwere Nutzlasten in eine Höhe
von 800 Kilometern transportieren können. Zudem entwickelt die Firma
größere Raketen, die kleine Satelliten in sonnensynchrone oder
erdnahe Umlaufbahnen befördern sollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7802: Aus aller Welt - 17.05.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Senat stimmt für Beibehaltung der Netzneutralität

Der Senat in Washington hat am Mittwoch mit den Stimmen der
Demokraten sowie dreier Republikaner gegen die Entscheidung der
Telekommunikationsaufsicht Federal Communications Commission (FCC)
gestimmt, die Netzneutralität im Internet zum 11. Juni aufzuheben.
Die Senatsentscheidung kann erst wirksam werden, wenn sich auch das
Repräsentantenhaus dafür entscheidet und Präsident Trump das Gesetz
unterzeichnet. Bislang werden im Netz alle Daten gleich schnell
übertragen. Eine Bevorzugung von Angeboten zahlungskräftiger Kunden
ist im Prinzip nicht zulässig. Die strikte Netzneutralität war 2015
unter der Vorgängerregierung beschlossen worden. Im Dezember hob die
inzwischen von den Republikanern dominierte FCC die Regelung auf. Das
Votum der FCC kann auf Grundlage des Congressional Review Act
zurückgezogen werden und darf dann nicht in ähnlicher Form wieder
eingeführt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7763: Medizin und Gesundheitswesen - 17.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Berlin will medizinische Hochburg sein

Berlin rüstet sich. Deutschlands Hauptstadt will bis zum Jahr 2030
zur europäischen Top-Adresse in der medizinischen Forschung und
Versorgung werden. Damit dies gelingt, hat Regierungschef und
Wissenschaftssenator Michael Müller (SPD) laut Deutschem Ärzteblatt
unter anderem eine Expertenkommission eingesetzt, die Ideen zur
Zukunft der Patientenversorgung in Krankenhäusern entwickelt.
Schlüsselrollen bei diesem Aufschwung sollen die Universitätsklinik
Charité und der kommunale Krankenhauskonzern Vivantes mit fast
1,5 Millionen Patienten im Jahr spielen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7790: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Staat Frankreich leitet Räumung von ZAD ein

In Westfrankreich sind Tausende von Angehörigen der Gendarmerie
Nationale und der bewaffneten Bereitschaftspolizei CRS mit
gepanzerten Einsatzwagen, Wasserwerfern, Mannschaftsbussen,
Raupenschleppern und schwerem Räumgerät aufmarschiert, um die
Besetzer des zunächst für einen Großflughafen vorgesehenen Geländes
zu entfernen. Die Tageszeitung Le Monde kündigte eine der heikelsten
Operationen zur Aufrechterhaltung der Ordnung in Frankreichs
Geschichte an. Autonome und Naturschützer haben das Gebiet bei der
Ortschaft Notre-Dame-des-Landes nördlich von Nantes zur "Zone à
défendre" (ZAD, Verteidigungszone) erklärt. Eine Räumungsaktion im
April ist trotz schwerer Zusammenstöße von Zivilisten und Polizei
nicht nachhaltig gewesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7714: Sprache, Kunst und Medium - 17.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Wuppertaler Museum sagt Aufklärungs-Ausstellung ab

Vorstand und Beirat des Wuppertaler Von der Heydt-Museums haben eine
für diesen Herbst und Winter geplante Ausstellung abgesagt, weil sie
befürchteten, daß die zu erwartenden Besucher die hohen Kosten nicht
decken könnten.

Die Ausstellung "Aufbruch zur Freiheit" über das Zeitalter der
Aufklärung in Frankreich etwa um die Mitte des 17. bis zum Ende des
18. Jahrhunderts sollte vom 30. Oktober bis zum 24. Februar 2019
gezeigt werden. Wie WDR1 berichtete, waren an dem Projekt federführend
mehrere französische Museen und Schlösser beteiligt.

Der scheidende Museumsdirektor in Wuppertal, Gerhard Finckh, bedauerte
den Rückzug kurz vor der Eröffnung sehr, schließlich hatte er die
letzten drei Jahre für die Ausstellung gearbeitet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7780: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Nordkorea führt keine Friedensgespräche während US-Großmanöver

Die Regierung Nordkoreas hat Friedensverhandlungen mit Seoul vorerst
ausgesetzt, weil Südkorea zusammen mit den USA erneut ein
Militärmanöver durchführt, welches in Pjöngjang als Vorbereitung
eines Angriffs auf die Volksrepublik betrachtet wird. An dem
zweiwöchigen Großmanöver sind Kampfjets und Langstreckenbomber
beteiligt. Der stellvertretende Außenminister Nordkoreas, Kim Kye
Gwan, erklärte laut der Nachrichtenagentur KCNA, wenn die
US-Regierung sein Land in die Enge treibe und einseitig fordere,
seine Atomwaffen aufzugeben, habe man kein Interesse mehr an
Gesprächen. Ein für vergangenen Dienstag geplantes, innerkoreanisches
Gespräch hat nicht stattgefunden. Möglicherweise wird sich der
nordkoreanische Machthaber Kim Jong Un auch nicht wie geplant am 12.
Juni mit US-Präsident Donald Trump in Singapur treffen. Südkoreas
Präsident Moon Jae In will sich Anfang kommender Woche in Washington
für ein Zustandekommen des direkten Gesprächs von Kim und Trump
einsetzen. Das südkoreanische Vereinigungsministerium appellierte am
Mittwoch an den Norden, so bald wie möglich Gespräche aufzunehmen,
die zu Frieden und Wohlstand auf der koreanischen Halbinsel führen
können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7794: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.05.2018 (SB)




VOM TAGE



EU reaktiviert Blocking Statute zum Schutz von US-Sanktionen

Die Europäische Union wird am Freitagvormittag eine Verordnung von
1996 in Kraft setzen. Das sogenannte Blocking Statute stellt die
Unterstützung von US-Sanktionen gegen europäische Unternehmen unter
Strafe. Kommissionspräsident Juncker kündigte die Maßnahme am
Donnerstag bei einem EU-Spitzentreffen in der bulgarischen Hauptstadt
Sofia an. Juncker zufolge sollen im Iran-Geschäft tätige Unternehmen
entschädigt werden, wenn sie nach dem 6. August von Sanktionen der
USA betroffen sind. Das Abwehrgesetz, welches noch nie zur Anwendung
gelangte, war im Zusammenhang mit den von Washington gegen Kuba, den
Iran und Libyen verhängten Sanktionen eingeführt worden.
Bundeskanzlerin Merkel bemühte sich in Sofia, Unternehmen, welche auf
umfassende Entschädigung bei entsprechenden Maßnahmen der USA hoffen,
die Illusionen zu nehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7764: Tragisches und Kurioses - 17.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Hamburgs Flughafen-Anwohner ärgern sich über Dauerparker

Nach jahrelangen Beschwerden der Anlieger über zugeparkte Straßen rund
um den Hamburger Flughafen Fuhlsbüttel soll womöglich ein großes
Parkgebiet für Anwohner entstehen.

Wie NDR 90,3 kürzlich meldete, will der Landesbetrieb Verkehr prüfen,
ob die relativ kleine Parkzone ausgeweitet werden kann. Anwohner und
Gewerbebetriebe monieren, daß nicht nur saisonal bedingt, sondern
praktisch ganzjährig in vielen Wohn- und Nebenstraßen die meisten
Parkmöglichkeiten rund um die Uhr durch Airport-Nutzer belegt sind. An
den Autokennzeichen ist leicht zu erkennen, daß viele Fahrzeughalter,
die aus benachbarten Regionen oder aus Dänemark kommen, häufig über
Tage oder Wochen ihre Fahrzeuge abstellen, die offenbar aus
Kostengründen die flughafeneigenen Parkhäuser vermeiden.

Die in Hamburg oppositionelle CDU fordert, daß die Gebühren in den
Parkhäusern vor Ort gesenkt werden, damit sie von den Reisenden, für
die sie gedacht sind, genutzt werden. Das gelte um so mehr, als der
Airport satte Gewinne einfährt.
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SOZIALES/7791: Arbeit, Soziales und Familie - 17.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Google soll KI-Hilfe für Militärs einstellen

Mehr als 830 Wissenschaftler und Ethiker haben am Mittwoch einen
offenen Brief an Führungskräfte von Alphabet, Google und Google Cloud
gerichtet, in dem sie den Verzicht der Unternehmen auf Beteiligungen
an dem Projekt Maven des US-Verteidigungsministeriums fordern.
Alphabet und Google sollen sich verpflichten, keine Militärtechnik zu
entwickeln und keine Nutzerdaten im Dienste der Militärs auszuwerten.
Insbesondere geht es den Unterzeichnern des Briefs um die Beteiligung
am Bau, dem Handel und dem Einsatz autonomer Waffensysteme. Wegen
entsprechender Aktivitäten ihres Unternehmens haben bereits mehrere
Mitarbeiter Google verlassen. Google entwickelt
Bildauswertungsprogramme auf Basis Künstlicher Intelligenz. Eine KI
könnte bei der Zielerfassung autonom agierender Kampfdrohnen
Verwendung finden. Die KI, die die gezielte Tötung von Menschen durch
autarke Automaten ermöglicht, könnte mit Hilfe der Daten von
Google-Nutzern weiterentwickelt werden. Im April hatten mehr als 3100
Google-Mitarbeiter dies mit einem Brief an die Konzernführung
verhindern wollen.
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UMWELT/7774: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Bienenexperten in großer Sorge

Am 20. Mai ist Weltbienentag. Anläßlich dessen haben Experten wie der
Göttinger Agrarökologe Professor Teja Tscharntke darauf hingewiesen,
daß ein großer Teil der Landwirtschaft auf Bestäubung angewiesen ist.
Oftmals versteckt sind viele Produkte in deutschen Supermärkten auf
den Fleiß der Bienen angewiesen. Rund 60 Prozent von im Schnitt 2500
Artikeln in einem Supermarkt gäbe es afp zufolge ohne die Bienen
nicht, meinte beispielsweise der Bienenexperte Till-David Schade vom
Naturschutzbund (Nabu). Einen großen Anteil am Bienensterben, unter
dem auch Deutschland leidet, hat nach Ansicht von Wissenschaftlern
und Umweltschützern die industrielle Landwirtschaft mit ihren großen
Acker- und Weideflächen. Diese sollen den für ihren Fleiß bekannten
Insekten Lebensraum und Nahrungsquellen rauben. Oftmals machen
Pestizide ihnen den Garaus.
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WIRTSCHAFT/7779: Märkte und Finanzen - 17.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Unternehmen entscheiden sich für oder gegen den Iran

Das in London ansässige Pergas International Consortium hat mit dem
iranischen Unternehmen Nisoc ein vorläufige Abkommen über die
Ausbeutung eines Ölfelds getroffen. Das gab Ölminister Sanganeh in
Teheran bekannt. Beim Vertragsabschluß war auch der britische
Botschafter Macaire zugegen. Wegen der von Washington geplanten
Wirtschaftssanktionen wird sich der französische Energiekonzern Total
voraussichtlich aus einem Gasprojekt im Iran zurückziehen. Der
weltgrößte Reeder Maersk Line zieht sich wegen der Sanktionspolitik
der US-Führung ebenfalls aus dem Geschäft mit der Islamischen
Republik zurück.
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WISSENSCHAFT/7797: Aus Forschung und Technik - 17.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Desy-Forscher produzieren neuartiges Material

Bislang galten Spinnenfänden als stärkstes Biomaterial. Dem haben
jetzt Wissenschaftler am Hamburger Desy-Forschungszentrum den Rang
abgelaufen. Sie produzierten laut afp an der Röntgenlichtquelle Petra
III Fäden aus Zellulosenanofasern, die deutlich belastbarer als alle
bisher bekannten Biomaterialen sind. Auch die Stärke von Stahl und
anderen Metallen sowie Fiberglas und den meisten anderen künstlichen
Substanzen war das neue Material deutlich überlegen. Jetzt hoffen die
Wissenschaftler für das neue Material auf Einsatzmöglichkeiten als
umweltfreundliche Kunststoffalternative etwa im Flugzeugbau. Auch der
Einsatz für medizinische Implantate wäre denkbar, weil Biomaterial
vom Körper nicht abgestoßen werden soll.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





MELDUNG/176: München ist für vier Wochen internationales Zentrum der Asteroidenforschung (idw)


Excellence Cluster Universe - 16.05.2018

München ist für vier Wochen internationales Zentrum der
Asteroidenforschung



Garching/München, 16. Mai 2018 - Asteroiden stellen eine ständige
Bedrohung für das Leben auf unserem Planeten dar. Seit Montag, den 14. Mai
treffen sich für vier Wochen international renommierte Astronomen,
Astrophysiker und Raumfahrtexperten im Garchinger Gastforschungszentrum
MIAPP des Exzellenzclusters Universe, um sich über die Asteroidengefahr
auszutauschen - das Ziel: Konkrete Handlungsempfehlungen für die
effiziente Erkennung und Abwehr der bedrohlichen Himmelskörper.

Im Februar 2013 explodierte ein fast 20 Meter großer Asteroid über der
russischen Stadt Tscheljabinsk. Die Schockwelle zertrümmerte
Fensterscheiben, etwa 1.500 Personen wurden verletzt. "So etwas kann
jederzeit wieder passieren. Von Objekten dieser Größe kennen wir noch
nicht einmal ein Prozent der tatsächlichen Anzahl", sagt Dr. Detlef
Koschny, Leiter des NEO (Near-Earth Objects) Segment bei der European
Space Agency (ESA) und Lehrbeauftragter am Lehrstuhl für Raumfahrttechnik
der Technischen Universität München (TUM).

Die meisten Asteroiden befinden sich im so genannten Hauptgürtel zwischen
der Mars- und Jupiterbahn. Immer wieder gelangen einige von ihnen aufgrund
verschiedener physikalischer Effekte in das innere Sonnensystem und
stellen dann eine kleine, aber reale Gefahr für die Menschheit dar. Diese
erdnahen Objekte kreisen auf Bahnen um die Sonne und viele von ihnen
kreuzen die Erdbahn. So ist es nicht verwunderlich, dass im Laufe der
Erdgeschichte schon häufig Asteroiden auf unserem Heimatplaneten
eingeschlagen sind. "Es ist nicht die Frage ob, sondern wann der nächste
Asteroid vom Himmel fällt", meint Detlef Koschny. "Bei den größeren
Objekten wissen wir zwar von einem höheren prozentualen Anteil, wo sie
sind. Allerdings treten diese auch seltener auf. Wenn sie aber doch
einschlagen sollten, dann kann so ein Ereignis, gerade in dicht
besiedelten Gebieten, großen Schaden anrichten."

Wie können wir aber das Leben auf der Erde vor der nächsten
Einschlagskatastrophe schützen? Lassen sich bestehende Frühwarnsysteme so
optimieren, dass sie frühzeitig alle potenziellen Asteroideneinschläge
erkennen und mögliche Auswirkungen auf die Zivilisation gering halten? Und
wie kann der Mensch gefahrbringende Asteroiden abwehren? Um diese Frage zu
beantworten, verstärken Raumfahrtbehörden wie ESA und NASA ihre
Zusammenarbeit mit internationalen Forschungsgruppen.

MIAPP wird Dreh- und Angelpunkt für internationale Asteroidenforscher


Vier Wochen lang wird deshalb das Forschungszentrum Garching bei München
zum Treffpunkt internationaler Experten der Asteroidenforschung. Weltweit
anerkannte Astronomen, Astrophysiker und Raumfahrtexperten beraten sich
vom 14. Mai bis zum 8. Juni 2018 im Garchinger MIAPP, dem "Munich
Institute for Astro- and Particle Physics", rund um die Asteroiden-
Thematik.

Der Programm-Name "Near-Earth Objects: Properties, Detection, Resources,
Impacts and Defending Earth spricht schon für sich: Die internationale
Expertengruppe setzt sich mit den unterschiedlichsten Aspekten wie
Eigenschaften und Erkennung von Asteroiden sowie mit Auswirkungen von
Asteroideneinschlägen und möglichen Verteidigungs-Strategien für die Erde
auseinander. MIAPP gehört dem Exzellenzcluster Universe an und hat sich
seit seiner Gründung zu einer renommierten Institution für den Austausch
internationaler Forscher der Astro- und Teilchenphysik etabliert.

Neue Impulse und Empfehlungen für die internationale Zusammenarbeit


Die Erkenntnisse des vierwöchigen Treffens wollen die Weltraumexperten in
einer öffentlichen Diskussionsschrift zusammenfassen. Die Schrift soll
außerdem konkrete Handlungsempfehlungen für künftige Projekte und für die
Koordinierung internationaler Einrichtungen enthalten, um
Asteroideneinschläge möglichst effizient zu vermeiden. "Bisher kennen wir
über 90 Prozent aller erdnahen Asteroiden, die über ein Kilometer groß
sind. Die Schwierigkeit ist allerdings, die kleineren Asteroiden zu
erkennen. Außerdem verfügen wir bisher über kaum effiziente
Abwehrmaßnahmen", ergänzt Prof. Dr. Andreas Burkert, Ko-Sprecher des
Exzellenzclusters Universe und Lehrstuhlinhaber Computational and
Theoretical Astrophysics an der Ludwig-Maximilians-Universität München
(LMU). "Wir erhoffen uns von dem Expertentreffen wichtige Impulse für die
künftige Asteroidenforschung mit dem Ziel, die Erde und ihre Bewohner
besser zu schützen."

MIAPP - Treffpunkt internationaler Forscher



2014 wurde das Gastforschungszentrum Munich Institute for Astro- and
Particle Physics als Teil des Exzellenzclusters Universe gegründet. Pro
Jahr veranstaltet MIAPP sechs vierwöchige Programme zu den Schlüsselfragen
der Kern-, Teilchen- und Astrophysik und der Kosmologie. "MIAPP hat sich
seiner Gründung im Jahr 2014 als wichtige Plattform des wissenschaftlichen
Austausches und Forschung international etabliert", sagt Prof. Stephan
Paul, Sprecher des Exzellenzclusters Universe und Lehrstuhlinhaber an der
Fakultät für Physik der Technischen Universität München (TUM). "Über 1.600
Wissenschaftler aus aller Welt haben bisher an 25 MIAPP-Programmen
teilgenommen."

Über das Exzellenzcluster Universe



Seit 2006 erforschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Universe
Clusters in einem weltweit einzigartigen Forschungsverbund die
physikalischen Zusammenhänge zwischen Mikro- und Makrokosmos. Das
Exzellenzcluster, das an der Technischen Universität München angesiedelt
und an dem die LMU maßgeblich wissenschaftlich beteiligt ist, vereint rund
250 Astrophysiker, Kern- und Teilchenphysiker aus Theorie und Experiment.
In sieben Forschungsgebieten arbeiten sie daran, die innerste Struktur von
Materie, Raum und Zeit, die Natur der Fundamentalkräfte sowie die
Entwicklung, Geometrie und Zusammensetzung des Universums zu verstehen.

Die Kooperationspartner des Exzellenzcluster Universe umfassen:
Technische Universität München (Sprecheruniversität), Ludwig-Maximilians-
Universität München, Max-Planck-Institute für Physik, Astrophysik,
Plasmaphysik und extraterrestrische Physik, Europäische Südsternwarte,
Leibniz-Rechenzentrum




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1329
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ZOOLOGIE/1530: Savannen-Schimpansen leiden unter Hitze-Stress (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 16.05.2018

Savannen-Schimpansen leiden unter Hitze-Stress



Als der Mensch im Laufe seiner Evolution offenere und heißere Regionen
besiedelte, musste er sich an die neuen Umweltbedingungen anpassen und
möglicherweise Schutz vor Überhitzung und eine effizientere
Nahrungsverwertung entwickeln. Ein internationales Team um Wissenschaftler
des Leipziger Max-Planck-Instituts für evolutionäre Anthropologie in
Leipzig hat in zwei Studien die physiologischen Parameter von Savannen-
und Regenwald-Schimpansen untersucht und ihren Wasser- und Energiehaushalt
sowie ihre Stressbelastung verglichen. Demnach ist der Stress, die
Körpertemperatur aufrechtzuerhalten, für Savannen-Schimpansen eine enorme
Belastung.




[image: Foto: © Erin Wessling]

In der Savanne und Grassavanne lebende Schimpansen haben ihr Verhalten an
die schwierigen Lebensbedingungen angepasst: Um sich vor Überhitzung zu
schützen, nutzen sie Wasserquellen zum Baden.

Foto: © Erin Wessling



Im Laufe ihrer evolutionären Geschichte passten sich unsere menschlichen
Vorfahren körperlich und in ihrem Verhalten an neue Umgebungen an. Durch
vermehrtes Schwitzen oder den Verlust der Körperbehaarung konnten sie zum
Bespiel ihre Körpertemperatur besser regulieren und so in offeneren,
heißeren Landschaften überleben. Auch die Fortbewegung auf zwei Beinen -
das Markenzeichen der Homininen - wird von einigen Wissenschaftlern mit
der Besiedlung der Savanne in Verbindung gebracht. Eine Studie
dokumentiert nun die erheblichen physiologischen Herausforderungen einer
in der afrikanischen Savanne lebenden Schimpansengruppe.

Die Forscher haben den Urin von Schimpansen aus Fongoli im Senegal
gesammelt und auf eine Reihe von physiologischen Zuständen untersucht.
"Das Wetter in Fongoli kann brutal sein - mit einer
Durchschnittstemperatur von 37 Grad in der Trockenzeit und etwa sieben
Monaten pro Jahr ohne Regen", sagt Erin Wessling vom Max-Planck-Institut
für evolutionäre Anthropologie und Hauptautorin beider Studien.

Die Forscher haben herausgefunden, dass die Kreatinin- und Cortisol-Werte
der Schimpansen gegen Ende der Trockenzeit bei Temperaturen um die 45 Grad
und nach Monaten ohne Regen auf eine erhöhte Stressbelastung der Tiere
durch Wassermangel und Schwierigkeiten bei der Wärmeregulierung
hindeuteten, und dass beides einander möglicherweise noch verstärkt.
Kreatinin ist ein Nebenprodukt des muskulären Stoffwechsels, das anzeigt,
ob der Körper ausreichend mit Wasser versorgt ist. Cortisol ist ein
Hormon, das bei der Stressbewältigung zum Einsatz kommt.

Die Forscher belegten außerdem, dass der C-Peptid-Spiegel der
Fongoli-Schimpansen je nach Nahrungsverfügbarkeit im Laufe des
Untersuchungszeitraums variiert. C-Peptid wird zusammen mit Insulin von
der Bauchspeicheldrüse ausgeschüttet und zeigt an, wie es um die
Energieversorgung des Körpers steht. Den Werten zufolge können die
Schimpansen ernsthaften Stress aufgrund von Nahrungsmangel vermeiden. "Die
größte Herausforderung in Lebensräumen wie Savanne und Savannen-Grasland
besteht darin, genug Wasser zu sich zu nehmen und nicht zu überhitzen",
sagt Wessling. "Anpassungen, mit denen ein Organismus seine
Körpertemperatur auch unter widrigen Bedingungen konstant halten kann,
könnten auch in der Evolutionsgeschichte des Menschen eine wichtige Rolle
gespielt haben. Schließlich hat der Mensch während seiner Entwicklung
ähnliche Lebensräume durchwandert oder besiedelt. In einem nächsten
Schritt wäre es also wichtig zu zeigen, dass die Belastungen auf diese
Arten von Lebensräumen, die Baumsavannen, beschränkt sind."

Weniger Temperatur-Stress im Regenwald

In einer Folgestudie, die diese Woche veröffentlicht wurde, vergleichen
Wessling und Kollegen die Variation der drei Biomarker bei
Fongoli-Schimpansen mit den gleichen Biomarkern aus dem Urin von
Schimpansen aus dem Taï-Nationalpark, einem Tiefland-Regenwald an der
Elfenbeinküste. Taï-Schimpansen sollten es mit Durchschnittstemperaturen um
die 26 Grad und fast doppelt so viel Niederschlag im Jahr leichter haben
als ihrer Artgenossen in der Savanne. Wessling und Kollegen haben
herausgefunden, dass die Cortisol-Werte von Schimpansen aus den
Regenwäldern von Taï nicht gleichermaßen variieren wie die von
Fongoli-Schimpansen. Dies deutet darauf hin, dass thermoregulatorischer Stress eine
einzigartige Belastung für Schimpansen darstellt, die in offenen, heißeren
Umgebungen leben.

Den Ergebnissen zufolge ist die Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln in der
Savanne tatsächlich geringer als im Wald. Die Fongoli-Schimpansen verfügen
aber dennoch über einen stabileren Energiehaushalt als die
Regenwald-Schimpansen. Die Fongoli-Schimpansen scheinen also bereits
Strategien entwickelt zu haben, um einen potentiellen Nahrungsmittelmangel
zu bewältigen. So ernähren sie sich neben ihrer Lieblingsspeise, reifen
Früchten, vermehrt von Termiten, Blumen und Rinde. "Diese Schimpansen
haben also bereits Verhaltensweisen entwickelt, um sich an ihre Umwelt
anzupassen", sagt Wessling.

Kontrolle der Körpertemperatur auch für den Menschen wichtig


Falls unsere Vorfahren ähnliche Anpassungen verwendet haben wie die
Fongoli-Schimpansen, könnten auch für den Menschen evolutionäre
Anpassungen zur Überwindung thermoregulatorischer Herausforderungen
wichtiger gewesen sein als solche, die der besseren Nahrungsverwertung
dienten. "Wir haben bei den Fongoli-Schimpansen mehrere außergewöhnliche
Verhaltensweisen beobachtet, die wir als Reaktionen auf die Hitze in der
Savanne zurückführen, wie zum Bespiel die Nutzung von Höhlen, das Baden in
Wasserquellen und die vermehrte nächtliche Aktivität", sagt Wessling.
"Trotz dieser Verhaltensweisen zeigen sie aber immer noch Anzeichen von
Wassermangel und thermoregulatorischem Stress. Das deutet darauf hin, dass
drastischere Anpassungen, wie etwa anatomische Veränderungen, nötig wären,
um solchen Belastungen besser standzuhalten."

Die Ergebnisse der beiden Studien reichen weit über Theorien zur Ökologie
und Evolution der Homininen hinaus und geben auch Einblicke in die
möglichen Konsequenzen zukünftiger Klimaszenarien, die das Überleben der
Art beeinträchtigen könnten. "Angesichts des fortschreitenden Klimawandels
können wir nun besser verstehen, welche Konsequenzen sich für den vom
Aussterben bedrohten westlichen Schimpansen in naher Zukunft ergeben
könnten: Einerseits erfordert die steigende ökologische Belastung eine
flexible Anpassung der Tiere an ihre Umwelt. Andererseits könnten die
Regionen am Rande ihres Verbreitungsgebiets für die Tiere unbewohnbar
werden, und es wird vermutlich zu Verschiebungen der Verbreitungsgrenzen
kommen", schlussfolgert Co-Autor Hjalmar Kühl vom Max-Planck-Institut für
evolutionäre Anthropologie und vom Forschungszentrum iDiv.
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FORSCHUNG/495: Misteln leben energiesparend (idw)


Max-Planck-Institut für Molekulare Pflanzenphysiologie - 16.05.2018

Begründerin lebenslanger Beziehungen ist ein schlauer Parasit - Misteln
leben energiesparend



Um die Mistel ranken sich zahlreiche Mythen. Der Legende nach bleiben
Pärchen, die sich unter ihr küssen ein Leben lang zusammen. Im Comic
Asterix dient sie als Hauptzutat des magischen Zaubertranks. Wie so oft
spielen allerdings im wirklichen Leben Romantik und Magie keine Rolle.
Stattdessen ist die Laubholz-Mistel ein immergrüner Parasit, der seinem
Wirt Wasser und Nährstoffe stiehlt.




[image: Foto: © Etienne Meyer, MPI-MP, Potsdam]

Immergrüner Mistel auf einem Wirtsbaum

Foto: © Etienne Meyer, MPI-MP, Potsdam



Ein Team von Wissenschaftlern des Max-Planck-Instituts für Molekulare
Pflanzenphysiologie und vom John-Innes-Center in Norwich hat nun
festgestellt, dass ihr parasitischer Lebensstil sogar zu einem
evolutionären Verlust lebenswichtiger Zellkomponenten, die zur
Energieproduktion benötigt werden, geführt hat.

Pflanzliche Parasiten werden durch ihren Wirt mit Wasser und Nährstoffen
versorgt, also allen lebenswichtigen Stoffen, um fit und gesund zu sein.
Dr. Etienne Meyer und seine Kollegen vom MPI MP sind fasziniert von diesem
Lebensstil. "Parasiten sind clever", bestätigt er. "Sie bekommen das
meiste von dem was sie zum Leben benötigen von ihrem Wirt und es scheint
so, als dass sie in diesem Zuge auf einige Zellfunktionen, die andere
Organismen zum Überleben benötigen, verzichten können."

Für die Laubholz-Mistel (Viscum album) fanden die ForscherInnen nun einen
Funktionsverlust in der Energieproduktionskette der Pflanze. Normalerweise
produzieren Pflanzen Energie in Form des chemischen Moleküls ATP in den
Mitochondrien. "Diese Organellen werden die Kraftwerke der Zelle genannt,
da in ihnen die Atmung stattfindet, der Hauptprozess in der Pflanze, um
ATP zu produzieren", erklärt Etienne Meyer. "In unserer Studie haben wir
nachweisen können, dass die Mitochondrien der Mistel umgestaltet sind. Es
fehlt hier das sogenannte Enzym "Complex I", welches essentiell für die
aerobe Atmung in Tieren und Pflanzen ist." Stattdessen scheint die Mistel
alternative Wege zu nutzen, um Energie zu produzieren. Dies schließt die
sogenannte Glykolyse ein, welche in anderen Teilen der Zelle abläuft, aber
deutlich weniger effizient ist.

Das Forschungsteam war überrascht festzustellen, dass der komplette
Complex I der Atmungskette in der Mistel verloren gegangen ist. Frühere
Studien hatten bereits nahegelegt, dass die Mistel die Gene zur Produktion
von Complex I nicht besitzt. Es war allerdings unklar, ob Complex I
tatsächlich vollkommen fehlt. Es gab die Theorie, dass diese Gene aus den
Mitochondrien in das Kerngenom transfiert worden sein könnten.

Bisher hatte man angenommen, dass dieser Teil des pflanzlichen
Stoffwechsels essentiell für alle Vielzeller ist. Die WissenschaftlerInnen
waren erstaunt zum ersten Mal einen mehrzelligen Eukaryonten zu
identifizieren, der den Großteil seiner Atemkapazität verloren hat.
Bislang wurde solch eine Transformation nur bei Einzellern beobachtet, die
entweder als Parasiten oder in symbiotischen Beziehungen leben.

Was ist der Grund für solch eine massive strukturelle Änderung in den
pflanzlichen Organellen, die sogar zur einer Reduktion der Effektivität
eines etablierten Energieproduktionssystems führt? Eventuell hat es etwas
mit der Anpassung an den parasitischen Lebensstil zu tun. Die
Bereitstellung von Nährstoffen durch den Wirt erlaubt es der Pflanze nicht
nur selber weniger Energie zu produzieren, sondern ermöglicht ihr darüber
hinaus sogar eine Energieeinsparung, da der Komplexaufbau der Atmungskette
in den Mitochondrien entfallen kann.

Neben der Beantwortung dieser Frage möchten Etienne Meyer und seine
Kooperationspartner auch die Mitochondrien anderer Parasiten untersuchen,
um herauszufinden, ob die Reduktion der Atemkapazität nur in der Mistel
stattgefunden hat oder ob dies ganz allgemein eine Konsequenz des
Parasitismus ist. Darüber hinaus könnte dieses Wissen zukünftig im Kampf
gegen Parasiten helfen, die Nutzpflanzen befallen, wie zum Beispiel das
parasitäre Hexenkraut (Striga asiatica L.), welches den Maisertrag
beeinträchtigt.


Originalveröffentlichung

Andrew E. Maclean, Alexander P. Hertle, Joanna Ligas, Ralph Bock, Janneke
Balk, Etienne H. Meyer,

Absence of Complex I Is Associated with Diminished Respiratory Chain
Function in European Mistletoe

Current Biology, 3.5.2018

https://doi.org/10.1016/j.cub.2018.03.036
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SEISMIK/139: Meeresboden kalt produziert (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 16.05.2018

Meeresboden kalt produziert



Zwischen ozeanischen Erdplatten steigt Magma auf, treibt die Platten
auseinander, türmt hohe Unterwassergebirge auf und bildet so neuen
Meeresboden. Das ist einer der fundamentalen Prozesse, die das Gesicht der
Erde ständig verändern. Doch es gibt auch Plattengrenzen, an denen neuer
Meeresboden ohne vulkanische Prozesse entsteht, indem Gestein aus dem
Erdmantel ungeschmolzen nach oben transportiert wird. In der
internationalen Fachzeitschrift Nature Geoscience veröffentlicht ein
internationales Team unter Leitung des GEOMAR jetzt erstmals eine auf
seismischen Untersuchungen beruhende Schätzung, wie groß der Anteil der so
entstandenen Ozeanböden ist.

Ein insgesamt 65.000 Kilometer langes Gebirge zieht sich durch alle
Weltmeere. Es markiert die Regionen, in denen jeweils zwei Erdplatten
nebeneinanderliegen. Durch den Spalt zwischen den Platten drängt Material
aus dem Erdinneren an die Oberfläche, bildet neuen Meeresboden, türmt die
unterseeischen Gebirge auf und treibt die Platten auseinander. Oft werden
diese Mittelozeanischen Rücken als ein riesiger, langgestreckter Vulkan
beschrieben. Doch dieses Bild stimmt nicht überall. Denn das Material, das
an die Erdoberfläche gelangt, ist nicht immer aufgeschmolzen, also
magmatisch. Teilweise wird es kalt gebildet. Wie groß der Anteil des durch
diesen Prozeß gebildeten Meeresbodens ist, war bisher unbekannt.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universitäten Kiel, Austin
(Texas, USA) und Durham (Großbritannien) veröffentlichen jetzt in der
internationalen Fachzeitschrift Nature Geoscience Daten, die erstmals
einen detaillierte Abschätzung erlauben, wie viel Gestein aus dem
Erdmantel an den Mittelozeanischen Rücken direkt zu Meeresboden wird, ohne
vorher aufgeschmolzen zu werden. "Dieser Prozess spielt sich vor allem
dort ab, wo sich der Meeresboden mit Geschwindigkeiten von weniger als
zwei Zentimeter pro Jahr spreizt", erklärt Prof. Dr. Ingo Grevemeyer vom
GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel, Leitautor der aktuellen
Studie.

Eine dieser Zonen liegt im Cayman Trog südlich der Insel Grand Cayman in
der Karibik. Die Forscherinnen und Forscher haben dort im Jahr 2015
während der Expedition M115 mit dem deutschen Forschungsschiff METEOR den
Meeresboden mit Hilfe von Schallwellen - also seismisch - untersucht.
Schickt man Schallwellen durch verschiedene Gesteine, verraten die
Reflektionen etwas über die Zusammensetzung der einzelnen Schichten.
Gestein, das aufgeschmolzen und am Meeresboden wieder fest wurde, hat
eigentlich eine andere Signatur als Gestein aus dem Erdmantel, das ohne
Schmelzvorgang an die Oberfläche kommt.

Das Problem für die Wissenschaft bisher: Der Kontakt mit dem Meerwasser
verändert das Mantelgestein. "Dann ist es in seismischen Daten von
magmatischem Gestein kaum noch zu unterscheiden", sagt Professor
Grevemeyer. Bisher ließ sich Mantelgestein am Meeresboden nur nachweisen,
indem man Proben aus der Tiefe holte und im Labor analysierte. "Doch damit
erwischt man immer nur einen winzigen Fleck. Eine großflächige oder gar in
die Tiefe gehende Aussage zur Zusammensetzung des Meeresbodens lässt sich
so nicht erreichen", erklärt der Kieler Geophysiker weiter.

Bei der Expedition im Jahr 2015 nutze das Team allerdings nicht nur die
Energie gewöhnlicher Schallwellen, sondern auch sogenannte Scherwellen,
die nur in festen Materialien auftreten. Sie konnten dank einer
geschickten Auswahl der Messpunkte besonders deutlich aufgezeichnet
werden.

Aus dem Verhältnis von beiden Wellentypen ließ sich dann auch verändertes
Mantelmaterial vom magmatischen Gestein unterscheiden. "So konnten wir
also erstmal mit seismischen Methoden nachweisen, dass an der sich sehr
langsam öffnenden Spreizungszone im Cayman Trog bis zu 25 Prozent des
jungen Meeresbodens nicht magmatisch ist", sagt Grevemeyer.

Da es auch in anderen Regionen, zum Beispiel in der Arktis oder im
Indischen Ozean, ähnliche Spreizungszonen gibt, haben diese Ergebnisse
große Bedeutung für die Vorstellung über die Zusammensetzung des
Meeresbodens weltweit. "Das ist unter anderem wichtig, wenn man globale
Modelle über die Interaktionen zwischen Meeresboden und Meerwasser oder
über Prozesse der Plattentektonik erstellen will", fasst Professor
Grevemeyer zusammen.


Hinweis:

Diese Studie wurde gefördert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG), von der U.S. National Science Foundation (grant OCE-1356895) und
vom British Natural Environmental Research Council (NERC, grant
NE/K011162/1).

Originalarbeit

Grevemeyer, I., N. W. Hayman, C. Peirce, M. Schwardt, H. J. A. van
Avendonk, A. Dannowski, C. Papenburg (2018): Episodic magmatism and
serpentinized mantle exhumation at an ultraslow spreading centre. Nature
Geoscience, 

http://dx.doi.org/10.1038/s41561-018-0124-6

Weitere Informationen unter:

http://www.geomar.de

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel
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MELDUNG/780: Positronen leuchten besser (idw)


Max-Planck-Institut für Plasmaphysik - 16.05.2018

Positronen leuchten besser



Leuchtstoffe werden schon lange benutzt, im Alltag zum Beispiel im
Bildschirm von Fernsehgeräten oder in PC-Monitoren, in der Wissenschaft
zum Untersuchen von Plasmen, Teilchen- oder Antiteilchenstrahlen. Gleich
ob Teilchen oder Antiteilchen - treffen sie auf einen Leuchtstoff auf,
regen sie ihn zum Lumineszieren an. Unbekannt war jedoch bisher, dass die
Lichtausbeute mit Elektronen wesentlich niedriger ist als mit Positronen,
ihren Antiteilchen. Dies hat Dr. Eve Stenson im Max-Planck-Institut für
Plasmaphysik (IPP) in Garching und Greifswald jetzt beim Vorbereiten von
Experimenten mit Materie-Antimaterie-Plasmen entdeckt.

"Wäre Antimaterie nicht so schwierig herzustellen, könnte man auf eine Ära
hochleuchtender Niederspannungs-Displays hoffen, in der die Leuchtschirme
nicht von Elektronen, sondern von Positronen angeregt werden", meint Dr.
Eve Stenson augenzwinkernd zu ihrer Entdeckung. "Das ist aber leider nicht
machbar". Trotzdem könnte es eine Zukunft für Positronen-induzierte
Lumineszenz geben.

Dazu müsse man sich klarmachen, so Eve Stenson, warum Positronen
Leuchtstoffe so viel stärker anregen als gleich schnelle Elektronen:
Beide, Elektronen und Positronen, geben ihre Bewegungsenergie beim
Aufprall an das Leuchtmittel ab. Bei diesem Zusammenstoß werden Elektronen
des Leuchtstoffs aus einem tieferen auf ein höheres Energieniveau gehoben.
Beim Zurückfallen geben sie die freiwerdende Energie als Licht wieder ab -
der Stoff leuchtet an der getroffenen Stelle auf.

Im Fall eines aufprallenden Positrons tritt jedoch noch ein zweiter Effekt
auf: Nachdem es seine Energie im Leuchtstoff abgegeben hat, kann sich das
Positron dort mit einem Elektron, seinem Antiteilchen, vernichten. Es
bleibt ein Loch im See der Elektronen des Leuchtstoffs, in das andere
Elektronen aus höheren Energieniveaus fallen können, was zu einer
nochmaligen Lichtaussendung führt. Insgesamt erklärt dies die höhere
Lichtausbeute der Positronen. "Dieses 'zweite' Licht könnte jedoch auch
Informationen über die Materialeigenschaften des Leuchtstoffs und den
Mechanismus der Lumineszenz liefern", sagt Eve Stenson. Denn obwohl
lumineszierende Stoffe und Leuchtschirme seit Jahrzehnten verwendet werden
- in Fernsehern, Displays, Hinweisschildern, physikalischen Sensoren oder
als Nanopartikel in der Medizin - sind wichtige physikalische Details
ihres Verhaltens noch nicht geklärt.

Gefunden hat Eve Stenson die unterschiedliche Wirkung von Elektronen und
Positronen, als sie den Leuchtschirm an einer Teilchen-Falle kalibrieren
wollte, die Elektronen oder auch Positronen speichern kann. Zu ihrer
Verblüffung ergaben sich für die beiden Teilchensorten zwei ganz
unterschiedliche Kurvenverläufe: Positronen einer Energie von einigen zehn
Elektronenvolt erzeugten in den von Eve Stenson untersuchten
Leuchtschirmen aus Zinksulfid oder Zinkoxid so viel Licht wie Elektronen
mit mehreren tausend Elektronenvolt: "Um das zu verstehen, fand ich mich
plötzlich auf einem ungeplanten Abstecher aus der Plasmaphysik tief in die
Festkörperphysik wieder". Denn sie musste feststellen, dass die von
Elektronen und Positronen ausgelöste Lumineszenz für niedrige Energien
bislang offensichtlich noch nie verglichen worden war, obwohl beide
Teilchensorten routinemäßig mit Leuchtschirmen nachgewiesen werden.

Die Teilchenfalle gehört zu einem gerade entstehenden experimentellen
Aufbau, mit dem ein Team unter Leitung von IPP-Wissenschaftler Professor
Dr. Thomas Sunn Pedersen erstmals ein Materie-Antimaterie-Plasma aus
Elektronen und Positronen herstellen will (siehe IPP-Presseinformation
3/2017).


Originalveröffentlichung:

E. V. Stenson, U. Hergenhahn, M. R. Stoneking, T. Sunn Pedersen
Positron-Induced Luminescence, in: Physical Review Letters 120, 147401
(2018)

DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.120.147401

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution49

 * 
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AGRAR/378: Katrin Göring-Eckardt zu Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner und zum Bienenschutz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Mai 2018

Katrin Göring-Eckardt zu Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner und zum Bienenschutz



Zu Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner und zum Bienenschutz erklärt Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende:

"Bienenschutz braucht mehr als einen netten Aktionstag. Julia Klöckner muss bei den umweltschädlichsten Praktiken in unserer Landwirtschaft ansetzen. Das heißt deutlich weniger Pestizide und weniger monotone Landschaften, die Bienen und Insekten keine Nahrung bieten. Nur so kann das rapide Artensterben gebremst werden. Im Haushalt hat Frau Klöckner aber keinerlei Mittel zum Kampf gegen das Bienensterben eingestellt. Wann die Bundesregierung ihre "Ackerstrategie" vorlegen will, steht in den Sternen. Frau Klöckners Bienen-App ist nette Kosmetik. Was wir brauchen, um die Bienen zu retten, sind klare Konzepte. Die hat die Bundesregierung bislang nicht vorgelegt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AUSSEN/2040: Organisation für ein Verbot von Chemiewaffen weist Chlorgas-Einsatz in Syrien nach


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Mai 2018

OPCW weist Chlorgas-Einsatz in Syrien nach



Zum Bericht der Fact-Finding-Mission der OPCW zum Giftgasangriff in Saraqib erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Die OPCW Fact-Finding-Mission hat bestätigt, dass es sich bei dem Angriff am 4. Februar in Saraqib in der Provinz Idlib um einen Giftgasangriff gehandelt hat. Berichten der Weißhelme und der syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte zufolge wurde das Chlorgas von einem Hubschrauber des syrischen Regimes abgeworfen. Die Rebellengruppen in Syrien verfügen nicht über diese technischen Mittel.

Dieser Vorfall reiht sich ein in eine lange Liste von Giftgasangriffen des syrischen Regimes gegen seine eigene Bevölkerung. Assad benutzt diese menschenverachtende Waffe und die Drohung von Enteignungen gezielt gegen die eigene Zivilbevölkerung, um die Menschen aus den von Rebellen kontrollierten Gebieten zu vertreiben und eine Rückkehr von Regimegegnern zu verhindern. Leider hat die Vernichtung aller deklarierten Giftgas-Bestände und chemischen Ausgangsstoffe in Syrien nicht den erwünschten Erfolg gehabt. Gerade das in Saraqib eingesetzte Chlorgas lässt sich ohne größere Fabriken und Mittel unkompliziert herstellen. Vor diesem Hintergrund ist es unverständlich, dass auch aus Europa weiterhin Chemikalien an das Assad-Regime verkauft wurden, die für den Bau von Chemiewaffen verwendet werden können. Es bedarf noch mehr Aufmerksamkeit beim Handeln mit Syrien, insbesondere beim Verkauf von Dual-Use-Gütern. Auch europäische Unternehmen haben hier eine große Verantwortung.

Im kommenden Monat beginnt die Fußballweltmeisterschaft in Russland. Wir sollten uns darüber im Klaren sein, dass Präsident Putin das Assad Regime militärisch und politisch tatkräftig unterstützt und nichts dagegen unternimmt, die Giftgasangriffe gegen die Zivilbevölkerung zu stoppen.

Die Bundesregierung muss die Desinformationskampagne der Russen, gerade was die Giftgasangriffe in Syrien betrifft, als das entlarven was sie ist: nämlich eine glatte Lüge. Alle Politiker die nach Russland reisen, sollten das offen zur Sprache bringen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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BILDUNG/895: Deutschlandstipendium - Ladenhüter endlich einstellen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Mai 2018

Deutschlandstipendium: Ladenhüter endlich einstellen



Zur heute erschienenen Förderstatistik 2017 des Statistischen Bundesamts, wonach nur 0,9 Prozent der Studierenden Deutschlandstipendien erhalten, erklärt Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule:

Das Deutschlandstipendium ist Ladenhüter Nummer 1 von Bildungsministerin Karliczek. 2017 haben exakt 419 Studierende mehr als 2016 ein Deutschlandstipendium erhalten - die Förderquote verharrt bei mickrigen 0,9 Prozent. Sämtliche Ausbauziele wurden krachend verfehlt. Jahr für Jahr verfallen zweistellige Millionenbeträge, die für das Deutschlandstipendium reserviert sind, während das BAföG verkümmert. Für einen so kolossalen Misserfolg sollten keine Steuergelder mehr fließen.

Das Deutschlandstipendium trägt insgesamt nicht zur sozialen Öffnung unserer Hochschulen bei. Umsteuern in Richtung einer verlässlichen Studienfinanzierung und einer Stärkung der Begabtenförderwerke ist die einzig sinnvolle Konsequenz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018
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GESUNDHEIT/1001: Mehr Wahlfreiheit bei der Krankenversicherung - Guter Tag für Beamte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Mai 2018

Mehr Wahlfreiheit bei der Krankenversicherung: Guter Tag für Beamte



Hamburg zahlt gesetzlich versicherten Beamten künftig einen Zuschuss zur Krankenversicherung. Dazu erklärt Maria Klein-Schmeink, Sprecherin für Gesundheitspolitik:

Der Gesetzesbeschluss ist ein wichtiger Schritt für Beamte in Hamburg. Sie haben von nun an mehr Wahlfreiheit bei der Auswahl ihrer Krankenversicherung. Sie werden nicht mehr wie bisher in die Private Krankenversicherung (PKV) gezwungen, sondern können sich frei und ohne Benachteiligung auch für die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) entscheiden. Das ist übrigens genau jener Systemwettbewerb zwischen GKV und PKV, den die Lobbyisten der PKV immer vor sich hertragen.

Die Regelung schafft aber nicht nur Wahlfreiheit, sondern auch mehr Gerechtigkeit. Sie ist insbesondere für Beamte in niedrigen Besoldungsstufen, in Teilzeit oder mit vielen Kindern ein Segen. Jetzt muss auch auf Bundesebene mehr Wahlfreiheit für Beamte geschaffen werden.

Einerseits durch eine mit der Hamburger Regelung vergleichbare Regelung für Bundesbeamte, andererseits durch einen beihilfefähigen Tarif in der gesetzlichen Krankenversicherung. Das rechnet sich für alle Beteiligten. Für die Beamten sowie mittel- und langfristig auch für die öffentlichen Haushalte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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INNEN/3093: Luise Amtsberg zur Debatte um die Missstände beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Mai 2018

Luise Amtsberg zur Debatte um die Missstände beim BAMF



Zur Debatte um die Missstände beim BAMF erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

"Das Chaos ist seit Monaten bekannt. Es ist das Chaos von CDU und CSU. Wir haben x-mal das BMI aufgefordert, die Probleme zu beheben. Es müssen jetzt alle Karten auf den Tisch. Wenn hier weiter relativiert und auf Zeit gespielt wird, muss das Parlament die Aufklärung übernehmen. Einen Untersuchungsausschuss braucht es nicht, wenn das Parlament endlich ordentlich informiert und eingebunden wird. Neben der Aufklärung der Missstände braucht es auch dringend Reformen. Dazu sollten unabhängige Experten Reform-Vorschläge erarbeiten."

 * 

Quelle:
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INNEN/3092: Herzlichen Glückwunsch, Winfried Kretschmann


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Mai 2018

Herzlichen Glückwunsch, Winfried Kretschmann!



Zum 70. Geburtstag von Winfried Kretschmann erklären die Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter:

Winfried Kretschmann ist ein einzigartiger Politiker und Mensch im allerbesten Sinne. Schon viele haben versucht, ihn in eine Schublade zu stecken, es funktioniert nie. Sieht man den Hyper-Realo in ihm, merkt man schnell, dass er beim Klima- und Artenschutz für ganz fundamentale Positionen kämpft. Sieht man ihn als abgeklärten Philosophen, grinst er einem beim Froschkuttelessen bei der Gole Zunft in Riedlingen ganz bodenständig entgegen.

So vieles an ihm ist ganz eigen und aus fundierter Selbstanalyse entwickelt. Wenn er sein Heimatgefühl aus dem hellen schwäbischen Jura herleitet. Oder wenn er damit fremdelt, als 'gläubiger Katholik' bezeichnet zu werden, da zu seinem Glauben immer wieder auch das Zweifeln und Prüfen gehört.

Es heißt, Schwaben werden mit 40 g'scheit. Was ist Winfried Kretschmann dann mit 70? Auf jeden Fall ein Käpsele (ein sehr Kluger) und jemand ganz besonderes, dem wir wünschen, dass er noch viele weitere einzigartige Erfolge zu den bereits von ihm erreichten hinzufügen kann, dass er auch im Rund-um-die-Uhr-Job des Ministerpräsidenten immer Raum zum Weiter-, Um-die-Ecke- und Querdenken findet und ganz besonders dass er der grünen Bundespolitik noch ganz lange wichtige Impulse gibt, auch wenn der ein oder andere kritische darunter sein mag. Lieber Winfried, herzlichen Glückwunsch zum 70sten!

 * 

Quelle:
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MEDIEN/442: Leistungsschutzrecht - Kostet Millionen, gewinnt nichts


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Mai 2018

Leistungsschutzrecht: Kostet Millionen, gewinnt nichts



Anlässlich der heutigen Entscheidung des Verwaltungsgerichts München, den Prozess hinsichtlich der Rechtmäßigkeit der Gratislizenz der Verwertungsgesellschaft (VG) Media für den Suchmaschinenanbieter Google bis zur Entscheidung des EuGH auszusetzen, sowie der Veröffentlichung des Jahresberichts der VG Media, erklärt Tabea Rößner, Sprecherin für Verbraucher- und Netzpolitik:

Es ist schade, dass die Bundesregierung weiterhin die seit Jahren versprochene Evaluation des Leistungsschutzrechtes für Presseverleger schuldig bleibt. Heute haben wir jedenfalls gleich den doppelten Beweis dafür, dass das Gesetz Unmengen Kosten verursacht und Gerichte über Jahre beschäftigt - indes für die eigentlichen Probleme der Presseverlage in keiner Weise hilfreich ist.

Mit dem Verwaltungsgericht München hat ein weiteres Gericht - wie das Berliner Landgericht auch - die Entscheidung ausgesetzt und wartet auf einen Grundsatzentscheidung des EuGHs, ob das Gesetz überhaupt rechtskonform zustande gekommen ist. Brüssel indes hat noch gar keinen Termin anberaumt. Es kann also noch Jahre dauern, bis sich der Streit geklärt hat. Im schlechtesten Fall ist das Gesetz unzulässig und die Mitgliedstaaten, sprich die Bundesrepublik, könnte schadenersatzpflichtig werden - das ist jedenfalls ein Szenario eines von der Grünen Bundestagsfraktion beauftragten Gutachtens des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages aus 2015 (https://www.bundestag.de/blob/405268/83ff070d4f354e9e1c2a789b8dbe0951/pe-6-045-15-pdf-data.pdf).

Den zweiten Beweis für die Unsinnigkeit des Gesetzes liefert der nun veröffentlichte Jahresbericht 2017 der Verwertungsgesellschaft Media, welche die Verlage vertritt. Demnach hat man im vergangenen Jahr durch das Leistungsschutzrecht lediglich Einnahmen in Höhe von 30.000 Euro erzielt - allerdings ganze 2.250.099,06 Euro für die Rechtsdurchsetzung ausgegeben. Auch hier droht Übel: Wenn der EuGH das Gesetz für unzulässig erklärt, könnten die Verlage am Ende fast 10 Millionen Euro Ausgaben für das Leistungsschutzrecht in den Sand geworfen haben.

Es ist absolut unverständlich, dass sich die Bundesregierung derweil für die europäische Variante dieses Gesetzes einsetzt, die eigentliche Debatte, wie qualitativ hochwertiger Journalismus und Meinungsvielfalt auch in Zukunft sich tragen können, aber gänzlich scheut. Hier bedürfte es nämlich endlich eines Gesamtkonzeptes, gerade auch für eine Regulierung der konvergenten Medienwelt. Die Bund-Länder-Kommission war ein Ort dafür - auch dort hat man die Chance verstreichen lassen. Wir werden hier weiterhin darauf pochen, keine unsinnigen Flickenwerke zu erstellen, sondern sinnvolle Regulierung anzugehen, die Medienunternehmen und Journalisten gleichermaßen hilft.

 * 

Quelle:
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UMWELT/1747: Bundeskongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes - Pariser Klimaziele ernst nehmen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Mai 2018

DGB-Bundeskongress: Pariser Klimaziele ernst nehmen



Zu den klimapolitischen Beschlüssen des DGB-Bundeskongresses erklärt Lisa Badum, Sprecherin für Klimapolitik:

In der sich zuspitzenden Klimakrise braucht es mehr denn je die wertvolle Unterstützung der Gewerkschaften und anderer gesellschaftlicher Kräfte. Die von vielen Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern getragene Petition im Vorfeld des DGB-Bundeskongresses ist ein starkes Signal für mehr Klimaschutz und für ökologisch-soziale Verantwortung für unsere Zukunft.

Dass nun der zur Erreichung der Klimaschutzziele notwendige Klimaschutzplan nur noch als "sinnvolle Grundlage" verstanden wird, greift aber leider zu kurz. Völlig unverständlich ist auch, dass notwendige Anstrengungen für das Klimaziel 2020 außen vor bleiben.

Schuld hieran trägt aber auch die Bundesregierung. Sie hat zuerst die Klimaziele 2020 aufgegeben. Zuletzt auch rhetorisch, aber längst auch faktisch, da sie keinerlei Maßnahmen in den Problemsektoren Verkehr, Gebäude oder Landwirtschaft vorangebracht hatte. Kein Wunder also, wenn andere Klimabremser und Kohlefreunde - leider auch in den Reihen von DGB und IGBCE - dem folgen.

Umso mehr müssen jetzt die guten Maßnahmen, die ja etwa im Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung vorgesehen sind, auch rechtlich wasserdicht und verbindlich gemacht werden. Dies geht über ein gutes Klimaschutzgesetz oder auch über eine grundgesetzliche Aufnahme des Klimaschutzes als Staatsziel im Rahmen der bald sowieso bald anstehenden Grundgesetzänderungen.

Dann kann sich auch niemand mehr herausreden, dass die Pariser Klimaziele nur "Grundlagen" oder eine "Zielarchitektur" sei.

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2798: Digitalpolitik - Innovation Council von Staatsministerin Bär springt zu kurz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Mai 2018

Innovation Council von Staatsministerin Bär springt zu kurz



Zum gestrigen Treffen des von der Staatsministerin für Digitalisierung, Dorothee Bär, einberufenen "Innovation Council" erklärt Dieter Janecek, Sprecher für digitale Wirtschaft und digitale Transformation:

Mal wieder zeigt die Bundesregierung digitalpolitisches Silodenken. Der von der Staatsministerin einberufene "Innovation Council" ist ein Think Tank von der Wirtschaft für die Wirtschaft. Dabei sollten digitale Innovationen der breiten Gesellschaft zugutekommen, nicht nur einzelnen hochinnovativen Branchen und schlagkräftigen Unternehmen. Das sollte eigentlich auch der Anspruch politischer Gestaltung sein. Gerade der neuen Staatsministerin für Digitalisierung fehlt aber ein solcher ganzheitlicher Blick auf Digitalisierung. Sie übernimmt offensichtlich lieber den Job des Wirtschaftsministers.

Ein Think Tank, der sich mit den Chancen und Herausforderungen digitaler Entwicklungen für die deutsche Wirtschaft beschäftigt, ist ja grundsätzlich nicht verkehrt. Aber wir reden nicht umsonst seit Jahren darüber, dass die Kooperationen und der Transfer zwischen Wirtschaft und Wissenschaft verbessert werden müssen. Ein "Innovation Council" ohne Beteiligung der Wissenschaft muss deshalb zwangsläufig hinter den Erwartungen zurückbleiben. Und wenn es der Bundesregierung ernst damit wäre, dass Innovationen vor allem der Gesellschaft zugutekommen sollen, müsste dieser "Innovation Council" erweitert werden: Um Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft und Social Entrepreneurs, die digitale Lösungen für spezifische gesellschaftliche, ökologische und soziale Herausforderungen angehen.

Natürlich soll Deutschland seine technologischen Wettbewerbsvorteile ausspielen und mit seinen Innovationen führend auf Weltmärkten sein. In erster Linie muss es einer demokratisch gewählten Bundesregierung aber darum gehen, alle Menschen am digitalen Wandel zu beteiligen, digitale Lösungen für relevante gesellschaftliche Probleme zu finden und digitale Angebote zu fördern, die den Alltag der Menschen verbessern.

Relevante gesellschaftliche Herausforderungen lassen sich nicht ohne Ökologie und Nachhaltigkeit formulieren. Die ökologischen Chancen von smart gesteuerten Fabriken, 3D-Druck, intelligenter Energie- und Verkehrssteuerung sind enorm. Ein Think Tank, der Innovationen nicht auch ökologisch denkt, springt zu kurz.

Immerhin einen Lichtblick gibt es, obwohl sich die Partei der Staatsministerin für Digitalisierung in dieser Hinsicht bisher nicht mit Ruhm bekleckert hat: Sieben von fünfzehn und damit beinahe die Hälfte der am "Innovation Council" beteiligten Mitglieder sind Frauen. In der Hinsicht kann der Bundesinnenminister Horst Seehofer von seiner Parteikollegin sicher noch dazulernen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1733: SPD lenkt beim Familiennachzug für ehemalige Gefährder ein


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2018

SPD lenkt beim Familiennachzug für ehemalige Gefährder ein



In der Debatte um den Familiennachzug für Angehörige von ehemaligen
Gefährdern haben sich Union und SPD darauf verständigt, die aktuelle
Ausnahmeregelung im Gesetzentwurf zu streichen. Hierzu können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Stephan Harbarth, wie folgt zitieren:

"Die Union hatte in dieser Angelegenheit von Anfang an eine ganz
klare Haltung: Es gibt keinen Nachzug zu Gefährdern! Ich freue mich,
dass die SPD nun einlenkt und die guten Gespräche, die die Fraktionen
in dieser Angelegenheit geführt haben, zu einem konstruktiven
Ergebnis geführt haben. Letzte Ausnahmen, die den Nachzug unter eng
begrenzten Umständen ermöglicht hätten, werden nun im
parlamentarischen Verfahren gestrichen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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BILDUNG/995: Rekordetat für Bildung und Forschung auch 2018


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2018

Rekordetat für Bildung und Forschung auch 2018

Union steht für konsequenten Kurs hin zum 3,5-Prozent-Ziel



Am heutigen Donnerstag berät der Deutsche Bundestag den Einzelplan
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung für das
Haushaltsjahr 2018. Hierzu erklären der bildungs- und
forschungspolitische Sprecher der Unionsfraktion im Deutschen
Bundestag, Albert Rupprecht, und die zuständige Berichterstatterin im
Haushaltsausschuss, Kerstin Radomski:

Albert Rupprecht: "Investitionen für Bildung und Forschung
sind Investitionen für Wirtschaftskraft und Wohlstand. Die wichtigste
Ressource unseres Landes sind exzellent ausgebildete und innovative
Köpfe. Der Haushalt 2018 zeigt erneut: Die Union ist der Garant für
diese Zukunftsinvestitionen. Seit 2005 haben wir die Ausgaben für
Bildung und Forschung um 132 Prozent gesteigert. Diesen Kurs setzen
wir mit dem Haushalt 2018 fort.

Unser Ziel für 2025 ist, dass 3,5 Prozent des BIP in Forschung und
Entwicklung investiert werden. Hierzu genügt aber nicht allein die
Steigerung der Mittel. In Zukunft wird es darum gehen, den Transfer
von der Forschung in die Praxis noch stärker in den Blick zu nehmen
und zu einem festen Bestandteil der Forschungsförderung zu machen.
Vor allem die großen Forschungsorganisationen müssen diese
Bringschuld erfüllen."


Kerstin Radomski: "Mit einem erneuten Rekordhaushalt im
Bereich Bildung und Forschung unterstreichen wir, dass den hier
stattfindenden Weichenstellungen für die Zukunft Rechnung getragen
wird. 17,6 Milliarden Euro sind ein deutliches Zeichen - und ebenso
die Tatsache, dass dies ohne die Aufnahme neuer Schulden erreicht
wird."

 * 

Quelle:
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EUROPA/901: Viel Schatten - wenig Licht


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2018

Viel Schatten - wenig Licht



Zum informellen Europäischen Rat in Sofia können Sie den
europapolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Florian
Hahn, mit folgenden Worten zitieren:

"Bei den Staaten des westlichen Balkans gibt es noch viel Schatten
und zu wenig Licht. Im Bereich von Korruption und organisierter
Kriminalität liegt noch einiges im Argen. Und dennoch wäre es fatal,
diese Staaten ihrem Schicksal zu überlassen. Sie brauchen die
Unterstützung von Europa - in beiderseitigem Interesse. Entweder
Europa exportiert Stabilität und hilft bei der weiteren
Demokratisierung und wirtschaftlichen Entwicklung, oder Europa
importiert Instabilität bei unterlassener Hilfeleistung. Es führt
letzten Endes kein Weg daran vorbei, die Reformkräfte weiterhin zu
stärken. Jedes Land muß aber einzeln betrachtet werden. Daher
konzentrieren wir uns jetzt auf Mazedonien und Albanien, denen die
EU-Kommission eine Beitrittsperspektive eröffnet hat. Bevor es aber
so weit ist und ehe überhaupt erste Verhandlungen aufgenommen werden
können, sind nach den Vorstellungen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
sehr umfangreiche und konkrete Vorbedingungen zu erfüllen. Wir sind
gerade dabei, die Kriterien zu formulieren. Ich sehe nicht, daß vor
Mitte/Ende des kommenden Jahres alle Voraussetzungen erfüllt sind.
Beitrittsgespräche bedeuten noch nicht Beitritt. Der gesamte Prozess
dauert in der Regel zehn bis 15 Jahre."

 * 

Quelle:
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EUROPA/900: Weg zu sauberer Luft konsequent weitergehen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2018

Weg zu sauberer Luft konsequent weitergehen



Die EU hat Klage gegen Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
Ungarn, Italien und Rumänien eingereicht, weil die vereinbarten
Grenzwerte für die Luftqualität nicht eingehalten werden. Hierzu
können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Unser Ziel ist, für saubere Luft in unseren Städten zu sorgen. Die
Bundesregierung hat viele Maßnahmen ergriffen, um in den Kommunen die
Überschreitung der Grenzwerte für NOx und andere Emissionen zu
senken, etwa durch das ?Sofortprogramm Saubere Luft?. Diesen Weg
werden wir konsequent weitergehen, denn die Klage an sich bringt
keine saubere Luft. Mobilität und Umweltschutz für die Menschen
schließen sich nicht aus. Individuelle Mobilität mit dem Auto ist für
viele im Alltag essentiell und ein Teil unserer Lebensqualität.
Fahrverbote halten wir weiterhin nicht für den richtigen Weg."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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EUROPA/899: Klage der EU-Kommission bringt Luftqualität überhaupt nichts


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2018

Klage der EU-Kommission bringt Luftqualität überhaupt nichts



Zur Entscheidung der EU-Kommission, Deutschland wegen der
Nicht-Einhaltung der EU-Grenzwerte zur Luftreinhaltung vor dem
Europäischen Gerichtshof zu verklagen, können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr.
Georg Nüßlein, wie folgt zitieren:

"Die Klage der EU-Kommission bringt der Luftqualität in unseren
Städten überhaupt nichts. Auch in Brüssel dürfte doch eigentlich
angekommen sein, dass Deutschland bereits mit Hochdruck daran
arbeitet, mit einem breiten Maßnahmenmix die Luft in den Städten
sauberer zu machen. Das geht aber nicht auf richterlichen Knopfdruck
und mit Scheinlösungen wie Fahrverboten oder wie auch immer gefärbten
Plaketten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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VERKEHR/704: Einigung zwischen Toll Collect und Bundesregierung ist Gewinn für alle Beteiligten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2018

Einigung zwischen Toll Collect und Bundesregierung ist Gewinn für
alle Beteiligten

Einigung stärkt die Investitionen in die Infrastruktur und entlastet
den Steuerzahler



Der Bund und Toll Collect haben am gestrigen Mittwoch ihren Streit um
den verspäteten Start des Maut-Systems beigelegt. Die Gesellschafter
des Mautbetreibers, Daimler und die Deutsche Telekom, zahlen rund 3,2
Milliarden Euro an den Bund. Hierzu erklärt die verkehrspolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela Ludwig:

"Die Einigung stellt Rechtssicherheit nach einem 14-jährigen Streit
um den verspäteten Start des Mautsystems her. Die Zahlung von 3,2
Milliarden Euro durch das Betreiberkonsortium ist eine Entscheidung
der Vernunft. Sie schafft Vertrauen für eine weitere Zusammenarbeit
mit Toll Collect und sie schafft Klarheit über die Verwendung der
Gelder, die der Bund aufgrund des laufenden Rechtsstreits einbehalten
hatte. Die Zahlungen sind Kompensation für entgangene Einnahmen, die
der Bund aufgrund der zweijährigen Verzögerung beim Maut-Start
erlitten hat. Die Verluste werden von den verantwortlichen
Unternehmen getragen und fallen nicht dem Steuerzahler zur Last."

Hintergrund:

Die Unternehmen Daimler und Telekom haben wegen der verspäteten
Einführung der Lkw-Maut Strafzahlungen akzeptiert. Durch den
verspäteten Start der Lkw-Maut 2005 waren dem Bund Milliarden an
Einnahmen entgangen. Geplant war, dass die Maut bereits ab 2003
erhoben werden sollte.

 * 

Quelle:
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VERKEHR/703: Akzeptables Ende eines langen Rechtsstreits


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2018

Akzeptables Ende eines langen Rechtsstreits



Im Schiedsverfahren zur Lkw-Maut ist gestern zwischen dem Bund und
Toll Collect ein Vergleich erzielt worden. Hierzu können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

Politik heißt immer auch, Kompromisse zu machen. 3,2 Milliarden Euro
sind ein akzeptabler Kompromiss für den Bund. Ich begrüße deshalb
ausdrücklich, dass wir nun den Weg freimachen, die Einnahmen aus der
Lkw-Maut auch mit einem neuen Betreiber ohne Risiken sicherzustellen.
Kritiker des erreichten und akzeptablen Vergleichs müssen sich fragen
lassen, ob sie lieber weiterhin Geld verbrennen möchten, indem sie
weitere Jahre mit hohen Verfahrenskosten und ungewissem Ausgang
vergehen lassen. Wir wollen die Zügel lieber selbst in die Hand
nehmen und das Geld nachhaltig in die Infrastruktur investieren. Und
das hat Bundesminister Andreas Scheuer getan."

 * 

Quelle:
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VERKEHR/702: Fahrverbote lösen das Stickoxid-Problem nicht


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Mai 2018

Fahrverbote lösen das Stickoxid-Problem nicht

Geplante Maßnahmen in Hamburg führen nur zu Umgehungsverkehr



Hamburg hat als erste deutsche Großstadt angekündigt, Fahrverbote für
Diesel-Fahrzeuge zu verhängen. Betroffen sein soll ein 580 Meter
langer Straßenabschnitt der Max-Brauer-Allee und ein 1,7 Kilometer
langer Abschnitt der Stresemannstraße. Hierzu erklärt die
verkehrspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela
Ludwig:

"Fahrverbote auf Teilstrecken führen nicht zu besserer Luft. Das
Ergebnis wird sein, dass zwar die betroffenen Straßen gemieden
werden, dafür aber der Umgehungsverkehr in den angrenzenden Straßen
zunehmen wird. Das führt lediglich zu einer Verlagerung der
Belastung. Die angekündigte Maßnahme der Stadt Hamburg ist rein
populistisch und nicht lösungsorientiert. Am 27. Februar 2018 hatte
das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig entschieden, dass Städte und
Kommunen Fahrverbote für Dieselfahrzeuge verhängen dürfen. Das
Gericht stellte dabei aber klar, dass es durch die Verbote nicht zu
unverhältnismäßigen Härten kommen dürfe. Die Urteilsbegründung des
Bundesverwaltungsgerichts liegt noch nicht vor, dennoch hat Hamburg
angekündigt, bereits jetzt Verbotsschilder aufstellen zu wollen. Es
wäre empfehlenswert, die Begründung abzuwarten und dann im Sinne des
Urteils zu reagieren. Das Urteil verlangt keine Einführung von
Fahrverboten. Es fordert zu allererst die Überprüfung der
Luftreinhaltepläne. Es ist zweifelhaft, ob Hamburg alternative
Maßnahmen ernsthaft geprüft hat."

Hintergrund: 

Hamburg will als erste Großstadt mit Durchfahrtsverboten für
Diesel-Fahrzeuge die Stickoxidbelastung bekämpfen und entsprechende
Verbotsschilder aufstellen, die nach Veröffentlichung der
Urteilsbegründung des Bundesverwaltungsgerichts gelten sollen. Das
BVerwG hält laut Urteil vom 27.2.2018 Fahrverbote in Städten
ausnahmsweise für zulässig. Die Städte müssen aber ihre
Luftreinhaltepläne auf Verhältnismäßigkeit prüfen.

 * 
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VERKEHR/701: "Großer Erfolg des Bundesverkehrsministers"


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. Mai 2018

"Großer Erfolg des Bundesverkehrsministers"



Im Schiedsverfahren zur Lkw-Maut ist heute zwischen dem Bund und Toll
Collect ein Vergleich erzielt worden. Hierzu können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

Das langwierige Schiedsgerichtsverfahren zwischen Bund und Toll
Collect ist nach 14 Jahren endlich zu einem guten Ergebnis gekommen.
Ein respektvoller Erfolg für Bundesminister Andreas Scheuer. Damit
wird endlich ein mit hohen Verfahrenskosten belasteter Rechtsstreit
einvernehmlich beendet. 3,2 Milliarden Euro zugunsten des Bundes sind
weitere wichtige Mittel für unserer Infrastruktur.

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2713: Bau-Haushalt setzt richtige Schwerpunkte


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2018

Bau-Haushalt setzt richtige Schwerpunkte



Im Deutschen Bundestag wurde heute der Bundeshaushalt 2018 für den
Baubereich beraten. Hierzu können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt,
zitieren:

"Unser Ziel ist es, die sozial-gesellschaftliche Frage des Wohnraums
offensiv anzugehen, denn Wohnen ist eine Frage von Lebensqualität.
3,9 Milliarden Euro stehen im Bereich Bauen und Wohnen zur Verfügung.
Damit können wir viel erreichen. Wir wollen mehr Wohnraum schaffen,
bezahlbare Mieten erhalten und den Traum von den eigenen vier Wänden
für die Menschen leichter ermöglichen. Mit der Städtebauförderung
unterstützen wir zudem die Kommunen dabei, das Zusammenleben der
Menschen noch attraktiver zu gestalten. Die Schaffung eines eigenen
Ausschusses für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen ist ein
guter Schritt, um all diese Themen noch stärker in den Fokus zu
stellen."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2712: Haushaltsentwurf schafft erste Grundlage für Wohnraumoffensive


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2018

Haushaltsentwurf schafft erste Grundlage für Wohnraumoffensive

Start des Baukindergelds
und Fortsetzung der sozialen Wohnraumförderung vorgesehen



Am heutigen Donnerstag wird der Etatentwurf für das Bundesministerium
des Inneren, für Bau und Heimat in erster Lesung beraten. Hierzu
erklärt der baupolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Kai Wegner:

"Der Haushaltsentwurf sieht erste Grundlagen für unsere
Wohnraumoffensive vor. Mit der Einführung des Baukindergeldes im Jahr
2018 setzen wir zügig ein Wahlversprechen von CDU und CSU um. Das
Baukindergeld wird vielen Familien helfen, schneller das eigene Heim,
die eigene Wohnung zu bauen oder zu erwerben. Das Baukindergeld ist
Familien- und Baupolitik aus einem Guss - für Stadt und Land
gleichermaßen.

Die Eigentumsbildung soll einen starken Beitrag zur
Wohnraumversorgung in Deutschland leisten. Dafür müssen Bund, Länder
und Gemeinden günstigere Rahmenbedingungen schaffen. Der Bund wird
vorlegen. Länder und Gemeinden sind aufgerufen, sich mit eigenen
Maßnahmen an der besseren Unterstützung der Wohneigentumsschaffung zu
beteiligen. Baulandmobilisierung und Grunderwerbsteuer sind offene
Baustellen. Der geplante Wohnungsgipfel wird Gelegenheit geben,
darüber ins Gespräch und zu Vereinbarungen zu kommen.

Die Fortsetzung der sozialen Wohnraumförderung mit 1,5 Milliarden
Euro im Jahr 2018 ist ebenso Teil unserer Wohnraumoffensive. Der Bund
bleibt verlässlicher Partner beim sozialen Wohnungsbau. Für die Zeit
ab 2020 jedoch müssen wir die Länder verpflichten, die Mittel
ausschließlich zweckgebunden zu verwenden. Wir brauchen Lösungen, die
einen vollständigen Mitteleinsatz für zusätzlichen sozialen Wohnraum
sicherstellen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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ARBEIT/1786: Befristungswahn bei der Deutschen Post stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Mai 2018

Befristungswahn bei der Deutschen Post stoppen



"Aktuell fallen pro Beschäftigte in zwei Jahren 35 Tage ärztlich belegte
Arbeitsunfähigkeit an. Doch statt für Arbeitsbedingungen zu sorgen, die
nicht krank machen, will das Post-Management die Beschäftigten zwingen,
sich krank zur Arbeit zu schleppen, um einen unbefristeten Vertrag zu
bekommen", kommentiert Pascal Meiser, gewerkschaftspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE und stellvertretendes Mitglied im Beirat der
Bundesnetzagentur, die Entfristungspraxis bei der Deutschen Post. Meiser
weiter:

"Das ist zynisch und inakzeptabel. Ich erwarte von Finanzminister Scholz
und der gesamten Bundesregierung, dass sie ihren Worten endlich Taten
folgen lassen und ihrer Verantwortung als Miteigentümer der Deutschen Post
nachkommen. Das zynische Entfristungskonzept muss vom Tisch. Stattdessen
müssen die sachgrundlosen Befristungen bei der Post und ihren
Tochtergesellschaften ohne Wenn und Aber entfristet werden.

Lässt die Bundesregierung die Post weiter gewähren, setzt sie sich dem
Verdacht aus, dass sie die Machenschaften des Post-Vorstands doch heimlich
deckt. Oder, nicht minder schlimm, dass sie sich vom Post-Vorstand auf der
Nase herumtanzen lässt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Mai 2018
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AUSSEN/1724: Trumps Erpressungspolitik nicht mitmachen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Mai 2018

Trumps Erpressungspolitik nicht mitmachen



"America first ist nicht im Sinne von Europa. Die Bundesregierung und die
EU müssen endlich aufhören, ihre eigenen Interessen den amerikanischen
unterzuordnen. Es kann nicht sein, dass den US-Amerikanern auf deren
Erpressungspolitik hin nun Deals zum Absatz von LNG-Gas angeboten werden.
Damit werden die Beziehungen zu Russland weiter gestört", erklärt Klaus
Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zu den
Verlautbarungen über eine engere Zusammenarbeit der EU bei amerikanischem
Flüssiggas. Ernst weiter:

"US-amerikanisches LNG-Flüssiggas ist im Gegensatz zu dem billigeren und
umweltschonenderen Pipeline-Gas aus Russland absolut uninteressant.
Außerdem laufen die Lieferbeziehungen für Gas mit Russland seit Jahrzehnten
einwandfrei und haben auch die politischen Beziehungen zu Russland positiv
beeinflusst.

Die Amerikaner wollen seit jeher Nordstream 2 verhindern und damit die
deutsch-russische Zusammenarbeit im Energiesektor stören, um eigenes
überschüssiges LNG-Gas auf den europäischen Markt zu bringen. Deutschland
und die EU dürfen bei solch einem schmutzigen Deal nicht mitmachen."
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EUROPA/1611: Westbalkan nicht auf den Holzweg der Russland-Sanktionen zwingen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Mai 2018

Westbalkan nicht auf den Holzweg der Russland-Sanktionen zwingen



"Die EU führt die Westbalkanländer über ihre Beitrittsverhandlungen auf
Konfrontationskurs gegen Russland. Es ist das absolut falsche Signal,
Serbien und seine Nachbarländer zur Verhängung von Sanktionen gegen das
traditionell verbündete Russland zu zwingen. Eine europäische Perspektive
kann es nur mit und nicht gegen Russland geben", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Es ist zynisch, den Ländern des Balkans den Ausbau einer
'Friedensautobahn' in Aussicht zu stellen und sie im Gegenzug auf den
antirussischen Holzweg von EU und USA zu drängen. Statt weiterer Eskalation
braucht es Kooperation mit Russland, nicht zuletzt vor dem Hintergrund der
einseitigen Aufkündigung des Atomabkommens mit dem Iran durch US-Präsident
Donald Trump."
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GESUNDHEIT/1015: Rückenwind für die solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung aus Hamburg


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Mai 2018

Rückenwind für die solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung aus
Hamburg



"Mit dem gestrigen Beschluss der Hamburger Bürgerschaft, Beamtinnen und
Beamten den Weg in die gesetzliche Krankenversicherung zum 1. August 2018
zu öffnen, gibt es endlich Rückenwind für den längst überfälligen Schritt
hin zur solidarischen Gesundheits- und Pflegeversicherung, wie DIE LINKE
sie fordert", erklärt Achim Kessler, Obmann der Fraktion DIE LINKE im
Gesundheitsausschuss des Bundestages. Kessler weiter:

"Es liegt nun an der SPD, endlich ihre eigenen Wahlversprechen bezüglich
einer Bürgerversicherung einzuhalten und Druck auf die CDU aufzubauen,
sodass auch auf Bundesebene ein Wahlrecht der Krankenkasse für Beamtinnen
und Beamte eingeführt wird.

Beamtinnen und Beamte sind dadurch, dass Beihilfezahlungen bislang nur in
der privaten Krankenversicherung übernommen werden, faktisch gezwungen sich
privat zu versichern. Dadurch entstehen ihnen Nachteile, sobald sie etwa
chronisch krank sind oder viele Kinder haben. Genau hier setzt der aktuelle
Antrag der LINKEN an: Wir wollen Beamtinnen und Beamten eine wirkliche
Wahlfreiheit zwischen privater und gesetzlicher Krankenversicherung
ermöglichen und die gesetzliche Krankenversicherung stärken. Dies ist ein
erster wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer solidarischen Gesundheits-
und Pflegeversicherung."
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GESUNDHEIT/1014: Prämien für Pflegekräfte sollen Versagen der Regierung vertuschen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Mai 2018

Prämien für Pflegekräfte sollen Versagen der Regierung vertuschen



"Mit Prämien für Berufsrückkehrer werden wir das Problem des gravierenden
Personalmangels in der Pflege nicht lösen, sondern bestenfalls etwas
mildern. Was wir wirklich brauchen, sind gesetzliche Personalschlüssel für
alle Bereiche der Pflege, harte Sanktionen, damit diese auch wirklich
umgesetzt werden, und vor allem bessere Arbeitsbedingungen", erklärt Pia
Zimmermann, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Pflegepolitik, zum
Vorschlag des Pflegebeauftragten der Bundesregierung, Andreas
Westerfellhaus, Pflegekräften Prämien für ihre Rückkehr in den Beruf zu
zahlen. Zimmermann weiter:

"Mit diesem Vorstoß will die Bundesregierung in erster Linie das eigene
Versagen vertuschen. Seit Jahren wird die Pflege systematisch kaputt
gespart. Alle sogenannten Reformen gingen zu Lasten der Pflegekräfte.
Internationale Pflegeunternehmen verdienen auf dem Rücken ihrer
Beschäftigten Milliarden. Auch vom Positionspapier des Herrn Westerfellhaus
wird am Ende nur ein butterweiches Symbolreförmchen übrig bleiben. Denn die
Regierung hat gezeigt, dass ihr die Profite der Pflegeunternehmen wichtiger
sind als die Arbeitsbedingungen der Pflegekräfte."
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SOZIALES/2522: Katja Kipping - Bundesregierung bestiehlt Hartz IV-Bedürftige


DIE LINKE - Presseerklärung vom 17. Mai 2018

Bundesregierung bestiehlt Hartz IV-Bedürftige



"Jahr für Jahr stiehlt die Bundesregierung von Aufstockenden und armen
Menschen in diesem Land insgesamt 25 Milliarden Euro. So viel Geld wird
jährlich eingespart, weil alle bisherigen Bundesregierungen die Hartz
IV-Regelsätze gezielt mit Tricks kleingerechnet haben", so kommentiert
Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, den Bericht des
ARD-Magazins MONITOR, der heute Abend ausgestrahlt wird.

Würde man auf diese Tricks verzichten, müsste der Regelsatz inzwischen bei
570 Euro liegen. 7,4 Millionen Menschen sind direkt von der Höhe der Hartz
IV-Regelsätze betroffen, darunter zwei Millionen Kinder und eine Million
armer Rentner. Bei den Hartz IV-Regelsätzen handelt es sich um das
soziokulturelle Existenzminimum. Darauf haben Bedürftige einen
Rechtsanspruch. Hier handelt es sich nicht um einen Almosen, das der Staat
gnädigerweise gewährt, sondern um ein fundamentales Recht. Das Kleinrechnen
des Regelsatzes ist also vor allem eins: Diebstahl an Bedürftigen.
Ich fordere vom Sozialminister Hubertus Heil: Beenden Sie diesen Diebstahl
an Bedürftigen und erhöhen Sie die Hartz IV-Regelsätze!

 * 
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VERKEHR/491: Schlechter Deal im Mautstreit


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Mai 2018

Schlechter Deal im Mautstreit



"Die Bundesregierung hat unter Zeitdruck einem für die Steuerzahler
schlechten Deal zugestimmt. So hat der Steuerzahler nach 14 Jahren
Rechtsstreit und 260 Millionen Euro Anwaltskosten allein für den Bund noch
nicht einmal ein Urteil erwirkt. Verkehrsminister Scheuer gewährt einen
milliardenschweren Rabatt für die Konzerne und verkauft es als Erfolg, von
den ursprünglich geforderten 9 Milliarden nun 3,2 Milliarden Euro zu
bekommen. Das ist weit unter den Erwartungen", erklärt Victor Perli,
Haushaltsexperte der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den Toll-Collect-
Rechtsstreit, der jetzt in einem außergerichtlichen Verfahren mit Einigung
auf einen Vergleich beigelegt wurde. Perli weiter:

"Wir sehen hier die Probleme von privaten Schiedsgerichten. Wäre die Sache
vor einem ordentlichen Gericht verhandelt worden, hätte der Steuerzahler
jetzt Transparenz erlangt. Insgesamt zeigt dieser Rechtsstreit wieder
einmal: Die Privatisierung öffentlicher Aufgaben ist ein teurer Irrsinn. Im
Interesse der Steuerzahler gehören Betrieb und Gewinne der LKW-Maut zu
hundert Prozent in öffentliche Hand."

 * 
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BUNDESTAG/7175: Heute im Bundestag Nr. 324 - 17.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 324

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 17. Mai 2018, Redaktionsschluss: 14.05 Uhr

1. Wirksame Bürokratiebremse

2. Kontrolle der ärztlichen Sprechstunden

3. Probleme im Umgang mit EU-Verordnung

4. Wirkungen des Baukindergeldes



1. Wirksame Bürokratiebremse

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Drei Jahre nach Einführung der sogenannten
Bürokratiebremse zu Jahresbeginn 2015 zieht die Bundesregierung ein
positives Fazit dieser Regelung. Die Wirtschaft habe seither um
laufenden Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 1,9 Milliarden Euro
entlastet werden können, heißt es in einer Unterrichtung (19/2160) der
Bundesregierung.

Mit der Bürokratiebremse sollen Belastungen für die Wirtschaft
dauerhaft begrenzt werden. Nach dem Prinzip "one in, one out" sollen
da, wo durch Bundesministerien neue Belastungen für die Wirtschaft
aufgebaut werden, an anderer Stelle Belastungen abgebaut werden.

2017 habe die Entlastung bei etwa 305 Millionen Euro gelegen. Damit
sei die Bürokratiebremse ein wirksames Instrument, um den
Erfüllungsaufwand zu begrenzen. Allerdings habe der Erfüllungsaufwand,
der für die Wirtschaft aus der Umsetzung von EU-Vorgaben entstand,
2017 um rund eine Milliarde Euro zugenommen. Die Bundesregierung setze
sich auf EU-Ebene für eine Begrenzung des Erfüllungsaufwands und für
eine gezielte Verringerung der Bürokratiekosten ein.

Die Bundesregierung hat den Angaben zufolge seit 2015 158 Vorhaben
beschlossen, die unter die Bürokratiebremse fallen. Davon führten 86
Vorhaben mit insgesamt rund 1,9 Milliarden Euro zu einem Anstieg des
laufenden Erfüllungsaufwands. Ihnen standen 72 Vorhaben gegenüber, die
mit zusammen rund 2,8 Milliarden Euro zum Rückgang der
Erfüllungsaufgaben beigetragen haben.

Bei der Mindestlohnanpassungsverordnung sei die in der
Bürokratiebremse vorgesehene Deckelung zum Einsatz gekommen. So hätten
sich die Lohnkosten für die Wirtschaft pro Jahr um rund eine Milliarde
Euro erhöht. Der Staatssekretärsausschuss Bürokratieabbau habe sich
darauf verständigt, dass diese Belastungen nicht ausgeglichen werden
müssen, weil die Mindestlohnkommission die Anpassung unabhängig von
der Bundesregierung festgelegt habe.

 * 

2. Kontrolle der ärztlichen Sprechstunden

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Kontrolle der von Vertragsärzten angebotenen
Sprechstundenzeiten fällt nach Angaben der Bundesregierung in die
Zuständigkeit der Kassenärztlichen Vereinigungen (KV). Vorgeschrieben
seien mindestens 20 Stunden wöchentlich oder zehn Stunden bei einem
hälftigen Versorgungsauftrag, heißt es in der Antwort (19/2061) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/1792) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.

Die Koalition von Union und SPD will den Mindestumfang der
Sprechstunden von 20 auf 25 Stunden wöchentlich erhöhen, um
Versorgungsengpässe zu vermeiden.

Es sei Aufgabe der Kassenärztlichen Vereinigungen, die Einhaltung der
für die Vertragsärzte geltenden Regelungen zu überwachen und die
Mediziner "unter Anwendung der gesetzliche vorgesehenen
Disziplinarmaßnahmen zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten", heißt
es in der Antwort.

Bundesweite Vorgaben der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) zur
Überprüfung der Einhaltung des Versorgungsauftrags existierten nicht.
Es obliege den jeweiligen KV, geeignete Kriterien zugrunde zu legen.
Für die Prüfung würden in den KV unterschiedliche Verfahren
angewendet.

Bei Hinweisen darauf, dass die Mindestsprechstunden nicht erreicht
werden, würden Ärzte "genauer betrachtet" und gegebenenfalls um
Stellungnahmen gebeten. Letztlich drohe ein Verlust der Zulassung.

 * 

3. Probleme im Umgang mit EU-Verordnung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Einige Probleme im Umgang mit der EU-Verordnung über
Basisinformationsblätter für verpackte Anlageprodukte für Kleinanleger
und Versicherungsanlageprodukte (PRIIP-VO) sind der Bundesregierung
bekannt. Wie sie in ihrer Antwort (19/2087) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/1809) berichtet, handelt es sich unter anderem um
die Pflicht zur Angabe der jährlichen durchschnittlichen Renditen bei
Hebelprodukten. Die dabei auftretenden hohen absoluten Zahlen und
Prozentangaben könnten einen falschen Eindruck beim Verbraucher
ergeben, wird eingeräumt. Auch bei der Darstellung der Kosten von
Finanzprodukten gibt es unterschiedliche Angaben in den
Basisinformationsblättern nach der PRIIP-VO und den Kosteninformation
nach der EU-Richtlinie MiFID II. Da die PRIIP-Verordnung eine
unmittelbar geltende europäische Verordnung sei, sei auch eine Lösung
eventuell bestehender Probleme auf europäischer Ebene anzustreben,
erklärt die Bundesregierung.

 * 

4. Wirkungen des Baukindergeldes

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die geplante Einführung des sogenannten
Baukindergeldes geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/2105). Die Abgeordneten wollen von der Regierung
erfahren, ob sie die Einschätzung mehrerer Verbände teilt, wonach das
Baukindergeld zu Mitnahmeeffekten führen wird. Gefragt wird auch nach
der früheren Eigenheimzulage und den Gründen für ihre Abschaffung
sowie nach den Vermögensverhältnissen von Haushalten in Deutschland.

 * 
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BUNDESTAG/7174: Heute im Bundestag Nr. 323 - 17.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 323

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 17. Mai 2018, Redaktionsschluss: 09.43 Uhr

1. Hersteller halten Diesel für unverzichtbar

2. Linksextremistisch genutzte Immobilen

3. Fahndung nach G20-Tatverdächtigen

4. Verfassungsschutz in Hessen

5. Europäischer Datenaustausch zum Terror



1. Hersteller halten Diesel für unverzichtbar

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Die deutsche Autoindustrie hält Fahrzeuge mit
Dieselantrieb zur Erreichung der Klimaziele für unverzichtbar. "Der
Dieselmotor leistet einen wesentlichen Beitrag, um die ehrgeizigen
EU-Flottengrenzwerte für den Ausstoß von Kohlendioxid einzuhalten",
erklärte Kurt-Christian Scheel vom Verband der Automobilindustrie
(VDA) in einem öffentlichen Fachgespräch des Finanzausschusses unter
Leitung der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP). Denn der
Dieselmotor verbrenne effizienter als ein Benzinmotor und stoße
deswegen bis zu 15 Prozent weniger Kohlendioxid aus.

Von den Herstellern wurde zudem darauf hingewiesen, dass es sich beim
niedrigeren Steuersatz für Diesel im Vergleich zu Benzin nicht um eine
Steuersubvention handele, wie es in einem Antrag der
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/472) dargestellt werde.
Der Antrag war Grundlage des Fachgesprächs. Darin wird die
Bundesregierung aufgefordert, die Energiebesteuerung grundsätzlich am
Ziel der Dekarbonisierung, also der Senkung des Kohlendioxidausstoßes,
auszurichten. Dazu solle die Regierung einen Gesetzentwurf für den
schrittweisen Abbau der Energiesteuervergünstigung von
Dieselkraftstoff bei gleichzeitiger Anpassung der Kraftfahrzeugsteuern
vorlegen und zunächst für den Bereich des Pkw-Verkehrs stufenweise
umsetzen. Damit die Dekarbonisierung des Verkehrssektors gelingen
könne und der deutschen Automobilindustrie Marktanteile erhalten
blieben, sei Technologieoffenheit notwendig, heißt es in dem Antrag.

Es existiere kein einheitlicher Steuersatz für Kraftstoffe, sagte
Karoline Kampermann vom Verband der Automobilindustrie. Zudem sehe
auch die Energiesteuerrichtlinie der EU keinen Mindeststeuersatz für
Dieselkraftstoff vor. Rechtsanwalt Alexander von Wrese erklärte, die
Käufer hätten sich für ein Dieselfahrzeug entschieden, "weil diese
Technologie zum Zeitpunkt des Kaufes in dem Ruf stand, besonders
sparsam und damit umweltschonend zu sein". Eine sukzessive Erhöhung
der Steuer auf Diesel stelle einen "Vertrauensbruch" für die
Dieselfahrer dar. Nach Ansicht des Anwalts droht ein drastischer
Wertverlust der Fahrzeuge bei einer Steuererhöhung. Auch das Handwerk
warnte vor Belastungen seiner Betriebe. Carsten Benke (Zentralverband
des Deutschen Handwerks) erklärte, die Handwerksbetriebe seien auf
Fahrzeuge mit Dieselantrieb angewiesen, so dass eine Anhebung der
Steuer keine steuernde, dafür aber eine besteuernde Wirkung haben
würde.

Professor Michael Bräuninger (Economic Trends Research) lehnte den
Begriff Subvention im Zusammenhang mit der Dieselbesteuerung ab. In
fast allen EU-Ländern liege der Steuersatz für Diesel unter dem von
Benzin. Eine Ausnahme sei Großbritannien. Selbst wenn die
unterschiedliche Steuerstruktur zu Mindereinnahmen beim Staat führe,
handele es sich nicht um eine Subvention, sondern eine Begrenzung der
Steuerlast für Bürger und Unternehmen. Die Begrenzung der Steuerlast
sei sinnvoll, weil Unternehmen und Personen, die größere Strecken
zurücklegen müssten, besonders von der Steuer betroffen seien. Dies
gelte auch für die Bevölkerung im ländlichen Raum und für untere
Einkommensgruppen, die einen höheren Anteil ihres Einkommens für die
Steuer aufwenden müssten. Sollten Dieselfahrzeuge durch
Benzinfahrzeuge ersetzt werden, drohe eine Zunahme des
Kohlendioxid-Ausstoßes um rund 600.000 Tonnen.

Ganz anderer Ansicht war Michael Oppermann vom Forum Ökologisch
Soziale Marktwirtschaft. Er bezeichnete in seiner Stellungnahme den
von der Fraktion Bündnis 90/die Grünen geforderten Abbau der
Dieselsubvention als "erforderliche, geeignete und zurückhaltende
Maßnahme", um Ziele der Luftreinhaltung und des Klimaschutzes zu
erreichen. Durch ein Ende der Dieselsubvention könnten die Emissionen
des Straßenverkehrs binnen fünf Jahren um neun Prozent sinken. Der
Abbau der Subvention stelle einen zurückhaltenden Eingriff dar und sei
Fahrverboten vorzuziehen. Den Steuervorteil des Diesel beziffert das
Forum Ökologisch Soziale Marktwirtschaft auf deutlich über sieben
Milliarden Euro. "Würde ein am Kohlendioxid-Ausstoß orientierte
Besteuerung umgesetzt werden, müsste der nominale Dieselsteuersatz
sogar rund sechs bis sieben Cent je Liter über dem von Benzin liegen",
so das Forum Ökologisch Soziale Marktwirtschaft.

Ähnlich argumentierte Jürgen Resch (Deutsche Umwelthilfe). In seiner
Stellungnahme forderte er eine Neuordnung der Kraftstoffbesteuerung
auf Grundlage des jeweiligen Kohlendioxid-Gehalts und eine
"Verkehrswende". Der Dieselantrieb sei nicht erforderlich, um die
Klimaschutzziele im Verkehrssektor einzuhalten. Für das Jahr 2014
würden 6.000 vorzeitige Todesfälle aufgrund von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen auf die NO2-Hintergrundbelastung
zurückgeführt. Vor diesem Hintergrund sei die Beendigung der geltenden
steuerlichen Bevorzugung von Dieselkraftstoff gegenüber Benzin mehr
als überfällig.

Alexander Möller vom Allgemeinen Deutschen Automobilclub (ADAC)
erklärte, für eine Dekarbonisierung des Straßenverkehrs sei eine
"Antriebswende" erforderlich. Dazu sei ein attraktives Angebot von
Fahrzeugen mit alternativen Antrieben, der Ausbau der Versorgung mit
nicht-fossiler Energie sowie die Akzeptanz der Nutzer notwendig. Dem
niedrigeren Energiesteuersatz für Diesel stehe für Diesel-Pkw zum
Ausgleich ein hoher Zuschlag bei der Kraftfahrzeugsteuer gegenüber.
Der müsse bei einer möglichen Anpassung der Energiesteuer abgesenkt
werden. Handlungsbedarf sah Möller erst dann, wenn klar sei, welche
Form von Mobilität in Zukunft gewollt sei.

 * 

2. Linksextremistisch genutzte Immobilen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zahl linksextremistisch genutzter
Immobilien berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2057)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/1367). Danach wird ein
Großteil der in Frage kommenden Immobilien nicht ausschließlich von
Angehörigen der linksextremistischen Szene, sondern auch von
Nichtextremisten aufgesucht und genutzt. Nur in wenigen Fällen könne
von einer ausschließlichen Nutzung durch Linksextremisten gesprochen
werden, schreibt die Bundesregierung. In den meisten Fällen könne
"keine trennscharfe Grenze zwischen extremistisch und
nichtextremistisch genutzten Objekten beziehungsweise deren Nutzern"
gezogen werden, sondern es liege eine sogenannte Mischnutzung vor.

Unter dieser Prämisse sind den Angaben zufolge bundesweit 51 Objekte
als linksextremistisch genutzte Immobilien einzustufen, zu denen
offene Informationen vorliegen. Bei der Erfassung fanden laut Vorlage
nur Immobilien Berücksichtigung, bei denen Linksextremisten "über eine
uneingeschränkte grundsätzliche Zugriffsmöglichkeit verfügen, etwa in
Form von Eigentum, Miete, Pacht oder durch ein Kenn- und
Vertrauensverhältnis zum Objektverantwortlichen". Weitere
Erfassungskriterien seien die "politisch ziel- und zweckgerichtete
sowie die wiederkehrende Nutzung durch Linksextremisten".

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, haben Linksextremisten bei
sechs Objekten als Eigentümer, bei 14 Objekten als Mieter und in zwei
Fällen aufgrund eines Mietkaufs Zugriff und Verfügungsgewalt. In den
übrigen Fällen beruhe die Zugriffsmöglichkeit auf der Besetzung des
Objekts, einem Kenn- oder Vertrauensverhältnis zum
Objektverantwortlichen oder sei nicht näher zu bestimmen.

Zu weiteren Objekten liegen den Verfassungsschutzbehörden laut
Bundesregierung vertrauliche Informationen vor. Eine detaillierte
Auflistung dieser Objekte könne nicht veröffentlicht werden, "da die
linksextremistische Szene daraus Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand
der Sicherheitsbehörden ziehen und ihre weitere Vorgehensweise gezielt
danach ausrichten könnte".

 * 

3. Fahndung nach G20-Tatverdächtigen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um eine "Öffentlichkeitsfahndung nach Verdächtigen
im Zusammenhang mit dem G20-Gipfel auf europäischer Ebene" geht es in
der Antwort der Bundesregierung (19/2058) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/1652). Danach hatte das Landeskriminalamt (LKA)
Hamburg eine Beratungsanfrage an das Bundeskriminalamt (BKA) gestellt.
Es benötigte den Angaben zufolge Informationen zur Umsetzung der
Öffentlichkeitsfahndungen nach bislang unbekannten G20-Tatverdächtigen
in 15 europäischen Ländern.

Wie aus der Vorlage weiter hervorgeht, übersandte das LKA Hamburg an
das BKA eine sogenannte Fahndungsliste mit 24 Personen. "Diese
Personen haben sich an den Ausschreitungen während des G20-Gipfels
beteiligt", heißt es in der Antwort. Ermittlungsverfahren unter
anderem wegen des Verdachts des schweren Landfriedensbruches, von
Brandstiftungen und von gefährlichen Körperverletzungen seien
eingeleitet worden.

Das BKA übermittelte die Fahndungsliste des LKA Hamburg laut
Bundesregierung im April 2018 an die durch das Landeskriminalamt
ausgewählten europäischen Staaten mit der Bitte um Identifizierung
beziehungsweise Mitteilung von Erkenntnissen zu den 24 abgebildeten
Personen. Rückmeldungen der europäischen Behörden werde das BKA an das
LKA Hamburg weiterleiten.

 * 

4. Verfassungsschutz in Hessen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Einen Gesetzesentwurf "zur Neuausrichtung des
Verfassungsschutzes in Hessen" thematisiert die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/2064). Wie die Abgeordneten darin schreiben, plant
die hessische Landesregierung mit dem Gesetzentwurf eine Ausweitung
der Befugnisse des Landesamtes für Verfassungsschutz (LfV).
Insbesondere solle das LfV Hessen danach "die Befugnis und Mittel
erhalten, zur Informationsgewinnung Computersysteme zu hacken". Wissen
will die Fraktion unter anderem, wie die Bundesregierung "eine
Ausweitung der nachrichtendienstlichen Befugnisse im Hinblick auf die
Überwachung informationstechnischer Systeme" vor dem Hintergrund
bewertet, "dass Nachrichtendienste nach Ansicht der Fragesteller
wesentlich schwieriger demokratisch zu kontrollieren sind als
beispielsweise Polizeibehörden".

 * 

5. Europäischer Datenaustausch zum Terror

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Datenaustausch im Rahmen der geheimdienstlichen
europäischen ,Gruppe für Terrorismusbekämpfung' (CTG)" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2077). Wie die
Abgeordneten darin ausführen, kooperiert das Bundesamt für
Verfassungsschutz nach einer Gesetzesänderung vom Sommer 2016 mit 29
europäischen Geheimdiensten in Den Haag. Wissen wollen sie unter
anderem, welche Haltung die Bundesregierung zur Frage vertritt, "ob
die CTG als informelles Gremium für die multilaterale Zusammenarbeit
für den dort erledigten Datentausch einen formellen Rahmen oder einen
Vertrag öffentlichen Rechts benötigt".

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7173: Heute im Bundestag Nr. 322 - 16.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 322

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Mai 2018, Redaktionsschluss: 15.43 Uhr

1. Überprüfung von Demokratieprojekten

2. AfD erkundigt sich nach Kinderarmut

3. Förderung von Projekten zur AfD

4. Linke fragt nach Bundesfreiwilligendienst

5. Linke fragt nach Kosovo-Einsatz

6. Auskunft über Fluglärmbelästigung

7. Linke fragt nach Pegasus-Drohne



1. Überprüfung von Demokratieprojekten

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über die
Überprüfung von Demokratieprojekten durch Sicherheitsbehörden des
Bundes. In einer Kleinen Anfrage (19/1668) will sie unter anderem
wissen, welche Projekte, die durch die Bundesprogramme "Demokratie
leben!" und "Zusammenhalt durch teilhabe" gefördert werden, bezüglich
der Einhaltung der Förderrichtlinien überprüft wurden. Zudem möchte
sie erfahren, in welchen Fällen es aufgrund der Überprüfung zu einer
Einschränkung beziehungsweise Einstellung der Förderung kam.

 * 

2. AfD erkundigt sich nach Kinderarmut

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Informationen über
Kinderarmut in Brandenburg. In einer Kleinen Anfrage (19/1617) will
sie wissen, wie groß das Armutsrisiko 2016 und 2017 von Kindern in
Paarfamilien sowie von Alleinerziehenden im Bundesland war. Zudem
möchte sie über die Zahl der Kinder informiert werden, die
Sozialleistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)
beziehen.

 * 

3. Förderung von Projekten zur AfD

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über die Förderung
von Projekten, Veranstaltungen und Publikationen aus Bundesmitteln zur
Partei und den Fraktionen "Alternative für Deutschland". In ihrer
Kleinen Anfrage (19/1787) will sie unter anderem wissen, auf welche
Höhe sich diese Haushaltsmittel seit 2013 belaufen. Zudem möchte die
Fraktion erfahren, wie die Bundesregierung die Notwendigkeit einer
solchen Förderung begründet und ob dies mit dem Grundsatz der
Neutralität zu vereinbaren ist.

 * 

4. Linke fragt nach Bundesfreiwilligendienst

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Über die Entwicklung des Bundesfreiwilligendienstes
verlangt die Fraktion Die Linke Auskunft. In einer Kleinen Anfrage
(19/1896) will sie unter anderem erfahren, wie sich die Zahl der
Freiwilligen seit 2015 nach Geschlecht und Alter entwickelt hat. Zudem
möchte die Fraktion wissen, wie viele Freiwillige über und unter 27
Jahren ihren Dienst auf 18 Monate verlängert haben, wie viele
Freiwillige vor ihrem Dienst arbeitssuchend waren und wie viele nach
ihrem Dienst eine reguläre Beschäftigung in ihrer Dienststelle
aufgenommen haben.

 * 

5. Linke fragt nach Kosovo-Einsatz

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über den
Kosovo-Einsatz der Bundeswehr und das deutsche Engagement. In einer
Kleinen Anfrage (19/1673) will sie unter anderem wissen, wie hoch die
Ausgaben des Einsatzes im Jahr 2017 waren und wie viele Soldaten im
Einsatz waren. Zudem erkundigt sich die Linksfraktion nach dem Stand
der Transformation der Kosovo Security Force in eigenständige und voll
bewaffnete Streitkräfte.

 * 

6. Auskunft über Fluglärmbelästigung

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über
Lärmbelästigung durch militärische Flugübungen im Landkreis
Birkenfeld. In einer Kleinen Anfrage (19/1674) will sie unter anderem
wissen, wie viele Flugstunden und wie viele Überflüge seit 2010 über
dem Truppenübungsplatz Baumholder absolviert wurden und welche
Flugzeugtypen dabei zum Einsatz kamen. Zudem will die Fraktion
erfahren, wie viele Beschwerden wegen Fluglärmbelästigung aus dem
Umkreis des Truppenübungsplatzes eingegangen sind.

 * 

7. Linke fragt nach Pegasus-Drohne

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über die geplante
Beschaffung der hochfliegenden "Pegasus"-Aufklärungsdrohne. In einer
Kleinen Anfrage (19/1749) will sie unter anderem wissen, wann der
Beschaffungsvertrag für das Drohnensystem frühestens geschlossen
werden kann und ab wann die Drohnen frühestens an die Bundeswehr
ausgeliefert werden können. Zudem möchte sie erfahren, warum sich die
Bundesregierung dafür entschieden hat, nicht drei, sondern vier
"Pegasus"-Drohnen zu beschaffen, obwohl nur drei
"Isis"-Aufklärungssysteme zur Ausrüstung der Drohnen fertig gestellt
sind.

 * 
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MEDIEN/227: Die Erhebung des Rundfunkbeitrags folgt keiner Logik


FDP-Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

BEER: Die Erhebung des Rundfunkbeitrags folgt keiner Logik



Zu den derzeit laufenden
Rundfunk-Verfahren beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe erklärt
die FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Die Erhebung des Rundfunkbeitrags folgt keiner Logik. Wer keinen
Fernseher oder kein Radio besitzt, ist ebenso abgabepflichtig wie ein
TV- und Radio Nutzer. Wer eine Zweitwohnung hat, zahlt doppelt,
obwohl er nie gleichzeitig an zwei Orten TV und Radio nutzen kann.
Bei Privaten ist die Radionutzung im PKW mit drin, bei
Gewerbetreibenden und Selbständigen nicht. Dieser Umstand ist
unhaltbar und muss jetzt angegangen werden; und zwar nicht nur von
der Justiz in Karlsruhe, sondern vor allem von der Politik in Berlin:
Wir brauchen eine Strukturreform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
mit dem Ziel, sich wieder auf den eigentlichen Auftrag der
Rundfunkanstalten zu besinnen: den Bildungsauftrag. Im Zuge dessen
muss auch die Höhe der Beiträge für die Bürger deutlich gesenkt
werden."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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HAMBURG/4368: Mindestlohn - Opposition von links wirkt auch in Hamburg (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. Mai 2018

Mindestlohn: Opposition von links wirkt auch in Hamburg!



Einen Mindestlohn von zwölf Euro in städtischen Betrieben beschließt heute die Hamburgische Bürgerschaft - auch mit den Stimmen der Fraktion DIE LINKE. Allerdings fordert diese in einen Zusatzantrag (Drs. 21/13031) eine Verankerung des Mindestlohns auch im Vergaberecht: "Ein tariflicher Mindestlohn von zwölf Euro - das zeigt: Auch in Hamburg wirkt Opposition von links!", sagte in der Debatte Deniz Celik, gewerkschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. "Mit unseren Anträgen - zuletzt im November 2017 - haben wir ein Stein ins Rollen gebracht. Der Mindestlohn war längst überfällig, weil es nicht sein darf, dass über 6.000 städtische Beschäftigte zu Dumpinglöhnen arbeiten müssen und so geradewegs in die Altersarmut getrieben werden."

Allerdings habe die rot-grüne Fraktion Angst vor der eigenen Courage, so Celik: "Es ist überhaupt nicht nachzuvollziehen, dass die Privatwirtschaft nicht auch in die Pflicht genommen wird, wenn sie für die Stadt arbeitet. Statt folgenlose Appelle an sie zu richten und ansonsten vor der Privatwirtschaft zu kuschen, sollten die Regierungsfraktionen ihren Handlungsspielraum nutzen und den Mindestlohn auch im Vergabegesetz verankern."

Den Zusatzantrag der Fraktion DIE LINKE finden Sie im Anhang dieser Mitteilung.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. Mai 2018
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HAMBURG/4367: MietenMove am 2. Juni - Hamburger_innen gehen zu Recht auf die Straße (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. Mai 2018

"MietenMove" am 2. Juni: Hamburger_innen gehen zu Recht auf die Straße



Die Mietenpolitik des Senats ist heute Thema der Aktuellen Stunde in der Hamburgischen Bürgerschaft - angemeldet von der Fraktion DIE LINKE anlässlich der Großdemonstration "MietenMove" am 2. Juni, die von über 100 Organisationen, Vereinen und Initiativen unterstützt wird. "Der Senat labt sich selbstzufrieden an seinen Wohnungsneubauzahlen. Dass gleichzeitig die Mieten unaufhörlich steigen, dass fast jeder zweite Haushalt schon die Hälfte des Einkommens für die Miete abdrückt, blendet der Senat weiter stur aus", sagte in der Debatte Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion. "Mittlerweile machen sich laut einer repräsentativen Umfrage 70 Prozent aller Hamburger Haushalte große Sorgen, ob sie sich das Wohnen in Hamburg noch leisten können. Da ist es kein Wunder, dass der MietenMove in Hamburg so eine große Unterstützung hat!"

Der Senat könne durchaus etwas gegen den Mietenwahnsinn tun, er müsse es nur wollen, belegte die Stadtentwicklungsexpertin: "Die SAGA-Mieten nur minimal anzuheben oder angesichts der dreistelligen Überschüsse der SAGA zu senken, würde den Mietenspiegel dämpfen. Sozialwohnungen nicht nur 15 Jahre, sondern mindestens 30 Jahre lang zu schützen, würde den Berechtigten sehr helfen. Den Missbrauch durch Ferienwohnungen und Leerstände mit mehr Personal beim Wohnraumschutz zu bekämpfen, brächte günstige Wohnungen zurück auf den Markt."

Zudem könne der Senat auf Bundesebene die Initiativen nicht nur der LINKEN für eine Wohnungsgemeinnützigkeit unterstützen, ebenso eine echte Mietpreisbremse: "Rasant steigende Mieten sind kein Naturgesetz, sondern erst durch die Politik der letzten Jahrzehnte ermöglicht worden", so Sudmann. "Diese Fehler kann eine SPD an der Regierung wieder heilen. Dafür muss sie aber bereit sein, sich mit den Mächtigen der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft anzulegen. Die Hamburger_innen können und werden am 2. Juni mit dem MietenMove zeigen, dass sie eine andere Mieten- und Wohnungspolitik wollen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. Mai 2018
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HAMBURG/4366: G20-Fahndung - Polizei Hamburg setzt schlechte Maßstäbe (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. Mai 2018

G20-Fahndung: Polizei Hamburg setzt schlechte Maßstäbe



Die Hamburger Polizei hat heute die zweite große Öffentlichkeitsfahndung im Zusammenhang mit dem G20-Gipfel sowie eine europaweite Zusammenarbeit mit Anti-Terror-Einheiten bei der Fahndung vorgestellt. "Die Polizei setzt hier Maßstäbe, und zwar schlechte", erklärt dazu die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Christiane Schneider. "Dass sie sich im europäischen Ausland in erster Linie an Anti-Terror-Einheiten wendet, zeigt, dass es ihr nicht zuletzt um eine politische Botschaft geht, nämlich die Ausschreitungen im Zusammenhang mit den G20-Protesten und damit die G20-Proteste insgesamt in die Nähe von Terrorismus zu rücken. Das ist absolut unverhältnismäßig und stigmatisierend für die Betroffenen, deren Bilder - ob sie später verurteilt werden oder nicht - für immer im Netz bleiben."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. Mai 2018
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3145: Beitragsfreiheit entlastet Eltern um 120 Mio. Euro Kita-Kosten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Mai 2018

Beitragsfreiheit entlastet Eltern um 120 Mio. Euro Kita-Kosten



Ab Januar 2020 müssen Eltern nicht mehr für die Kinderbetreuung bezahlen. Darauf hat sich der Koalitionsausschuss von SPD und CDU geeinigt. Außerdem wurde beschlossen, Polizeibeamte im mittleren Dienst besser zu bezahlen. Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Derzeit zahlen Eltern noch rund 120 Mio. Euro für die Betreuung ihrer Kinder in Krippe, Kita, Tagespflege oder Hort. Von diesen Kosten werden wir sie ab Januar 2020 vollständig befreien. Das ist für die Familien eine riesige Entlastung. Ich freue mich, dass wir dieses wichtige politische Versprechen der SPD nun umsetzen können. Ebenfalls ist es uns wichtig, dass Polizisten eine deutlich höhere Wechselschichtzulage erhalten werden. Die Schichtzulage steigt bei rund 2.100 Polizisten von 50 auf dann 150 Euro. Von dieser Maßnahme profitieren vor allem Beamte im mittleren Dienst, deren Belastung besonders hoch ist. Das ist für mich als Sozialdemokrat besonders wichtig. Mit dem Beschluss, 150 weitere Polizeistellen zu schaffen, kommen wir auch dem Sicherheitsbedürfnis der Bürger in unserem Land nach. Alles zusammengenommen ist das heute ein sehr guter Tag für Mecklenburg-Vorpommern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3144: Polizeipaket schafft mehr Sicherheit für die Bürger (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Mai 2018

Das Polizeipaket schafft mehr Sicherheit für die Bürger



Zu den geplanten Mehrausgaben von 15 Millionen Euro und der Schaffung von zusätzlichen 150 neuen Polizeistellen erklärt der polizeipolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Manfred Dachner:

"Ich begrüße die getroffene Entscheidung, die Landespolizei zu stärken. Dies erhöht nicht nur die Sicherheit in unserem Land, sondern führt im Ergebnis auch zu einer größeren Zufriedenheit der Beamtinnen und Beamten in den Revieren.

Bisher anfallende Überstunden können reduziert werden und die Anhebung des Schichtzuschlages ist eine Anerkennung der geleisteten Arbeit und Motivation zugleich.

Kritisch muss allerdings angemerkt werden, dass man in Vorbereitung der Polizeistruktur 2016, Stäbe und Führungsgruppen klein gerechnet hatte und in Folge dessen ein Führungskräftedefizit entstanden ist. Deshalb stand für mich von Anfang an fest, dass hier nachgebessert werden muss. Dieses wird im Zuge der Umsetzung des 15 Millionenpaketes für den Bereich der Landespolizei erfolgen können.

Ich verstehe deshalb auch nicht die unqualifizierte Kritik der Fraktionsvorsitzenden der LINKEN, Frau Oldenburg, an diesem Paket. Ihre Forderung nach einer Verdreifachung der eingestellten Mittel entspricht keiner soliden Haushaltspolitik.

Ich hoffe, dass mit dem 15 Millionenpaket endlich alle Polizeivollzugsbeamten, insbesondere die der Laufbahngruppe 1 ihr Endamt sukzessive vor der Pensionierung erreichen. Hier ist das Innenministerium gefordert, intelligente Lösungen zu entwickeln."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3143: Vergabemindestlohn kommt besonders Beschäftigten ohne Tariflohn zugute (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Mai 2018

Vergabemindestlohn kommt besonders Beschäftigten ohne Tariflohn zugute



Anlässlich der geäußerten Bedenken von Wirtschaftsvertretern und Kommunalpolitikern über das Vergabegesetz, das einen Mindestlohn von 9,54 Euro vorsieht, erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Uns ist wichtig, den Kommunen bei der Vergabe Rechtssicherheit zu verschaffen. Darum machen wir verbindliche Vorgaben für den Mindestlohn von 9,54 Euro. Das ist zumindest ein existenzsichernder Lohn, wie das auch die gewerkschaftsnahe Hans-Böckler-Stiftung in ihrer Untersuchung belegt. Dabei ist uns natürlich klar, dass damit keine großen Sprünge gemacht werden können. Wenn nun behauptet wird, dass niemand vom Vergabemindestlohn profitieren könne, weil die meisten Tariflöhne ja drüber liegen, so sei daran erinnert, dass eine große Zahl von Unternehmen im Land eben bedauerliche Weise nicht tarifgebunden ist. Statistiken belegen, dass die Löhne in solchen Unternehmen 30 Prozent unter denen von tarifgebundenen liegen. Und noch etwas ist uns wichtig: Der von uns eingebrachte Vergabemindestlohn ist der zweit höchste in Deutschland, und wir wissen heute schon, in welche Richtung er voranschreiten wird, denn er wird an die Tariflohnentwicklung gekoppelt. Das heißt, er steigt bereits im Oktober. Vom Vergabemindestlohn wird also ein wichtiges Signal ausgehen, in welche Richtung sich die Löhne im Land entwickeln müssen. Und dieses Signal wird ankommen, da sind wir uns sicher."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2331: Beirat für niederdeutsche Sprache (Li)


Landtag intern 4/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

AUS DEM PLENUM

Beirat für niederdeutsche Sprache



25.4.2018 - Auf Antrag der Fraktionen von CDU und FDP hat der Landtag
die Gründung eines Beirats für die niederdeutsche Sprache und
niederdeutsche Heimat (17/2399) beschlossen. Dieser solle dazu
beitragen, dass Nordrhein-Westfalen seiner im Rahmen der Europäischen
Charta der Regional- und Minderheitensprachen eingegangenen
Verpflichtung zum Erhalt der niederdeutschen Sprache nachkomme.
Niederdeutsch sei kein Dialekt, sondern eine eigenständige Sprache,
die von rund acht Millionen Menschen gesprochen werde. Auf
ehrenamtlicher Ebene setzten sich unterschiedliche Akteure für den
Erhalt der Sprache ein. Im Bundesrat für Niederdeutsch/Bundesraat för
Nedderdütsch, einer länderübergreifenden ehrenamtlichen
Interessenvertretung, habe Nordrhein-Westfalen zwei Sitze. An den
Universitäten in Münster und Paderborn werde die Sprache
wissenschaftlich erforscht. Der Beirat solle zur Vernetzung aller am
Erhalt des Niederdeutschen Beteiligten dienen. Praxisbeispiele aus
anderen Bundesländern sollen auf ihre Übertragbarkeit auf NRW
überprüft werden. Außerdem sollen bis zu fünf Modellprojekte in der
frühkindlichen Bildung und im Primarbereich konzipiert und umgesetzt
werden. Der Antrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP
und Grünen angenommen. Gegen den Antrag stimmte die SPD-Fraktion. Die
AfD-Fraktion enthielt sich.

 * 

Quelle:

Landtag intern 4 - 49. Jahrgang, 02.05.2018, S. 4

Herausgeber: Der Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf

Postfach 10 11 43, 40002 Düsseldorf

Telefon (0211) 884-2472, -2850, -2442, -2107, -2304, -2309

Telefax (0211) 884-2250

email@landtag.nrw.de

Internet: www.landtag.nrw.de, www.landtagintern.de
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RHEINLAND-PFALZ/4817: Ungewollte Vertragsabschlüsse am Telefon verhindern (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 17.05.2018

Verbraucherinnen und Verbraucher schützen: Ungewollte
Vertragsabschlüsse am Telefon verhindern



Zu dem Berichtsantrag "Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher
gegen ungewollte Abschlüsse von Verträgen am Telefon" der GRÜNEN
Landtagsfraktion im Ausschuss für Verbraucherschutz erklärt Katharina
Binz, Verbraucherschutzpolitische Sprecherin:

"Verbraucherinnen und Verbraucher wurden in den letzten Jahren immer
wieder durch Werbeanrufe belästigt. Über 90 Prozent der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer Umfrage der Verbraucherzentralen
in 2014/2015 gaben an, regelmäßig belästigende Werbeanrufe zu
erhalten. Dabei wurden Verbraucherinnen und Verbraucher häufig
gedrängt am Telefon "Ja" zu sagen, und sie hatten damit ungewollt
einen Vertrag abgeschlossen. Die bestehenden gesetzlichen Regelungen,
die den ungewollten Abschluss eines Vertrags verhindern sollen, sind
offensichtlich nicht ausreichend. Gemeinsam mit anderen Bundesländern
fordert Rheinland-Pfalz die Bundesregierung über den Bundesrat
deswegen auf, tätig zu werden, um diese belastenden Situationen für
Verbraucherinnen und Verbraucher zu unterbinden. Sollte dieser
Gesetzentwurf vom Bundestag angenommen werden, müssten die Anrufer das
Angebot per Post, E-Mail oder SMS bestätigen und die Verbraucherin
oder der Verbraucher den Vertrag in Textform genehmigen. Damit würde
eine hohe Hürde für Betrugsversuche eingeführt. Das begrüße ich sehr
und fordere die Große Koalition auf, diesem Gesetzentwurf im Bundestag
zuzustimmen und die Verbraucherinnen und Verbraucher vor ungewollten
Vertragsabschlüssen effektiv zu schützen."


Den Gesetzentwurf aus dem Bundesrat finden Sie unter dem folgenden
Link: 

https://www.bundesrat.de/DE/plenum/plenum-kompakt/18/967/967-pk.html?nn=4732016#top-32

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4816: Ankerzentren - Schädlich und überflüssig (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 17.05.2018

Ankerzentren: Schädlich und überflüssig



Im heutigen Integrationsausschuss standen die Pläne der
Bundesregierung zur Errichtung der sogenannten Ankerzentren auf der
Tagesordnung. Dazu äußert sich die integrationspolitische Sprecherin
der GRÜNEN Landtagsfraktion, Katharina Binz:

"Die Einrichtung von sogenannten Ankerzentren schafft neue Probleme,
anstatt bestehende Probleme zu lösen. Menschen über zig Monate in
Massenunterkünften zu isolieren, behindert die Integration und schafft
durch die Perspektivlosigkeit dort ein erhebliches Konfliktpotential.
Insbesondere den Bedürfnissen von besonders schutzwürdigen Gruppen,
wie Familien mit Kindern oder alleinstehenden Frauen, könnte in den
Ankerzentren nicht Rechnung getragen werden.

Hier in Rheinland-Pfalz ist es uns dagegen gelungen, gute Strukturen
aufzubauen, um auf den besonderen Schutzbedarf von Familien mit
kleinen Kindern und anderen vulnerablen Gruppen Rücksicht zu nehmen.
Dazu sind wir humanitär wie gesetzlich verpflichtet. Es ist
irreführend zu suggerieren - wie die Bundesregierung es tut - dass in
den Ankerzentren nur diejenigen sein werden, die Deutschland ohnehin
schnell wieder verlassen müssen: Dies zeigt etwa die Gruppe der
Afghanen, denen zwar keine "positive Bleibeperspektive" zugesprochen
wird, die aber trotzdem fast zur Hälfte bereits vom BAMF anerkannt
werden. Jeder Tag ohne die Möglichkeit des Kita- oder Schulbesuchs,
ohne Möglichkeiten, sich eine eigenständige Existenz aufzubauen,
verhindert Integration. Ich bin daher froh, dass sich die
Landesregierung, wie die Mehrheit der Länder, nicht an den Plänen des
Bundesinnenministers beteiligen möchte."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4815: Evaluationsbericht zeigt, wie gut die Gemeindeschwester Plus wirkt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.05.2018

Vom Modellprojekt zum Erfolgsmodell: Evaluationsbericht zeigt, wie
gut die Gemeindeschwester Plus wirkt



Anlässlich der Vorstellung des Evaluationsberichts zum Modellprojekt
Gemeindeschwester Plus erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin
der SPD-Landtagsfraktion, Kathrin Anklam-Trapp: "Mit dem Pilotprojekt
Gemeindeschwester Plus hat Rheinland-Pfalz 2015 als erstes Bundesland
das Pflegestärkungsgesetz ambulant und präventiv umgesetzt, es hat ein
Erfolgsmodell in Rheinland-Pfalz implementiert. Nun ist belegt: Die
aufsuchende, individuelle Beratung und Begleitung von älteren
Menschen, die noch keinen Pflegebedarf haben, aber potentiell
Betroffene sind, ist der richtige Ansatz. Die Gemeindeschwester Plus
hilft älteren Menschen in Rheinland-Pfalz länger gesund im häuslichen
Umfeld zu bleiben und erhöht deren Lebensqualität deutlich. Das
Modellprojekt läuft Ende 2018 aus. Als SPD-Fraktion werden wir uns im
Rahmen der Haushaltsberatungen für den Doppelhaushalt 2019/2020 dafür
einsetzen, dass es die Gemeindeschwester Plus auch in Zukunft geben
wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2202: Kostenlos Bücher leihen? Jamaika hat Zweifel (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Kostenlos Bücher leihen? Jamaika hat Zweifel



Der SSW fordert die Gratis-Bücherei. Nach Willen der
Minderheitenpartei sollen die Bürger in allen Bibliotheken des Landes
keine Gebühren mehr zahlen müssen, wenn sie Bücher, CDs, Filme oder
Zeitschriften ausleihen. Das Bibliotheksgesetz solle nach dänischem
Vorbild ergänzt werden, so die Abgeordnete Jette Waldinger-Thiering:
"Es geht um den Zugang zu Bildung, Kultur und Forschung." Dem dürften
keine finanziellen Hürden entgegenstehen. Die SPD signalisierte in der
Januar-Tagung Zustimmung, die Jamaika-Partner und auch die AfD
reagierten allerdings skeptisch. Nun berät der Bildungsausschuss und
befragt Verbände und Kommunen.

Die jährlichen Gebühren für einen Büchereiausweis seien "sehr
moderat", entgegnete Anette Röttger (CDU). In Lübeck etwa zahle ein
Kind 12 Euro pro Jahr, bei einem Erwachsenen seien es 24 Euro. Darüber
gebe es "kaum Beschwerden". "Solange die kommunalen Haushalte nicht
dauerhaft schwarze Zahlen schreiben", so Röttger, sei eine
Gebührenfreiheit nicht angemessen.

Der SSW rechnet mit Einnahmeausfällen für die Kommunen von zwei bis
2,5 Millionen Euro pro Jahr. Diese Summe solle das Land zur Verfügung
stellen, forderte Waldinger-Thiering - beispielsweise über den
kommunalen Finanzausgleich. Bei der "ausgesprochen guten
Finanzsituation des Landes" sei das zu schaffen. In Schleswig-Holstein
gibt es etwa 160 Büchereien und 13 Fahrbüchereien.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 01 / März 2018, S. 21

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages

Referat für Öffentlichkeitsarbeit und Veranstaltungsmanagement

Düsternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

Tobias Rischer (verantwortlich)

Telefon: 0431/988 1120

E-Mail: tobias.rischer@landtag.ltsh.de

Internet: www.sh-landtag.de
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THÜRINGEN/088: Thüringer Landtagskurier Ausgabe 4/2018


THÜRINGER LANDTAGSKURIER - Ausgabe 4/2018

Aus dem Plenum und den Ausschüssen



Ali Kurt Baumgarten - DER KUNST-REBELL

Neue Ausstellung im Landtag bis zum 4. Mai

Landtagspräsident Christian Carius eröffnete am 14. März eine
Ausstellung mit Werken des Thüringer Expressionisten Ali Kurt
Baumgarten (1914 - 2009) im Thüringer Landtag. Die Ausstellung der
Werke des "letzten deutschen Expressionisten" gastiert noch bis zum 4.
Mai im Landtag. Die Laudatio hielt der Journalist und Verleger
Friedhelm Berger, der Vorsitzender des Fördervereins Ali Kurt
Baumgarten-Museum e.V. ist. Die Abgeordnete des Wahlkreises Sonneberg,
Beate Meißner, hielt ein Grußwort. Bereits mit 12 Jahren hospitierte
Ali Kurt Baumgarten an der Staatlichen Industrieschule Sonneberg und
studierte danach acht Semester an dieser Facheinrichtung. Ab 1932
studierte er an der Akademie für Bildende Künste in München bei den
damals schon weltbekannten Künstlern Karl Caspar, Hugo Troendle und
Olaf Gulbransson. Mit großem Engagement begann er sich für den bald
offiziell als "entartet" denunzierten Expressionismus einzusetzen.
Während des Nationalsozialismus war er mit einem Malverbot belegt.
Nach dem zweiten Weltkrieg und amerikanischer Gefangenschaft in Bad
Kreuznach verschaffte der Thüringer der einheimischen
Spielzeugindustrie mit seinen künstlerischen Ideen neue Impulse. Er
avancierte zu einem der führenden Spielzeugdesigner in der DDR.
Daneben schuf er bis 1988 rund 600 Quadratmeter Bildwerke, darunter
200 Quadratmeter farbige Keramik-Arbeiten. "Aus der Zwangsjacke des
Kommunismus befreit" malte er ab 1989 wie ein Besessener noch im
achten Lebensjahrzehnt ein Bild nach dem anderen. 2004 verlieh ihm die
Gemeinde Judenbach die Ehrenbürgerschaft. Baumgarten starb am 4. April
2009 im Alter von 95 Jahren in einer Coburger Klinik.


AUS DEM LANDTAG

Landtag, Mediengruppe und Uni Erfurt initiieren Ringvorlesung

Der Thüringer Landtag, die Mediengruppe Thüringen und die Universität
Erfurt rufen eine Ringvorlesung ins Leben, die mit ausgewiesenen
Fachleuten aus den Bereichen Kommunikation und Politik ein breites
Netzwerk zwischen Wissenschaft, Politik und Medien schafft. Am 18.
April 2018 werden die Partner die dahingehende
Kooperationsvereinbarung unterzeichnen. Die Vorlesungen werden an der
Universität Erfurt und im Thüringer Landtag abgehalten und richten
sich insbesondere an Studierende.

Als Referenten konnten bisher folgende Persönlichkeiten gewonnen
werden:


	Stefan Raue,
 Intendant des Deutschlandradios, 19. April 2018,

	Werner D'Inka,
 Herausgeber der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, 24. Mai 2018,

	Prof. Dr. Heribert Prantl,
 Mitglied der Chefredaktion der Süddeutschen Zeitung und Leiter des Ressorts "Meinung", 31. Mai 2018,

	Prof. Dr. Karola Wille,
 Intendantin des MDR, Wintersemester 2018/2019,

	Prof. Dr. Norbert Lammert,
 Bundestagspräsident a.D., Wintersemester 2018/2019,

	Dr. Thomas de Maizière,
 Bundesminister a.D., Wintersemester 2018/2019,

	Prof. Dr. Werner Patzelt,
 Professor der Politikwissenschaft an der TU Dresden, Wintersemester 2018/2019.



Hierzu sagte Landtagspräsident Christian Carius: "Ich freue mich über
die Kooperation zwischen der Mediengruppe Thüringen, der Universität
Erfurt und dem Thüringer Landtag. Gemeinsam möchten wir den wichtigen
wissenschaftlichen Diskurs über die Zukunft unserer Gesellschaft,
unserer Demokratie und der Medien fördern. Die ausgewiesene Expertise
der gewonnenen Referenten verspricht nachhaltigen Erkenntnisgewinn.

Ich lade alle Studentinnen und Studenten herzlich zur regen Teilnahme
ein."




Landtag würdigt ausgeschiedenen Präsident des Verfassungsgerichtshofs
Prof. Aschke

Landtagspräsident Christian Carius und Vizepräsidentin Margit Jung
würdigten Professor Dr. Manfred Aschke (68), der am 21. März
altersbedingt aus dem Amt des Präsidenten des Thüringer
Verfassungsgerichtshofs ausgeschieden ist.

Der Landtagspräsident erklärte: "Ich danke Professor Aschke für sein
Wirken im Dienste der Thüringer Justiz, insbesondere in seiner
herausgehobenen Stellung als Präsident des Verfassungsgerichtshofs.
Eine unabhängige Justiz und eine starke Verfassungsgerichtsbarkeit
sind unerlässlich für Demokratie und Rechtsstaat. Manfred Aschke hat
den Gerichtshof würdig repräsentiert. Viele wichtige und weitreichende
Entscheidungen dieses Verfassungsorgans werden mit Aschkes Namen
verbunden bleiben. Er hat sich um unseren Freistaat verdient gemacht."
Vizepräsidentin Jung dankte Aschke darüber hinaus zu Beginn der 113.
Plenarsitzung: "Prof. Aschke kam 1993 nach Thüringen, wo er seit 1995
Vorsitzender Richter beim Oberverwaltungsgericht war. Er leistete
dabei wichtige Aufbauhilfe für die noch junge Thüringer
Verwaltungsgerichtsbarkeit."

Seine Amtszeit als Präsident des Verfassungsgerichtshofs, so die
Vizepräsidentin weiter, sei geprägt gewesen von Verfahren zur
Gebietsreform, zur Finanzierung von Schulen in freier Trägerschaft
oder zur Neutralitätspflicht der Mitglieder der Landesregierung. "Und
erst gestern", so Jung am 21. März, "fiel die Entscheidung zum
Wahlalter auf kommunaler Ebene."

Professor Aschke war seit Mai 2014 Präsident des Thüringer
Verfassungsgerichtshofs. Vorher war er Vorsitzender Richter am
Thüringer Oberverwaltungsgericht in Weimar. Sein Nachfolger als
Präsident des Verfassungsgerichtshofs wird durch den Thüringer Landtag
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder bestimmt. Diese
Wahl steht noch aus.


Landtagspräsident Christian Carius zur Regierungsbildung im
Bund 

Landtagspräsident Christian Carius gratulierte am 14. März Angela
Merkel zu ihrer Wiederwahl als Bundeskanzlerin und wünsche der neuen
Bunderegierung viel Erfolg. "Es ist gut," so Carius, "dass die
Regierungspartner sich in schwierigen Zeiten ihrer staatspolitischen
Verantwortung stellen. Nun gilt es, die erzielten Kompromisse
umzusetzen und Deutschland gemeinsam gut zu regieren. Zwar dauerte die
Regierungsbildung länger als bisher. Dennoch hat die Politik
Handlungsfähigkeit bewiesen. Es hat sich auch gezeigt: unsere
Demokratie ist intakt, unser Grundgesetz hat sich bewährt."


Nächste Austellung im Thüringer Landtag

WOLFSKINDER

Auf dem Brotweg von Ostpreußen nach Litauen 1945 - 1948

Ausstellung vom 12. April bis 20. Mai 2018

Eröffnung am 12. April 2018, 11.00 Uhr

(mehr Informationen unter:

http://www.thueringer-landtag.de/mam/landtag/aktuell/ausstellungen/flyer_wolfskinder_neu.pdf)

 * 

Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag

Geschäftsstelle

Tel.: 0361 37 72201

Fax: 0361 37 72414

www.cdu-landtag.de

CDU-Fraktion diskutiert Sprengstoff-Funde im Plenum

Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag hat die Sprengstoffund
Chemikalienfunde in Rudolstadt und Uhlstädt-Kirchhasel auf die
Tagesordnung des März-Plenums gesetzt. "Es ist offensichtlich, dass
wenigstens einer der Tatverdächtigen im linken Antifa-Milieu verankert
war. Angesichts der Dimension des Fundes liegt ein
linksterroristischer Kontext im Bereich des Möglichen. Allein deshalb
müssen alle Alarmglocken schrillen", sagte der
CDU-Fraktionsvorsitzende Mike Mohring. Die CDU-Fraktion hat ein 18
Punkte umfassendes Berichtsersuchen mit Forderungen zur Aufklärung und
Prävention linksextremer Bestrebungen formuliert. Völlig
unverständlich ist für den Fraktionsvorsitzenden, dass die
Landesregierung "nach den brisanten Funden am 13. März und den schnell
bekannt gewordenen Umständen bis zum 17. März brauchte, um sich
erstmals öffentlich zu äußern und die Übernahme des Falls durch das
Landeskriminalamt anzuordnen."







Einspar-Anspruch aufgegeben

"Thüringen braucht eine Verwaltungsreform, die ihren Namen auch
verdient. Worin der Sinn besteht, ein paar Behörden neu
zusammenzuwürfeln, ohne dabei Stellen einzusparen, weiß wahrscheinlich
nur Rot-Rot-Grün." Mit diesen Worten hat die CDU-Innenpolitikerin
Gudrun Holbe auf die jüngsten Ausführungen von Staatskanzlei-Chef Hoff
zum Verwaltungsreformgesetz reagiert. Hoff hatte die Erwartung, mit
einer Verwaltungsreform müssten Einsparungen einhergehen, als
"Vorstellungen aus den 90er Jahren" abgetan. Die bisher kommunizierten
Pläne der Landesregierung bezeichnete Holbe als "Stückwerk". "Wo ist
die Funktional- und Verwaltungsreform, wo ist die
Aufgabenkommunalisierung, wo ist der große Wurf, für den Rot-Rot-Grün
angetreten ist? Bislang hat es ja noch nicht einmal für eine
Aufgabenkritik gereicht", erklärte Holbe. Die CDU-Politikerin beklagte
zudem, das Landesverwaltungsamt (LVA) werde zugunsten einer
Umweltgroßbehörde geschwächt: "Statt die Frage zu stellen, was der
Freistaat künftig tun sollte oder eben nicht mehr, was Private besser
oder welche Standards abgesenkt werden können, wird der bestehende
Kuchen nur neu verteilt." Es sei geradezu grotesk, dass nun eine neue
Abteilung im LVA aufgebaut werde, die laut Hoff "E-Government
vorantreiben soll", während gleichzeitig das Finanzministerium eine
eigene Zukunftsabteilung für E-Government neu installiert.







Starke Tourismusverbände für die Regionen

"Nur durch starke regionale Tourismusverbände kann Thüringen seinen
vielfältigen touristischen Schätzen gerecht werden. Gerade hier hat
Rot-Rot-Grün aber die im ersten Haushaltsentwurf eingestellten Mittel
gekürzt. Das war das falsche Signal an die Regionen." Dieses Fazit hat
der tourismuspolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Andreas
Bühl, nach zahlreichen Gesprächen auf der Internationalen
Tourismus-Börse in Berlin gezogen. Das Beispiel Tirol mit seinen
starken Regionalverbänden zeige, dass die von Rot-Rot-Grün betriebene
Konzentration der Mittel auf die Thüringer Tourismus GmbH ohne eine
gleichzeitige Stärkung der regionalen Tourismusverbände in der Fläche
wenig zielführend sei. In Tirol übernehmen die regionalen Verbände
sowohl die Entwicklung von Infrastrukturprojekten als auch das
Marketing für die jeweilige Region.







Schulverwaltungsassistenten einführen

"Schulleiter müssen sich wieder besser auf ihr pädagogisches
Kerngeschäft und die Qualitätsentwicklung von Schule konzentrieren
können. Das funktioniert aber nur, wenn sie von Bürokratie entlastet
werden." Mit diesen Worten hat der CDU-Bildungspolitiker Christian
Tischner die Ergebnisse einer Studie des Verbandes Bildung und
Erziehung kommentiert. Der Studie zufolge klagen rund 90 Prozent der
Schulleiter über wachsende Aufgaben und Verwaltungsarbeiten. Die
CDU-Fraktion fordert deshalb die Einführung eines "Modellprojekts
Schulverwaltungsassistenz". Es ist Teil des CDU-Maßnahmenpakets zur
Steigerung der Attraktivität des Lehrerberufs in Thüringen. "Die
Aufgaben der Schulleiter sind in den letzten Jahren immer
anspruchsvoller und komplexer geworden, während die Rahmenbedingungen
für ihre Arbeit nicht besser werden", so Tischner.







Gesetz muss auf den Prüfstand

"Das Desinteresse der Thüringer Arbeitnehmer an diesem rot-rot-grünen
Angebot zeigt einmal mehr, dass bloße Regelungswut selten zu guten
Gesetzen führt. Der Versuch, diesen toten Gaul durch Werbekampagnen
weiterzureiten, ist nichts als die Verschwendung von Steuergeldern."
Das hat der wirtschaftspolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion,
Dr. Mario Voigt, zu der Anfang März gestarteten Werbekampagne für das
rot-rot-grüne Bildungsfreistellungsgesetz gesagt. Weil nur 1451
Beschäftigte die neue Regelung nutzen, will die Landesregierung jetzt
mit einer aufwendigen Kampagne dafür werben. Voigt betonte, die
Nachfrage bleibe extrem gering, obwohl schon bei Firmen ab fünf
Mitarbeitern ein Anspruch auf Bildungsurlaub besteht. "Das
Bildungsfreistellungsgesetz geht völlig am Bedarf vorbei und muss
jetzt generell auf den Prüfstand. Eine klare Nutzenkalkulation wäre
ein erster, wichtiger Schritt", sagte Voigt.







Mehr Teilhabe für Sinnesbehinderte

"Wenn wir wirklich wollen, dass Sinnesbehinderte am gesellschaftlichen
Leben teilhaben können, ist es mit einem rein finanziellen Ausgleich
nicht getan." Mit diesen Worten hat die CDU-Sozialpolitikerin Beate
Meißner für einen Entschließungsantrag ihrer Fraktion zum
Blindengeldgesetz geworben. Er sieht vor, über den finanziellen
Nachteilsausgleich hinaus die Beratung, Begleitung und
Barrierefreiheit für Sinnesbehinderte in Thüringen zu verbessern. "Wir
begrüßen die Entscheidung, das Landesblindengeld und einen
zusätzlichen Betrag für taubblinde Menschen zu einem
Sinnesbehindertengeld zu ergänzen. Aufgrund der mangelnden
Barrierefreiheit in vielen Lebensbereichen geht das jedoch nicht weit
genug", so Meißner.

 * 
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Gleiche Arbeit, gleicher Lohn!

Der "Equal Pay Day" fiel in diesem Jahr auf den 18. März 2018. Bis zu
diesem Tag arbeiten Frauen faktisch umsonst, bis sie den
Lohnunterschied von 21 Prozent gegenüber Männern aus dem Vorjahr
aufgeholt haben. "Die Lohn-Lücke zwischen den durchschnittlichen
Bruttostundenlöhnen von Männern und Frauen hat mehrere Ursachen. Die
Folge aber bleibt immer gleich: Frauen bekommen für ihre Arbeit
weniger Lohn. Das hat auch Auswirkungen auf Altersarmut", erklärte Ina
Leukefeld, Sprecherin für Arbeitspolitik der Fraktion DIE LINKE.
Karola Stange, Sprecherin für Gleichstellungspolitik der Fraktion,
fügte hinzu: "Die Kritik an der Lohnlücke muss strukturelle
Ungleichheiten in Gesellschaft und auf dem Arbeitsmarkt einschließen.
Frauen üben neben der Erwerbsarbeit immer noch die Hauptlast der
unbezahlten Arbeit in Familie und Haushalt aus. Die
geschlechterspezifische Verteilung solcher Arbeit wirkt sich nicht nur
darauf aus, wie viele Kapazitäten eine Frau in die Erwerbsarbeit
einbringen kann, sondern auch darauf, welcher Erwerbsarbeit welcher
Wert zugewiesen wird. Da die Arbeitsanforderungen von Sorge, Erziehung
und Pflege als gering eingestuft werden - denn Frauen wird die
Ausübung dieser Tätigkeiten rollenspezifisch und 'natürlich'
zugeschrieben - hinkt die monetäre und gesellschaftliche Anerkennung
hinter anderen Berufsfeldern hinterher." Leukefeld und Stange fordern:
"Um die Lohnlücke zu schließen, muss ein Umdenken bei der
geschlechterspezifischen Verteilung von privater Sorge, Pflege und
Erziehung erfolgen. Damit es nicht immer die Frauen sind, die deswegen
beruflich zurückstecken müssen. Außerdem müssen diese Berufsfelder
eine Aufwertung erfahren."







"Tag gegen Rassismus"

Anlässlich des "Internationalen Tages gegen Rassismus" am 21. März
mahnte Sabine Berninger, flüchtlingspolitische Sprecherin der
Thüringer Linksfraktion eine antirassistische Politik an: "Für das
gesellschaftliche Klima sind politische Entscheidungen
mitverantwortlich. Asylrechtsverschärfungen, die weitere Aussetzung
des Familiennachzugs oder der infame Plan der 'Großen Koalition',
Asylsuchende bis zur Entscheidung in Zentrallagern zu isolieren - das
alles trägt nicht zum Abbau rassistischer Einstellungen bei, im
Gegenteil".

Politik sei mitverantwortlich für die hohe Anzahl rassistischer
Übergriffe, Beleidigungen und Gewalttaten. "Das muss in Thüringen vor
allem der Enquete Rassismus bewusst sein, die gerade ihre
Informationsphase abschließt und mit der Erarbeitung des
Zwischenberichtes beginnt. Strategien und Maßnahmen zum Abbau von
Rassismus zu entwickeln, das ist der Auftrag, den der erste Thüringer
NSU-Untersuchungsausschuss uns gegeben hat", sagte die
LINKE-Abgeordnete.

Rassismus müsse auch durch staatliches Handeln auf allen Ebenen
entgegengetreten werden - mit der Beseitigung institutioneller und
struktureller Diskriminierung, der Begegnung und Entkräftung
rassistischer Ressentiments auf der Einstellungsebene, dem
konsequenten Handeln gegen rassistische Täter und Täterinnen".







Neues Archivgesetz

Den Entwurf für ein neues Thüringer Archivgesetz begrüßt Katja
Mitteldorf, kulturpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im
Landtag: "Eine Neufassung des Thüringer Archivgesetzes ist unabdingbar
- die gültige Fassung stammt noch aus dem Jahr 1992. So mussten zum
Beispiel neue Datenschutzbestimmungen der EU oder die Folgen von
technischen Neuerungen in Gesetzesform gebracht werden. Für uns ist
wichtig, dass durch die Neuregelung - anders als zum Beispiel im neuen
Bundesarchivgesetz - der Verfassungsschutz keinen Freifahrschein
bekommt, selber über die Archivwürdigkeit seiner Unterlagen zu
entscheiden. Als LINKE treten wir dafür ein, dass das Handeln des
Staates und der Verwaltung auch im Bereich der Nachrichtendienste
durch Archive in Zukunft wissenschaftlich und transparent
nachvollziehbar sein muss und nicht durch Reißwolf und Schredder dem
Vergessen anheimfallen darf. Archivgut der Behörden und der Regierung
haben einen bleibenden Wert und sind ein immens wichtiger Bestandteil
des Landeskulturguts und Pfeiler künftiger Forschung und
Geschichtsschreibung. Ich freue mich auf die parlamentarische Debatte
des Entwurfs, die ich mir in enger Abstimmung mit dem Thüringer
Landesarchiv wünsche."







Nein zum SüdLink!

Bodo Ramelow machte eine klare Ansage: "Ich widerspreche der
Entscheidung der Bundesnetzagentur, den Thüringer Alternativvorschlag
für den Trassenverlauf von Suedlink zu verwerfen. Wir werden die
Planungen weiterhin kritisch begleiten." Der Thüringer
Ministerpräsident von der LINKEN bezog auf einer
Regierungsmedienkonferenz im März 2018 Stellung: Die rot-rotgrüne
Landesregierung werde juristisch und politisch alles tun, um den
Neubau einer weiteren Stromtrasse durch Thüringen zu verhindern - die
Planung sei ein "Irrwitz".

Für Steffen Harzer, Sprecher für Energiepolitik der Fraktion DIE LINKE
im Thüringer Landtag, ist die Planung ein "Skandal" und "eine unnötige
Mega-Stromtrasse". Der Bau wäre "eine klare Fehlentscheidung:
wertvolle Naturräume würden zerschnitten, die Umwelt würde weiter
belastet und der Strompreis weiter steigen." Für die Streckenplanung
gelte eigentlich das Prinzip des kürzesten Weges - und der verlaufe
westlich durch Hessen.

DIE LINKE steht für eine ökologische und soziale Energiewende. Statt
Strom quer durchs Land zu leiten, solle Energie dort erzeugt werden,
wo man sie braucht: "Strom aus regenerativen Quellen regional erzeugen
und für möglichst kurze Übertragungswege zu den Verbrauchern sorgen",
sagte Harzer. Die "Verkupferung der Landschaft" sei vielleicht für
Geldanleger interessant, aber nicht für die BürgerInnen.

 * 
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Armut nicht bagatellisieren

Mit ihren Äußerungen über die Auskömmlichkeit der Grundsicherung nach
SGB II sowie die Ignoranz gegenüber Armutslagen haben der
Gesundheitsminister der Bundesregierung Jens Spahn und der neue
Ostbeauftragte der Bundesregierung Christian Hirte keinen guten Start
hingelegt. Gerade im Osten und damit auch in Thüringen sind die
Menschen in besonderem Maße aufgrund der Niedriglohnideologie der CDU
in den vergangenen Jahren als Empfänger von Grundsicherung, als
Rentner und als Menschen mit geringen Löhnen von Armut betroffen.

"Hartz 4 bedeutet für die Betroffenen eine Grundsicherung für das
persönliche Existenzminimum und ist eine notwendige Leistung unseres
Sozialstaates, ist aber als Grundsicherung weit davon entfernt,
tatsächliche gesellschaftliche Teilhabe zu gewähren", sagt Birgit
Pelke, sozialpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion. "Ja, die SPD wird
immer mit der Einführung von Hartz 4 verbunden sein. Doch die Fehler,
die dabei gemacht worden sind haben wir eingesehen und sind
lernfähig."

Deshalb verstärkt die SPD-Fraktion ihre Unterstützung vor allem im
Bereich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Mütter und Väter
sowie Alleinerziehende. Außerdem sollen die bereits bestehenden
Programme zur Integration von Langzeitarbeitslosen in die
Berufstätigkeit weiter gefördert werden sowie der öffentlich
geförderte Arbeitsmarkt ausgeweitet werden. Auf Bundesebene setzt sich
die Thüringer SPD-Fraktion dafür ein, dass jedes Kind die gleichen
Möglichkeiten zur Teilhabe hat, unabhängig davon, woher es kommt und
wo es geboren wurde. Dafür ist es notwendig, dass das Kindergeld zu
einer eigenständigen Kindergrundsicherung ausgebaut wird.







Prämie verdoppelt

Mit den Stimmen der rot-rot-grünen Koalition ebnete der Landtag den
Weg für die freiwillige Neugliederung der Thüringer Gemeinden. Durch
das Gesetz zur Weiterentwicklung wird die gesetzliche Grundlage zur
finanziellen Förderung von Gemeindezusammenschlüssen geschaffen und
die Thüringer Kommunalordnung angepasst. Die kommunalpolitische
Sprecherin der SPD-Fraktion, Claudia Scheerschmidt, warb dafür, die
Möglichkeit zur freiwilligen Neugliederung zu nutzen: "Wir haben die
Neugliederungsprämie im Vergleich zum früheren Vorschaltgesetz noch
einmal verdoppelt. Die Gemeinden erhalten jetzt 200 Euro pro
Einwohner, insgesamt bis zu 2 Millionen Euro pro
Gemeindezusammenschluss. Zugleich erhalten hoch verschuldete Gemeinden
Entschuldungshilfen des Landes." Zudem verteidigte Claudia
Scheerschmidt die Aufhebung der doppelten Mehrheit: "Die Abhängigkeit
von der doppelten Mehrheit innerhalb der Verwaltungsgemeinschaft lässt
das kommunale Selbstverwaltungsrecht der wechselwilligen Gemeinden
leerlaufen. Wenn Mitgliedsgemeinden von Verwaltungsgemeinschaften
diese verlassen wollen, muss dies ohne größere Hürden möglich sein."







Hoheit über Gas- und Stromnetze

Thüringen wird künftig wieder selbst die Aufsicht über die Strom- und
Gasnetze wahrnehmen. Die Grundlage dafür wurde in Form eines
Gesetzesentwurfs der regierungstragenden Fraktionen Die Linke, SPD und
Bündnis 90/Die Grünen geschaffen, der im Thüringer Landtag beschlossen
wurde und von der CDU-Fraktion unterstützt wird.

"Wir holen uns damit die Hoheit über die Regulierung der Gas- und
Stromnetze und damit über die in dieser Branche tätigen Thüringer
Unternehmen zurück. Diese haben sich in der Vergangenheit bei der
Bundesnetzagentur nicht hinreichend betreut gefühlt. Spezielle
Thüringer Belange wurden dort nicht hinreichend einbezogen und
Entscheidungen wurden zum Teil nicht in der nötigen Eile getroffen.
Der Verband kommunaler Unternehmen hat darauf seit mehreren Jahren
nachdrücklich hingewiesen. Wir teilen diese Einschätzung. Und wir
glauben, dass wir das vor Ort besser managen können - und es uns
außerdem gut tut, eine eigene Expertise dafür in unserem Land aufbauen
zu können", so die energiepolitische Sprecherin der SPD-Fraktion
Eleonore Mühlbauer.

Die CDU hatte 2006 in alleiniger Regierungsverantwortung die Aufsicht
über die mehr als 50 hiesigen Energieversorger an die
Bundesnetzagentur gegen ein jährliches Entgelt von rund 200.000 Euro
übertragen.
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Der Islam gehört nicht zu Deutschland!

Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) hält den Satz "Der Islam
gehört zu Deutschland" für falsch. "Nein. Der Islam gehört nicht zu
Deutschland", sagte Seehofer. Deutschland sei durch das Christentum
geprägt, dazu gehörten der freie Sonntag, kirchliche Feiertage und
Rituale wie Ostern, Pfingsten und Weihnachten. Stefan Möller stimmt
dem Satz zwar zu, ist Horst Seehofer gegenüber aber skeptisch: "Mit
Seehofer ist es immer das gleiche: Er sagt durchaus richtige und
vernünftige Sätze - handelt jedoch nicht danach. Dass der Islam nicht
zu Deutschland gehört, sagen wir als AfD seit Jahren. Wir verfolgen
gespannt, ob er seinen Worten Taten folgen lässt - allerdings sind wir
da nicht sonderlich hoffnungsvoll. Der bisherige naive Umgang mit
diesem Thema hat die Sicherheitslage massiv verschlechtert. Wird in
der Politik nicht endlich umgesteuert, droht die weitere Erosion der
öffentlichen Sicherheit."







Hat Innenminister Maier das Parlament belogen?

Nach dem Sprengstofffund bei einem Vertreter der Thüringer
Antifa-Szene, der auch Kontakte zur Linkspartei hat, berichtete
Innenminister Georg Maier dem Parlament. Dabei sagte Maier, das LKA
sei von Anfang an in die Ermittlungen involviert gewesen. Einem
Bericht der "Welt am Sonntag" zufolge beteiligten sich jedoch
lediglich Bombenentschärfer des LKA am Einsatz vor Ort. Ermittlungen
habe das LKA erst fünf Tage später angestellt. Außerdem berichten die
Medien von einer Zeugin, die am Telefon bedroht worden sei.

"Der Vorgang wird immer skandalöser", sagt der innpolitische Sprecher
der AfD-Fraktion, Jörg Henke. "Wie bekannt wurde, gab es eine Zeugin,
die den Sicherheitsbehörden den entsprechenden Hinweis auf den
Sprengstoff gab. Diese Zeugin wurde dann am Telefon bedroht. Trotzdem
bleiben die Verdächtigen auf freiem Fuß! Da die Zeugin täglich mit
Angriffen aus dem Kreis oder dem Umfeld der Verdächtigen rechnen muss,
erhält sie nach meinen Informationen nun rund um die Uhr
Personenschutz der Polizei. Augenscheinlich versucht die
Landesregierung, mit allem Mitteln die genauen Umstände des
Sprengstofffundes zu vertuschen. Innenminister Maier beteuerte vor dem
Landtag, das LKA habe den Fall sofort übernommen. Recherchen der "Welt
am Sonntag" in Polizeikreisen kommen zu einem anderen Ergebnis. Danach
hat das LKA erst Tage später aufgrund des öffentlichen Drucks das
Verfahren an sich gezogen. Hat Maier also gar das Parlament belogen?".



Bessere Bedingungen für Medizinstudenten in Deutschland statt
Import ausländischer Ärzte

Laut Medienberichten scheitert mehr als die Hälfte der Ärzte aus
Nicht-EU-Ländern im ersten Anlauf an der Sprach- oder Medizinprüfung
in Deutschland. In Thüringen gilt das für jeden vierten. In Thüringen
arbeiten mehr als 1600 ausländische Ärzte. Wichtigstes
Nicht-EU-Herkunftsland ist Syrien. Die Präsidentin der
Landesärztekammer forderte kürzlich, dass Ärzte aus Nicht-EU-Ländern
das Medizin-Staatsexamen absolvieren müssen, da sonst die Qualität
ärztlicher Versorgung nicht gesichert werden könne.

Dazu sagt die gesundheitspolitische Sprecherin der AfD-Fraktion,
Corinna Herold: "Es ist völliger Irrsinn, dass man versucht, den
Ärztemangel in unserem Land durch den Import relativ unzureichend
ausgebildeter ausländischer Ärzte zu kompensieren, während für unsere
eigenen Abiturienten nicht ausreichend Studienplätze zur Verfügung
stehen. Ministerpräsident Ramelow pries einst im Parlament die
Qualität der syrischen Ärzte. Nun wurde er von der Präsidentin der
Landesärztekammer eines Besseren belehrt.

In Wahrheit ist nur eine Minderheit der syrischen Ärzte fähig genug,
unseren Anspruch an die Qualität der medizinischen Versorgung zu
erfüllen. Sie scheitern sowohl an den Sprachprüfungen als auch an den
Prüfungen der Fachkunde und das, obwohl diese Prüfungen bei weitem
nicht so anspruchsvoll sind wie die hiesigen Staatsexamina. Wir
unterstützen deshalb die Forderung der Landesärztekammer, das Bestehen
des Staatsexamens für ausländische Ärzte zur verbindlichen
Voraussetzung zu machen, um hier als Arzt arbeiten zu dürfen."

 * 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Thüringer Landtag

Pressestelle

Tel.: 0361 37 72666

Fax: 0361 37 72662

www.gruene-thl.de

Humanitäres Bleiberecht ist mehr als überfällig

Erstmals befasste sich der Bundesrat im März mit einer gemeinsamen
Initiative von Thüringen und Berlin, die ein humanitäres Bleiberecht
für Opfer rassistischer und rechtsextremer Gewalt fordern. Die
Initiative sieht vor, Opfer rechtsextremer oder rassistischer Gewalt
mit den Opfern einer Straftat nach §§ 232 bis 233a StGB -
dazu gehören Menschenhandel, Zwangsprostitution und Zwangsarbeit -
gleichzustellen. Diese Opfer haben nach dem geltenden
Aufenthaltsgesetz Anspruch auf die Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis. Astrid Rothe-Beinlich, asyl- und
migrationspolitische Sprecherin der Thüringer Landtagsfraktion von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, hält ein Bleiberecht für mehr als überfällig
und begrüßt die Initiative, die in der Bundesratssitzung in die
Ausschüsse überwiesen wurde. "Die Regelungen im Aufenthaltsgesetz sind
seit langem unzureichend, gerade für diejenigen die keinen gesicherten
Aufenthaltsstatus haben", erklärt sie dazu. Außerdem bringt Thüringen
gemäß Beschluss des Landtages einen eigenen Bleiberechtserlass auf den
Weg. "Dieser kann und wird jedoch nur die beschränkten
landesrechtlichen Spielräume für eine Ermessensduldung nutzen können",
so Astrid Rothe-Beinlich. Die grüne Flüchtlingspolitikerin ergänzt,
dass durch die Gewährung eines gesicherten Aufenthaltsstatus den
Betroffenen vor allem mehr Sicherheit und Schutz geboten werden soll.
Den Betroffenen solle verdeutlicht werden, dass sie in ihrer
besonderen Situation nicht allein gelassen werden. Auch für die
Durchführung eines rechtsstaatlichen Strafverfahrens sei die stabile
Aufenthaltssituation der Opfer wichtig. "Es geht aber ebenfalls darum,
ein klares Signal an die Täterinnen und Täter zu senden, dass nämlich
genau das Gegenteil dessen passiert, was sie eigentlich wollen: die
Verunsicherung und Vertreibung der Menschen", so Astrid
Rothe-Beinlich.



Internationaler Frauentag - Kampf gegen Sexismus und für echte
Gleichstellung

Der 8. März ist der internationale Frauentag, an dem weltweit Menschen
für Gleichberechtigung und Frauenrechte Zeichen setzen. "Wir Frauen
kämpfen für unser Recht, selbstbestimmt und frei zu leben und zu
arbeiten", erklärt dazu Babett Pfefferlein, gleichstellungs- und
frauenpolitische Sprecherin der bündnisgrünen Fraktion. "Wir kämpfen
natürlich weiterhin für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, weil
es uns Frauen nach wie vor vorrangig betrifft. Hier geht es nur
langsam voran und braucht institutionelle Angebote, damit
Familienarbeit gerecht verteilt werden kann." Außerdem betont Babett
Pfefferlein das Recht auf eine gleichberechtigte Beteiligung in
politischen Gremien. "Es reicht nicht aus, das 100-jährige
Frauenwahlrecht zu feiern, wenn in den Parlamenten immer noch
überwiegend Männer vertreten sind. So werden die gesellschaftlichen
Verhältnisse nicht abgebildet. Hier braucht es auch in Thüringen eine
paritätische Vorgabe schon im Wahlrecht."

Im Fokus steht am Frauentag auch der Kampf für Gewaltfreiheit und
gegen Sexismus. "Durch die #MeToo-Bewegung sind wichtige Aspekte in
Deutschland aufgegriffen worden, die schon lange unter der Oberfläche
schwelen und vielfach erst jetzt zu Tage treten", erklärt Babett
Pfefferlein. "Diese wichtige Debatte muss weiter mutig und konsequent
geführt werden und zwar von der gesamten Gesellschaft."



Politische Partizipation junger Menschen ist der AfD ein Dorn im
Auge 

Die AfD-Landtagsfraktion hat vor dem Thüringer Verfassungsgericht
einen Eilantrag zur Wahlteilnahme von minderjährigen Jugendlichen
eingereicht. Damit wollte sie verhindern, dass Jugendliche ab 16
Jahren an den anstehenden Oberbürgermeister-, Bürgermeister- und
Landratswahlen teilnehmen können. Zur Freude der bündnisgrünen
Fraktion hat der Verfassungsgerichtshof diesen Antrag abgelehnt. "Die
Motivation der AfD-Fraktion war durchsichtig", so Dirk Adams,
Fraktionsvorsitzender der Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Der
Eilantrag gegen das 2015 eingeführte kommunale Wahlrecht ab 16 Jahren
zeige offenkundig, dass Mitbestimmung und Partizipation Jugendlicher
und jungen Menschen der AfD ein Dorn im Auge seien. Bei der
Bundestagswahl 2017 waren die Stimmanteile von jungen Menschen für die
AfD geringer ausgefallen als in anderen Altersgruppen.

Haltlos sei außerdem die Behauptung der AfD, dass Jugendliche eine
Beteiligung an Wahlen selbst nicht wollen. "Der Thüringer
Landesjugendring als Vertretung von 22 Jugendverbänden spricht sich
beispielsweise ganz klar für das kommunale Wahlrecht mit 16 Jahren
aus", so die bündnisgrüne Abgeordnete. Politisches Desinteresse sei
außerdem nicht am Alter festzumachen. "Wir sind freuen uns, dass
Jugendlichen bei Kommunalwahlen endlich eine Stimme gegeben wird", so
Astrid Rothe-Beinlich und Dirk Adams abschließend.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Wie viel Europa steckt in Thüringen? Das wollte Madeleine Henfling
gemeinsam mit weiteren Interessierten im Rahmen ihrer Europatour
erfahren. Dazu besuchte sie verschiedene Institutionen und Projekte,
die durch EU-Mittel gefördert worden sind sowie Einrichtungen, die
sich mit dem Europagedanken beschäftigen. Unter anderem standen
Hochwasserschutzprojekte, ein Besuch beim Verein Eine Welt Netzwerk
Thüringen e.V. und der Baumkronenpfad im Nationalpark Hainich auf dem
Programm der Tour.

- Gemeinsam mit der kommunalpolitischen Vereinigung DAKT organisierte
die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für alle Interessierten eine
Exkursion nach Rheinland-Pfalz, um sich dort vor Ort über das Modell
der Verbandsgemeinde zu informieren. Neben Gesprächen im
rheinland-pfälzischen Innenministerium, dem Gemeinde- und Städtebund
und in der Verbandsgemeinde Wonnegau, trafen sich die Teilnehmer -
darunter der Fraktionsvorsitzende Dirk Adams - auch mit der
rheinland-pfälzischen grünen Fraktion.

 * 

DER BÜRGERBEAUFTRAGTE DES FREISTAATS THÜRINGEN

Der "direkte Draht" wird weiterhin sehr stark gesucht

Am 14. März 2018 hat der Thüringer Bürgerbeauftragte Dr. Kurt Herzberg
seinen Tätigkeitsbericht 2017 an Landtagspräsident Christian Carius
übergeben. Im Berichtsjahr sind insgesamt 741 Anliegen beim
Bürgerbeauftragten eingegangen. Bei fast 70 % der Anliegen suchten die
Bürger dazu das direkte Gespräch per Telefon oder durch Aufsuchen der
Sprechstunden in Erfurt oder in den Landkreisen. "Es ist auffällig,
dass ein ganz überwiegender Teil der Menschen noch immer den
persönlichen Kontakt vorzieht, um ein Anliegen vorzutragen. Ich
schätze dies sehr, weil ein solches Gespräch die Möglichkeit bietet,
mitunter unübersichtliche Problemstellungen zu entzerren und Wege der
Bearbeitung zu besprechen", so Dr. Herzberg.

Kontaktaufnahme

 schriftlich: 

 30,5 % (2016: 36,6%)

 mündlich: 

 69,5 % (2016: 63,4%) davon

 38,3 % per Telefon

 25,4 % Sprechstunden Erfurt

 36,3 % auswärtige Sprechtage



Der Tätigkeitsbericht ist online unter

www.buergerbeauftragter-thueringen.de abrufbar.




LANDESBEAUFTRAGTER FÜR DEN DATENSCHUTZ UND DIE INFORMATIONSFREIHEIT


Datenschutzgrundverordnung versus Pressefreiheit - ohne Dr. Hasse!


Presseberichte aus den letzten Tagen weisen darauf hin, dass mit der
Anwendung der Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) ab dem 25. Mai 2018
auch die Pressefreiheit in Thüringen gefährdet sein könnte. Eine
solche Gefahr könnte in der Tat aus dem Wortlaut des Artikels 85
Absatz 2 DS-GVO abgeleitet werden, der Sanktionsbefugnisse auch des
Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit (TLfDI) nicht eindeutig ausschließt. Die Sorgen
aus den Reihen der Journalistinnen und Journalisten rühren daher, dass
in der besagten DS-GVO-Norm das Kapitel VIII, das Rechtsbehelfe,
Haftung und Sanktionen regelt, für die Datenverarbeitung zu
journalistischen Zwecken gerade nicht explizit ausgeschlossen ist.

"Meiner Behörde und mir ist bekanntermaßen nicht daran gelegen, die
Pressefreiheit und ihre bewährte freiwillige Selbstkontrolle mit Hilfe
der DS-GVO auszuhebeln", erklärt dazu der Landesdatenschutzbeauftragte
Dr. Lutz Hasse. Damit die Pressefreiheit auch weiterhin umfassend
geschützt bleibt und ihre freiwillige Selbstkontrolle in ihren
bewährten Strukturen funktionieren kann, wird der TLfDI in Auslegung
der gesamten DS-GVO und im Rahmen des derzeit laufenden
Anhörungsverfahrens im Thüringer Landtag für ein neues
Datenschutzrecht entsprechende Ergänzungs- und Änderungsvorschläge im
Ausschuss für Inneres und Kommunales unterbreiten. "Es gibt genügend
Anhaltspunkte, die DS-GVO so auszulegen zu können, dass eine
Datenschutzaufsicht des TLfDI über die Presse auszuschließen ist. Das
wird der TLfDI ausführlich darlegen. Danach sollte klar sein, dass der
Datenschutz nicht zum 'Zensor' der Presse mutieren will und darf", so
Dr. Hasse.



LANDESBEAUFTRAGTER DES FREISTAATS THÜRINGEN ZUR AUFARBEITUNG
DER SED-DIKTATUR

Die vergessene Opfergruppe "Verfolgte Schüler" 

Die SED versuchte systematisch, christliche Zeugnisse aus den Schulen
der DDR zu verbannen. Als sich vor 60 Jahren eine Erfurter Lehrerin
auf die Seite ihrer christlichen Schüler stellte, eröffnete die SED
ein Parteiverfahren gegen sie. Die kommissarische Parteisekretärin der
Schule, Elly Lange, weigerte sich jedoch, dieses durchzuführen und
trat aus der Partei aus. Diesen Schritt beantwortete die SED mit einem
Berufsverbot.

Der Film "Das schweigende Klassenzimmer" - derzeit im Kino zu sehen -
ist eine Parabel für viele dieser Erfahrungen. Grundlage für den Film
sind die Erinnerungen von Dietrich Garstka, die 2007 unter dem
gleichen Titel und dem Zusatz "eine wahre Geschichte über Mut,
Zusammenhalt und den Kalten Krieg" veröffentlicht wurden. "Das
schweigende Klassenzimmer" zeigt, welche Konsequenzen das zweiminütige
Schweigen einer Abiturklasse in Solidarität mit den Opfern der
sowjetischen Panzer in Ungarn 1956 hatte. Es ist eine besondere
Geschichte, da die SED trotz ihrer brachialen und zersetzenden
Methoden keinen der Schüler zum Verrat bewegen konnte. Alle wurden
daraufhin vom Abitur ausgeschlossen. Ein älterer Kinobesucher
resümierte nach der Filmvorstellung in Weimar: "Endlich wird das
erzählt. Ich kann es nicht." Der Film beschreibt eine komplexe
historische Situation, komprimiert in knapp zwei Stunden. Im Film
werden die Schüler frei, indem sie politisch denken und selbständig
entscheiden; und das, obwohl sie zugleich aller legitimen beruflichen
Entwicklungsmöglichkeiten beschnitten wurden. Bei aller Bescheidenheit
stellen heute viele fest, dass ihre geringen Renten Folgen dieser
SED-Politik sind. Wir müssen davon ausgehen, dass weit über 1.000
Thüringer vergleichbare Erfahrungen während ihrer Schul- und
Ausbildungszeit in der DDR gemacht haben.

Die Landesbeauftragten

Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen

Dr. Kurt Herzberg

http://www.buergerbeauftragter-thueringen.de

Tel.: 0361 57 3113871

Fax: 0361 57 3113872

Mail: post@buergerbeauftragter-thueringen.de

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz

und die Informationsfreiheit

Dr. Lutz Hasse

http://www.tlfdi.de

Tel.: 0361 37 71900

Fax: 0361 37 71904

Mail: poststelle@datenschutz.thueringen.de

Landesbeauftragter des Freistaats Thüringen

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur (ThLA)

Christian Dietrich

www.thla-thueringen.de

Tel.: 0361 57 3114951

Fax: 0361 57 3114952

Mail: info@thla.thueringen.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





INNEN/3018: Ein Haushalt für Sicherheit und Zusammenhalt im Innern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Ein Haushalt für Sicherheit und Zusammenhalt im Innern



Martin Gerster, zuständiger Berichterstatter:

Sozialer und gesellschaftlicher Zusammenhalt, Sicherheit, Vorsorge und Integration - mit dem Haushalt 2018 für das Innenministerium geben wir konstruktive Antworten auf die aktuellen Herausforderungen in unserem Land.

"Schärfere Gesetze allein führen nicht zu mehr Sicherheit. Mit dem ersten Haushalt der neuen Wahlperiode setzen wir daher die beispiellose personelle Verstärkung unserer Sicherheitsbehörden fort, die wir Sozialdemokraten in der letzten Koalition erfolgreich initiiert haben. Der Haushaltsentwurf enthält 2.500 neue Stellen bei der Bundespolizei, beim Bundeskriminalamt, beim Zoll und anderen Behörden.

Während andere verbal aufrüsten und auf Spaltung, Hass und Hetze setzen, investieren wir in Personal, in Prävention und Integration. Das ist die bessere und sogar günstigere Sicherheitspolitik. Erste Erfolge dieser konsequenten Politik sind sichtbar - vergangenes Jahr lag die Zahl der Straftaten in Deutschland auf dem niedrigsten Stand seit 1992.

Gleichzeitig begegnen wir den Problemen auf dem angespannten Wohnungsmarkt. Wir investieren in den sozialen Wohnungsbau mit jährlich 1,5 Milliarden Euro. Mit dem Baukindergeld unterstützen wir junge Familien bei der Realisierung ihres Traums auf die eigenen vier Wände. Zusammen mit neuen Programmen des Familienministeriums und mehr Mitteln für Bildung und Forschung ergibt sich ein überzeugendes Paket für Kinder und Familien. In den nächsten Jahren gibt es deutlich mehr Geld für die Ganztagsbetreuung von Schulkindern, für Qualitätsverbesserungen in Kitas bei niedrigeren Kita-Gebühren und für ein besseres BAföG für mehr Schüler, Studenten und Berufstätige.

Mit praktischer Politik für alle Menschen in unserem Land stellen wir uns gegen diejenigen, die versuchen, eine gesellschaftliche Gruppe gegen die andere auszuspielen. Mit unserem Haushalt fördern wir den sozialen und gesellschaftlichen Zusammenhalt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2695: Verfolgung von Homo- und Transsexuellen weltweit beenden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Verfolgung von Homo- und Transsexuellen weltweit beenden



Gabriela Heinrich, stellvertretende menschenrechtspolitische Sprecherin:

Dass es in Deutschland seit Kurzem die Ehe für Alle gibt, darf nicht über die weltweite Verfolgung und Ausgrenzung von LGBTI-Menschen (Lesbian, Gay, Bisexual, Transexuell/Transgender und Intersexual) hinwegtäuschen. Zum Internationalen Tag gegen Homo- und Transphobie am 17. Mai fordert die SPD-Bundestagsfraktion mehr Schutz für LGBTI-Menschen vor staatlicher und nichtstaatlicher Gewalt.

"In vielen Ländern sind Menschen wegen ihrer sexuellen Orientierung staatlicher Willkür, Gewalt und Bedrohungen aus der Mitte der Gesellschaft ausgesetzt. Der Umgang mit Minderheiten ist stets ein Gradmesser für die Freiheit und Demokratie eines Landes. Die Menschenrechte von Schwulen, Lesben, Bisexuellen und Transgender sind nicht verhandelbar.

In Tschetschenien begannen im vergangenen Jahr staatliche Behörden eine regelrechte Jagd auf Homosexuelle. Sie wurden und werden willkürlich verhaftet oder verschwinden. Kritische Journalisten, die von Übergriffen berichten, werden bedroht. Zuletzt gab es Berichte aus Tschetschenien über außergesetzliche Haft und Folter gegen homosexuelle Frauen und Transgender. Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die tschetschenischen und russischen Behörden auf, die Vorwürfe lückenlos aufzuklären, die Täter strafrechtlich zu verfolgen und die Gewalt zu beenden.

Wir müssen den Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus, den wir im vergangenen Jahr um das Thema Homosexuellen- und Transfeindlichkeit ergänzt haben, fortführen und weiterentwickeln. Wir beobachten Hasskriminalität auch in Deutschland. Die Medien berichteten auch über Fälle, in denen schwule Migranten aus Tschetschenien von ihren Landsleuten auch in Deutschland bedroht wurden. Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die Bundesregierung auf, sich weiterhin national und international gegen Gewalt aufgrund der sexuellen Orientierung und gegen Homophobie einzusetzen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





BERUF/1875: Ausbildung für Steinmetze und Steinbildhauer modernisiert (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 16.05.2018

Stein gestalten mit Hand und Maschine - Ausbildung für Steinmetze und
Steinbildhauer modernisiert



Ein Beruf zwischen Tradition und Moderne: Das Steinmetzhandwerk zeichnet
sich durch die Verbindung traditioneller Handwerkskunst und den Einsatz
moderner Bearbeitungsverfahren aus. Computergesteuerte Anlagen und neue
Anforderungen an die Verarbeitung von Materialien sind der Grund für die
jetzt erfolgte Modernisierung des Berufes. Gemeinsam mit den
Sozialpartnern und Sachverständigen aus der betrieblichen Praxis hat das
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) im Auftrag der Bundesregierung die
Berufsausbildung für Steinmetze/-metzinnen und Steinbildhauer/-innen auf
den neuesten Stand gebracht.

Die Neuregelung tritt am 1. August 2018 in Kraft.

Viele Betriebe setzen inzwischen computergesteuerte Maschinen ein, um die
Natursteinbearbeitung effizienter zu gestalten und neue Produkte,
beispielsweise im Innenausbau, anzubieten. Was früher mehrere Arbeitstage
in Anspruch genommen hat, kann mit Hilfe moderner Anlagen nun innerhalb
weniger Stunden gefertigt werden. Trotzdem ist der Bedarf an Fachkräften,
die Natursteine manuell bearbeiten können, groß. Denn die Aufträge werden
für Kunden ausgeführt, die traditionelle Handwerksarbeit wertschätzen.

Zum Berufsbild in der Fachrichtung Steinmetzarbeiten gehören das Gestalten
und Versetzen von Grabmalen, der Innenausbau, Fassadenbau und die
Restaurierung von Denkmälern. In der Fachrichtung Steinbildhauerarbeiten
bekommt die künstlerische Gestaltung von Objekten eine besondere
Bedeutung, zum Beispiel das Gestalten und Herstellen von Formen, Modellen,
Reliefs und Skulpturen oder das Instandsetzen und Restaurieren von
Bildhauerarbeiten.

Die dreijährige Ausbildung endet mit einer Gesellenprüfung vor der
Handwerkskammer. Steinmetze/-metzinnen und Steinbildhauer/-innen arbeiten
hauptsächlich in steinver- und -bearbeitenden Betrieben, aber auch im
Baubereich oder in Dombauhütten. Die Ausbildung eröffnet berufliche
Aufstiegs- und Karrieremöglichkeiten, zum Beispiel zum/zur Steinmetz- und
Steinbildhauermeister/-in.

Mit der Modernisierung der Ausbildungsordnung wird die Vorgängerregelung
von 2003 abgelöst. Parallel wurde auch der darauf abgestimmte
Rahmenlehrplan für die Berufsschule von der Kultusministerkonferenz (KMK)
überarbeitet.

Weitere Informationen unter:

www.bibb.de/de/berufeinfo.php/profile/apprenticeship/101016

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Andreas Pieper, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





WISSENSCHAFT/1411: "Bürger schaffen Wissen" - das 100. Forschungsprojekt zum Mitmachen (idw)


Wissenschaft im Dialog gGmbH - 16.05.2018

Du kannst forschen!

Immer mehr Bürgerinnen und Bürger beteiligen sich an Forschung: Citizen
Science Plattform "Bürger schaffen Wissen" präsentiert das 100.
Forschungsprojekt zum Mitmachen



Offene Augen, aufmerksame Ohren und helfende Hände sind gefragt. Und
immer mehr Menschen können mitmachen. In dieser Woche geht das 100.
Forschungsprojekt der Citizen Science Plattform "Bürger schaffen Wissen"
an den Start. Mit Unterstützung des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung präsentieren Wissenschaft im Dialog und das Museum für
Naturkunde Berlin dort seit 2014 verschiedenste Citizen-Science-Projekte -
also Forschung, an der alle Bürgerinnen und Bürger sich aktiv beteiligen
können.

Der Name von Projekt Nummer 100 ist Programm: "Du kannst forschen" lautet
der Titel, hinter dem sich archäologische Experimente des
Römisch-Germanischen Zentralmuseums in Mainz verbergen. Mit Handdrehmühlen
soll ein Langzeitversuch zur Leistungsfähigkeit und zum Innovationspotenzial
antiker Maschinen durchgeführt werden. Kinder, Jugendliche und Erwachsene
können gemeinsam mit den Forscherinnen und Forschern ihre Reise in die
Vergangenheit dokumentieren und dabei eine Menge über Archäologie
erfahren. Der Mehrwert solcher Citizen-Science-Projekte geht also über das
jeweils gewonnene Wissen hinaus: Sie vermitteln Bürgerinnen und Bürgern
ein besseres Verständnis für die Standards und Methoden der jeweiligen
Disziplinen. Viele Themen weisen außerdem einen regionalen Bezug auf: Bei
den Handdrehmühlen etwa spielen die Gesteinsvorkommen der Vulkaneifel eine
wichtige Rolle.

Die hundert vielfältigen Forschungsvorhaben auf der Plattform "Bürger
schaffen Wissen" erlauben es interessierten Laien, sich auf
unterschiedlichste Weise zu engagieren: Im Rahmen des Projekts
"Clusterkopfschmerzen erforschen" etwa sind Betroffene dazu aufgerufen,
eigene Erfahrungen in Bezug auf die Auslöser ihrer Beschwerden zu teilen.
Schülerinnen, Schüler und Studierende helfen dabei, die gewonnenen Daten
auszuwerten. In einem anderen Vorhaben können Vogelfreunde dazu beitragen,
den "Forschungsfall Nachtigall" aufzuklären, indem sie Beobachtungen zum
Gesang aufzeichnen. Das Projekt "SenseBox - Die Kiste mit Sinn" stellt
einen Do-it-yourself Bausatz zur Verfügung, mit dem die Beteiligten
positionsbezogene Daten über Klima, Luftqualität, Verkehrsaufkommen,
Lärmbelästigung und vieles mehr sammeln und im Internet bereitstellen
können. Die Initiative "Repara/kul/tur: Reparieren statt Wegschmeißen!"
untersucht gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern, inwieweit Einrichtungen
wie Reparatur-Cafés und Offene Werkstätten auch generell einen
nachhaltigen Effekt auf unseren Umgang mit Gebrauchsgütern haben. Und wer
am heimischen Computer freie Rechenkapazitäten hat, kann diese durch das
Projekt "yoyo@home - Rechenplattform für Naturwissenschaften" für
rechenintensive Forschungsarbeit zur Verfügung stellen.

Viele Citizen Science Projekte werden inzwischen von Schulen und anderen
Bildungseinrichtungen unterstützt. Bürgerinnen und Bürger können nicht nur
an Forschungsvorhaben teilnehmen, sondern diese darüber hinaus auch selbst
ins Leben rufen. Alle, die sich für Citizen Science Projekte
interessieren, haben die Möglichkeit, am 6. und 7. September 2018 beim
Forum Citizen Science in Frankfurt am Main ihre Erfahrungen auszutauschen.

Bürger schaffen Wissen ist eine gemeinsame Plattform von Wissenschaft im
Dialog und dem Museum für Naturkunde Berlin. Das Projekt wird vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert.


Weitere Informationen unter:

http://www.buergerschaffenwissen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH, Dorothee Menhart, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





FORSCHUNG/911: Zeit kostet Geld - Wirtschaftswissenschaftler untersuchen Geduld verärgerter Kunden (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 15.05.2018

Zeit kostet Geld: Wirtschaftswissenschaftler untersuchen Geduld
verärgerter Kunden



Wie lange können sich Firmen damit Zeit lassen, Beschwerden über
Servicefehler zu bearbeiten und Kunden dafür zu entschädigen? Und wie
entwickelt sich die Erwartungshaltung von Kunden, je länger eine
Entschädigung auf sich warten lässt? Diesen Fragen ging ein Forscherteam
des Lehrstuhls für Dienstleistungsmanagement der Katholischen Universität
Eichstätt-Ingolstadt (KU) um Prof. Dr. Jens Hogreve, Dr. Nicola Bilstein
und Leonhard Mandl in mehreren experimentellen Studien nach.

"Wie wir vorab bei einer Befragung von über 50 Service-Verantwortlichen -
von Fluglinien über Paketdienstleister bis hin zu Tourismusanbietern -
feststellten, haben bislang nur wenige Firmen eigene Standards für den
Zeitraum definiert, in dem Service-Fehler zu bearbeiten sind", erklärt
Hogreve. Bisher habe keine Studie den direkten Einfluss der Zeit bis zu
einer Wiedergutmachung auf die Erwartungen der Kunden an die
Kompensationshöhe untersucht.

Daher haben Hogreve und sein Team mehrere Hundert Probandinnen und
Probanden unter anderem mit diesem Szenario konfrontiert: Als Fluggast
haben sie nicht ihren reservierten Sitzplatz erhalten, sondern einen
ungünstiger gelegenen, aber in der gleichen Kategorie. Anschließend wurden
sie darüber informiert, dass sie nach einer Beschwerde am Serviceschalter
sofort bzw. nach einer Woche oder vier Wochen eine Entschädigung erhalten.
Die Probandinnen und Probanden sollten hierbei angeben, in welcher Höhe
eine Entschädigung für sie zum jeweiligen Zeitpunkt befriedigend wäre.

Die Ergebnisse zeigen, dass zwar die Erwartungshaltung tendenziell
ansteigt, je länger eine Entschädigung dauert. Jedoch ließen sich kaum
Unterschiede in der erwarteten Kompensationshöhe zwischen einer sofortigen
Entschädigung und einer Wiedergutmachung nach einer Woche feststellen.
"Kunden verstehen, dass Firmen generell eine gewisse Zeit benötigen, um
Lösungen anzubieten. Sie sind mehr an einer adäquaten Lösung interessiert
als an einer übereilten", erklärt Hogreve. Dieses "Zeitfenster der
Toleranz" lasse sich - wie die weiteren Untersuchungen zeigten - durch
eine gezielte Kommunikation der Firmen mit ihren Kunden ausweiten: Der
Zorn der Kunden und ihre Erwartungshaltung halte sich in Grenzen, wenn
ihnen plausible Gründe für die Verzögerung genannt würden oder die Firma
sie über den Fortgang der Bearbeitung auf dem Laufenden halte. Meine die
Firma es jedoch zu gut mit der Kommunikation, indem sie die Kunden sowohl
mit einer Erklärung für die Wartezeit als auch mit Statusinformationen
versorge, komme es zu einem "too-much-of-a-good-thing" Effekt, der dazu
führe, dass die Kompensationserwartung mit der Zeit steige.

Untersucht haben die Wirtschaftswissenschaftler der KU auch, wie sich
Neukunden von Stammkunden in ihrer Erwartungshaltung unterscheiden:
Während Personen, die z.B. erstmals mit einer Fluglinie unterwegs sind,
schnell eine höhere Entschädigung erwarten, haben Stammkunden eine größere
Geduld. "Wenn Firmen jedoch den Bogen überspannen, erwarten Bestandskunden
erst Recht eine höhere Kompensation. Hier kann gewissermaßen 'Liebe'
schnell in 'Hass' umschlagen", erklärt Hogreve. Hinzu komme, dass zwar die
Erwartungshaltung der Kunden wieder absinke, je länger die Resonanz auf
eine Beschwerde dauere. Dies sei jedoch eher Ausdruck von Frustration, die
sich in generelle Unzufriedenheit mit der Firma und einer Neigung zeigen,
das Unternehmen im eigenen Umfeld nicht weiterzuempfehlen.

"Für Firmen empfiehl es sich, beispielsweise durch Befragungen mehr über
die branchenspezifische Zeit zu erfahren, die ihre Kunden bei der
Bearbeitung von Service-Fehlern tolerieren", empfiehlt Hogreve. Für die
Forschung wiederum gelte es, unter anderem herauszufinden, wie Kunden
reagieren, wenn sich die tatsächliche Höhe der Entschädigung und das Tempo
der Bearbeitung von der eigenen Erwartungshaltung unterscheiden. In den
experimentellen Studien erhielten die Probanden als fiktive Kunden nämlich
die gewünschte Summe ohne Wenn und Aber.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt,

Dipl.-Journ. Constantin Schulte Strathaus, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





MELDUNG/802: Hans-Böckler-Stiftung - Konjunkturampel schaltet von "gelb" auf "grün" (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 15.05.2018

IMK-Indikator: Konjunkturampel schaltet von "gelb" auf "grün"

Gefahr einer Rezession leicht gesunken



Das Risiko, dass die deutsche Wirtschaft in den kommenden drei Monaten in
konjunkturelle Turbulenzen gerät, ist nach einem deutlichen Anstieg im
April zuletzt wieder etwas zurückgegangen. Das signalisiert der
Konjunkturindikator des Instituts für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung. Für den Zeitraum von
Mai bis Ende Juli weist das Frühwarninstrument, das die aktuellsten
verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage bündelt, eine mittlere
Rezessionswahrscheinlichkeit von 27,3 Prozent aus. Im April hatte das
Rezessionsrisiko bei 32,4 Prozent gelegen.

Der nach dem Ampelsystem arbeitende Indikator springt von "gelb" wieder
auf "grün" und signalisiert damit keine Rezessionsgefahr
(Rezessionswahrscheinlichkeit unter 30 Prozent). Allerdings ist nach
Einschätzung von Prof. Dr. Gustav A. Horn, dem wissenschaftlichen Direktor
des IMK, noch nicht sicher einzuschätzen, wie der Trend in den kommenden
Monaten aussehen wird. "Die gute Nachricht ist: Die Befürchtung, dass die
deutsche Konjunktur in einen raschen Abschwung geraten könnte, hat sich
nicht bestätigt. Wir sehen in den Daten sogar einige Indizien dafür, dass
das Rezessionsrisiko in den kommenden Monaten weiter langsam sinkt. Die
deutsche Wirtschaft profitiert nach wie vor davon, dass gute
Arbeitsmarktdaten und steigende Löhne die Binnennachfrage antreiben.

Deshalb ist der Aufschwung weitaus unempfindlicher gegen
weltwirtschaftliche Verwerfungen als noch vor zehn Jahren und wenn diese
Stabilitätskräfte weiter wirken, sind wir optimistisch, dass er sich
fortsetzt", sagt Horn. "Die schlechte Nachricht hat einen Namen: Donald
Trump. Geopolitische Unsicherheiten und auch die weiter schwebende
Entscheidung über US-Importzölle trüben zumindest die Stimmung in der
Wirtschaft weiterhin ein. Hält dieser Prozess an, werden die Sorgen um die
Konjunktur wieder zunehmen."

Die aktuelle leichte Entspannung beim Rezessionsrisiko erklärt das IMK mit
einem Mix aus drei Faktoren: der Industrieproduktion, die sich zuletzt
etwas erholt hat, einem leichten Anstieg der Auftragseingänge aus dem
Inland und dem weiterhin ausgesprochen günstigen Finanzierungsumfeld für
deutsche Unternehmen. Unverändert negativ wirken sich Stimmungsindikatoren
wie der ifo-Index auf den IMK-Indikator aus.

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt dabei die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt (BIP). Das

Frühwarnsystem signalisiert eine Rezession, wenn die Industrieproduktion
in einem Zeitraum von fünf Monaten um mindestens ein Prozent schrumpft.

Der IMK-Konjunkturindikator wird monatlich aktualisiert.


Weitere Informationen unter:

http://www.boeckler.de/imk_38710.htm

- Zum IMK-Konjunkturindikator

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 15.05.2018 

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/037: Anlasslose Dashcam-Videoüberwachung unserer Straßen wirksam verhindern (Piraten)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

PIRATEN fordern: Anlasslose Dashcam-Videoüberwachung unserer Straßen
wirksam verhindern!



Berlin. Am 15. Mai 2018 hat der Bundesgerichtshof anlasslose 
Dashcam-Videoaufnahmen öffentlicher Straßen zwar für illegal, in Zivilprozessen
aber dennoch für verwertbar erklärt [1]. Patrick Breyer, Themenbeauftragter
für Datenschutz der Piratenpartei, fordert Gegenmaßnahmen gegen
Dashcam-Hersteller und -Nutzer: "Eine anlasslose Dashcam-Videoüberwachung
im öffentlichen Raum erfasst eine Vielzahl völlig unbeteiligter Personen
und ist nach dem heutigen Gerichtsurteil illegal. Die verbreitete
rücksichtslose Dashcam-Manie darf sich für die Verantwortlichen nicht
lohnen!"

Die Piraten schlagen daher vor, nicht nur ein empfindliches Bußgeld gegen
den beim Bundesgerichtshof vorstelligen Magdeburger Autofahrer zu
verhängen, sondern auch den Bundesverband der Verbraucherzentralen, in
einem Musterverfahren den Vertrieb von Dashcams abzumahnen, die
datenschutzwidrig eine anlasslose Aufzeichnung unbescholtener
Verkehrsteilnehmer vornehmen.

Dazu Breyer: "Solche illegale Überwachungstechnik darf in unseren Läden
nicht zu Geld gemacht werden. Dashcams dürfen nur auf Knopfdruck
aktivierbar sein und nicht permanent aufzeichnen. Wir PIRATEN wollen nicht,
dass Bürgerinnen und Bürger in einer Welt leben müssen, in der jede
Bewegung aufgezeichnet und gegen uns verwendet werden kann! Andernfalls
droht das Entstehen einer zunehmend gleichförmigen
Misstrauensgesellschaft."

PIRATEN halten auch ein gesetzliches Verwertungsverbot anlasslos
angefertigter Überwachungsfilme nötig, die selbst von 'Hobby-
Knöllchenjägern' schon zur Anzeige von Verkehrsverstößen genutzt werden.[2]
Im Gegensatz zu anlassbezogenen Aufnahmen ist ein Dauerfilmen mit
automatischem Überschreiben keine akzeptable Lösung, weil dieses Verfahren
an der permanenten Überwachung des öffentlichen Raums nichts ändert.[3]


Quellen:

[1] Verwertbarkeit von Dashcam-Aufnahmen als Beweismittel im
Unfallhaftpflichtprozess, 

juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=pm&Datum=2018&Sort=3&nr=83549&pos=0&anz=88

[2] Dashcams: Selbsternannten Rittern des Rechts wird datenschutzrechtliche
Abfuhr erteilt, 

www.tlfdi.de/mam/tlfdi/presse/pm08112016.pdf

[3] VG Ansbach, Urteil v. 12.08.2014 - AN 4 K 13.01634, Abs. 59, 

www.gesetze-bayern.de/(X(1)S(itxynfzjigxgbvfvjzpxqh13))/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2014-N-60037

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 60 98 97 510, Fax: 030 / 60 98 97 519

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/333: Alarmstufe Rot auf dem mexikanischen Land (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Alarmstufe Rot auf dem mexikanischen Land

Von Ana de Ita



(Mexiko-Stadt, 21. April 2018, la jornada) - Das mexikanische Land ist
kein beschaulicher Ort mehr, um in Kontakt mit der Natur zu treten.
Oder die Lebensform verschiedener Gesellschaften kennenzulernen, die
von dem abhängen, was die Erde ihnen gibt. Es ist zu einem
gefährlichen Ort geworden, begehrt von verschiedenen Interessen, die
sich in die Quere kommen: Energie- und Rohstoffförderunternehmen,
"Narcos" [Mitglieder der Drogenkartelle], Agroindustrie,
Grundstücksgesellschaften und Bauherren von Megaprojekten. Diese
bedienen sich der Gewalt, um die Landbewohner*innen zu vertreiben und
sie ihrer Territorien und Naturgüter zu berauben. Die Gewalt wird
benutzt, um die Bevölkerung gefügig zu machen und ihr Projekte
aufzuzwingen, die von ihr abgelehnt werden. Um Widerstände zu brechen,
Führungspersönlichkeiten und Widersacher*innen verschwinden zu lassen
und umzubringen. Die verbrecherischen Aktionen bereiten dem
kleinbäuerlichen Leben ein Ende. Der Staat ist durch Handeln und
Unterlassung verantwortlich für die Begründung und Ausweitung dieser
Gewalt.

Bäuer*in zu sein, ist heute ein Luxus. Leisten kann sich diesen Luxus
nur, wer Teil von Dorfgemeinschaften ist, die sich einen starken und
lebendigen Zusammenhalt mit eigenen Regierungsformen und
Schutzmechanismen bewahrt haben. Aber leider gibt es von diesen
Gemeinschaften jeden Tag weniger. Permanent werden sie zudem von
verschiedenen Invasoren bedrängt.


Bergbau und Gewalt sind untrennbar geworden

Bergbau und Gewalt sind untrennbar geworden. Der Bergbau macht den
Ejidos und Dorfgemeinden ihre Territorien streitig. Er vereinnahmt das
Wasser, zerstört die Hügel und Wälder, verseucht die Umwelt und macht
kleinbäuerliches Leben unmöglich. Mitunter beauftragen die
Bergbaukonzerne die "Narcos" mit ihrer Sicherheit und dem Transport
der Edelmetalle. Das organisierte Verbrechen entreißt den
Dorfgemeinschaften zudem einen Teil des Pachteinkommens, das sie
aufgrund der Besetzung ihrer Böden erhalten. Gemeindebasierte
Opposition steht den Auftragsmördern der Drogenkartelle gegenüber. In
verschiedenen Regionen sind die Familien im Kontext des Bergbaus zum
Verlassen ihrer Wohnorte gezwungen worden.

Es gibt kleine Ejido-Landwirt*innen mit Produktionspotential und
Bewässerungslandwirtschaft in Bundesstaaten wie Sinaloa, Sonora,
Chihuahua und Tamaulipas. Sie hatten eine organisierte Vermarktung
ihrer Produkte erreicht und Initiativen für Kreditgenossenschaften,
Saatgutunternehmen, Düngemittelvertreiber, Maschinenparks, Tankstellen
und Speicher angestoßen. Sie sind nicht nur durch eine Agrarpolitik
zerstört worden, die darauf angelegt war, die Großproduzenten und
Handelsmultis zu begünstigen. Sie haben genauso den Raub ihrer Ernten
und den Mord ihrer Führungspersönlichkeiten erlitten. Auf den
Landwegen sind sie wiederholt in die Hinterhalte des organisierten
Verbrechens geraten. Viele haben aufgrund der Unsicherheit, alleine
die Parzellen zu bestellen, ihre Tätigkeit als Landwirte aufgegeben.

Einige Bergbäuer*innen müssen die Drogenkartelle, die ihr Territorium
kontrollieren, benachrichtigen und um Erlaubnis bitten, wenn sie
Besuche von Fachkräften, Student*innen, Kirchenmitgliedern erhalten
oder auch nur ihre Gemeindefeste feiern wollen. Andere mussten ihre
durch die Gewalt der "Narcos" und ihrer Häscher verwüsteten
Dorfgemeinden und Böden verlassen. Der landwirtschaftliche
Strukturwandel mit seiner Ausrichtung auf den Exportanbau mit
Produkten wie Erdbeeren, Avocados, Zitronen und verschiedenen
Gemüsesorten ist in Bundesstaaten wie Jalisco, Guanajuato, Michoacán
und Baja California ebenfalls mit Gewalt durchgesetzt worden. 2009
wurden mehr als zwei Millionen Tagelöhner*innen im mexikanischen
Landbau gezählt. Zusammen mit ihren Familien ergibt das mehr als neun
Millionen Menschen. Verschiedene Unternehmen, die sich diesem Anbau
widmen, der einen intensiven Konsum von Wasser, Chemieprodukten,
Kapital und Arbeitskraft mit sich bringt, sind wegen der schlechten
Behandlung ihrer Arbeiter*innen angeklagt worden.


Viele Tagelöhner*innen leben wie Sklav*innen

Die indigenen Tagelöhner*innen, Migrant*innen aus der Triqui-,
Mixteco-, Wixarika- und Nahua-Bevölkerung, trifft es am Schlimmsten.
Sie leben zusammengepfercht in Siedlungen in der Nähe der Plantagen -
unter schlechtesten hygienischen Bedingungen und den beim Anbau
verwendeten Agrargiften ausgesetzt. In einem System moderner
Knechtschaft ohne Verträge, Arbeitsregelungen und Sozialversicherung
sind die Tagelöhner*innen Ausbeutungsmechanismen unterworfen. Dies
schließt Verkaufsläden ein, bei denen sie "anschreiben" können und
deren Hauptgeschäft im Verkauf von Drogen besteht, die helfen, die
erschöpfenden Arbeitstage auszuhalten. Wenn die Tagelöhner*innen mehr
in der Kreide stehen als sie an Lohn bekommen, dann werden sie zu
Sklav*innen. Denn sie können die Pflanzung nicht verlassen, bevor sie
ihre Schuld mit Arbeit abgetragen haben. Die Privatpolizei der
Unternehmen überwacht die Wege und bringt diejenigen zurück, die
versuchen, zu entfliehen.

Aus den Dorfgemeinschaften erzählen die Bewohner*innen, wie die
Invasoren ihrer Gemeinden Taktiken des Krieges niedriger Intensität
anwenden, um Widerstände zu brechen, den innergemeindlichen
Zusammenhalt zu zerstören, die Familien zu schwächen und sich in den
Gemeinden einzunisten. Jugendliche und Kinder sind ihre Ziele. Die
Drogenkartelle machen sie zu "halcones" (Aufpasser) und danach zu
einem Teil ihrer Struktur. Die Mädchen werden gezwungen, sich zu
prostituieren, aus Angst oder Neugier. Werden sie [von den
Eindringlingen] geschwängert, so werden die Invasoren des Territoriums
Teil der Familie. Die Kuppler der Tagelöhner*innen organisieren in den
Transportlastwagen Partys und ermutigen mit Alkohol und Drogen zur
Promiskuität. Unternehmen und Kartelle verteilen unter den Kindern
Geld, um ihr Vertrauen zu gewinnen. Diese neuen Generationen von
Männern und Frauen werden sich jeden Tag weniger ihren Dorfgemeinden
verpflichtet fühlen. Sie werden auf die neuen Akteure setzen, ohne
Widerstand zu leisten.

Das desaströse Resultat von 30 Jahren neoliberaler Politik, die
Projekte und Gesetzgebungen zu Extraktivismus und Energievorhaben, der
Krieg gegen den Drogenhandel, die Korruption und die Straflosigkeit
haben eine Situation auf dem mexikanischen Land geschaffen, die das
Überleben der Kleinbäuer*innen bedroht.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/alarmstufe-rot-auf-dem-mexikanischen-land/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06567: Königsgambit gegen Kasparow (SB)


Von Garry Kasparow ist nur eine einzige Partie bekannt, wo er auf 1.e2-
e4 mit 1...e7-e5 erwiderte, keine ernsthafte Turnierpartie indes und
auch nicht ganz freiwillig gespielt. 1993, beim
Weltmeisterschaftskampf gegen den Briten Nigel Short, war schon bei
der 20. Wettkampfpartie alles entschieden. Kasparow stand als Sieger
unbestritten fest, aber der Organisator und Hauptsponsor, die
englische Zeitung TIMES, drängte darauf, daß an den restlichen vier
Spieltagen Schnellpartien zur Unterhaltung des Publikums gespielt
wurden. Kasparow gewann auch hier souverän mit 4:0. Nur bei den drei
Partien mit ausgeloster Eröffnung mußte er klein beigeben. Hier
überragte Short im wahrsten Sinne des Wortes seinen Kontrahenten. Und
so sah man Garry Kasparow bei der dritten Themapartie mit einem recht
mürrischen Gesicht als Nachziehender das Königsgambit spielen, zumal
noch in der Variante, mit der Adolf Anderssen 1851 in London als
Weißer seine "Unsterbliche Partie" hingezaubert hatte. Kurzum,
Kasparow verlor im heutigen Rätsel der Sphinx nach 15 Zügen, etwas,
was ihm sicherlich in einer realen Turnierpartie nicht widerfahren
wäre. Wie gesagt, auf den Königsbauernzug antwortet er prinzipiell
nicht mit 1...e7-e5, und so wird es wohl von ihm nie wieder eine
Partie geben mit dem altehrwürdigen Königsgambit. Also, Wanderer, Weiß
steht nach dem achten Zuge bereits überlegen. Wie forcierte Short nun
den weißen Angriff?






[image: SCHACH-SPHINX/06567: Königsgambit gegen Kasparow (SB)]



Short - Kasparow

London 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Lange Zeit im falschen Glanz konnte dies Abspiel der Spanischen Partie
kritisch beleuchtet werden. Schwarz gewann mit 1...Tf5xe5! 2.f4xe5
Te8xe5 3.Lc1-e3 d4xe3 4.Ta1-d1 h7-h5! 5.g2-g3 - 5.Kg1-h1 Te5-g5 6.Te1-
g1 h5-h4 7.h2-h3 Dg6-e6 8.Kh1-h2 De6-e5+ 9.Kh2-h1 Tg5-g3! - 5...Dg6-c6
und Weiß gab auf, da nach 6.Td1-d8+ Kg8-f7! die Mattdrohung auf h1
entschieden hätte.



Erstveröffentlichung am 20. Mai 2005

17. Mai 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/466: Elektronische Medien führen zu auffälligem Verhalten bei Vorschulkindern (idw)


Universität Leipzig - 16.05.2018

Elektronische Medien führen zu auffälligem Verhalten bei Vorschulkindern



Wissenschaftler der Universität Leipzig haben herausgefunden, dass der
Konsum von elektronischen Medien bei 2- bis 6-jährigen Kindern zu
emotionalen und psychischen Verhaltensauffälligkeiten führen kann. Dafür
wurden im Rahmen der LIFE Child- Studie 527 Kinder aus Leipzig und
Umgebung untersucht. Die aktuellen Studienergebnisse sind nun
veröffentlicht.

"Wir haben bei unseren Untersuchungen festgestellt, dass Vorschulkinder,
die täglich Smartphone oder Computer nutzen, ein Jahr später mehr
Verhaltensauffälligkeiten wie Hyperaktivität und Unaufmerksamkeit
aufweisen als Kinder, die diese Medien nicht nutzen," resümiert
Studienleiterin Dr. Tanja Poulain. "Kinder ohne Medienkonsum haben
vergleichsweise auch weniger emotionale Probleme."

Die Studie ergab aber auch, dass Kinder, die zum ersten Erhebungszeitpunkt
mehr Probleme mit Gleichaltrigen haben, ein Jahr später häufiger
elektronische Medien nutzen. Die Ergebnisse waren Resultate aus
Fragebögen, die Eltern im Rahmen der LIFE Child-Studie zum Konsum
elektronischer Medien ihrer Kinder ausfüllten. Die LIFE Child-Studie
ermöglicht es, die individuellen Entwicklungsverläufe der Kinder
langfristig zu begleiten, da die Studienteilnehmer ca. einmal im Jahr zur
Untersuchung in die Studienambulanz kommen. Im Rahmen der aktuellen Studie
stellten die Wissenschaftler Fragen zur Nutzung von TV/Video, Smartphone
und Computer/Internet.

"Die Ergebnisse geben Hinweise darauf, dass verstärkter Medienkonsum ein
Risiko darstellt, Verhaltensauffälligkeiten zu entwickeln. Wiederum können
Verhaltensauffälligkeiten auch zu einem vermehrten Konsum dieser Medien
führen", so Poulain. Daher raten die Leipziger Wissenschaftler, den Konsum
elektronischer Medien äußerst gering zu halten und frühe Anzeichen von
Verhaltensauffälligkeiten ernst zu nehmen.

Die Kinderstudienambulanz LIFE Child ist ein Projekt des
Forschungszentrums für
Zivilisationserkrankungen der Medizinischen Fakultät der Universität
Leipzig unter Leitung von Prof. Dr. Wieland Kiess, Direktor der Klinik und
Poliklinik für Kinder- und Jugendmedizin des Universitätsklinikums
Leipzig. Über einen Zeitraum von mindestens zehn Jahren werden die
Teilnehmer der Langzeitstudie - Schwangere, Neugeborene, Kinder und
Jugendliche - in ihrer Entwicklung begleitet und dabei ganzheitlich und
interdisziplinär zu ihrer jeweiligen sozialen, psychischen und
medizinischen Lebenssituation untersucht. Das LIFE Forschungszentrum wird
im Rahmen der Sächsischen Landesexzellenzinitiative seit 2009 mit einer
Summe von mehr als 38 Millionen Euro vom Freistaat Sachsen und der EU
gefördert.

Die Studienergebnisse sind nun im International Journal of Environmental
Research and Public Health veröffentlicht.


Weitere Informationen unter:

http://dx.doi.org/10.3390/ijerph15040814

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Peggy Darius, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2266: Halbschwergewicht - ein gestörtes Verhältnis ... (SB)




Sergej Kowaljow und Eleider Alvarez von Stevenson geschnitten

Die beiden Halbschwergewichtler Sergej Kowaljow und Eleider Alvarez
verbindet ein gestörtes Verhältnis zu Adonis Stevenson, der sie
jahrelang geschnitten hat. Als Kowaljow 2016 mit den Titeln der WBA,
WBO und IBF auf dem Höhepunkt seiner Karriere stand, scheiterte der
seit langem geforderte Kampf gegen den WBC-Champion Stevenson wie so
oft in der Vergangenheit am Unwillen des Kanadiers, nunmehr aber auch
an ihrem jeweiligen Vertrag mit den rivalisierenden Sendern HBO und
Showtime. Alvarez, der wie Stevenson in Montreal lebt und mit ihm den
Promoter Yvon Michel wie auch den Berater Al Haymon teilt, war über
zwei Jahre lang Pflichtherausforderer des WBC-Weltmeisters. Obwohl es
unter diesen Umständen ein Kinderspiel gewesen wäre, einen Kampf auf
die Beine zu stellen, kam es aus nie offengelegten Gründen nicht dazu.

Nun haben die beiden verschmähten Kandidaten zueinander gefunden und
brauchen Stevenson nicht mehr. Kowaljew verteidigt den Titel der WBO,
den er inzwischen wiedergewonnen hat, am 4. August in Atlantic City
gegen den gebürtigen Kolumbianer. Der Kampf findet im neuen Hard Rock
Hotel & Casino statt, das im Anwesen des vormaligen Trump Taj Mahal am
28. Juni seine Pforten öffnet. Es ist die erste bedeutende
Boxveranstaltung in Atlantic City seit dem Punktsieg Kowaljows gegen
Bernard Hopkins im November 2014, der in der legendären Boardwalk Hall
über die Bühne ging.

Wie Kowaljows Promoterin Kathy Duva von Main Events auf einer
Pressekonferenz in New York dazu anmerkte, seien es beide Akteure
leid, von demselben Rivalen links liegengelassen zu werden. Yvon
Michel könne bestätigen, wie viele Anläufe, einen Kampf gegen
Stevenson auf die Beine zu stellen, im Sande verlaufen seien. Statt
dessen hätten sie kurzerhand beschlossen, gegeneinander anzutreten.
Der 35jährige Russe, für den 32 Siege, zwei Niederlagen sowie ein
Unentschieden zu Buche stehen, schien nicht minder erfreut über diese
Wendung wie der in 23 Auftritten ungeschlagene Herausforderer zu sein.

Alvarez habe seine Titelchance verdient, doch sei auch er von
"Chickenson" zurückgewiesen worden, bediente sich Kowaljow der von ihm
schon vor geraumer Zeit geprägten herabwürdigenden Bezeichnung des
WBC-Champions. Er wolle sich mit den besten Akteuren seiner
Gewichtsklasse messen, und Alvarez habe das Angebot ohne jedes Zögern
angenommen. Er zolle ihm dafür Respekt und freue sich schon darauf,
mit ihm bei der Rückkehr nach Atlantic City in den Ring zu steigen.
Auch sein kommender Gegner bestätigte, daß er unverzüglich in die
Offerte eingewilligt habe. Er habe nun schon so lange auf eine solche
Chance gewartet und wolle nichts mehr von Stevenson hören. Er sei hoch
motiviert und konzentriere sich ausschließlich auf Sergej Kowaljow,
der gegenwärtig der beste Halbschwergewichtler sei. Ihm stehe ein
harter Kampf bevor, doch sei er ein Boxer, der zur Höchstform
auflaufe, wenn er bis an die Grenze gefordert werde.

Ursprünglich hatte sich der in Los Angeles lebende Kowaljow bereits
mit dem WBO-Ranglistenersten Marcus Browne auf einen Titelkampf
geeinigt. Als jedoch publik wurde, daß der Herausforderer in jüngerer
Zeit zweimal wegen häuslicher Gewalt festgenommen worden war, zog
Kathy Duva das Angebot zurück. Unterdessen bestand Alvarez auf eine
Abfindung im Gegenzug dafür, daß er sein Anrecht als
Pflichtherausforderer Stevensons zurückstellte, der gegen Badou Jack
antreten wollte. Diese Forderung hinderte Yvon Michel daran, die
Verträge für die Titelverteidigung des WBC-Champions zu finalisieren.
Nachdem sie von Browne Abstand genommen hatte, erkundigte sich Duva
bei Michel, ob Alvarez statt dessen gegen Kowaljow antreten könne.
Schon am folgenden Tag hatten beide Promoter ihre Probleme gelöst und
zwei attraktive Duelle aufgelegt: Stevenson und Jack treffen am
Samstag in Toronto aufeinander, Kowaljow und Alvarez wie gesagt am 4.
August in Atlantic City.

Kowaljows Manager Egis Klimas, der vom renommierten Verband der
Boxjournalisten zweimal als "Manager des Jahres" ausgezeichnet worden
ist, würdigte Eleider Alvarez als großartigen Kandidaten. Dies sei
wohl der Grund, warum ihn Stevenson so hartnäckig gemieden habe.
Sergej trete jederzeit und an jedem Ort gegen jeden an, der bereit
dazu sei. Wenn Stevenson zu große Angst vor ihm habe, mache Kowaljow
guten Mutes den nächsten Schritt und gebe Alvarez jene Chance, die er
schon lange verdient habe. Dessen Manager Stephane Lepine zeigte sich
hocherfreut angesichts eines Titelkampf gegen den angesehenen
Weltmeister auf HBO. Besser hätte es gar nicht kommen können, so daß
auch er keine Sekunde gezögert habe, dieses Angebot anzunehmen. [1]

Postwendend hat sich Adonis Stevenson mit dem Vorschlag zu Wort
gemeldet, nach seiner bevorstehenden Titelverteidigung gegen Badou
Jack einen Kampf mit Sergej Kowaljow auszutragen. Da der Kanadier
inzwischen 40 Jahre alt ist, läuft seine Ära als Weltmeister
allmählich aus. Somit schließt sich auch das Zeitfenster für ein Duell
der Weltmeister mit dem Russen. Stevenson hat seinen Gürtel nicht
zuletzt deshalb seit nunmehr fünf Jahren behalten, weil er die jeweils
gefährlichsten Rivalen gemieden und statt dessen handhabbare Gegner
ausgesucht hat. Zudem hat er seit elf Monaten nicht mehr im Ring
gestanden, so daß seine Popularität beim Publikum schwindet.

Das gilt allerdings auch für Kowaljow, dem die beiden Niederlagen
gegen Andre Ward schwer zugesetzt haben. Wenngleich man sich durchaus
darüber streiten kann, ob der Kalifornier wirklich der bessere Boxer
war oder vielmehr vom Kampfgericht begünstigt wurde, gilt der Russe
seither in den Augen der Zuschauer als entzaubert. Ward deckte
jedenfalls die Schwächen des Russen im Infight schonungslos auf, der
zudem mit zunehmender Kampfdauer Konditionsprobleme erkennen ließ.
Nachdem Andre Ward die Titel niedergelegt und sich aufs sportliche
Altenteil zurückgezogen hatte, sicherte sich Kowaljow abermals den
WBO-Titel. Er hat jedoch zuletzt mit Wjatscheslaw Schabranskij und
Igor Michalkin zwei relativ schwache Gegner besiegt und damit
ebenfalls nicht gerade Bäume ausgerissen. [2]

Deswegen sind inzwischen viele Experten der Auffassung, daß Stevenson
und Kowaljow nicht mehr die besten Akteure im Halbschwergewicht sind,
sondern die anderen beiden Weltmeister Dmitri Bivol (WBA) und Artur
Beterbijew (IBF). Um ihr Revier gegen die jungen Rivalen zu
verteidigen, können die alten Löwen nicht umhin, noch einmal Zähne zu
zeigen und sich anspruchsvolleren Aufgaben zu stellen. So gesehen sind
Badou Jack und Eleider Alvarez eine gute Wahl, sofern Stevenson und
Kowaljow dabei nicht auf der Strecke bleiben. Siege der
Titelverteidiger vorausgesetzt, ließe sich dann sogar ihr
langersehntes Kräftemessen einträglich über die Bühne bringen, ehe das
breitere Publikum vollends das Interesse daran verloren hat.


Fußnoten:

[1] www.espn.com/boxing/story/_/id/23513938/no-adonis-stevenson-no-problem-sergey-kovalev-eleider-alvarez-fight-other

[2] www.boxingnews24.com/2018/05/adonis-stevenson-willing-to-fight-sergey-kovalev-after-badou-jack/#more-263261
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/779: Hannover - Poulencs "Dialogues des Carmélites", Einführung 27.5.. Premiere 2.6.


STAATSOPER HANNOVER

DIALOGE DER KARMELITINNEN

OPER IN DREI AKTEN VON FRANCIS POULENC (1956)

LIBRETTO VOM KOMPONISTEN 

NACH TEXTEN VON GEORGES BERNANOS UND GERTRUD VON LE FORT

IN FRANZÖSISCHER SPRACHE MIT DEUTSCHEN ÜBERTITELN

EINFÜHRUNGSMATINEE SO, 27.05.18, 11:00 UHR, LAVES-FOYER

PREMIERE SA 02.06.18, 19:30 UHR



Vor dem Hintergrund der letzten blutigen Monate der Französischen
Revolution spielt Francis Poulencs Oper "Dialogues des Carmélites",
die Geschichte einer Glaubensgemeinschaft von Nonnen. Zentrum der
Handlung ist die junge Adelige Blanche, die ihre traumatische
Lebensangst durch die Aufnahme in die strenge Gemeinschaft des Karmel
zu überwinden hofft. Als das Kloster durch die Revolutionsgarden
aufgelöst und die Nonnen verhaftet werden, flieht sie. Doch nach der
Verurteilung ihrer Mitschwestern zum Tod kehrt sie zurück und besteigt
nach ihnen das Schafott. Poulenc komponiert das sensible Psychogramm
eines fein ausdifferenzierten Frauenensembles, mit impressionistischem
Klangzauber, neoklassizistischer Schärfe und dramatischer Zuspitzung.
Berühmt wurde die Oper für die überwältigende Hinrichtungsszene mit
dem »Salve Regina« der Karmelitinnen.

MUSIKALISCHE LEITUNG Valtteri Rauhalammi

INSZENIERUNG Dietrich W. Hilsdorf

BÜHNE Dieter Richter

KOSTÜME Renate Schmitzer

LICHT Elana Siberski

CHOR Lorenzo

Da Rio DRAMATURGIE Swantje Köhnecke

MARQUIS DE LA FORCE Stefan Adam

BLANCHE Dorothea Maria Marx

CHEVALIER DE LA FORCE Simon Bode

ALTE PRIORIN Renate Behle

NEUE PRIORIN Kelly God/Brigitte Hahn

MÔRE MARIE Monika Walerowicz

SOEUR CONSTANCE Ania Vegry

MÔRE JEANNE Julie-Marie Sundal

SOEUR MATHILDE Marlene Gassner

BEICHTVATER Latchezar Pravtchev

1. KOMMISSAR Uwe Gottswinter

2. KOMMISSAR U. A. Gihoon Kim

OFFIZIER U. A. Yannick Spanier

Chor und Extra-Chor der Staatsoper Hannover

Niedersachsisches Staatsorchester Hannover

- Die Premiere wird live ubertragen auf NDR Kultur -

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Juni 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/778: Bremen - "The Rake's Progress", Premiere am 27. Mai


Premiere Musiktheater: "The Rake's Progress"

Regisseur Michael Talke inszeniert Igor Strawinskys einzige Oper

Musikalische Leitung liegt bei Hartmut Keil

Premiere am 27. Mai im Theater am Goetheplatz in Bremen



Michael Talke inszeniert Igor Strawinskys einzige und selten gespielte
Oper in englischer Sprache "The Rake's Progress" und erzählt das
Schicksal des jungen Tom Rakewell auf märchenhaft-groteske Weise. Die
Musikalische Leitung der Oper in drei Akten hat der 1. Kapellmeister
des Theater Bremen, Hartmut Keil. Unter seiner Leitung singen
Marysol Schalit (Anne Trulove), Hyojong Kim (Tom Rakewell) und
Christoph Heinrich (Nick Shadow) die Titelpartien. Die Premiere findet
am 27. Mai um 18:00 Uhr im Theater am Goetheplatz statt.

Voller Sehnsucht nach einem unbeschwerten Leben wird Tom Rakewell wie
von Zauberhand ein großes Erbe beschert. Tom folgt Nick Shadow, seinem
dubiosen Begleiter, nach London und lässt die glücksverheißende Idylle
mitsamt seiner Geliebten Anne Trulove zurück. Ob es Glück ist, das Tom
in der Großstadt findet, im Bordell bei Mother Goose oder in der
Heirat einer bärtigen Jahrmarktsattraktion - diese Frage haben die
Autoren der Oper bewusst in eine überdrehte, symbolreiche Groteske
übersetzt. "Das Spiel zwischen Realität und Surrealität spiegelt sich
sowohl im Bühnenbild als auch in der Musik wider", erzählt Dramaturgin
Isabelle Becker. "Bühnenbildnerin Barbara Steiner arbeitet mit einer
Traumästhetik, die sich durch wechselnde Bildwelten auszeichnet. Die
Musik ist ebenso kontrastreich, changiert zwischen Bachs Matthäus-
Passion, Mozarts Opern und Musical." Der Gemäldezyklus "A Rake's
Progress" von William Hogarth (1733-35) diente dem Komponisten Igor
Strawinsky als Inspiration für sein Gleichnis vom Aufstieg und Fall
eines Suchenden, das er inmitten des Aufschwungs der Nachkriegszeit
komponierte und dabei musikalisch auf die Kammeroper und den
frühklassizistischen Stil der Mozart-Opern zurückgreift - ohne seine
ganz eigene Tonsprache zu leugnen. Zusammen mit den im altenglischen
Stil verfassten Versen der Dichter Wystan Hugh Auden und Chester
Kallmann sind zehn Szenen von flirrender Leichtigkeit, märchenhaften
Kuriositäten und berührender Emotionalität entstanden, die der
Regisseur Michael Talke in seine groteske Bildsprache übersetzt

Michael Talke, geboren 1965, geboren, studierte Geschichte, Neue
Literatur und Theaterwissenschaften in München. Von 1992 bis 1996 war
er Regieassistent bei Frank Castorf an der Volksbühne am Rosa
Luxemburg Platz Berlin. Seit 1996 ist er freischaffender Regisseur für
Schauspiel und Oper. Er war unter anderem am Deutschen Theater Berlin,
am Luzerner Theater, am Schauspiel Hannover, am Thalia Theater
Hamburg, an den Schauspielhäusern Köln und Düsseldorf, dem
Saarländischen Staatstheater Saarbrücken, dem Theater Aachen, dem
Deutschen Nationaltheater Weimar, dem Staatstheater Braunschweig und
dem Schauspiel Leipzig engagiert. Am Theater Bremen inszenierte er
zuletzt Donizettis komische Oper "L'elisir d'amore", Verdis
"Rigoletto" und Gioacchino Rossinis "Il barbiere di Siviglia".

Premiere am 27. Mai um 18:00 Uhr im Theater am Goetheplatz

Musikalische Leitung: Hartmut Keil

Regie: Michael Talke

Bühne: Barbara Steiner

Kostüme: Regine Standfuss

Chor: Alice Meregaglia

Dramaturgie: Isabelle Becker

Mit: Christian-Andreas Engelhardt, Christoph Heinrich, Hyojong Kim,
Loren Lang, Ulrike Mayer, Nathalie Mittelbach, Allan Parkes, Marysol
Schalit.

Chor des Theater Bremen.

Es spielen die Bremer Philharmoniker.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





MELDUNG/361: Neu - Handbuch für tierschutzgerechtes Stadttaubenmanagement (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Neu: Handbuch für tierschutzgerechtes Stadttaubenmanagement



Der Bundesverband Menschen für Tierrechte veröffentlicht heute sein neues
Handbuch für ein effizientes, tierschutzgerechtes Stadttaubenmanagement. Es
soll Kommunen und Tierschützern die praktische Umsetzung des Konzepts vor
Ort erleichtern. Das Handbuch wird an die kommunalen Spitzenverbände und
die Tierschutzbeauftragten der Länder verschickt, um den
tierschutzgerechten Umgang mit den Tieren voranzubringen.

Auf 27 Seiten stellt der Bundesverband Menschen für Tierrechte die
aktuellen Grundlagen für Einführung und Umsetzung eines tierschutzgerechten
Stadttaubenmanagements vor. Das sogenannte Aachener oder Augsburger Modell
beruht auf der Anbindung und Fütterung der Tauben in Schlägen
einschließlich der Geburtenkontrolle durch Eieraustausch. Die aktuellen
Erkenntnisse wurden von der Biologin Alexandra Weyrather zusammengestellt
und eignet sich für Kommunen, Stadtverwaltungen und Tierschützer, die das
Stadttaubenmanagement vor Ort umsetzen wollen. Das Handbuch umfasst die
Ursachen der Stadttaubenproblematik, Rahmenbedingungen, Schlagtypen und
Ausstattung, Fütterung, Eiertausch, Sterilisation, Vergrämung,
Fütterungsverbote sowie Taubenzählung und Erfolgskontrolle.

"Für die Tauben ist es schwer, als domestiziertes Haustier in der Stadt
unter art- und tierschutzwidrigen Bedingungen zu überleben. Für die
Kommunen ist es ihrerseits schwer, mit den Tauben tierschutzgerecht
umzugehen und gleichzeitig ihre Belästigungen zu reduzieren. Das Handbuch
vermittelt, wie das gelingen kann. Deshalb haben wir die kommunalen
Spitzenverbände und die Tierschutzbeauftragten der Länder direkt
angesprochen und setzen auf ihre Unterstützung", so Dr. Christiane
Baumgartl-Simons, stellvertretende Vorsitzende der Tierrechtsorganisation.

War es vor der Jahrhundertwende noch die Regel, Taubenbestände durch
verschiedene Tötungsmaßnahmen zu dezimieren, sind solche Methoden heute
aufgrund tierschutzrechtlicher Bestimmungen unzulässig und haben sich zudem
als unwirksam zur Lösung des Stadttaubenproblems erwiesen. Daher haben
viele Kommunen Programme zu einer tierschutzgerechten Taubenkontrolle auf
den Weg gebracht mit dem Ziel, die Taubenpopulation in einer für die Stadt
akzeptablen Größenordnung zu regulieren und die Konfliktsituation mit den
Tauben zu entschärfen. Ob das Management erfolgreich ist, lässt sich an
einer gesunden und rückläufigen Taubenpopulation, dem Rückgang der
Beschwerden aus der Bevölkerung, der Zahl der ausgetauschten Eier und den
entsorgten Kotmengen ermitteln.

1995 führten Augsburg und Aachen als erste Städte betreute Schläge für
Stadttauben ein. Entwickelt wurde das Konzept von der Bundesarbeitsgruppe
Stadttauben, Mitglied im Bundesverband Menschen für Tierechte.

Der Bundesverband verfolgt die kommunale Etablierung des
tierschutzgerechten Stadttaubenmanagements und informiert hierzu auf seiner
Website unter: 

www.tierrechte.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





MELDUNG/360: Fall Schulze Föcking - Rücktritt war längst überfällig (Albert Schweitzer Stiftung)


Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt - 15. Mai 2018

Fall Schulze Föcking: Rücktritt war aus Sicht der Albert Schweitzer
Stiftung längst überfällig

Die Tierschutzstiftung kritisiert häufig fehlende Unabhängigkeit von
Politikern von den eigenen wirtschaftlichen Interessen.



Nach Ansicht der Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt war der
Rücktritt von Nordrhein-Westfalens Landwirtschaftsministerin Christina
Schulze Föcking längst überfällig. Schon nach Bekanntwerden der
katastrophalen Zustände in ihrem familiären Schweinemastbetrieb, hätte ihre
Amtszeit ein Ende finden müssen. Wo Massentierhalter wie Schulze Föcking
hohe politische Ämter bekleiden, werden die Belange der Tiere in der
sogenannten Nutztierhaltung keine Berücksichtigung finden, so die Stiftung.

»Massentierhalter als Landwirtschaftsminister sind grundsätzlich untragbar.
Da macht man den Bock zum Gärtner«, sagt Mahi Klosterhalfen,
Geschäftsführer der Albert Schweitzer Stiftung. »Der Fall Schulze Föcking
ist beispielhaft für die Verflechtung von politischen Ämtern mit den
eigenen wirtschaftlichen Interessen.« Dass Frau Schulze Föcking die
Angriffe gegen sie als Grund für ihren Rücktritt ins Feld führt, wertet die
Stiftung als erneutes Ablenkungsmanöver: »Frau Schulze Föcking hat sich
seit ihrem Amtsantritt einen Fehlschlag nach dem anderen geleistet. Die
sind der wahre Grund für ihren Rücktritt«, so Klosterhalfen.

Die Stiftung kritisiert, dass Landwirtschaftspolitiker auffällig häufig
Posten in Agrarunternehmen und Landwirtschaftsverbänden haben. Das trifft
etwa auch auf mehrere CDU/CSU-Abgeordnete aus dem Agrarausschuss des
Bundestags zu. »Dieser erhebliche Einfluss landwirtschaftlicher
Interessenverbände auf die Politik verhindert seit Jahren grundlegende
Verbesserungen in der Tierhaltung«, so Klosterhalfen weiter.

Der Fall Schulze Föcking weckt Erinnerungen an den Rücktritt der
niedersächsischen Landwirtschaftsministerin Astrid Grotelüschen im Dezember
2010. Auch hier war eine Anzeige wegen der Beteiligung an Tierquälerei in
Mastbetrieben vorausgegangen. Nachdem wenig später die Staatsanwaltschaft
gegen Grotelüschen wegen des Verdachts auf Beihilfe zur illegalen
Beschäftigung ermittelte, schlug das politisch hohe Wellen. In Folge trat
sie von ihrem Amt zurück.


Hintergrund:

Nach der Veröffentlichung von Filmaufnahmen aus Ställen des
Familienbetriebs Schulze Föcking im Juli 2017 hatte die Albert Schweitzer
Stiftung in einer Online-Petition mit über 50.000 Menschen die Entlassung
der Ministerin gefordert. Zudem stellte sie Strafanzeige gegen die
Landwirtschaftsministerin.

Im Februar 2018 reichte schließlich die Tierschutzorganisation Animal
Rights Watch (ARIWA) beim Verwaltungsgericht Münster die von der Albert
Schweitzer Stiftung finanzierte Klage gegen den Kreis Steinfurt ein. Der
Vorwurf: Das Veterinäramt des Kreises nimmt die tierschutzrechtlichen
Verstöße in der Schweinemast Schulze Föcking nicht ernst.

Albert Schweitzers Ethik der »Ehrfurcht vor dem Leben« schloss Tiere mit
ein. Er engagierte sich daher stets für den Tierschutz und lebte in seinen
späteren Jahren vegetarisch. In seinem Gedenken setzt sich die Albert
Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt seit dem Jahr 2000 gegen die
Massentierhaltung und für die Verbreitung der veganen Lebensweise ein. Mehr
erfahren Sie auf albert-schweitzer-stiftung.de sowie über @SchweitzerTiere
auf Twitter.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt

Hauptstadtbüro | Dircksenstraße 47 | 10178 Berlin

Telefon: +49 (0)30 - 400 54 68 - 0 | Fax: +49 (0)30 - 400 54 68 - 69

E-Mail: kontakt@albert-schweitzer-stiftung.de

Internet: www.albert-schweitzer-stifung.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





INSEKTEN/288: Majas verkannte Schwestern (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Heft 2/18

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Majas verkannte Schwestern

von Helge May



Die Bedeutung der Honigbiene wird übertrieben. Wildbienen und
andere Bestäuber stehen zu Unrecht in ihrem Schatten.


Albert Einstein war nicht nur ein genialer Physiker. Er war
vielfältig politisch engagiert, nicht zuletzt als Pazifist. Er würde
sich aber wundern, was man ihm nachträglich so alles in den Mund legt.
Wenn die Honigbiene von der Erde verschwände, soll Einstein gesagt
haben, würde binnen vier Jahren auch die Menschheit verschwinden.
Einen Beleg für das Zitat gibt es nicht, zuerst tauchte es vor
Jahrzehnten in einer Imkerzeitschrift auf. Ein Schelm, wer dabei Arges
denkt.

Hauptdarsteller oder Nebendarsteller? - Dass Honigbienen
nützlich sind, neben dem Honig auch Bestäubung als wertvolle
Dienstleistung erbringen, steht außer Frage. So gewaltig, wie Einstein
zugeschrieben, und wie in der Diskussion um das Insektensterben immer
wieder betont, ist ihre Bedeutung aber nicht. Wir würden ohne
Honigbienen eben nicht verhungern, auch wenn die Ernährung einseitiger
würde. Erinnert sei nur daran, dass "Nutzgräser" wie Weizen, Mais oder
Reis weder Honigbienen noch andere tierische Bestäuber benötigen. Bei
ihnen besorgt der Wind die Bestäubung, andere wie etwa Kartoffeln sind
weitgehend Selbstbestäuber.

Trotzdem bleibt für die Honigbiene genug zu tun. Fast alle Obstarten
sind auf Bestäuber angewiesen, auch Raps freut sich über
Insektenbesuch. Wer sich mal an einen blühenden Apfelbaum stellt, an
einen Fenchel- oder Rapsacker, wird allerdings schnell sehen, dass
sich dort nicht nur Honigbienen tummeln. Wespen fliegen herum, manche
Käfer, Fliegen, nicht zuletzt Hummeln und andere Wildbienen - von
denen es bei uns übrigens 560 verschiedene gibt.

Wildbienen bringen besseren Fruchtsatz - Das ist nicht nur
Beiwerk. Eine internationale Studie zeigte bereits 2013: Die
Bestäubervielfalt in Agrarlandschaften hat weltweit große Bedeutung.
Die Forscher untersuchten Äcker in 19 Ländern, von Kaffee- und
Kürbisplantagen in Indonesien bis hin zu Erdbeerfeldern und
Kirschbäumen in Südniedersachsen.

Wildlebende Insekten haben in allen untersuchten
 Anbausystemen einen positiven Effekt auf den Fruchtansatz.



Wildlebende Insekten hatten in allen Anbausystemen einen positiven
Effekt auf den Fruchtansatz. Eine größere Zahl von Honigbienen erzielt
diesen Effekt nur bei 14 Prozent der untersuchten Anbauten. Anders
gesagt: 100 Honigbienen plus 50 Wildbienen bestäuben ein Feld viel
effektiver als 150 Honigbienen. Wildlebende Insekten erreichen mit der
gleichen Zahl von Blütenbesuchen einen doppelt so hohen Fruchtansatz.

Nicht alleine auf Honigbienen verlassen - Pollenuntersuchungen
lassen vermuten, dass die höhere Effizienz der wildlebenden Insekten
nicht durch eine größere Menge, sondern durch eine bessere Qualität
der transportierten Pollen zustande kommt. Die gängige Praxis, gezielt
Honigbienen in Kulturen wie Raps, Erdbeeren, Äpfeln, Mandeln oder
Wassermelonen einzubringen, sichert demnach nur einen Grundertrag.

Wildlebende Insekten brauchen Nahrung und Nistplätze. Diese sind in
einer von industrieller Landwirtschaft geprägten Agrarlandschaft nicht
ausreichend vorhanden. Wir müssen uns also auch von daher Gedanken
darüber machen, wie wir wildlebende Insekten in Agrarlandschaften
fördern können. Es wäre riskant, sich bei der Bestäubung von
Nutzpflanzen alleine auf die vom Menschen gemanagten Honigbienen zu
verlassen.

Nahrungskonkurrenz zwischen Bienen - Ein Aspekt sollte noch
erwähnt werden: Was für Nutzpflanzen gilt, gilt noch mehr für
Wildpflanzen. Deren Bestäubung könnten die wildlebenden Insekten
locker alleine erledigen. Die Haltung von Honigbienen hat also nichts
mit Naturschutz zu tun, die Natur kommt ohne Honigbienen aus.

Unter Artenschutzgesichtspunkten kann eine zeitweise "Überflutung" von
Landschaften mit Honigbienen sogar problematisch sein. Sie nehmen den
anderen Arten schlicht die Nahrung weg, verdrängen dabei als
"Allesbeflieger" schlimmstenfalls hochspezialisierte Bestäuber, die
nur ganz bestimmte Pflanzenarten besuchen. In Naturschutzgebieten
haben Bienenstöcke daher nichts zu suchen, sie sollten deutlich
Abstand halten.



- Bei der "Insektensommer"-Aktion kann die Honigbiene als
"freifliegendes Nutztier" übrigens mitgezählt werden, als "Westliche
Honigbiene, Apis mellifera".

 * 
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RECHT/212: Gericht der Europäischen Union - Insektenschutz steht vor wirtschaftlichen Interessen (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 17. Mai 2018

EuG zum Neonikotinoide-Teilverbot: 

Insektenschutz steht vor wirtschaftlichen Interessen



Berlin, 17.05.2018 - Mit der heutigen Zurückweisung der Klage der
Agrochemiekonzerne Bayer und Syngenta hat das Gericht der Europäischen
Union (EuG) die Rechtmäßigkeit des 2013 von der EU-Kommission
verhängten Teilverbots für die drei Neonikotinoide Clothianidin,
Imidacloprid und Thiamethoxam bestätigt.

"Die vollumfängliche Zurückweisung der Herstellerklage gegen das
Teilverbot für die drei besonders insektenschädigenden Pestizide ist
ein vollumfänglicher Erfolg für Mensch und Natur! Mit dem Urteil hat
das EuG beispielgebend klargestellt, dass der Schutz unserer
Lebensgrundlagen über wirtschaftlichen Interessen steht", kommentiert
Kai Niebert, Präsident des Deutschen Naturschutzrings (DNR).

"Besonders begrüßenswert ist, dass sich das Gericht der Europäischen
Union ausdrücklich auf den Vorsorgegrundsatz bezieht und damit der
Rechtsauffassung deutlich widerspricht, dass Schäden oder schwere
Risiken erst eingetreten bzw. nachgewiesen werden müssen, um
gesetzliche Regelungen zu erlassen oder zu ändern. Damit ist der
heutige Tag nicht nur ein guter Tag für Biene und Co., sondern für
ganz Europa. Das Urteil stärkt die europäische Umweltgesetzgebung, die
auf dem Vorsorgeprinzip beruht", ergänzt Ilka Dege, DNR-Koordinatorin
für Agrar-, Natur- und Tierschutzpolitik.

In dem Urteil sieht Kai Niebert auch eine Bestätigung für die Deutsche
Bundesregierung, umgehend ein ambitioniertes
Insektenschutzschutzprogramm auf den Weg zu bringen, das sich an
seinem Maßnahmenkatalog messen lassen kann und nicht vor den
Lobbyinteressen der Agrarindustrie zurückstecken muss. "Erst heute hat
der Bayer Konzern erklärt, dass alle Beteiligten bereit sein müssten,
über den Tellerrand zu schauen und der Konzern kein Problem damit
hätte, sein Geschäftsmodell zu ändern. Das Urteil sollte dem Konzern
allen Grund geliefert haben, gleich heute damit zu beginnen oder das
grüne Mäntelchen eines ganz auf Nachhaltigkeit bedachten Unternehmens
in aller Ehrlichkeit abzulegen. Denn mit Klagen wie diesen stellt der
Konzern nicht nur den Willen des Gesetzgebers, sondern den von
Millionen Menschen in Europa infrage, die erwarten, dass Artenvielfalt
und Biodiversität gesetzlich geschützt werden - und nicht
Konzerninteressen. Gut, dass das Gericht der Europäischen Union das
mit Brief und Siegel bestätigt hat", so Niebert.



Der Deutsche Naturschutzring ist der Dachverband von 89 Natur-,
Tier- und Umweltschutzorganisationen, die zusammen elf Millionen
Menschen erreichen. Die unter dem Dach des DNR zusammengeschlossenen
Organisationen eint die Ziele, biologische Vielfalt und natürliche
Ressourcen zu schützen, den Klimawandel zu bekämpfen und für eine
nachhaltige und umweltgerechte Wirtschaftsweise einzutreten.



Die EuG-Pressemitteilung zum heutigen Urteil finden Sie hier:

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2018-05/cp180068de.pdf

 * 
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MASSNAHMEN/160: BUND fordert unabhängige Düngebehörde für Niedersachsen (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 17. Mai 2018

Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser 

BUND fordert unabhängige Düngebehörde in Niedersachsen



Mit der Düngeverordnung wurde ein Instrument geschaffen, um
Grundwasser, Flüsse, Seen und Meere vor gefährlichen
Nährstoffüberschüssen zu schützen. Doch die Verordnung nützt nur, wenn
sie konsequent umgesetzt wird. Wichtige Kontrollaufgaben erfüllt
hierbei die niedersächsische Düngebehörde mit Sitz in Oldenburg. Hier
steht in Kürze eine Neubesetzung an. Bislang entscheidet die
Landwirtschaftskammer mit ihren Gremien, wer die Düngebehörde leitet
und in ihr mitarbeitet. "Das ist ein untragbarer Zustand", sagt Heiner
Baumgarten, Vorsitzender des BUND Niedersachsen. Der BUND fordert eine
unabhängige Düngebehörde im Land.

"Die Düngebehörde muss strenge Kontrollen der landwirtschaftlichen
Betriebe durchführen und über Sanktionen entscheiden", betont
Baumgarten. "Betriebe, die den großen Anteil der Nährstoffüberschüsse
verursachen, müssen erhebliche Anstrengungen vollziehen, damit unser
Wasser von der Stickstoff- und Phosphorlast befreit werden. Das
erfordert harte Eingriffe in die Flächenbewirtschaftung." Die
notwendigen Gesetze müssten von unabhängiger Seite umgesetzt werden.
"Es darf keinen Einfluss seitens der landwirtschaftlichen
Selbstverwaltung und von Lobbyisten - also von Landwirtschaftskammer
oder Landvolk - geben", so der Landesvorsitzende.

Auf mehr als der Hälfte der Landesfläche in Niedersachsen ist das
Grundwasser durch zu viel Nitrat stark belastet. Das belegt der
aktuelle Nährstoffbericht des Niedersächsischen
Landwirtschaftsministeriums vom 28. März. Die Folgen sind dramatisch:
das Trinkwasser ist belastet, die Versorgung der Bevölkerung wird
zunehmend problematisch, die Aufbereitung teuer. "Der scheidende
bisherige Leiter der Düngebehörde, Franz Jansen-Minßen, hatte
entschieden daran mitgewirkt, den Nährstoffüberschuss in Niedersachsen
von 70.000 Tonnen Stickstoff in den Griff zu bekommen", stellt
Baumgarten fest. "Möchte die Landesregierung wieder gesellschaftliches
Vertrauen in die Landwirtschaft aufbauen, dann muss sie sich für die
Unabhängigkeit und Transparenz der Kontrollbehörden stark machen.
Daran sollte auch das Landvolk selbst Interesse haben." Die
Düngebehörde muss daher laut BUND zukünftig direkt einem Ministerium
unterstehen, und nicht wie bisher der Landwirtschaftskammer als
Interessenvertretung der Landwirte.

 * 
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STANDPUNKT/1006: Deutschland als Vorreiter für das trilaterale Wattenmeer? (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 17. Mai 2018

Deutschland jetzt Vorreiter für das trilaterale Wattenmeer? 

Verbände fordern verstärkten Wattenmeerschutz während deutscher
Präsidentschaft



Heute beginnt die 13. Regierungskonferenz zum Schutz des Wattenmeers.
Nach Unterzeichnung der Ministererklärung übernimmt Deutschland
turnusgemäß für vier Jahre den Vorsitz in der Trilateralen
Wattenmeerkooperation. Eine Chance, die es zu nutzen gilt, fordern
gemeinsam die Umweltverbände BUND, NABU, Niedersächsischer Heimatbund,
Schutzstation Wattenmeer, LBU Niedersachsen und der Mellumrat
anlässlich der Niederländisch-Deutsch-Dänischen Ministerkonferenz im
niederländischen Leeuwarden. Die Bundesregierung hat gemeinsam mit den
Küstenbundesländern nun die Verantwortung, den Erhalt des als
UNESCO-Weltnaturerbe anerkannten Lebensraums zu gewährleisten und den
Schutz zu verstärken. Vor allem Letzteres ist dringend notwendig, denn
das Wattenmeer ist immer mehr Eingriffen ausgesetzt.

"Seien es Sedimentumlagerungen durch Ausbaggerungen im Küstenbereich
und zur Vertiefung der Tideflüsse, die Auswirkungen der Fischerei, die
Störungen durch Schnellfähren und Wassersport, die Pipeline- und
Kabeltrassen oder die Einträge von Müll - diese Eingriffe stellen
wachsende Bedrohungen für diesen sensiblen Lebensraum dar", so die
Verbände. Ein Sedimentmanagement muss trilateral abgestimmt und
ökologisch verträglich ausgerichtet werden. Das gilt insbesondere für
das Küstengebiet zwischen Ems und Elbe unter Verzicht auf neuerliche
Flussvertiefungen. Auch eine naturverträgliche Anpassung der Küsten an
den Klimawandel muss in den kommenden Jahren umgesetzt werden.

Darüber hinaus ist die Regulierung der verschiedenen Fischereien im
Nationalpark eine große Herausforderung. Die naturverträgliche
Neuausrichtung der Krabbenfischerei könne ein beispielhafter Prozess
sein, wie Fischerei und Naturschutz sich auf eine
nationalparkverträgliche Fischerei einigen können, erläutern die
Verbände. Auch die Erweiterung des "besonders empfindlichen
Meeresgebietes" (Particularly Sensitive Sea Area, kurz PSSA) auf die
südliche Nordsee könnte das Risiko von Schiffshavarien vor dem
Wattenmeer vermindern helfen. Speziell im deutschen Bereich müsse der
Bund endlich die so genannte Befahrensregelung novellieren.

Die Umweltverbände erwarten von der Bundesregierung und den
norddeutschen Bundesländern, das geplante neue Partnerschaftszentrum
in Wilhelmshaven mit Schwung anzugehen. Das Zentrum soll die
internationale Adresse der Wattenmeerzusammenarbeit werden. Hier soll
länderübergreifend mit Partnern aus Wissenschaft, Tourismus und
anderen Wirtschaftskreisen, Naturschutzverbänden und Kommunen die
Arbeit für den langfristigen Erhalt und die Verbesserung des UNESCO-
Welterbes vorangetrieben werden. Die Gründung einer gemeinsamen
Stiftung, der "Wadden Sea Foundation", die in der Förderung trilateral
ausgerichteter Aktivitäten einen Schwerpunkt setzen soll, gilt dabei
als eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg des
Partnerschaftszentrums.

Die Umweltverbände begrüßen diese innovative Einrichtung und erklären
ihre Bereitschaft, sich in die Arbeit des Netzwerkknotens im
Partnerschaftszentrum einbringen zu wollen: "Hier sind nun Bund und
Länder gefordert, dafür personell wie finanziell gute Startbedingungen
zu schaffen, um die künftige erweiterte Zusammenarbeit zum Schutz des
Wattenmeers sowohl durch den staatlichen Naturschutz als auch
gemeinsam mit den Akteuren in der Region voranzubringen".

Diese Pressemitteilung wird unterstützt von 

- NaturFreunde Niedersachsen 

- Naturschutzverband Niedersachsen (NVN)

- Wissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft für Natur- und Umweltschutz
Jever (WAU)

 * 
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STELLUNGNAHME/483: Klage der EU-Kommission wegen zu hoher NO2-Werte (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Kommentar vom 17.
Mai 2018

Klage der EU-Kommission wegen zu hoher NO2-Werte: Bundesregierung
muss kurzfristig wirksame Maßnahmen ergreifen um Strafzahlungen zu
vermeiden



BUND-Kommentar vom 17. Mai 2018

Anlässlich der heute bekannt gewordenen Klage der EU-Kommission gegen
die Bundesrepublik Deutschland wegen der dauerhaften Überschreitung
der gesetzlichen NO2-Grenzwerte forderte Hubert Weiger, Vorsitzender
des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die Klage der EU-Kommission zeigt klar, dass die bislang von der
Bundesregierung angekündigten Maßnahmen bei weitem nicht ausreichen,
unsere Luft in absehbarer Zeit sauberer zu machen und die Grenzwerte
der Luftbelastung mit Stickstoffdioxiden (NO2) einzuhalten. Trotz
einer Reihe von Briefen und Gesprächen konnte die Bundesregierung die
EU-Kommission nicht überzeugen, dass diese Maßnahmen geeignet sind,
die NO2-Werte in den betroffenen deutschen Städten möglichst schnell
zu senken.

Auch im dritten Jahr des Dieselskandals sind die Regierungspolitiker
offenbar noch immer nicht gewillt, kurzfristig wirksame Maßnahme zu
ergreifen und stellen sich weiter schützend vor die Autoindustrie und
ihre Gewinne. Die im Rahmen des 'Sofortprogramms Saubere Luft
2017-2020' angekündigten Maßnahmen werden bestenfalls mittel- oder
langfristige Reduktionen bringen. Für eine schnelle Verbesserung der
Luft muss endlich die blaue Plakette eingeführt werden. Gleichzeitig
ist es notwendig die Autoindustrie zu verpflichten, Diesel-PKW der
Euro-5-Norm auf ihre Kosten mit Systemen zur Abgasreinigung
nachzurüsten. Ohne solche Maßnahmen wird die Einhaltung der seit 2010
verbindlich geltenden, gesetzlichen NO2-Grenzwerte weiter verschoben
und die drohenden Strafzahlungen billigend in Kauf genommen."

Weitere Informationen finden Sie unter:

www.bund.net/mobilitaet/schadstoffe/stickoxide/


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. 

Freunde der Erde Deutschland

Bundesverband
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aus den Landesverbänden

Hamburgs Luftreinhalteplan reicht nicht aus

Klage der EU-Kommission wegen hoher NO2-Werte zeigt, dass weitere
Maßnahmen erforderlich sind / Hamburg muss von der Bundesregierung
Blaue Plakette einfordern

Anlässlich der heute bekannt gewordenen Klage der EU-Kommission gegen
die Bundesrepublik Deutschland fordert der BUND Hamburg, dass die
dauerhafte Überschreitung der gesetzlichen NO2-Grenzwerte endlich ein
Ende haben muss. "Die Klage zeigt, dass sowohl die bundesweiten als
auch die Hamburger Maßnahmen nicht ausreichen, um die gesetzlichen
NO2-Grenzwerte in absehbarer Zeit einzuhalten", sagt
BUND-Landesgeschäftsführer Manfred Braasch. Hamburg sei explizit in
der Klageschrift erwähnt. Der erst im vergangenen Sommer in Kraft
getretene Luftreinhalteplan habe die Kommission offensichtlich nicht
überzeugt.

"Hamburg muss endlich erkennen, dass die Strategie, auf eine saubere
Dieseltechnik zu warten, nicht aufgegangen ist. Jetzt hilft es nur
noch, alle Diesel-Fahrzeuge, die die gesetzlich vorgeschriebenen
Abgaswerte nicht einhalten, aus der Stadt zu verbannen - und zwar
großräumig", so Manfred Braasch. Anders sei die Forderung des
Hamburger Verwaltungsgerichts, die Bevölkerung "schnellstmöglich" vor
gesundheitsschädlichen Stickoxiden zu schützen" nicht zu erfüllen.

Der BUND schlägt dazu eine Umweltzone innerhalb des Ring 2 zuzüglich
der Kernbereiche von Harburg und Bergedorf vor, in der nur Fahrzeuge
mit den gesetzlich zulässigen Stickoxidemissionen fahren dürfen.
Voraussetzung dafür sei die Einführung einer neuen, "blauen" Plakette,
auf Bundesebene. "Bürgermeister Peter Tschentscher und
Wirtschaftssenator Horch müssen ihre Blockadehaltung aufgeben und sich
in Berlin klar für die Einführung der blauen Plakette und gleichzeitig
für Hardwarenachrüstungen für Euro-5-Diesel-Pkw auf Kosten der
Hersteller einsetzen", fordert Manfred Braasch.

Nach der Klage der EU-Kommission gegen die Bundesrepublik Deutschland
will der BUND Hamburg neuen Druck in Richtung weiterer Fahrverbote in
der Hansestadt aufbauen. Der Umweltverband wird dafür zunächst die
ausführliche Begründung des Bundesverwaltungsgerichts-Urteils zu
Diesel-Fahrverboten abwarten. Sollten sich daraus Chancen für eine
schnellere Durchsetzung weiterer Maßnahmen in Hamburg ergeben, will
der BUND auch eine erneute Klage vor dem Hamburger Verwaltungsgericht
nicht ausschließen.




Die Pressemeldung der EU-Kommission finden Sie unter

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-3450_en.htm
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BUND Baden-Württemberg

BUND-Kommentar zur

Klage der EU-Kommission gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen der
dauerhaften Überschreitung der gesetzlichen NO2-Grenzwerte

"Die Klage der EU-Kommission zeigt klar: Die von der Bundesregierung
angekündigten Maßnahmen reichen nicht aus, damit unsere Luft in
absehbarer Zeit sauberer wird und damit die
Stickstoffdioxid-Grenzwerte endlich eingehalten werden", so die
Landesgeschäftsführerin des BUND in Baden-Württemberg Sylvia
Pilarsky-Grosch.

Der BUND Baden-Württemberg fordert nun von der grün-schwarzen
Landesregierung, dass sie umgehend Fahrverbote für ältere
Dieselfahrzeuge in der Landeshauptstadt Stuttgart einführt. "Mit den
längst überfälligen Fahrverboten, würde nach wochenlangem Taktieren
und Verzögern vonseiten der Landesregierung das höchstrichterliche
Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes Leipzig vom 27. Februar
umgesetzt." Fahrverbote sollen nach Landesverkehrsminister Herrmann
nicht vor September 2019 kommen. "So lange sind die Bürger*innen und
Bürger dann weiter ungeschützt schlechter Luft ausgesetzt" sagt
Pilarsky-Grosch.

Darüber hinaus muss die Nahverkehrsabgabe endlich voran getrieben
werden, so der Umweltschutzverband. Es soll attraktiver sein, mit den
Öffentlichen Verkehrsmitteln in die Landeshauptstadt zu kommen, als
mit dem Auto.


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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BUND Schleswig-Holstein

Stickstoffdioxid-Klage: Landesregierung muss liefern

Nach Einreichung der Klage durch die EU-Kommission wegen zu hoher
NO2-Werte fordert der BUND von Ministerpräsident Günther mehr Einsatz
bei der Bundesregierung für wirksame Reduktionsmaßnahmen. Die
Landesregierung müsse endlich liefern. Dies beinhalte auch eine
schnelle Reduktion der Fahrzeugzahlen im belasteten Kiel.

Anlässlich der heute bekanntgewordenen Klage der EU-Kommission gegen
die Bundesrepublik Deutschland wegen der dauerhaften Überschreitung
der gesetzlichen NO2-Grenzwerte fordert die Mobilitätsreferentin des
BUND Schleswig-Holstein, Kirsten Kock, dass endlich gehandelt werden
müsse. "Die bislang angekündigten Maßnahmen reichen nicht aus, um die
gesetzlichen NO2-Grenzwerte in allen betroffenen Städten in absehbarer
Zeit einzuhalten. Das gilt auch für Kiel", sagte Kock.
"Ministerpräsident Daniel Günther muss von Kanzlerin Merkel und
Verkehrsminister Scheuer wirksame Maßnahmen zur schnellen
Stickoxid-Reduktion einfordern. Die im Rahmen des 'Sofortprogramms
Saubere Luft 2017-2020' angekündigten Maßnahmen werden bestenfalls
mittel- oder langfristige Reduktionen bringen. Zur kurzfristigen
Entlastung der Bürger*innen reichen diese nicht."

Diese Auffassung scheint auch in Brüssel geteilt zu werden. Trotz
einer Reihe von Briefen und Besuchen konnte die Bundesregierung die
EU-Kommission nicht davon überzeugen, dass die angekündigten Maßnahmen
dazu geeignet sind, den Zeitraum bis zur Einhaltung der NO2-Grenzwerte
so kurz wie möglich zu halten.

"Auch im dritten Jahr des Dieselskandals ist die Bundesregierung
offenbar noch immer nicht gewillt, kurzfristig wirksame Maßnahmen zu
ergreifen und stellt sich weiter schützend vor die Autoindustrie",
erklärt BUND-Landesvorsitzende Claudia Bielfeldt. "Deshalb muss sich
auch Umweltminister Robert Habeck in Berlin weiter klar für die
Einführung der blauen Plakette und gleichzeitige Hardwarenachrüstungen
für Euro 5 Diesel-Pkw auf Kosten der Hersteller einsetzen. Ohne solche
Maßnahmen wird die Einhaltung der seit 2010 verbindlich geltenden,
gesetzlichen NO2-Grenzwerte auf den Sankt Nimmerleinstag verschoben",
so Bielfeldt weiter.

Wenn Fahrverbote für Kiel noch abgewendet werden sollen, braucht es
nach Meinung des BUND wirklich wirksame Maßnahmen, um die Zahl der
Fahrzeuge, insbesondere auf dem Theodor-Heuss-Ring, deutlich zu
reduzieren. Dies könnte eine City-Maut oder eine drastisch
ausgeweitete integrierte Parkraumbewirtschaftung sein. "Wird das
Parken etwa auf maximal zwei oder drei Stunden begrenzt, dann reicht
das für die Kunden des Kieler Einzelhandels völlig aus. Die
Pendlerströme können so aber auf den öffentlichen Nahverkehr
umgeleitet werden", so Kock abschließend. 


BUND Landesverband Schleswig-Holstein

Lorentzendamm Nr. 16, 24103 Kiel

Tel.: 0431/66060-0, Fax: 0431/66060-33

E-mail: bund-sh@bund-sh.de

Internet: www.bund-sh.de
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STELLUNGNAHME/482: Schwacher Vorschlag zur Einführung von CO2-Grenzwerten für Lkw (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 17. Mai
2018

NABU kritisiert 
schwachen Vorschlag zur Einführung von CO2-Grenzwerten für Lkw

Miller: Kein nennenswerter Beitrag zu nationalen Klimaschutzzielen



Brüssel/Berlin - Der NABU kritisiert den am heutigen Donnerstag von
der Europäischen Kommission vorgelegten Vorschlag zur Einführung von
CO2-Grenzwerten für Lkw als unzureichend. Zwar lobte der Umweltverband
den grundsätzlichen Ansatz, künftig gesetzliche Vorgaben zur Minderung
des Kraftstoffverbrauchs von Lkw zu erlassen, um so die dringend
nötige Dekarbonisierung des Straßengüterverkehrs voranzutreiben.
Allerdings sei der jetzt vorgelegte Entwurf kaum geeignet, Lkw rasch
deutlich effizienter zu machen und flächendeckend innovative,
klimaschonende Technologien auf den Markt zu bringen. Der NABU sieht
jetzt die Bundesregierung in der Pflicht, sich in Brüssel für
strengere Verbrauchsgrenzwerte, aber auch verbindliche Quoten für
besonders emissionsarme Fahrzeuge einzusetzen.

NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller: "Der heute vorgestellte
Gesetzentwurf leistet keinen nennenswerten Beitrag zum Erreichen der
deutschen Klimaziele. Er schreibt allenfalls die minimalen
Effizienzsteigerungen der vergangenen Jahre fort, die durch höhere
Motorleistung und ein massives Wachstum des Straßengüterverkehrs
aufgezehrt werden. Die Bundesregierung muss in Brüssel dringend auf
Nachbesserungen drängen, wenn sie es mit den Klimazielen ernst meint.
Ansonsten gerät Bundesverkehrsminister Scheuer in Erklärungsnot, wie
der Straßengüterverkehr seine Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2030
um rund 40 Prozent mindern will." Bereits der parallel diskutierte
Vorschlag zur Weiterentwicklung der CO2-Grenzwerte für Pkw sei völlig
unzureichend. Dabei werde übersehen, dass lasche Verbrauchsvorgaben
immer auch den Druck erhöhten, auf nationaler Ebene mit umfangreichen
und vor allem unpopulären Maßnahmen gegenzusteuern. Hier stünden die
Erfolgsaussichten jedoch noch einmal deutlich schlechter, da mit
erheblichem politischen Gegenwind zu rechnen sei.

NABU-Verkehrsexperte Daniel Rieger: "Bereits mit heutigen Technologien
sind beim Lkw Effizienzsteigerungen von rund 40 Prozent möglich. Hinzu
kommen die Möglichkeiten der Elektrifizierung. Warum dieses Potenzial
angesichts der enormen Herausforderungen im Zuge der Dekarbonisierung
des Verkehrssektors nicht abgerufen wird, bleibt unverständlich."
Schließlich handele es sich um eine Win-Win-Situation: Nicht nur das
Klima, auch Spediteure und Verlader und selbst die Fahrzeugindustrie
profitiere vom reduzierten Kraftstoffverbrauch. Das zeige nicht
zuletzt der gemeinsame Appell von Unternehmen aus Logistik und Handel,
die sich kürzlich gemeinsam für ambitionierte CO2-Grenzwerte für Lkw
ausgesprochen hätten. Gleichzeitig erhalte die europäische
Fahrzeugindustrie Planungssicherheit und müsse ihre Anstrengungen im
Bereich der Entwicklung von Effizienztechnologien und alternativen
Antrieben verstärken, um dauerhaft auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig
zu bleiben und Arbeitsplätze zu sichern. Alle anderen zentralen
Fahrzeugmärkte hätten ohnehin längst Verbrauchsvorgaben für Lkw
eingeführt. "Im gegenwärtigen Stadium ist die Grenzwertverordnung
daher kein großer Wurf, sondern eine verspätete Reaktion auf globale
Entwicklungen", so Rieger.

Mehr Infos unter www.NABU.de/verkehr
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MELDUNG/153: BUND-Gewässerreport - Hamburgs Gewässer in keinem guten Zustand (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 16. Mai 2018

BUND: Hamburgs Gewässer in keinem guten Zustand

BUND legt bundesweiten Bericht zum Zustand der Gewässer in Deutschland
vor



Berlin/Hamburg: Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
hat heute einen bundesweiten Gewässerreport veröffentlicht. Darin
wertet der Verband aus, inwieweit Deutschland seiner Verpflichtung aus
der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) nachkommt, bis 2015,
allerspätestens aber bis zum Jahr 2027, alle Gewässer in einen "guten
Zustand" zu bringen. "Dieser Verantwortung wird Deutschland bisher
nicht gerecht und auch in Hamburg befinden sich die Gewässer noch weit
von einem guten Zustand entfernt", sagt Manfred Braasch,
Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Entsprechend den Vorgaben der Richtlinie werden auf Hamburger Gebiet
33 Oberflächengewässer (Fließgewässer und Seen) betrachtet. Obwohl die
Vorgaben aus Brüssel bereits seit dem Jahr 2000 gelten, weist bislang
keines der Gewässer die Einstufung "guter Zustand" auf und bei keinem
einzigen Gewässer der Stadt hat sich die Zustandsklasse verbessert.
Fast alle Hamburger Gewässer befinden sich in der Kategorie "mäßig",
die Untere Bille gilt als "unbefriedigend" und die Alte Süderelbe als
"schlecht".

Zwar gibt es an der Alster, an der der BUND Hamburg gemeinsam mit dem
NABU und der Aktion Fischotterschutz aktiv ist, erste Erfolge. Die
Stadt muss ihre Anstrengungen jedoch insbesondere im Bereich der
Durchgängigkeit der Gewässer, des Schadstoffeintrags und
Strukturvielfalt verstärken.

Auch beim Grundwasser sieht es nicht gut aus. Von den sieben
Hauptgrundwasserleitern der Stadt befinden sich fünf in einem
schlechten Zustand. Die problematischen Einträge wie etwa Nitrat
stammen allerdings überwiegend aus den Nachbarländern 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen.

"Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie ist ein gutes Instrument, doch
in Hamburg wird die vorgegebene Verbesserungspflicht noch immer nicht
ernst genommen. Die Hansestadt ist vom Wasser geprägt. Senat und
Bezirke wären gut beraten, diesen Schatz nicht nur zu bewahren,
sondern im Sinne der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie zu
entwickeln", so Manfred Braasch.



Link zum Gewässerreport: https://www.bund.net/fluesse-gewaesser/gewaesserreport/
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